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108. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 14. Juni 2023

Beginn: 13.00 Uhr

Präsidentin Bärbel Bas:
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich wünsche Ihnen allen einen schönen 
Tag. Die Sitzung ist eröffnet.

Interfraktionell ist vereinbart worden, die Tagesord-
nung um die in der Zusatzpunkteliste aufgeführten 
Punkte zu erweitern: 

ZP 1 Aktuelle Stunde
auf Verlangen der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Die Zerstörung des Kachowka-Staudamms in 
der Ukraine und die Folgen

ZP 2 Erste Beratung des von den Abgeordneten Martin 
Reichardt, Mariana Iris Harder-Kühnel, Thomas 
Ehrhorn, weiteren Abgeordneten und der Frak-
tion der AfD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Erhöhung der besonderen Zu-
wendung für Opfer kommunistischer Gewalt-
herrschaft in der Sowjetischen Besatzungs-
zone und der DDR im Zeitraum vom 8. Mai 
1945 bis zum 2. Oktober 1990

Drucksache 20/7187
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Kultur und Medien

ZP 3 Beratung des Antrags der Fraktion der AfD

Aus dem Fall Lina E. lernen – ‚RADAR-linksʼ 
für linksextremistische Gewalttäter einführen

Drucksache 20/…
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss

ZP 4 Weitere Überweisungen im vereinfachten Ver-
fahren
(Ergänzung zu TOP 28)

a) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU
Für verbesserte Versorgungs- und Be-
handlungsmöglichkeiten von Lipödem- 
Betroffenen

Drucksache 20/7193
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Petitionsausschuss 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung 
Ausschuss für Digitales 
Haushaltsausschuss

b) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU
Notfallversorgung in Deutschland weiter-
entwickeln und Zugang zu Notfallambu-
lanzen gezielter steuern

Drucksache 20/7194
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz 
Ausschuss für Digitales 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und 
Kommunen 
Haushaltsausschuss

ZP 5 Aktuelle Stunde
auf Verlangen der Fraktion der CDU/CSU
Den zunehmenden Medikamentenmangel be-
seitigen – Ursachen bekämpfen, Gefahren ab-
wenden und kurzfristige Abhilfe schaffen

ZP 6 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wohnen, Stadtent-
wicklung, Bauwesen und Kommunen (24. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten Marc 
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Bernhard, Roger Beckamp, Sebastian 
Münzenmaier, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD

Grüne Inflation und CO2-Besteuerung been-
den – Wohnen wieder bezahlbar machen

Drucksachen 20/3945, 20/6895

ZP 7 Zweite und dritte Beratung des von der Fraktion 
der CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines 
Sechsten Gesetzes zur Änderung des Europa-
wahlgesetzes

Drucksache 20/4046
Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Inneres und Heimat (4. Ausschuss)
Drucksache 20/…

ZP 8 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Bevölkerungsstatistikge-
setzes, des Infektionsschutzgesetzes und per-
sonenstands- und dienstrechtlicher Regelun-
gen

Drucksache 20/6436
Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Inneres und Heimat (4. Ausschuss)
Drucksache 20/…

ZP 9 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Kennzeichnung von Lebensmitteln mit der 
Haltungsform der Tiere, von denen die Le-
bensmittel gewonnen wurden (Tierhaltungs-
kennzeichnungsgesetz – TierHaltKennzG)

Drucksache 20/4822
Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Ernährung und Landwirtschaft (10. Aus-
schuss)
Drucksache 20/6498

ZP 10 Zweite und dritte Beratung des von den Fraktio-
nen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Er-
leichterung der baulichen Anpassung von 
Tierhaltungsanlagen an die Anforderungen 
des Tierhaltungskennzeichnungsgesetzes

Drucksache 20/6422
Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen 
und Kommunen (24. Ausschuss)
Drucksache 20/…

ZP 11 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Ernährung und Land-
wirtschaft (10. Ausschuss) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Stephan Protschka, Peter Felser, 
Bernd Schattner, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD

Eine transparente Herkunftskennzeichnung 
als Voraussetzung für eine freie und mündige 
Kaufentscheidung

Drucksachen 20/4889 , 20/5429

ZP 12 Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Bundeshaushalt für 2024 vorlegen – Haus-
haltskrise abwenden

Drucksache 20/7192

ZP 13 Aktuelle Stunde
auf Verlangen der Fraktion DIE LINKE
Reform des Gemeinsamen Europäischen Asyl-
systems stoppen – Recht auf Asyl in der EU 
verteidigen

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden.

Tagesordnungspunkt 10 b und c sowie die Tagesord-
nungspunkte 18 und 22 werden abgesetzt. 

Die weiteren Änderungen und Ergänzungen sowie den 
geänderten Ablauf der Beratungen im Übrigen können 
Sie der Zusatzpunkteliste entnehmen.

Ich mache schließlich auf mehrere nachträgliche 
Überweisungen im Anhang zur Zusatzpunkteliste auf-
merksam: 

Der am 25. Mai 2023 (106. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Aus-
schuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen-
abschätzung (18. Ausschuss) zur Mitberatung überwie-
sen werden:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Steige-
rung der Energieeffizienz und zur Änderung 
des Energiedienstleistungsgesetzes
Drucksache 20/6872
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Digitales 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Der am 27. April 2023 (100. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Aus-
schuss für Ernährung und Landwirtschaft (10. Ausschuss) 
zur Mitberatung überwiesen werden:

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Um-
setzung der Richtlinie (EU) 2020/1828 über 
Verbandsklagen zum Schutz der Kollektiv-
interessen der Verbraucher und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2009/22/EG (Verbandskla-
genrichtlinienumsetzungsgesetz – VRUG)
Drucksachen 20/6520, 20/6878
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Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Digitales

Der am 12. Mai 2023 (104. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Antrag soll zusätzlich dem Ausschuss für 
Ernährung und Landwirtschaft (10. Ausschuss) zur Mit-
beratung überwiesen werden:

Beratung des Antrags der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP

Für starke Quartiere, ein attraktives Lebens-
umfeld und ein gutes Leben in der Nachbar-
schaft – Die Städtebauförderung

Drucksache 20/6711
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Sportausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Ausschuss für Digitales 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Haushaltsausschuss

Der am 28. April 2023 (101. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Aus-
schuss für Ernährung und Landwirtschaft (10. Ausschuss) 
zur Mitberatung überwiesen werden:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Stär-
kung der Aus- und Weiterbildungsförderung

Drucksache 20/6518
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuss für Tourismus 
Ausschuss für Digitales 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Der am 27. April 2023 (100. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Aus-
schuss für Ernährung und Landwirtschaft (10. Ausschuss) 
zur Mitberatung überwiesen werden:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Weiter-
entwicklung der Fachkräfteeinwanderung

Drucksache 20/6500
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuss für Tourismus 

Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Digitales 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Sind Sie damit einverstanden? – Ich sehe zumindest 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Vor Eintritt in die Tagesordnung komme ich auf die 
letzte Sitzung zurück. Ich habe in der letzten Sitzung 
dem Abgeordneten Martin Sichert aus der AfD-Fraktion 
wegen der Verwendung des Begriffs „SED-Kader“ einen 
Ordnungsruf erteilt, dem ich aufgrund seines Einspruchs 
abhelfe.

Bei der Gelegenheit will ich aber sagen: Was nicht sein 
sollte, ist, dass während der Einspruchsfrist Kritik über 
Pressemitteilungen und Social Media an der Präsidentin 
geübt wird, solange die Ordnungsmaßnahme noch nicht 
abgeschlossen ist.

Unabhängig davon möchte ich noch mal den Appell an 
alle richten, dass wir davon absehen sollten, in der Person 
über Lebensläufe Kritik an den Kolleginnen und Kolle-
gen zu äußern. Denn unsere Aufgabe ist hier, die Debat-
ten in der Sache zu führen, und das auch gerne hart und 
zugespitzt. Darauf möchte ich alle noch mal hinweisen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN)

Jetzt komme ich zur Tagesordnung und rufe Tagesord-
nungspunkt 1 auf:

Befragung der Bundesregierung
Die Bundesregierung hat für die heutige Befragung 

den Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft, 
Herrn Cem Özdemir , sowie die Bundesministerin für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Frau Lisa Paus, 
benannt, die nun nacheinander die Gelegenheit haben, 
ihre einleitenden Berichte abzugeben.

Das Wort hat zuerst der Bundesminister für Ernährung 
und Landwirtschaft, Herr Cem Özdemir .

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine Damen! Meine Herren! Als Bundesminister für 
Ernährung und Landwirtschaft bin ich drei konkreten 
Zielen gegenüber verpflichtet:

Erstens geht es darum, dass die Menschen in unserem 
Land Zugang zu hochwertigen Lebensmitteln haben, und 
zwar unabhängig von ihrem Geldbeutel und unabhängig 
von ihrer Herkunft.

Zweitens sollen die Landwirtinnen und Landwirte 
heute und morgen gut von ihrer – ich unterstreiche das – 
systemrelevanten Arbeit leben können und dafür auch die 
Wertschätzung erfahren, die sie verdienen.

Drittens müssen wir unsere Lebensgrundlagen, wie die 
Biodiversität, Tiere, Klima, Boden, Wasser und Luft, 
schützen, damit wir sie auch übermorgen noch nutzen 
können.
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Diesen Zielen müssen wir alle miteinander gerecht 
werden, damit unsere Landwirtschaft krisenfester wird, 
und zwar immer eben auch mit dem Blick auf die Ernte in 
10, 20 oder 50 Jahren. Genau daran arbeitet diese Bun-
desregierung von Anfang an in einem Umfeld, das, wie 
Sie wissen, von Krisen geprägt ist.

Krisen führen zu Knappheiten. Deshalb ist eine Land-
wirtschaft, die Wasser, Dünger und Energie effizient 
nutzt, immer auch weniger anfällig für Krisen. Darum 
arbeiten wir daran, unabhängiger von Mineraldünger-
importen zu werden und unsere heimische Kreislaufwirt-
schaft zu stärken. Deshalb passen wir das Düngerecht an, 
auch um den schonenden Umgang mit Wasser und mit 
Böden zu fördern. Aus dem gleichen Grund arbeiten wir 
an der Reduzierung des Pestizideinsatzes und am Ende 
von Glyphosat.

Eine Landwirtschaft, die unsere natürlichen Ressour-
cen schonend nutzt und Biodiversität schützt, ist auch 
weniger anfällig für die Folgen der Klimakrise. Deshalb 
arbeiten wir daran, das Ziel von 30 Prozent Ökolandbau 
bis 2030 zu erreichen. Wir bauen die Tierhaltung um, um 
weniger Tiere besser zu halten. Dafür stellen wir als Bund 
in dieser Legislaturperiode so viele finanzielle Mittel be-
reit wie noch keine Bundesregierung zuvor.

Im selben Atemzug setzen wir auf pflanzliche Protein-
quellen, die wir als wertvollen Teil einer gesunden Er-
nährung über unsere Ernährungsstrategie stärken wollen. 
Mit unserer Eiweißpflanzenstrategie machen wir uns un-
abhängiger von Importen und damit auch krisenfester. 
Krisenfester werden wir auch, indem wir moderne 
Technologien im Stall, auf dem Acker und auf dem 
Feld nutzen. Deshalb investieren wir in digitale Experi-
mentierfelder, in künstliche Intelligenz und den Ausbau 
der digitalen Infrastruktur.

All das geschieht mit dem Ziel, sowohl heutige als 
auch künftige Risiken zu minimieren und die Effizienz 
der Landwirtschaft zu steigern. Krisenfester – das heißt 
auch, auf Zusammenhalt und Austausch zu setzen. Aus 
diesem Grund stärken wir den ökologischen Landbau und 
machen gleichzeitig die konventionelle Landwirtschaft 
nachhaltiger. Beide Wirtschaftsweisen können voneinan-
der lernen und gemeinsam besser werden.

So schaffen wir es auch, ertragssichere Landwirtschaft 
auf Dauer mit einem wirkungsvollen Natur-, Umwelt- 
und Klimaschutz zu verbinden. Deshalb investieren wir 
auch in den Umbau unserer Wälder und den Schutz un-
serer Moore; beides sind wichtige Verbündete im Kampf 
gegen die Klimakrise.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, krisenfester 
wird unsere Landwirtschaft nur, wenn wir die entschei-
denden Weichenstellungen konstruktiv gemeinsam vor-
nehmen. Unsere Landwirte sind veränderungsbereit, aber 
sie brauchen verlässliche Perspektiven, die diese Ver-
änderungsbereitschaft auch würdigen. Das sind wir ihnen 
schuldig. Denn vergessen wir mal nicht: Sie ernähren uns 
Tag für Tag.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Vielen Dank. – Das Wort für den zweiten einleitenden 

Bericht hat nun die Bundesministerin für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend, Frau Lisa Paus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr geehrte Zuschauende! Ich bin nun seit gut einem 
Jahr im Amt. In dieser Zeit hat mein Haus verschiedenste 
Initiativen auf den Weg gebracht, die eindeutig die Hand-
schrift der Ampelkoalition tragen.

Auf drei Dinge möchte ich eingehen:
Als Erstes ist mir die Kindergrundsicherung besonders 

wichtig; denn sie ist ein echter Systemwechsel.
(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Wo ist die denn?)

Durch sie erhalten Familien künftig die Leistungen, auf 
die sie einen Anspruch haben. Mit der Kindergrundsiche-
rung sorgen wir endlich dafür, dass es armen Kindern 
besser geht,

(Heidi Reichinnek [DIE LINKE]: Seit wann?)
dass wir verdeckte Armut identifizieren und beheben und 
dass alle Familien es einfacher haben und sorgenfreier 
leben können.

Diese Bundesregierung macht endlich ernst damit, 
Kinderarmut in diesem Land spürbar zurückzudrängen. 
Wir schließen damit eine klaffende Gerechtigkeitslücke, 
und wir wirken damit auch der Polarisierung im Land 
entgegen. Die Kindergrundsicherung ist eine Investition 
in die Zukunft und in den gesellschaftlichen Zusammen-
halt. An Kindern darf nicht gespart werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Damit Familien in diesem Land gut leben können, 
investiert der Bund auch 4 Milliarden Euro in die Kita-
qualität und 3 Milliarden Euro in den Ganztagsausbau für 
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie und für gleiche 
Chancen für alle Kinder von Anfang an mit einer guten 
frühkindlichen Bildung.

Zweitens ist mir wichtig: Menschen in diesem Land 
müssen ohne Angst vor Gewalt leben können. Doch Ge-
walt speziell gegen Frauen ist immer noch weit verbreitet. 
Es gibt sie in allen Schichten, in allen Milieus. Das zeigen 
auch die vielen täglichen Anrufe beim Hilfetelefon „Ge-
walt gegen Frauen“, 116 016. Deshalb arbeiten wir der-
zeit an einem Gesetz, das den Anspruch auf Schutz vor 
Gewalt und Beratung ausformuliert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Und lassen Sie mich noch ein Wort zu den Vorwürfen 
um die Band Rammstein sagen: Sie müssen aufgeklärt 
werden. Gerade junge Menschen sollten bei Konzerten 
besser geschützt werden, beispielsweise durch soge-
nannte Awareness-Teams vor Ort. Ich freue mich, dass 
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der Bundesverband der Konzert- und Veranstaltungswirt-
schaft seine Bereitschaft erklärt hat, das Bündnis gegen 
Sexismus zu unterstützen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und des Abg. Thomas Lutze [DIE 
LINKE])

Drittens arbeitet mein Haus als Gesellschaftsministe-
rium an einer Strategie gegen Einsamkeit. Einsamkeit ist 
ein Phänomen, das sich in unserer Gesellschaft, das sich 
insgesamt in hochentwickelten Gesellschaften stark ver-
breitet. Um ein Bewusstsein dafür zu schaffen, haben wir 
bereits im vergangenen Jahr eine Sensibilisierungskam-
pagne gestartet, und in dieser Woche findet eine Aktions-
woche gegen Einsamkeit statt. Beteiligung und Engage-
ment sind wichtige Schlüssel, um gegen Einsamkeit 
vorzugehen. Ich bin überzeugt: Auch das hat entschei-
dende demokratiestärkende Aspekte. Und das sollte ei-
gentlich uns allen in diesem Hohen Haus der Demokratie 
wichtig sein.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Vielen Dank. – Ich bin schon sehr begeistert, weil die 

Zeiten eingehalten wurden. Und das soll auch der zarte 
Hinweis für die jetzt kommende Befragung sein, dass 
sich sowohl die Fragestellerinnen und Fragesteller als 
auch die beiden Regierungsmitglieder an die vorgegebe-
nen Zeiten halten.

Zuerst hat das Wort zu den beiden Berichten und zu 
den Geschäftsbereichen der beiden anwesenden Mitglie-
der der Bundesregierung der Kollege Christoph de Vries.

Christoph de Vries (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, nur 

eine Vorbemerkung. Ich fände es gut, wenn es zu den 
vielen wichtigen Themen, die Sie angesprochen haben, 
nicht nur Koalitionsdebatten gäbe, sondern wenn endlich 
mal irgendein Vorschlag auch diesem Parlament hier vor-
gelegt werden würde.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Aber zu meinem Thema. Im Koalitionsvertrag haben 

Sie geschrieben: „Wir wollen Prävention und Kinder-
schutz stärken“. Und in Ihrer letzten Regierungsbefra-
gung, am 28. September, haben Sie gesagt: „Für mich 
hat der Kinderschutz oberste Priorität.“ Ich frage Sie 
heute, neun Monate später: Was haben Sie seitdem unter-
nommen, um den Kinderschutz in Deutschland ganz kon-
kret zu stärken? Und wann wird die Bundesregierung 
endlich auch einen Gesetzentwurf zur Speicherung von 
IP-Adressen vorlegen, um sexuellen Kindesmissbrauch 
zu bekämpfen, so wie das ja auch die Unabhängige Be-
auftragte für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs, 
Frau Claus, und auch alle Kinderschutzorganisationen 
in Deutschland ausdrücklich unterstützen?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Frau Ministerin.

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Sehr geehrter Abgeordneter, Sie haben völlig recht: 
Der Kinderschutz ist sehr wichtig, und er ist mir auch 
persönlich ein sehr, sehr großes Anliegen. Deswegen ha-
ben wir bereits im vergangenen Jahre die Kampagne 
„Schieb den Gedanken nicht weg!“ gestartet. Ich glaube, 
sie ist tatsächlich sehr breit wahrgenommen worden und 
hat dafür sensibilisiert, dass wir alle in der Verantwortung 
sind, unsere Augen und Ohren offen zu halten und ent-
sprechend tätig zu werden, wenn wir in unserem Umfeld 
etwas mitbekommen.

Aber es geht nicht nur um eine einfache Kampagne, 
sondern wir arbeiten mit Hochdruck auch an einem Ge-
setz zur Stärkung des Amtes der Unabhängigen Beauf-
tragten, aber auch von all dem, was damit zusammen-
hängt. Wir sind sehr, sehr weit. Wir gehen davon aus, 
dass wir jetzt auch sehr zügig in die Ressortabstimmung 
zu diesem Gesetz kommen können.

Zum Thema Kinderschutz im Netz. Auch das ist der 
Bundesregierung ein sehr, sehr wichtiges Anliegen. Des-
wegen sind wir ja auch engagiert dabei, in der entspre-
chenden Debatte auf europäischer Ebene, Stichwort 
„CSA-Verordnung“, die deutsche Position einzubringen 
und dort auch einen starken Kinderschutz zu verankern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Christoph de Vries (CDU/CSU):
Frau Ministerin, ich möchte auf den letzten Punkt, die 

Speicherpflicht, eingehen; sie ist angesprochen worden. 
Es geht ja um die Frage: Halten Sie den Schutz potenziel-
ler Täter für wichtiger als den Schutz der Kinder und die 
Strafverfolgung dieser potenziellen Täter,

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Oh! – Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das hat Sie mal wieder disqualifi-
ziert!)

oder unterstützen Sie an dieser Stelle die Forderung der 
Bundesinnenministerin und des BKA-Chefs Münch, die 
ja jüngst bei Vorlage der Kriminalstatistik noch mal aus-
drücklich diese Speicherpflicht gefordert haben?

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Warum haben Sie es denn nicht ge-
macht? – Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wer waren denn die großen 
Innenpolitiker der letzten 16 Jahre?)

Ich will nur sagen, auch an Sie gerichtet: Wir haben 
im letzten Jahr 17 000 Fälle von sexuellem Kindesmiss-
brauch in Deutschland gehabt, bei denen die Täter nicht 
ermittelt werden konnten, weil diese Speicherpflicht fehl-
te.
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Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Die Ministerin antwortet.

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Sehr geehrter Abgeordneter, Sie wissen: Wir leben in 
einem Rechtsstaat. Sie wissen: Das Thema Vorratsdaten-
speicherung ist ein Anliegen von Ihnen, das schon mehr-
fach vor dem Bundesverfassungsgericht gescheitert ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD und des Abg. Thomas Lutze [DIE 
LINKE])

Und deswegen sind wir gut beraten, eben beides mit-
einander in Einklang zu bringen: zum einen den Rechts-
staat und zum anderen den Kinderschutz.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch klug!)

Natürlich können Kinderschutz und Rechtsstaat gemein-
sam stattfinden. Deswegen wägen wir das genau gegen-
einander ab.

Ich finde, die Europäische Kommission hat in ihrer 
entsprechenden Verordnung grundsätzlich gute Vor-
schläge gemacht. Wir haben da aber noch Nachbes-
serungsbedarf. Es geht um einen guten Ausgleich zwi-
schen Kinderschutz auf der einen Seite, aber natürlich 
auch dem Schutz der Privatsphäre auf der anderen Seite. 
Wir werden beides hinbekommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Vielen Dank. – Die nächste Frage stellt Josephine 

Ortleb aus der SPD-Fraktion.

Josephine Ortleb (SPD):
Sehr geehrte Frau Ministerin, Sie haben es in Ihren 

einleitenden Worten schon angesprochen: Uns erreichen 
in diesen Tagen immer wieder erschütternde Nachrichten, 
wenn es um den Umgang von Männern mit Frauen geht. 
Egal ob durch den Superstar oder den Mann von nebenan: 
Gesellschaftlich werden gerade massiv Grenzen über-
schritten.

Wir als Gesetzgeber haben die Aufgabe, genau diese 
Grenzen zu schützen, auch wenn es um reproduktive 
Selbstbestimmung, gerade um Schwangerschaftsabbrü-
che, geht. Frauen kommen aber immer wieder in die 
Situation, vor Beratungsstellen belästigt zu werden und 
eben keinen störungsfreien Zugang zu Arztpraxen oder 
Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen zu haben. 
Deswegen die Frage an Sie: Wo sollte Ihrer Ansicht 

nach die Gewährleistung dieses störungsfreien Zugangs 
geregelt werden: im Strafrecht oder im Schwanger-
schaftskonfliktgesetz?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Werte Abgeordnete, herzlichen Dank, dass Sie dieses 
Thema aufgeworfen haben. Sie wissen: Auch das ist mir 
ein wichtiges Anliegen. Es gehört einfach zur reproduk-
tiven Selbstbestimmung von Frauen, dass sie ungestörten 
Zugang zu entsprechenden Einrichtungen haben. Und 
deswegen geht das mit der Gehsteigbelästigung einfach 
nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie des Abg. 
Thomas Lutze [DIE LINKE])

Wir haben auch dazu ein Gesetz erarbeitet. Es ist auch 
schon sehr weit mit dem Bundesinnenministerium und 
dem Bundesjustizministerium abgestimmt. Wir werden 
es im Schwangerschaftskonfliktgesetz mit der Ergänzung 
einer Ordnungswidrigkeit regeln, weil das, wie ich glau-
be, in diesem Zusammenhang genau das richtige Verhält-
nis ist und damit auch klar gewährleistet ist, dass wir 
nicht in entsprechende Regelungen, beispielsweise der 
Länder, eingreifen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Josephine Ortleb (SPD):
Meine Nachfrage wird Sie nicht verwundern: Aber wie 

sieht da der konkrete Zeitplan aus? Wann dürfen wir 
damit rechnen, dass das hier im Parlament beraten wird?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Wir streben an, dass das bis zum Ende des Jahres 
Gesetz, also beschlossen, ist.

Präsidentin Bärbel Bas:
Das war die Antwort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die nächste Frage stellt Mariana Harder-Kühnel aus 
der AfD-Fraktion.

Mariana Iris Harder-Kühnel (AfD):
Frau Paus, es gibt eine aktuelle Umfrage der For-

schungsgruppe Wahlen, und die hat ergeben, dass sich 
die Mehrheit der deutschen Bürger gegen die Straffreiheit 
von Abtreibungen ausspricht. Das deckt sich auch mit der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, das na-
türlich klargestellt hat, dass der Staat den Schutz des 
ungeborenen Lebens gewährleisten muss.

Vor diesem Hintergrund möchte ich Ihnen die Frage 
stellen: Beabsichtigt die Bundesregierung, § 218 aus 
dem Strafgesetzbuch zu streichen und Abtreibungen in 
Zukunft straffrei zu stellen?
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Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Sehr geehrte Abgeordnete, wie Sie wissen, hat die 
Bundesregierung eben nicht einfach entschieden, einen 
Gesetzentwurf zur Neuregelung vorzulegen, sondern 
wir haben dieses Thema, eben auch aufgrund der Ge-
schichte in Deutschland und der hohen ethischen Bedeu-
tung, einer entsprechenden Kommission vorgelegt. Wir 
haben eine Kommission einberufen, die sich in ihrer Ar-
beitsgruppe 1 speziell mit dem Thema „§ 218 im Straf-
gesetzbuch“ und in einer zweiten Arbeitsgruppe ins-
gesamt mit den reproduktiven Rechten und in diesem 
Zusammenhang auch mit dem Thema „Leihmutterschaft 
und Eizellspende“ beschäftigt.

Diese Kommission ist eingesetzt; diese Kommission 
arbeitet. Sie hatten gestern die Gelegenheit,

(Gyde Jensen [FDP]: Hätten gehabt!)

diese Kommission kennenzulernen und dort auch Ihre 
Fragen zu stellen.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sie 
war nicht da!)

Soweit ich weiß, sind Sie dort nicht gewesen. Aber diese 
Kommission arbeitet, und sie wird ihren Bericht nach 
einem Jahr Arbeit im kommenden Jahr vorlegen. Und 
dann werden wir die Vorschläge der Kommission bewer-
ten.

(Zuruf von der FDP, an die Abg. Mariana Iris 
Harder-Kühnel [AfD] gewandt: Setzen, sechs!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Mariana Iris Harder-Kühnel (AfD):
Vielen Dank. – Wie Sie wissen, kommt es schon heute 

in Deutschland zu über 100 000 Abtreibungen im Jahr. 
Das entspricht ungefähr der Einwohnerzahl einer deut-
schen Großstadt.

Welche ganz konkreten Maßnahmen plant die Bundes-
regierung hier, um den Schutz des ungeborenen Lebens 
zu gewährleisten und dafür zu sorgen, dass es zu weniger 
Abtreibungen kommt?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Sie wissen, dass wir in Deutschland ein gut gefächertes 
System mit Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen 
und anderem haben; es gibt auch zusätzliche Hilfeleis-
tungen. Ansonsten gibt es eben die gesetzliche Regelung, 
die wir jetzt haben. Interessant ist ja durchaus, sich in 
diesem Zusammenhang auch mal anzuschauen, wie es 
in anderen Ländern geregelt ist. In Dänemark beispiels-
weise ist es eben nicht im Strafgesetzbuch geregelt, und 
in Dänemark hat sich trotz dieser Veränderung in der 
Gesetzgebung keine Erhöhung der Zahl der Abbrüche 
abgezeichnet, sondern das Gegenteil ist der Fall.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hört! Hört!)

Von daher sind all diese Fragen relevant für die Kommis-
sion – nicht allein wegen der Frage, in welchem Gesetz es 
geregelt wird, sondern wir schauen in der Tat darauf, was 
wir besser machen können, um Frauen in diesen Kon-
fliktsituationen zu unterstützen und auch mit dazu bei-
zutragen, dass wir insgesamt ein gutes Leben in Deutsch-
land ermöglichen, auch für Frauen mit Kindern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt aus der Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Christina-Johanne Schröder.

Christina-Johanne Schröder (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Bun-
desminister Cem Özdemir, Ihnen und der Ampelregie-
rung ist gelungen, was Julia Klöckner und Christian 
Schmidt nicht gelungen ist,

(Zuruf von der CDU/CSU: Oah!)

nämlich nach nur anderthalb Jahren eine verpflichtende – 
eine verpflichtende! – Tierhaltungskennzeichnung auf 
den Weg zu bringen. Diese wird in dieser Woche ab-
schließend beraten. Das ist ein erster wichtiger Schritt 
für den Umbau der Tierhaltung in Deutschland. Verbrau-
cherinnen und Verbraucher können jetzt aktiv entschei-
den, welche Arten von Fleisch sie kaufen; Landwirtinnen 
und Landwirte, die schon seit Jahren Außenklima- oder 
Offenställe pflegen, berichten, dass ihnen die Arbeit mehr 
Spaß macht. Neben der Tierhaltungskennzeichnung gibt 
es eine Veränderung des Baurechtes, des Immissions-
schutzrechts, eine Förderung. Wie wirken diese Instru-
mente zusammen, und was sind die nächsten Schritte?

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Vielen Dank, Frau Kollegin. – Ich will mal was ma-
chen, was man normalerweise nicht macht: Ich will erst 
mal ein Wort des Dankes sagen. Ich habe das ja alles nicht 
erfunden. Es war die Borchert-Kommission, die da wich-
tige Vorarbeiten geleistet hat, benannt nach einem ehema-
ligen Agrarminister zu Zeiten von Helmut Kohl. Auch 
die Länder haben ihren Anteil daran. Das habe nicht ich 
alles gemacht; das will ich hier auch mal sagen. Übrigens 
auch ein Dank an den Finanzminister, der uns so viel 
Geld wie noch kein anderer zur Verfügung gestellt hat.

(Beifall bei der FDP – Heiterkeit bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Albert Stegemann 
[CDU/CSU]: Danke für den Witz!)

So, jetzt haben wir etwas geschafft, was vor uns 
tatsächlich noch nicht geschafft wurde. Wir haben das 
Tierhaltungskennzeichnungsgesetz in der zweiten/dritten 
Lesung. Wir haben parallel die Änderungen im Bau-
gesetzbuch; dazu hat uns keiner gedrängt. Wir haben Be-
schlüsse zur TA Luft durch die Agrarministerkonferenz 
und die Umweltministerkonferenz. Wir haben zusätzlich 
ein Bundesprogramm, mit dem jetzt einzelne Betriebe, so 
wie es die Kommission wollte, verlässlich bis zu zehn 
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Jahre gefördert werden. Zusätzlich haben wir beim Her-
kunftskennzeichen national mehr gemacht, als bislang 
möglich war.

Aber ich sage auch – auch das gehört zur Ehrlichkeit 
dazu –: Wir sind am Anfang, noch nicht am Ende. Nach 
der Schweinehaltung müssen wir dringend auch die Gas-
tronomie, die Außer-Haus-Verpflegung, die anderen 
Nutztierarten, die anderen Vertriebswege in den Blick 
nehmen – und auch die weitere Finanzierung.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Jetzt dürfen Sie eine Nachfrage stellen.

Christina-Johanne Schröder (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Vielen Dank, Herr Minister Özdemir. – Viele Land-
wirtinnen und Landwirte schreiben uns und freuen sich 
insbesondere über die Änderungen des Baurechts, ma-
chen sich aber noch Sorgen bezüglich des Immissions-
schutzrechts. Da sind Sie mit den Agrar- und Umwelt-
ministerkonferenzen im engen Austausch gewesen. Wie 
funktioniert das in Zukunft? Wie können Landwirtinnen 
und Landwirte sicher sein, dass in Zukunft nicht nur das 
Baurecht, sondern eben auch das Immissionsschutzrecht 
Tierwohlställe ermöglicht?

(Zuruf des Abg. Christoph de Vries [CDU/ 
CSU])

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Vielen Dank für die Nachfrage. – Das ist genau das, 
was wir jetzt machen: Wir machen quasi kein Stückwerk, 
sondern alles zusammen. Die Kritik war ja zu Recht: Ich 
würde ja gerne, ich bin ja bereit; aber ich kann es ja gar 
nicht aufgrund des Baurechts, weil die Vorschriften das 
nicht zulassen. – Wenn ich beispielsweise einen Stall 
umbaue, eine Wand einreiße oder wenn ich den alten Stall 
durch einen neuen Stall ersetze, Tieren mehr Platz gebe, 
brauche ich vielleicht mehr Fläche. Das ist ja sinnvoll für 
den Tierschutz. All das ermöglichen wir.

Ich sage auch noch mal dazu – da fällt mir kein Zacken 
aus der Krone –: Nicht alles davon ist auf meinem Mist 
gewachsen. Manches davon waren Anregungen vom 
Bauernverband, von den Ländern, aus diesem Kreise, 
aus den Koalitionsfraktionen. Das haben wir einbezogen, 
weil die Dinge besser werden, wenn man einander zuhört 
und gemeinsam arbeitet. Immissionsschutz gehört eben 
auch dazu, damit wir das rechtlich überhaupt festmachen 
können. Das haben wir jetzt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Matthias Seestern-Pauly [FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Vielen Dank. – Die nächste Frage stellt aus der Frak-

tion Die Linke Heidi Reichinnek.

Heidi Reichinnek (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Ministerin Paus, wir wissen ja, dass 

der Finanzminister Lindner trotz anderer vernünftiger 
Vorschläge versucht, dieses Land aus der Krise zu sparen, 
und alle Ministerien, auch Ihres, sollen dafür Vorschläge 
vorlegen. Jetzt wissen wir natürlich, dass der Großteil im 
Haushalt Ihres Ministeriums gesetzliche Pflichtleistun-
gen sind, zum Beispiel das Elterngeld, das Kindergeld, 
der Kinderzuschlag – entgegen Ihrem Einführungsstate-
ment sind wir von einer echten Kindergrundsicherung ja 
noch meilenweit entfernt –; da können Sie ja schon mal 
nicht sparen. Aktuell macht das bei Ihrem Haushalt 
11,2 Milliarden Euro von 12,9 Milliarden Euro aus, und 
wahrscheinlich werden diese Ausgaben sogar noch stei-
gen.

Deswegen ist meine Frage: Was werden Sie dem Fi-
nanzminister denn vorschlagen? Wo kann man denn in 
Ihrem Ministerium am ehesten sparen? Wollen wir den 
Kinder- und Jugendplan, der sowieso schon eingekürzt 
worden ist, jetzt einfach komplett aufgeben? Wollen wir 
es bei der Demokratieförderung einfach auf null hinaus-
laufen lassen, was angesichts der aktuellen Umfrage-
werte ein bisschen problematisch ist, oder weiterhin an 
den Kitas sparen? Sie haben ja schon das geplante Kitain-
vestitionsprogramm, das im Koalitionsvertrag steht, ge-
mäß der Antwort auf meine Kleine Anfrage gestrichen. 
Also, welche Vorschläge werden Sie Minister Lindner 
machen, durch deren Umsetzung Sie noch sparen könn-
ten?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Sehr geehrte Abgeordnete, es freut mich, dass Sie mei-
nen Haushalt so gut kennen. Das ist so weit alles richtig 
dargestellt.

(Otto Fricke [FDP]: Nee! – Weitere Zurufe von 
der FDP: Nee!)

Deswegen sind wir ja jetzt noch in intensiven Gesprä-
chen. Diese finden derzeit zwischen dem Finanzminister, 
dem Bundeskanzler und den jeweiligen anderen Minis-
tern statt. Der Vorgang ist noch nicht abgeschlossen. Das 
wird aber bald passieren. Ich bitte Sie noch um etwas 
Geduld, bis die Ergebnisse dann das Licht der Öffentlich-
keit erblicken.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Heidi Reichinnek (DIE LINKE):
Sehr gerne. – Also, mir war ja klar, dass Sie so ant-

worten, weil, egal was ich Sie und Ihr Ministerium frage, 
die Antwort immer ist: Wir sind im Prozess, wir müssen 
uns noch abstimmen. – Das sei Ihnen ja auch alles ge-
gönnt.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Das geht uns auch 
so! – Christoph de Vries [CDU/CSU]: 
Schlimm bei dieser Regierung! Man kriegt 
keine Antwort!)
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Aber ich habe hier explizit gefragt: Was sind die Vor-
schläge, die Sie am ehesten umsetzen werden? Ich finde, 
die müssen wir hier diskutieren, und deswegen erwarte 
ich von Ihnen, dass Sie solche Vorschläge auch liefern. 
Oder können Sie mir hier an dieser Stelle versprechen, 
dass in Ihrem Ministerium nichts gekürzt wird?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Das kann ich Ihnen nicht versprechen. Aber ich kann 
Ihnen sagen, dass Ihnen meine Vorschläge zu gegebener 
Zeit auf jeden Fall vorliegen. Wir machen natürlich ein 
ganz normales Verfahren: Erst wird der Haushalt vom 
Kabinett aufgestellt, dann wird er im Herbst dem Par-
lament zugeleitet, und dann werden Sie sowohl meine 
Überlegungen als auch das Gesamttableau sehen. Wir 
haben dann ja noch ausreichend Zeit, um uns darüber 
bei den entsprechenden Beratungen sowohl im Fachaus-
schuss als auch im Haushaltsausschuss miteinander aus-
zutauschen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt aus der FDP-Fraktion Dr. Gero 

Hocker.

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
Vielen Dank. – Verehrte Frau Präsidentin! Ich möchte 

meine Frage an Cem Özdemir adressieren. Ich beziehe 
mich auf eine Formulierung, die wir im Koalitionsvertrag 
gefunden haben. Da steht zu lesen:

Die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln muss 
transparent und rechtssicher nach wissenschaftli-
chen Kriterien erfolgen, bestehende Lücken auf 
europäischer Ebene werden geschlossen. Gleichzei-
tig muss eine schnellere Entscheidung stattfinden.

Auf Grundlage dieses Zitats möchte ich gerne die Frage 
formulieren, welche Lücken auf europäischer Ebene die 
Bundesregierung denn aktuell bei der Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln identifiziert und wie die Bundes-
regierung beabsichtigt, diese bestehenden Lücken auf 
europäischer Ebene zu schließen.

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Vielen Dank, Herr Kollege. – Zunächst mal: Sie bezie-
hen sich auf die Sustainable Use Regulation, die in Eu-
ropa gerade vorliegt. Ich will dazu erst mal sagen: Das 
Ziel, dass 50 Prozent Einsparungen bis 2030 erfolgen 
sollen, teilen wir. Ich will Ihnen sagen, warum das auch 
für unsere Landwirte wichtig ist, weil das oft nicht be-
kannt ist: Es schafft ein Level Playing Field in der Euro-
päischen Union, wenn wir einheitliche Bedingungen ha-
ben. Aber bei den Details – das will ich auch ausdrücklich 
sagen – haben wir große Fragezeichen, große Kritik. Ich 
denke da an die sensiblen Gebiete. Ich denke aber auch an 
die Frage, dass das, was national bereits geleistet wurde, 
Anerkennung finden muss. Der Fleißige kann nicht der 
Dumme sein. Da die Zeit jetzt schon fast abgelaufen ist, 
will ich sagen: Wir müssen das Rad auch nicht neu er-
finden. In Ihrem Bundesland, in Niedersachsen, gibt es 
einen hervorragenden Kompromiss. In meinem Bundes-

land, in Baden-Württemberg, wurden Naturschutzinte-
ressen einerseits und landwirtschaftliche Interessen ande-
rerseits zu einem sehr guten Zusammenspiel gebracht. 
Das schlage ich Brüssel vor. Wir helfen gerne. Wir haben 
hervorragende Beamte. Vielleicht können die Kollegen 
der Unionsfraktion auch helfen; die haben da, glaube 
ich, einen besseren Zugang.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Zusätzlich ist ja bei 

der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln auch immer die 
Frage der Entscheidungsgeschwindigkeit eine ganz be-
sonders drängende. Deswegen möchte ich gerne wissen: 
Mit welchen konkreten Maßnahmen beabsichtigt das 
BMEL, die Entscheidungsgeschwindigkeit zu erhöhen, 
und welchen Zeitplan besitzt Ihr Haus dafür?

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Sie sprechen ein wichtiges Problem an, das allerdings – 
das will ich schon sagen – seit vielen Jahren besteht. Das 
ist ja kein Problem, das wir erfunden haben. Wir haben 
jetzt Leute eingestellt, damit es schneller geht, um den 
Berg abzuarbeiten. Ich wünschte, ich könnte Ihnen sagen, 
dass das Problem vollständig beseitigt ist. Dass ich das 
nicht kann, liegt daran: Wir bräuchten eigentlich noch 
mehr Leute. Jetzt muss ich ein bisschen aufpassen, was 
ich sage, sonst kriege ich Ärger mit dem Herrn, der vor 
mir sitzt; der guckt schon ganz kritisch. Wir sind leider in 
der Situation, dass wir alle gerade sparen müssen. Aber 
Sie sprechen ein wichtiges Thema an, das auch mir ein 
wichtiges Anliegen ist. Wir haben das durch das zusätz-
liche Personal schon ziemlich abgearbeitet.

Präsidentin Bärbel Bas:
Vielen Dank. – Die nächste Frage stellt der fraktions-

lose Abgeordnete Stefan Seidler.

Stefan Seidler (fraktionslos):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Özdemir, schon 

vor einigen Monaten hatte ich Ihnen hier im Plenum eine 
Frage zum Küstenschutz gestellt. Erlauben Sie mir, dass 
ich das erneut tue.

Mit Blick auf den Klimawandel stehen wir an unserer 
Ostsee vor gewaltigen Herausforderungen beim Klima-
schutz. Anders als an der Westküste sind dort meist kleine 
Deichverbände für den Küstenschutz zuständig, so auch 
in meinem Wahlkreis, in Flensburg. Wird der Bund in 
Kooperation mit den Ländern diese in den kommenden 
Jahren finanziell und organisatorisch – Stichwort „Fach-
kräftemangel“ – stärker unterstützen, um diese Jahrhun-
dertaufgabe zu bewältigen, und, wenn ja, mit welchen 
Maßnahmen ist das geplant?
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Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Meine Antwort fällt nicht grundlegend anders aus als 
damals, Herr Kollege. – Das ist uns wichtig. In der Sache 
bin ich hundert Prozent auf Ihrer Seite. Aber jetzt komme 
ich leider wieder zu den aktuellen Haushaltsberatungen: 
Sie wissen sicherlich, dass auch in meinem Geschäfts-
bereich große Kürzungen anstehen. Ein Thema, um das 
es da geht, ist genau das Thema GAK, was auch den 
Küstenschutz betrifft. Wir sind noch nicht ganz fertig. 
Ich glaube, ich habe gute Argumente – Sie teilen sie 
sicherlich –, warum da jeder Cent gut angelegtes Geld 
ist, weil wir die Mittel ja nun mal zusätzlich durch In-
vestitionen durch die Länder, in dem Fall Schleswig-Hol-
stein, plus zusätzlich durch europäische Mittel hebeln.

Andererseits muss ich natürlich der Fairness halber 
sagen: Der Finanzminister hat auch eine schwierige Si-
tuation; er muss einsparen. Aber ich will noch mal dafür 
werben: Das sind schon auch Dinge, wo es um das Stadt- 
Land-Verhältnis geht, wo es um Investitionen in unsere 
Sicherheit, in die Zukunft geht.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Stefan Seidler (fraktionslos):
Dabei geht es ja nicht nur um das Stadt-Land-Verhält-

nis. Es ist letztendlich die Lebensgrundlage vieler Men-
schen bedroht. Wie schätzen Sie das ein? Also, Geld ist 
eine Sache. Wir haben hier mit einer Region zu tun, in der 
in Zukunft vielleicht Land unter ist – bis weit ins Land 
hinein. Haben Sie das überhaupt in Betracht bezogen? In 
europäischen Nachbarländern, beispielsweise in Däne-
mark, wird ein Klimaatlas erstellt, wo genau aufgezeich-
net wird, wo das Wasser herantreten wird. So etwas fehlt 
uns noch in Deutschland. Gibt es dementsprechende 
Pläne bei Ihnen im Haus oder vielleicht ressortübergrei-
fend?

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Das schauen wir uns natürlich an, Herr Kollege, ins-
besondere was die Auswirkungen der Klimakrise angeht, 
nicht nur was das Thema Hochwasser durch das Steigen 
der Meeresspiegel angeht, sondern andersrum natürlich 
auch. Das Thema Trockenheit ist ja ein massives Problem 
für unsere Landwirte, auch für die Wälder. Da sind wir 
natürlich dran. Ich habe auch gute Gespräche mit Werner 
Schwarz, dem Landwirtschaftsminister von Schleswig- 
Holstein – Sie kennen ihn sicherlich –, geführt. Genau 
um diese Themen geht es und darum, wie wir da helfen 
können.

Ich sage nochmals: Ich glaube, dass die GAK-Mittel – 
das „K“ steht ja für „Küstenschutz“ – gute Mittel sind. Ich 
bin fest davon überzeugt, aber die Schwierigkeit – das 
verfolgen Sie ja gerade in der Öffentlichkeit – ist eben: 
Wie kriegen wir das halbwegs vernünftig finanziert?

Präsidentin Bärbel Bas:
Vielen Dank. – Wir kommen nun zu Fragen zu den 

vorangegangenen Kabinettssitzungen, zu weiteren Ge-
schäftsbereichen sowie zu allgemeinen Fragen.

Zuerst stellt eine Frage aus der CDU/CSU-Fraktion 
Astrid Damerow.

Astrid Damerow (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Minister 

Özdemir, ich möchte Ihnen gerne eine Frage stellen. 
Die Bundesregierung hat vor Kurzem eine Bundestier-
schutzbeauftragte benannt. Ich möchte Sie fragen, ob 
sich diese Bundestierschutzbeauftragte auch mit dem 
Schutz der Rinder, Schafe, Ziegen, Pferde, der Weidetiere 
befassen wird, die in vielen Regionen in Deutschland 
Opfer von Wolfsrissen werden, und, wenn ja, wie kon-
kret?

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Die Bundestierschutzbeauftragte ist jetzt berufen, und 
sie ist unabhängig. Das heißt: Sie sucht sich ihre Themen. 
Sie ist übrigens nicht nur die Tierschutzbeauftragte des 
BMEL, sondern der Bundesregierung, arbeitet auch dem 
Parlament zu, arbeitet auch mit der Zivilgesellschaft, und 
sie entscheidet, welche Themen sie aufgreift.

Aber wenn Sie das Thema Wolfschutz ansprechen, 
wissen Sie: Die Kollegin Umweltministerin ist mit ihrem 
Geschäftsbereich in der Bundesregierung zuständig. Wir 
schauen uns das natürlich an, weil ich aus der Landwirt-
schaftsseite da ja auch eine Betroffenheit habe. Insbeson-
dere dort, wo wir es mit bergigen Regionen, mit Almen 
zu tun haben, kommen die bisherigen Maßnahmen an 
ihre Grenze. Ich sage aber auch noch mal: Problemwölfe 
können entnommen werden; das ist geltende Rechtslage. 
Die Länder haben die Möglichkeit dazu.

(Zuruf des Abg. Dr. Gero Clemens Hocker 
[FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Astrid Damerow (CDU/CSU):
Danke sehr, Frau Präsidentin. – Herr Minister, ja, rich-

tig, die naturschutzfachliche Betrachtung liegt beim 
BMUV, aber Sie als Landwirtschaftsminister sind für 
die Weidetierhaltung zuständig. Deshalb möchte ich jetzt 
schon noch mal nachfragen: Wie konkret setzen Sie sich 
bei Ihrer Kollegin aus dem BMUV für den Schutz unserer 
Weidetiere ein, vor allem auch ganz konkret in den Re-
gionen, in denen beispielsweise Weidezaunbau nicht 
möglich ist? Sie haben die Almen eben angesprochen, 
ich will hier auch noch unsere Hochseedeiche nennen. 
Also, hier erwarte ich schon, dass sich das Bundesland-
wirtschaftsministerium sehr aktiv einbringt – zum Schutz 
der Weidetierhalter und der Weidetiere vor allem.
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Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Gehen Sie mal davon aus, dass wir da in sehr intensi-
ven Gesprächen sind; die Koalition ist es auch. Wir haben 
da in der Koalition ja auch eine gemeinsame Gruppe, wo 
wir unter Federführung der Umweltministerin über diese 
Themen reden.

Ich sage Ihnen mal: Ich komme aus einer Stadt, Bad 
Urach, da ist der Schäferlauf jedes zweite Jahr.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Gibt’s 
auch mal ein Ergebnis? Ein Ergebnis wäre 
doch mal schön!)

Insofern können Sie sich vorstellen, dass mir das nah am 
Herzen ist, weil das die Leute natürlich massiv emotional 
berührt. Wir reden da auch. Ich glaube, dass wir da gute 
Maßnahmen getroffen haben. Aber auch mit den besten 
Maßnahmen – das will ich schon sehr klar sagen –, mit 
Geld und allen möglichen Zäunen, ist das natürlich nicht 
auszugleichen, was das emotional mit den Leuten macht; 
das weiß ich schon. Darum brauchen wir da gute Lösun-
gen.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Welche 
gibt’s denn?)

Wir schauen uns ja auch den Wolfsbestand insgesamt an. 
Aber ich sage auch noch mal hier: Das ist europäisches 
Recht, das wir national umsetzen.

Präsidentin Bärbel Bas:
So, jetzt kommen wir dazu, dass Nachfragen von an-

deren Kolleginnen und Kollegen zum gleichen Thema 
gestellt werden können. Sie haben jeweils 30 Sekunden 
für die Frage und 30 Sekunden für die Antwort. Ich habe 
zwei – –

(Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] und Abg. Nina Stahr [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] schütteln den Kopf)

Das war ein anderes Thema?
(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Anderes Thema! – Abg. Nina Stahr 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] nickt)

– Gut, dann ist das zurückgezogen. – Karsten Hilse hat 
sich gemeldet. Anderes Thema oder dazu?

(Karsten Hilse [AfD]: Genau dazu!)
– Dann haben Sie das Wort.

Karsten Hilse (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Minister, ich 

war gestern bei der Reiterlichen Vereinigung. Dort stand 
in einer Broschüre eine Forderung drin, die wir natürlich 
auch unterstützen, und zwar den günstigen Erhaltungs-
zustand des Wolfes quasi an die Europäische Union zu 
melden. Wie sieht es da aus? Sind da Gespräche mit dem 
Umweltministerium im Gange? Aus unserer Sicht ist der 
günstige Erhaltungszustand erfüllt bzw. schon da. Aber 
wie sehen Sie das? Das würde ja quasi die Populations-
einschränkung, sage ich jetzt mal, in Deutschland doch 
voranbringen. – Vielen Dank.

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Danke sehr. – Ich nutze vielleicht die Gelegenheit Ihrer 
Frage, um das auch für Außenstehende kurz zu erklären: 
Beim Wolf handelt es sich nach europäischem und na-
tionalem Naturschutzrecht um eine streng geschützte Art; 
das muss man wissen. Das leitet sich auch unmittelbar 
aus europäischem Recht ab. Sie haben den Erhaltungs-
zustand angesprochen. Er wird alle sechs Jahre bewertet. 
Zuletzt ist es 2019 für den Zeitraum bis 2018 erfolgt. Er 
bemisst sich nach europaweit einheitlichen Kriterien. Das 
heißt: Ich kann da nicht national ausscheren. Deshalb 
führt zum Beispiel auch das – falls die Nachfrage kom-
men sollte –, was Schweden macht, dazu, dass es jetzt ein 
Vertragsverletzungsverfahren gibt. Das ist die rechtliche 
Grundlage. Ich bewege mich auf der rechtlichen 
Grundlage.

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich habe eine weitere Nachfrage: aus der CDU/CSU- 

Fraktion Herr Thies.

Hans-Jürgen Thies (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Herr Minister Özdemir, noch mal eine 

Nachfrage zum Tierschutz. Für mich ist Tierschutz un-
teilbar. Beim Wolf haben wir die Situation, dass Wölfe 
auch im Straßenverkehr schwer verletzt werden und dann 
stundenlang schwer verletzt im Straßengraben liegen, bis 
dann irgendwann der Amtstierarzt kommt und eventuell 
die Tötungsfreigabe erteilt. Auf der anderen Seite haben 
wir auch durch Wolfsübergriffe schwerverletzte Weide-
tiere, die oft stundenlang schwer verletzt mit aufgerisse-
nen Bäuchen auf der Weide liegen, bis dann irgendwann 
der Wolfsberater die Freigabe zur Tötung gibt. Welche 
Maßnahmen planen Sie hier, um diesen extrem schwieri-
gen, tierschutzwidrigen Zustand zu beheben?

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Da Sie gerade so beeindruckend plädiert haben, unter-
stützen Sie mich sicherlich dabei, dass wir uns gemein-
sam an die Länder wenden, die genau da Abhilfe schaffen 
können. Überall da, wo es sich um Problemwölfe han-
delt – ich habe es gerade ja schon gesagt –, ist es nach 
wiederholten Übergriffen zumutbar, diese nach gelten-
dem Recht entsprechend zu entnehmen; das darf man. 
Das ist Aufgabe der Länder; auch da verweise ich auf 
die rechtliche Situation.

Was die emotionale Situation angeht, habe ich ja ge-
rade schon gesagt: Das verstehe ich sehr gut. Umso mehr 
sollten wir die Instrumente, die es ja bereits gibt, nutzen. 
Was das Bestandsmanagement angeht, habe ich ja auch 
darauf verwiesen: Das wird ausgewertet. Sollte ein sol-
cher Zustand eintreffen, wie Sie ihn beschrieben haben, 
wird man ihn einer Neubewertung unterziehen müssen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Es gibt eine weitere Nachfrage. Aus der FDP-Fraktion 

fragt Dr. Hocker.
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Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Verehrter Herr Mi-

nister, vielen Dank, dass Sie eben darauf hingewiesen 
haben – ich bleibe beim Wolf –, dass dieses Thema ja 
in der Hoheit der Länder liegt, weshalb es diesen jetzt 
schon obliegt, sogenannte Problemtiere abschießen zu 
lassen. Jetzt haben wir gerade in Niedersachsen – es 
wurde eben erwähnt, dass dies ja mein Heimatbundesland 
ist – immer wieder die Situation, dass es zu Übergriffen 
einzelner Tiere kommt. Vor einigen Tagen gab es eine 
Großdemonstration in Ostfriesland, auf der sich über 
3 000 Tierhalter zu Recht darüber beschwert haben, 
dass bei der Wolfsmigration und beim Wolfsmanagement 
zu wenig passiert. Ihr niedersächsischer Amtskollege 
Christian Meyer hat daraufhin lapidar erklärt, dass Berlin 
und Brüssel handeln müssten.

Präsidentin Bärbel Bas:
Achten Sie auf die Zeit.

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP):
Wären Sie bereit, gemeinsam mit mir ein Gespräch mit 

Christian Meyer zu führen und ihn darüber zu informie-
ren, welche Möglichkeiten die Länder jetzt schon besit-
zen?

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Ich bin gerne jederzeit bereit, mich mit allen möglichen 
Leuten zu unterhalten.

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Mit 
Christian Meyer!)

Aber an der Rechtslage ändert das nichts; die ist so, wie 
sie ist. Sie kennen sie ja, Herr Kollege; Sie haben sie 
gerade noch mal zitiert. Ich würde sagen: Es macht Sinn, 
dies bei jeder Gelegenheit zu wiederholen. Wir haben als 
Abgeordnete eben auch die Aufgabe und die Möglich-
keit, auf die Rechtslage hinzuweisen.

Wie gesagt: Was das Bestandsmanagement angeht, 
können wir ja überlegen, entsprechende Schlussfolgerun-
gen zu ziehen, wenn die Auswertung es ergibt. Sie kön-
nen es auch in der Koalition voranbringen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Es gibt jetzt noch zwei Fragen zu diesem Thema; diese 

würde ich noch drannehmen. Zunächst die Kollegin 
Mayer aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Dr.-Ing. Zoe Mayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Herr Bundesminister Özdemir, ich 

würde gerne noch mal auf den Aspekt des Tierschutzes 
eingehen. Wir haben den Tierschutz in Deutschland ja als 
Staatsziel im Grundgesetz verankert. Demnach ist es un-
sere Aufgabe, Tiere zu schützen. Jetzt haben wir die neue 
Tierschutzbeauftragte; sie wurde vorhin von der Kollegin 
der Union angesprochen. Ich sehe in diesem Amt ganz 
große Chancen, da wir aktuell keine Repräsentation des 
Tierschutzes und der Individualrechte der Tiere in 
Deutschland haben.

Mich würde jetzt natürlich interessieren: Was sind die 
Aufgaben der neuen Tierschutzbeauftragten und des neu-
geschaffenen Amtes, und wo sehen Sie die größten Chan-
cen, um den Tierschutz in Deutschland durch unsere 
Bundespolitik zu stärken? – Danke sehr.

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Vielen Dank für Ihre Frage. – Ich will zunächst die 
Gelegenheit nutzen, daran zu erinnern, dass es noch gar 
nicht so lange her ist, dass der Tierschutz Eingang ins 
Grundgesetz gefunden hat.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Dank Edmund 
Stoiber!)

Ich schaue gerade die frühere Agrarministerin, Renate 
Künast, an. Drei Worte wurden damals ergänzt, und seit-
dem hat es Verfassungsrang. Das ist also nicht eine Pri-
vatangelegenheit von irgendjemandem, sondern eine 
Aufforderung an uns alle, an den Gesetzgeber.

Deshalb begrüße ich es sehr, dass die Koalitionsfrak-
tionen die Schaffung des Amtes der Tierschutzbeauftrag-
ten durchgesetzt haben. Ich habe das jetzt entsprechend 
umgesetzt, und ich freue mich auf die Zusammenarbeit 
mit der Tierschutzbeauftragten.

Es geht um beide Bereiche, sowohl um den Bereich der 
Nutztiere als auch um den der Haustiere. Ich glaube, in 
beiden Bereichen – das wissen Sie als Expertin – gibt es 
eine Menge, was wir uns anschauen müssen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Die letzte Nachfrage zu diesem Thema: aus der FDP- 

Fraktion Herr Hoffmann.

Dr. Christoph Hoffmann (FDP):
Vielen Dank. – Herr Minister, in Baden-Württemberg 

gab es ursprünglich mal vier – ich glaube, es sind nur 
noch drei – Wölfe. Der Aufwand für den Wolfsschutz 
beläuft sich im Augenblick auf 11 Millionen Euro. Halten 
Sie das noch für verhältnismäßig, oder sollte man viel-
leicht zu einer anderen, großzügigeren Regelung kom-
men, nach der man die Risse schnell entschädigt? Wir 
leben in Baden-Württemberg, und Sie kennen Bad Urach. 
Da gibt es auch steile Hänge, und auf diesen steilen 
Hängen ist Wolfsschutz extrem schwierig. Ich glaube, 
hier wäre eine Änderung zu machen, um großzügig zu 
entschädigen, statt so einen Riesenaufwand zu betreiben.

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Also, einen Wolf habe ich in Bad Urach noch nicht 
gesichtet. Klar, wir müssen es möglichst unbürokratisch 
machen. Aber der Herdenschutz ist nach wie vor von den 
Instrumenten, die uns zur Verfügung stehen, das am bes-
ten geeignete Instrument. Das machen wir. Das unter-
stützen wir. Ansonsten verweise ich noch mal auf das, 
was ich gerade schon gesagt habe: Den Bestandsschutz 
müssen wir uns anschauen, und die Möglichkeit der Ent-
nahme auf der Landesebene besteht.
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Präsidentin Bärbel Bas:
Ich gehe zum nächsten Fragesteller über. Die nächste 

Frage stellt der fraktionslose Abgeordnete Robert Farle.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Der 
schon wieder! Wie oft soll der denn noch dran-
kommen? Jedes Mal! Der kommt 20-mal öfter 
dran als wir!)

Robert Farle (fraktionslos):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr 

Minister Özdemir, nach einem Strategiepapier der re-
gierungsnahen Deutschen Gesellschaft für Ernährung 
e. V., DGE, sollen Bundesbürgern zukünftig nur noch 
10 Gramm Fleisch pro Tag zugebilligt werden. Das ent-
spricht etwa einer Wurst im Monat.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Renate Künast [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Haben Sie Ihre schon geges-
sen?)

Jetzt muss ich persönlich sagen: Ich verzichte vollständig 
auf jedes Fleisch. Ich spreche hier also überhaupt nicht in 
meinem Interesse; ich mache da eine Nulldiät, damit ist 
Schluss. Ich will Sie nur fragen: Wollen Sie das im Wege 
von Vorschriften reduzieren oder über Ernährungsbera-
tung, oder wollen Sie darauf hinweisen, welche Vorteile 
das hat? Ihr Hauptargument dabei ist nämlich der Klima-
schutz. Nur: Mir leuchtet nicht ein, wieso man das Klima 
schützt, wenn man nur noch 10 Gramm Fleisch pro Tag 
bekommt. Wollen Sie Einfluss auf die Kitas und andere 
Einrichtungen mit Gemeinschaftsverpflegung nehmen, 
um den Fleischkonsum zu drücken?

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Minister, Sie dürfen antworten.

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Vielen Dank. – Also, erst mal muss ich sagen: Die 
DGE ist eine weisungsunabhängige Behörde, um das 
erst noch mal klarzustellen.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Das wissen wir!)

Die macht Empfehlungen. Dort sitzen Wissenschaftler 
zusammen. Es ist eine Überlegung von Wissenschaftlern 
durchgestochen und mir in den Mund gelegt worden, was 
ich erst mal in aller Schärfe zurückweisen möchte.

Zweitens. Sie können morgens, mittags, abends aus-
schließlich Fleisch essen, wenn es Ihnen bekommt. Sie 
können den Wecker stellen, der Sie nachts jede halbe 
Stunde daran erinnert, dass Ihr Fleischpensum gleich-
bleibt. Das dürfen Sie alles. Wir sind ein freies Land.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Ja, noch!)

Ob es zwingend gesund ist, das müssen Sie entscheiden. 
Darüber hat Ihnen der Bundeslandwirtschaftsminister 
keinerlei Vorschriften zu machen.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das ist 
ja ganz was Neues! – Gegenruf der Abg. 
Dorothee Bär [CDU/CSU]: Ja!)

Was ich mache, ist: Ich kümmere mich darum, dass alle 
in der Bundesrepublik Deutschland eine Chance haben, 
gesund alt zu werden. Dafür nehmen wir die Außer-Haus- 
Verpflegung in den Blick. Dabei geht es nicht um 
„fleischfrei“, sondern: weniger Fleisch und stärker pflan-
zenbasiert beispielsweise.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und des Abg. Thomas Lutze [DIE 
LINKE])

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Robert Farle (fraktionslos):
Vielen Dank, Frau Präsidentin, aber das werde ich aus 

Zeitgründen und zugunsten aller anderen nicht tun.
(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Ja-

woll! Dafür gibt es Applaus!)
Ich bedanke mich aber für die Antwort. Freiheit ist das 
wichtigste Gut, das jeder hat.

Präsidentin Bärbel Bas:
Danke.

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Wie könnte man dem widersprechen, dass Freiheit ein 
hohes Gut ist? Ich will vielleicht noch hinzufügen: Glau-
ben Sie nicht alles, was Sie bei Twitter lesen! Manchem 
will ich auch sagen: Glauben Sie nicht alles, was Sie 
denken!

Danke. 
(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der FDP und des Abg. Thomas Lutze 
[DIE LINKE])

Präsidentin Bärbel Bas:
Das regt uns jetzt alle noch mal zum Nachdenken an. – 

Ich habe zu diesem Thema von der Kollegin Künast aus 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die Meldung zu 
einer Nachfrage gesehen.

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich nehme mir mal die Freiheit, so halbwegs zu fragen, 

was ich denke zu denken.
(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Zuruf von der AfD: Sie denken?)

Wo es schon um die Wurst geht: Das Ministerium führt ja 
derzeit einige Aktivitäten mit dem Schwerpunkt „Kinder-
ernährung, Gemeinschaftsverpflegung“ durch. Ich würde 
gerne wissen, wie die Einschätzung des Ministers zur 
Frage der gesundheitlichen und sozialen Bedeutung von 
Ernährung ist. Wenn man es richtig hört, sind ja die 
Kosten von über 30 Milliarden Euro für die Behandlung 
ernährungsbedingter Erkrankungen der größte Batzen bei 
den Krankenkassen. Diese Erkrankungen sind gleichzei-
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tig ein großes soziales Problem, weil es ganz bestimmte 
Schichten trifft. Sie gehören leider zu den häufigsten 
Todesursachen. Was schließen Sie daraus für Ihre Akti-
vität, vielleicht auch zusammen mit dem Gesundheits-
minister?

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Vielen Dank, dass Sie das ansprechen. Ich wünschte, 
da hätte ich jetzt mehr Zeit. Lassen Sie es mich in aller 
Kürze so sagen: 16 Millionen Menschen in Deutschland 
ernähren sich über die Gemeinschaftsverpflegung, 6 Mil-
lionen Kinder allein über Kitas und Mensen. Die viert-
größte Volkswirtschaft der Welt muss es schaffen – das ist 
nicht nur eine Frage der Gesundheit und des Klimaschut-
zes, sondern auch eine Frage der sozialen Gerechtigkeit –, 
dass alle in der Bundesrepublik Deutschland die Chance 
haben, sich vollwertig und gesund zu ernähren, damit sie 
in Würde und gesund alt werden können. Genau darum 
geht es bei unserer Ernährungsstrategie. Genau darum 
machen wir ein entsprechendes Konzept mit Modell-
regionen. Genau darum wollen wir die Standards der 
DGE bis 2030 allgemeinverbindlich machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich frage jetzt mal die Kollegin Schierenbeck aus der 

SPD-Fraktion: Haben Sie eine Nachfrage dazu, oder wol-
len Sie, weil Sie jetzt eh dran wären, Ihre ursprüngliche 
Frage stellen?

(Peggy Schierenbeck [SPD]: Das lässt sich 
wunderbar verbinden!)

– Das lässt sich verbinden. Dann stellen Sie jetzt Ihre 
Hauptfrage, und ich öffne dann gleich wieder für weitere 
Nachfragen.

Peggy Schierenbeck (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Minister, welch eine Überleitung! Welch ein schönes 
Tableau, um über Gemeinschaftsverpflegung sprechen 
zu können! Endlich ist der Modellregionenwettbewerb 
freigeschaltet. Quasi jeder kann sich bewerben, und wir 
freuen uns, dass wir als Bund auf diesem Wege die Mög-
lichkeit haben, den Ländern ein gutes Beispiel für ge-
sunde Ernährung in Gemeinschaftsverpflegungen zu ge-
ben; denn es essen jeden Tag tatsächlich 17 Millionen 
Menschen in solchen Einrichtungen.

Sie haben es schon angesprochen: Es ist eine Frage der 
sozialen Gerechtigkeit, dass wir Kinder eben schon so 
früh wie möglich mit gesunden Nahrungsmitteln versor-
gen. Wir wissen, dass sie sich dann besser entwickeln; 
wir wissen, dass sie dann andere, bessere körperliche wie 
geistige Kapazitäten haben und eben für Bildung viel 
leichter zugänglich sind. Ich glaube, wir sind erst an der 
Spitze des Eisberges dessen, was Ernährung wirklich be-
wirkt.

Meine Frage an Sie ist: Welchen ernährungspolitischen 
Hebel betrachten Sie als besonders wirksam, um gesunde 
Ernährung sicherzustellen und Ernährungsarmut effektiv 
zu bekämpfen, und welchen Beitrag leisten hierzu Ein-

richtungen der Gemeinschaftsverpflegung? Wie können 
wir sie stärken und im Blick auf künftige Krisen intel-
ligenter gestalten? – Danke.

Präsidentin Bärbel Bas:
Demnächst bitte auf die Zeit gucken, Kollegin.

(Peggy Schierenbeck [SPD]: Ah ja, danke!)
Jetzt ist der Minister dran.

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Ich will erst mal auf ein Problem hinweisen: Die ge-
stiegenen Energiekosten, aber auch vermehrt Homeoffice 
stellen für die einen oder anderen in der Gemeinschafts-
verpflegung ein Problem dar. Ich wollte es nur schon mal 
einspeisen; das ist ja auch eine gute Gelegenheit für einen 
Minister, auf ein Problem hinzuweisen.

Ich bin ganz stolz darauf, dass wir dieses Thema der 
Modellregionen jetzt endlich ausrollen können. Danke 
auch ans Parlament, dass Sie das möglich machen. Das 
ist wirklich eine tolle Sache. Bitte machen Sie da mit!

Weil die Zeit gleich abläuft: Wenn Sie die Karte einer 
deutschen Stadt nehmen und zum einen schauen: „Wo 
sind die Hartz-IV-Bezieher, und wo sind die Kinder aus 
ärmeren Familien?“ und zum anderen schauen: „Wo sind 
die Kinder mit den gesundheitlichen Problemen, die Kin-
der mit Adipositas, mit Diabetes und mit Übergewicht?“, 
dann werden Sie eine Korrelation sehen. Es ist unsere 
gemeinsame Aufgabe, das abzustellen. Alle Kinder in 
Deutschland sind uns gleich viel wert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen, wenn Sie möchten; 

30 Sekunden.

Peggy Schierenbeck (SPD):
Ich beeile mich und mache ganz schnell. Wann werden 

wir hier im Bundestag die Gemeinschaftsverpflegung 
verändern? Denn wir müssen ja mit gutem Beispiel vo-
rangehen. – Danke.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf 
von der AfD: Gar nicht!)

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Da sprechen Sie ein wichtiges Thema an. Auch die 
Bundesbehörden müssen mit gutem Beispiel vorangehen. 
Wir haben uns 20 Prozent bis 2030 vorgenommen. Wir 
wollen das jetzt auf 30 Prozent erhöhen und auch unseren 
Beitrag dazu leisten, dass wir diese Ziele gemeinsam 
erreichen.

Aber Sie alle haben natürlich auch die Möglichkeit, in 
Ihren Wahlkreisen überall für das Thema zu werben – 
gestatten Sie mir das; ich bin Landwirtschaftsminister, 
da kann ich nicht aus meiner Haut –, gerne auch für 
Produkte aus unserer großartigen deutschen Landwirt-
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schaft. Das ist auch ein guter Hebel, für einen Apfel zu 
werben. Das ist auch ein guter Hebel, für Gemüse aus 
Deutschland zu werben. Das ist auch ein guter Hebel, 
für großartige Produkte aus der Bundesrepublik Deutsch-
land zu werben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Jetzt frage ich zu dieser Hauptfrage, die gestellt wurde: 

Gibt es Nachfragen? Ich habe zunächst die Wortmeldung 
eines Kollegen aus der Fraktion der Grünen zu diesem 
Thema gesehen. Herr Wagner.

Johannes Wagner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Minister, gesunde Ernährung ist für 

alle wichtig – das haben Sie gerade angesprochen –; das 
Ernährungsverhalten von Kindern prägt sie aber auch das 
ganze Leben lang. Deswegen die Frage an Sie als Ernäh-
rungsminister: Was kann die Bundesregierung tun, um 
gerade das Ernährungsverhalten von Kindern mit zu be-
einflussen? Wie kann die Ernährung für Kinder dauerhaft 
gesund ausgestaltet werden? – Vielen Dank.

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Vielen Dank, Herr Kollege. – Vielleicht noch mal die 
Zahl: 15 Prozent der Kinder und Jugendlichen bei uns 
sind übergewichtig, 6 Prozent sind adipös. Das zeigt, 
dass wir da dringenden Handlungsbedarf haben. Ein In-
strument dafür ist die an Kinder gerichtete Werbung nach 
der WHO-Nährwerttabelle, die wir jetzt umsetzen. Das 
habe ich als Entwurf eingebracht. Das wird jetzt im Ka-
binett abgestimmt.

Auch da nutze ich die Gelegenheit: Ich habe eine herz-
liche Bitte an Sie. Ich weiß ja: Im Detail gibt es viele 
Fragen und auch Kritik. Das ist ja in Ordnung, das darf 
man. Aber lassen Sie uns das Anliegen nicht aus den 
Augen verlieren! Ich glaube, dass wir parteiübergreifend 
doch alle miteinander ein Interesse daran haben müssen, 
dass in unserer Gesellschaft, in der wir wenige Kinder 
haben, diese wenigen Kinder glücklich alt werden kön-
nen, großartige Sportler werden können, gesund altern 
können.

Präsidentin Bärbel Bas:
Das können wir jetzt nicht mehr alles auflisten; Ent-

schuldigung.

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Danke. – Sorry. Bei diesem Thema geht der Gaul mit 
mir durch.

Präsidentin Bärbel Bas:
Jetzt ist der Kollege Auernhammer aus der CDU/CSU- 

Fraktion dran.

Artur Auernhammer (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Bundesminister, 

ich möchte noch kurz nachfragen. Wir wissen um die 
Ernährungsprobleme bei Kindern. Ich bin aber der Mei-
nung: Auch mit veganer oder mit rein biologischer Er-
nährung kann man Übergewicht bekommen.

(Zuruf der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Welche Rolle spielt in Ihrer Ernährungsstrategie zum 
Beispiel das Thema „Bewegung und sportliche Aktivi-
tät“?

In dem Zusammenhang: Sie haben jetzt vom Werbe-
verbot gesprochen.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hat er nicht!)

Wenn handwerkliche Ernährungsbetriebe am Sportplatz 
keine Bandenwerbung mehr machen dürfen, wie spielt 
das dann zusammen?

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Vielen Dank für die Frage. – Dazu sind wir im Ge-
spräch mit dem DFB, mit der Basketballliga. Ich rede 
mit denen allen. Natürlich haben wir ein Interesse daran, 
dass sie auch künftig werben können. Deshalb wissen Sie 
ja auch, dass wir die Übergangsfristen so gemacht haben, 
dass die Europameisterschaft sicher ist. Also: Keine Ge-
fahr! Im Detail schauen wir uns das an. Das ist wesentlich 
entspannter, als es aussieht, weil viele auch für Produkte 
werben, die dieser Regelung zur Werbung gar nicht un-
terworfen sind.

Was die andere Frage angeht: Schauen Sie, es ist doch 
kein Oder, sondern ein Und. Natürlich muss ich mich 
mehr bewegen. Aber das ist doch kein Hinderungsgrund, 
gleichzeitig mich gesünder zu ernähren. Wir brauchen 
beides.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Und bevor jetzt der Einwand kommt: „In der Schule muss 
es behandelt werden, die Eltern“: Alles das brauchen wir 
zusammen. Da ist kein Widerspruch.

(Zustimmung der Abg. Nina Stahr [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsidentin Bärbel Bas:
Gibt es zu diesem Thema jetzt noch eine Nachfrage? – 

So schnell war ich mit dem Namen nicht: die Kollegin 
aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Dr. Anne Monika Spallek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Ernährung ist einmal für das Thema Gesundheit wich-
tig. Da haben wir die Ernährungsstrategie aufgesetzt, und 
der Modellregionenwettbewerb ist gestartet. Aber das 
Thema Ernährung gucken wir auch von der Seite der 
Erzeugung an. Das heißt, die regionalen Wertschöpfungs-
ketten sollen gestärkt werden. Wie wichtig ist das für die 
bäuerliche Landwirtschaft?
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Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Danke. Das ist ein ganz wichtiger Punkt, weil wir 
darüber eben auch Kreisläufe stärken können.

Lassen Sie mich auch da noch mal sagen: Ich war jetzt 
neulich in einem Dorf bei einem Bauern, der mir was 
gesagt hat, worüber ich selber irgendwie kurz erschaudert 
bin, nämlich: Selbst im Dorf – ich dachte immer: in der 
Stadt ist das nur so – haben viele Leute keinen Bezug 
mehr zur Landwirtschaft und zur Tierhaltung, weil sie 
das gar nicht mehr mitkriegen, weil es viele Dörfer gibt, 
wo es das gar nicht gibt. – Von daher ist das eine ein-
malige Chance, wenn wir Kantinen in der Schule haben, 
eine Mensa, wo die Kinder vielleicht auch mal mitkochen 
dürfen, einen Bezug zur Kulturtechnik des Kochens krie-
gen und dann wissen, wo die Produkte herkommen, gerne 
auch ein landwirtschaftliches Praktikum machen, damit 
sie dann später als Erwachsene wissen, was sie einkaufen, 
und wertschätzen, was sie einkaufen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Alle bitte auch noch mal auf die Zeit gucken! – Ich 

gehe weiter. Die nächste Frage stellt aus der AfD-Frak-
tion Stephan Protschka.

Stephan Protschka (AfD):
Danke, Frau Präsidentin. – Herr Minister Özdemir, Sie 

selbst waren bis Januar 2022 Mitglied im Rat der um-
strittenen Lobbyorganisation Agora Verkehrswende. Die 
Agora Verkehrswende gehört wie auch andere, zum Bei-
spiel die Agora Energiewende und die Agora Agrar, zur 
Smart Energy for Europe Platform. Diese wird zum größ-
ten Teil von verschiedenen ausländischen Privatstiftun-
gen finanziert, hinter denen wiederum internationale 
Großkonzerne wie zum Beispiel BlackRock stehen.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Zum Thema!)

Ihre Staatssekretärin Frau Silvia Bender ist derzeit Mit-
glied im Rat der Agora Agrar. Sehen Sie in dieser Mit-
gliedschaft keine Interessenkonflikte in Ihrem Haus, und 
wie wollen Sie mögliche Einflussnahme durch diese 
Plattform oder durch Agora oder andere internationale 
Lobbyorganisationen verhindern? – Danke schön.

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Vielleicht können Sie in Ihrer Nachfrage auch gleich 
meine Frage beantworten, worin denn die Einflussnahme 
bestehen sollte. Ich meine, das ist doch der Zweck von 
Organisationen, in denen Leute aus der Landwirtschaft, 
der Wissenschaft und dem Naturschutz sitzen, so eine Art 
ZKL-neu quasi, damit man dort gemeinsam Konzepte 
diskutiert. Sie müssten mir schon mal erklären, was daran 
verwerflich sein sollte.

Ich saß in der Agora Verkehrswende. Da saßen Leute 
von der Automobilindustrie, Leute aus der Wirtschaft, 
von der Umweltseite und aus dem Verkehrsbereich, und 
sie haben gemeinsam Konzepte diskutiert. Das ist doch 

wunderbar. Darüber sollten Sie sich freuen, wenn Leute 
sich engagieren und versuchen, Kompromisse zu finden. 
Vom Streit, von der Polarisierung haben wir genug. Was 
wir brauchen, sind Brückenbauer. Ich bin um jeden dank-
bar.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Stephan Protschka (AfD):
Danke, Frau Präsidentin. – Herr Özdemir, wenn Sie 

damit kein Problem haben und wenn Sie das Ganze toll 
finden, dass sich Ihre Staatssekretärin Frau Bender in der 
Agora Agrar einsetzt, dann ist es ja mit Sicherheit Ihrem 
Haus oder auch Ihnen ein Anliegen und ist es für Sie auch 
kein Problem, dass man im Bundesministerium für Er-
nährung und Landwirtschaft eventuelle Geldflüsse an ir-
gendwelche Lobbyorganisationen offenlegt und auch in 
Zukunft transparent macht.

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Es gibt keine Geldflüsse an die Agora. Sie haben vor-
her selber Argumente genannt, dass sie die nach Ihrer 
Darstellung auch gar nicht brauchen würde.

Und jetzt sage ich mal: Es gibt die Agora Energie, es 
gibt die Agora Landwirtschaft, es gibt die ZKL – die habe 
ich wieder aufgelegt –, es gibt die Borchert-Kommission. 
Ich habe mit der Umweltministerin einen Kreis von Prak-
tikern aus der Landwirtschaft, die uns beraten. Ich habe 
wissenschaftliche Beiräte, ganz viele, und ich bin froh 
und dankbar um alle, weil sie unsere Arbeit besser ma-
chen. Aber eins ist auch klar: Entschieden wird bei uns im 
Haus, nirgendwo sonst. Wir hören zu, wir gucken, ob das, 
was wir vorhaben, zu dem passt, was draußen stattfindet, 
wir entscheiden, und Sie als Gesetzgeber, niemand sonst, 
beschließt hier: der Deutsche Bundestag.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich sehe dazu keine Nachfragen. – Dann gehe ich über 

zur Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Kollegin Nina 
Stahr stellt ihre Frage.

Nina Stahr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin Paus, 

eine qualitativ hochwertige frühkindliche Bildung ist ent-
scheidend, um später im Leben gut durchstarten zu kön-
nen, teilhaben zu können, ein selbstbestimmtes Leben 
führen zu können. Sie haben bereits erwähnt – Sie haben 
das als Familienministerin durchgesetzt –, dass der Bund 
in den nächsten zwei Jahren über das KiTa-Qualitäts-
gesetz 4 Milliarden Euro an die Länder geben wird. Ich 
finde das großartig und möchte noch mal herzlich danken 
für dieses große Engagement des Familienministeriums. 
Es ist wirklich gut und wichtig, dass die Länder dieses 
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Geld bekommen und dann eben auch überwiegend in 
Qualität in den Kitas investieren sollen.

Meine Frage dazu ist nun: Wie ist beim KiTa-Quali-
tätsgesetz der Stand bei den Unterzeichnungen der Ver-
träge mit den Ländern?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Ganz, ganz herzlichen Dank für die Frage. – Ja, es 
stimmt, es war nicht einfach. Tatsächlich war das Geld 
ursprünglich nicht vorhanden. Aber es ist ja so wichtig, 
dass wir bei der Kita eben nicht nur sicherstellen, dass das 
Thema „Vereinbarkeit von Familie und Beruf“ berück-
sichtigt wird, sondern auch, dass die Kita bundesweit zu 
der zentralen frühkindlichen Bildungsinstitution weiter-
entwickelt wird. Deswegen haben wir als Fortschritts-
koalition miteinander vereinbart, das KiTa-Qualitäts-
gesetz auf den Weg zu bringen und es zu einem 
Qualitätsentwicklungsgesetz weiterzuentwickeln. Auch 
daran machen wir uns.

Der erste Schritt ist getan: 4 Milliarden Euro sind ge-
sichert. Das Gesetz ist zum 1. Januar 2023 in Kraft ge-
treten. Derzeit arbeiten wir mit Hochdruck an den Ver-
tragsvereinbarungen. Ich konnte auch schon mehrere 
Verträge unterzeichnen. Mit Bremen ist das bereits pas-
siert. Es gab auch mit Baden-Württemberg und mit Thü-
ringen, wo ich in der vergangenen Woche war, bereits 
Vertragsunterzeichnungen. Wir werden es schaffen, dass 
bis zum Sommer tatsächlich alle Verträge unterzeichnet 
sind. Sie alle entsprechen natürlich den Standards, die wir 
mit dem KiTa-Qualitätsgesetz gesetzt haben.

Darüber hinaus ist die Fortführung des Sprachförder-
programms, das bisherige Bundesprogramm „Sprach- 
Kitas“, gesichert. 11 Länder werden es aus den Mitteln 
des KiTa-Qualitätsgesetzes finanzieren, weitere 5 Länder 
werden es in eigene Landesprogramme überführen, so-
dass es eine gute Zukunft für die Kita gibt und wir es 
tatsächlich schaffen, die frühkindliche Bildung in ganz 
Deutschland weiter zu verankern und zu verbessern.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Nina Stahr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Tatsächlich fängt es ja bei der frühkind-

lichen Bildung an; es geht dann weiter über den Ganztag. 
Deswegen würde ich dazu gerne meine Nachfrage stel-
len: Wie ist denn der Stand bei der Finanzierung des 
Ausbaus der Infrastruktur für die Ganztagsbetreuung? 
Wie sieht es mit der Unterzeichnung der Verwaltungsver-
einbarung aus?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Auch dort haben wir es geschafft: Die Verwaltungsver-
einbarung ist unterzeichnet. Jetzt steht an, dass die Län-
der ihre Förderrichtlinien für die Kommunen festlegen. In 
dem Prozess sind wir mittendrin. Sehr, sehr viele Länder 

haben schon vorgelegt. Viele Länder sind dabei, ihn jetzt 
abzuschließen; teilweise muss es dort auch noch durch 
die Landtage. Aber auch da sind wir auf sehr, sehr gutem 
Wege – was allerdings auch dringend erforderlich ist; 
denn wir wollen das Recht auf einen Ganztagsplatz in 
der Grundschule 2026/2027 umsetzen. Von daher liegen 
wir jetzt gut in der Zeit. Aber es ist auch wichtig, das 
Tempo zu halten, damit wirklich gewährleistet ist, dass 
dann zum Schuljahr 2026/2027 die erste Klasse in 
Deutschland eine Sicherheit im Hinblick auf den Ganztag 
hat.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Einen schönen guten Nachmittag von 

meiner Seite! Die nächste Fragestellerin zum Thema 
„frühkindliche Bildung in der Kita“ ist die Kollegin Ni-
cole Bauer von der FDP-Fraktion.

Nicole Bauer (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Werte Frau Ministe-

rin, wir wissen ja: Kinderbetreuung ist maßgeblich dafür, 
dass Frauen ihrer Berufstätigkeit nachgehen können, und 
das im ganzen Bundesgebiet. Mich würde Folgendes in-
teressieren: Der Bund stellt ja verschiedene Fördermittel 
zur Kinderbetreuung im Hinblick sowohl auf die Ganz-
tagsbetreuung als auch auf Kindertagesstätten zur Ver-
fügung. Nun ist es so, dass gerade bei dem Bundesland, 
aus dem ich komme, hier durchaus noch Bedarf besteht. 
Mich würde interessieren: In welchem Maße ruft Bayern 
aktuell die bestehenden Mittel, die Ihr Haus zur Ver-
fügung stellt, ab?

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Es ist bald Land-
tagswahl in Bayern! Stimmt, jetzt verstehe ich! 
So ein Zufall!)

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Auch Bayern ist im Zeitplan, was das KiTa-Qualitäts-
gesetz angeht. Auch dort sind wir mit den Vertragsver-
handlungen sehr, sehr weit. Im Sommer werden wir das 
abschließen.

In der Tat ist es aber beim Thema Ganztag nicht ganz 
so einfach. In der vergangenen Woche fand die Jugend- 
und Familienministerkonferenz statt. Dort hat Bayern 
einen Antrag eingebracht, der besagt, dass sie sich mo-
mentan noch nicht vollständig imstande sehen, die Ganz-
tagsbetreuung für die Jahre 2026/2027 umzusetzen,

(Matthias Seestern-Pauly [FDP]: Was ist denn 
da los? – Gegenruf der Abg. Dorothee Bär 
[CDU/CSU]: Wie übrigens alle Bundesländer! 
Alle!)

und in dem darum gebeten wird, dass wir ein bisschen 
mehr Zeit einräumen. Ich kann das grundsätzlich verste-
hen. Verwaltung – da ist immer alles schwierig. Aber ich 
glaube, die Eltern in diesem Lande können eben nicht 
warten. Für sie ist es dringend, dass wir tatsächlich durch-
setzen, dass der Rechtsanspruch auf Ganztag zum Schul-
jahr 2026/2027 kommt.

(Matthias Seestern-Pauly [FDP]: Da müssen 
sich die Bayern aber sputen!)
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Deswegen appelliere ich auch noch mal von dieser Stelle 
aus an alle Länder und Kommunen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Wir sollten das gemeinsam schaffen, für die Eltern in 
diesem Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP – Zuruf der 
Abg. Dorothee Bär [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Die nächste Nachfrage stellt Frau 

Hostert.

Jasmina Hostert (SPD):
Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, 

ich möchte gerne eine Frage zum Thema „frühkindliche 
Bildung“ stellen. Der Fachkräftebedarf in dem Bereich ist 
ja enorm. Die Situation in den Kitas ist verheerend – 
überall. Auch bei mir in Baden-Württemberg ist sie sehr 
schwierig, ob in Stuttgart, Böblingen oder Tübingen. Es 
ist natürlich eine Gemeinschaftsaufgabe, dafür zu sorgen, 
dass wir hier mehr Fachkräfte bekommen. Aber wie 
möchten Sie konkret die Länder unterstützen, um gerade 
für die frühkindliche Bildung mehr Fachkräfte zu gewin-
nen?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Das war das zentrale Thema auf der letzten Jugend- 
und Familienministerkonferenz, weil in der Tat im gan-
zen Land händeringend Erzieherinnen und Erzieher ge-
sucht werden – übrigens nicht nur für den Bereich der 
frühkindlichen Bildung, sondern natürlich auch für die 
Schulen und die offene Jugendhilfe. Insgesamt brauchen 
wir dort mehr Personal.

Wenn wir allerdings mal zurückschauen, dann stellen 
wir fest: Wir haben einiges geschaffen. Wir haben inzwi-
schen über 840 000 Beschäftigte in der frühen Bildung im 
Land. Das sind de facto so viele Menschen, wie in der 
Automobilindustrie tätig sind; ich glaube, es sind sogar 
ein paar mehr. Wenn wir uns mal anschauen, was wir 
geschafft haben, dann, glaube ich, sorgt das für die ent-
sprechende Zuversicht, dass wir es auch in Zukunft 
schaffen.

Aber wir müssen jetzt tätig werden. Deswegen arbeite 
ich zusammen mit den Ländern an einer Fachkräftestra-
tegie. Der Bund ist bereits in Vorleistung gegangen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Ab dem 1. Juli 2023 gibt es die dreijährige Umschu-
lung, finanziert von der Bundesarbeitsagentur. Weitere 
Dinge machen wir ebenfalls.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Der nächste Fragesteller ist Ralph 

Edelhäußer.

Ralph Edelhäußer (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Frau Ministerin, es wurde gerade der 

Fachkräftemangel angesprochen. Kann man hier nicht 
auch die Tagespflege mit einbinden? Wäre es nicht 
auch eine Möglichkeit, diese miteinzubinden, um den 
Ganztagsanspruch, der von den jeweiligen Bundeslän-
dern mehr oder weniger schwer umzusetzen sein wird, 
zu erreichen?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Selbstverständlich. Die Tagespflege ist ja bereits ein-
bezogen. Wir haben sie übrigens extra im KiTa-Qualitäts-
gesetz entsprechend verankert. Denn auch die Tages-
pflege ist eine wichtige Säule in der Kinderbetreuung in 
Deutschland.

Ralph Edelhäußer (CDU/CSU):
Danke.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Der nächste Fragesteller ist Erik von 

Malottki.

Erik von Malottki (SPD):
Danke schön, Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Frau 

Ministerin, ich bleibe beim Thema „frühkindliche Bil-
dung“. Wir haben uns im Koalitionsvertrag ja vorgenom-
men, ein Qualitätsentwicklungsgesetz mit erstmalig bun-
desweiten Standards zu schaffen. Aus meiner Sicht wäre 
es wichtig, dass wir bundesweit auch die Personalschlüs-
sel in den Blick nehmen, das heißt all das, was Urlaub, 
Krankheitstage, aber auch Weiterbildung angeht.

Meine Frage wäre: Viele Erzieherinnen und Erzieher 
hoffen auf dieses Gesetz. Können Sie aus Ihrer Sicht 
etwas zum aktuellen Stand und zum Zeitplan sagen?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Ich finde es auch sehr wichtig – deswegen haben wir 
uns das als Koalition ja zur Aufgabe genommen –, dass 
wir bundesweit zu sehr ähnlichen Qualitätsstandards 
kommen. Die sind in den Bundesländern, historisch ge-
wachsen, derzeit noch sehr, sehr unterschiedlich. Deswe-
gen gibt es dazu eine Facharbeitsgruppe zwischen Bund 
und Ländern, die sehr intensiv arbeitet. Sie wird zum 
Ende des Jahres ihren Bericht vorlegen. Wir warten jetzt 
noch; nach der Sommerpause wird es noch neue Prog-
nosewerte geben.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 108. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 14. Juni 2023                                 13084 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Bundesministerin Lisa Paus 



Wir brauchen aber natürlich beides. Wir brauchen zum 
einen eine Verbesserung der Standards, aber auf der an-
deren Seite brauchen wir natürlich das Personal, das dann 
auch diese Standards erfüllen kann. Deswegen fahren wir 
jetzt tatsächlich zweigleisig. Das eine ist die Ausarbei-
tung der Fachkräftestrategie, wo wir über kurzfristige, 
mittelfristige und langfristige Maßnahmen nachdenken. 
Wir wollen zum Beispiel auch noch mal an die Ausbil-
dung ran.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Das andere sind die Qualitätsstandards, die wir anhand 
eines Berichts, der bis zum Ende des Jahres vorliegen 
wird, miteinander erörtern wollen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Der letzte Fragesteller, den ich in dieser 

Runde zulasse, ist Martin Reichardt.

Martin Reichardt (AfD):
Frau Ministerin, zur Frage der Fachkräfte. Wir er- 

leben überall in Deutschland: Es gibt jetzt eine Fach-
kräfteoffensive zur Kindererziehung. Es gibt eine Fach-
kräfteoffensive für MINT-Berufe. Es gibt eine Fach-
kräfteoffensive für Lehrer. Das Handwerk macht eine 
Fachkräfteoffensive. – Ist es nicht endlich an der Zeit, 
diesen planwirtschaftlichen Ansatz, dass man mit Men-
schen operiert, die es offensichtlich gar nicht gibt,

(Zurufe der Abg. Ulle Schauws [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Martin Gassner- 
Herz [FDP])

wo sich all die Fachkräfteoffensiven gegenseitig kanni-
balisieren und gegeneinander wirken müssen, zu been-
den? Indem man den Menschen einfach einmal klar sagt: 
Es gibt in Deutschland nicht genug Fachkräfte; wir krie-
gen diese Fachkräfte auch nicht aus dem Ausland.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Martin Reichardt (AfD):
Wir müssen jetzt endlich zu einer familienfreundlichen 

Politik kommen, damit wir mittelfristig so viele Kinder 
haben, dass wir wieder aus uns selbst heraus hier im Land 
genügend Fachkräfte haben.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch realitätsfremd! Was redet 
der Mann?)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Ministerin.

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, nein, wir bleiben 
nicht untätig, sondern wir sind tätig. Wir haben das Fach-
kräfteeinwanderungsgesetz, was hier im Bundestag dem-
nächst abschließend beraten wird, mit auf den Weg ge-
bracht. Wir tun weitere Dinge für die Fachkräfte, 
insbesondere im Erzieher/-innenbereich; denn das ist 
der zentrale systemkritische Bereich.

Wenn wir es hinbekommen, die Vereinbarkeit zu ver-
bessern, indem ausreichend Plätze da sind und Kinder in 
der Kita und in der Schule gut betreut werden, dann er-
möglichen wir damit auch Eltern, auf die ein oder andere 
Art und Weise einer Arbeit nachgehen zu können. Genau 
deswegen ist es in diesem Bereich eine Win-win-Situati-
on. Und es gibt auch ein großes Interesse daran, in diesem 
Bereich zu arbeiten. Aber die Rahmenbedingungen könn-
ten noch besser sein, und genau deswegen widmen wir 
uns dem mit Hochdruck.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. Erik 
von Malottki [SPD] – Stephan Protschka 
[AfD]: Da klatscht noch nicht mal die eigene 
Partei!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Dann kommen wir zum nächsten 

Hauptfragesteller. Das ist für die Unionsfraktion der Kol-
lege Hendrik Hoppenstedt. Diesen Aufruf verbinde ich 
mit einem herzlichen Glückwunsch zum heutigen Ge-
burtstag.

(Beifall)
Viel Glück, Gesundheit und Gottes Segen im Namen des 
gesamten Hauses an den Kollegen Hendrik Hoppenstedt!

Dr. Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU):
Ganz herzlichen Dank für die Glückwünsche. – Ich 

habe eine Frage an Frau Bundesministerin Paus. Frau 
Paus, wir haben in der letzten Woche einen auf EU-Ebene 
wichtigen Kompromiss, nämlich den GEAS-Kompro-
miss, zu verzeichnen gehabt. Ich will sagen, dass wir 
als Union diesen ausdrücklich begrüßen, weil wir glau-
ben, dass er ein wichtiger Schritt hin zu mehr Ordnung 
und Steuerung in der Migrationspolitik ist; das bezieht 
sich explizit auch auf das Thema Grenzverfahren. Jetzt 
haben Sie das etwas anders beurteilt und gesagt – ich 
zitiere –, dieser Kompromiss sei sehr problematisch.

Ich möchte gerne Folgendes von Ihnen wissen: Übli-
cherweise ist es ja so, dass die Bundesregierung, bevor sie 
im Rat auf EU-Ebene zustimmt, auch die Häuser beteiligt 
und die Möglichkeit besteht, dem zuzustimmen oder es 
abzulehnen. Ich möchte gerne von Ihnen wissen: Waren 
Sie entsprechend beteiligt? Und wenn ja, wie haben Sie 
sich positioniert?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Herzlichen Dank für die Frage. – Richtig ist, dass wir 
an den EU-Außengrenzen Zustände haben, die nicht er-
träglich sind. Deswegen hat sich die Bundesregierung 
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dafür eingesetzt, Verhandlungen zur Verbesserung der 
Situation zu führen. In dem Zusammenhang hat die Bun-
desregierung auch eine gemeinsame Position vereinbart, 
in der insbesondere die Themen „Kindeswohl“ und 
„Schutz von Kindern“ eine bedeutende Rolle gespielt 
haben. Entsprechend meiner Ressortzuständigkeit habe 
ich mich eingebracht. Leider ist die Position der Bundes-
regierung nicht vollständig Bestandteil des Kompromis-
ses geworden.

Wir sind jetzt am Anfang des Trilogverfahrens; und 
weil das so ist, habe ich eine Protokollerklärung initiiert, 
die die Bundesregierung, übrigens gemeinsam mit weite-
ren Ländern, abgegeben hat, in der steht, dass wir mit 
dem gefundenen Kompromiss in Bezug auf das Kindes-
wohl noch nicht zufrieden sind, sondern dass es wichtig 
ist, im Zuge der Verhandlungen weiter daran zu arbeiten.

Ich finde es in der Tat nicht erträglich, dass Kinder 
grundsätzlich in haftähnlichen Situationen verbleiben 
könnten. Deswegen teile ich gemeinsam mit der Bundes-
innenministerin die Position, dass Kinder und Familien 
aus dem Grenzverfahren rausgenommen werden sollten, 
weil die Situationen in den entsprechenden Aufnahme-
einrichtungen sehr selten so sind, dass all das, was die 
UN-Kinderrechtskonvention grundlegend vorsieht, näm-
lich den Gesundheitsschutz und insgesamt den Schutz, 
das Thema Bildung,

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

– und weitere Punkte berücksichtigt werden. Deswe-
gen, glaube ich, wäre es gut, wenn Familien aus dem 
Grenzverfahren pauschal rausgenommen werden wür-
den.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Hoppenstedt, Sie haben die Möglichkeit der 

Nachfrage.

Dr. Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU):
Frau Bundesministerin, jeder in diesem Haus weiß, 

dass eine Protokollerklärung nichts weiter ist als weiße 
Salbe.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Nö! – Weitere 
Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich fasse mal zusammen: Sie als Bundesministerin haben 
diesem Kompromiss zugestimmt. Ihre Fraktionskollegen 
haben diese Zustimmung durchaus auch mit Reaktionen 
behaftet. Die heute anwesende Kollegin Dröge, die im-
merhin Fraktionsvorsitzende ist, schreibt: „Der #GEAS- 
Reform hätte Deutschland im Rat heute aber nicht zu-
stimmen sollen.“ Der Kollege Pahlke aus Ihrer Fraktion 
schreibt: „Heute ist vielleicht der bitterste Tag meines 
politischen Lebens.“ Der Kollege Lucks sagt, dass dieser 
Kompromiss untragbar sei. Die Kollegin Polat sagt, er sei 

eine Gefährdung der Wertegemeinschaft Europa. Was, 
Frau Ministerin, sagen Sie diesen Kritikern in Ihrer eige-
nen Fraktion?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Der Beschluss des Innenministerrates ist gefallen. Wir 
befinden uns jetzt im Trilogverfahren. Wir als Bundes-
regierung – das haben Sie eben durch entsprechende Äu-
ßerung der Bundesinnenministerin ja auch wahrgenom-
men – arbeiten weiter daran, dass wir insbesondere die 
Situation der Kinder verbessern, indem Kinder und Ju-
gendliche und die erweiterten Familien aus dem entspre-
chenden Verfahren rausgenommen werden.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Eine Nachfrage zum dem Thema hat Martin Reichardt.

Martin Reichardt (AfD):
Sie sprachen ja von Kindern. Wir haben in der Ver-

gangenheit immer wieder erlebt, dass die Altersfeststel-
lung ein großes Problem gewesen ist. Plant die Bundes-
regierung vor diesem Hintergrund solide und veritable 
Maßnahmen zur Feststellung des Alters? Nicht, dass 
hier wieder Kinder, die in Wahrheit gar keine Kinder 
mehr sind, sondern schon weit über 20, nach Deutschland 
kommen und hier in die entsprechenden Schutzmaßnah-
men eindringen können.

(Zurufe von der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Ministerin.

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Ich glaube, dass gerade der AfD-Fraktion die Be-
schlüsse des Innenministerrats bekannt sind; entspre-
chend ist das in dem Zusammenhang zu sehen. Die Bun-
desregierung plant meines Wissens dazu derzeit keine 
weiteren Maßnahmen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Ich sehe keine weitere Nachfrage. 

Dann kommen wir zur nächsten Hauptfrage: des Kolle-
gen Martin Gassner-Herz, FDP-Fraktion.

Martin Gassner-Herz (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin Paus, 

Sie sind ja auch Ehrenamtsministerin und wissen daher 
um die Kraft, die es hat, wenn Kinder in Gemeinschaft zu 
starken, selbstbestimmten Persönlichkeiten heranwach-
sen können und dabei von vielen Menschen, die im Ver-
ein aktiv sind, unterstützt werden. Dabei entstehen gerade 
für die Kinder, die aus unterprivilegierten Familien kom-
men, wertvolle Chancen, die eigentlich unbezahlbar sind.
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Sie sind dennoch der Ansicht, dass die bisherigen Leis-
tungen für Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben im 
Zuge der Kindergrundsicherung lieber für eine gering-
fügige Erhöhung der Regelsätze eingesetzt werden sol-
len, anstatt ein Kinderchancenportal zu schaffen. Dieses 
Versprechen „Wenn du Fußball spielen oder im Musik-
verein dabei sein willst, dann kümmern wir uns darum, 
das geht“ ist, glaube ich, viel mehr wert als diese geringe 
Regelsatzerhöhung. Ich möchte wissen: Wie begründen 
Sie Ihren Schluss, dass die geringe Regelsatzerhöhung 
wirksamer ist als ein Kinderchancenportal?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Ministerin, Sie haben das Wort.

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Sehr geehrter Abgeordneter, das Problem ist ja, dass 
Sie derzeit von der gleichen Summe ausgehen; wir reden 
in beiden Fällen von 15 Euro. Derzeit ist es so, dass man 
diese zusätzlichen 15 Euro pro Monat mit sehr viel Büro-
kratieaufwand beantragen muss. Dies führt dazu, dass 
nach Schätzungen nur 15 bis 20 Prozent derer, die An-
spruch haben, diese 15 Euro pro Monat auch tatsächlich 
abrufen und dass 80 Prozent der Anspruchsberechtigten 
sie nicht bekommen.

15 Euro im Monat reichen auch nicht aus, um entspre-
chend beim Sportverein mitmachen oder an anderen Ak-
tivitäten teilnehmen zu können; denn es geht ja nicht nur 
darum, den Vereinsbeitrag zu bezahlen, sondern auch 
darum, Sportkleidung und all diese Dinge zu bezahlen. 
Deswegen möchte ich einen zentralen Beitrag zu Ent-
bürokratisierung leisten und diese 15 Euro den Kindern 
und Jugendlichen direkt zur Verfügung stellen.

Ansonsten ist es natürlich wichtig – das wird mit dem 
Bildungs- und Teilhabepaket auch beibehalten –, dass die 
Kommunen unbürokratisch unterstützen, dass die Teil-
nahme bei Klassenfahrten unbürokratisch möglich ist. 
Das kann man, glaube ich, sehr gut miteinander verein-
baren.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit einer Nachfrage.

Martin Gassner-Herz (FDP):
Sehr gerne. – Zu Recht stellen Sie fest, dass 15 Euro 

ein überschaubarer Betrag sind; deshalb ist mein Ansin-
nen, dass man es so effizient wie möglich einsetzt. Ich 
frage Sie deshalb: Teilen Sie die Ansicht, dass man über 
den Hebel Ehrenamt viel mehr erreichen kann, als man 
woanders für die 15 Euro kaufen kann?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Also, ich würde sagen: 15 Euro sind 15 Euro.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Stephan 
Brandner [AfD]: Ja, das stimmt! Da haben Sie 
ausnahmsweise mal recht! Da widersprechen 
nicht mal wir!)

Und ich würde sagen, dass das Ehrenamt in der Tat eine 
tragende Säule unserer Gesellschaft ist. Über 29 Millio-
nen Menschen in Deutschland sind im Ehrenamt tätig. 
Ich möchte gerne, dass es gerade für Kinder aus armen 
Familien wenig bürokratische Hürden gibt, in entspre-
chenden Sportvereinen tätig zu sein. Deswegen, glaube 
ich, stärken wir sie, wenn wir diese unnötigen Hürden 
abschaffen und dieses Geld direkt zur Verfügung stellen 
und auch ansonsten den Sport vor Ort und die Kommunen 
entsprechend stärken.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Ich habe bereits drei Nachfragen. Die 

erste kommt von Herrn Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
Danke schön. – Der Kollege hat die Ehrenamtsminis-

terin angesprochen. Da denke ich gleich daran: Was ist 
kein Ehrenamt? Das Ministeramt ist kein Ehrenamt. Des-
halb meine Frage dazu: Es spukt durch die Gazetten eine 
beabsichtigte Änderung des Bundesministergesetzes, 
nach der Bundesminister 3 000 Euro Inflationsaus-
gleichsprämie erhalten sollen. Was ist da dran?

(Martin Gassner-Herz [FDP]: Das ist, glaube 
ich, nicht das Thema! – Dorothee Martin 
[SPD]: Hat mit dem Thema nichts zu tun!)

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Sie wissen, dass es Tarifabschlüsse zwischen dem 
Bund, den Kommunen und Verdi gegeben hat. Im Rah-
men dessen gibt es entsprechende Anpassungen, und die 
betreffen natürlich alle Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes im Bund und in den Kommunen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich bitte, dass wir bei unserer verabredeten Methode 

bleiben, faktisch immer zum Hauptthema Nachfragen zu 
stellen.

(Stephan Brandner [AfD]: Ehrenamt!)
Herr Brandner, Sie stehen ja auch als nächster Hauptfra-
gesteller auf der Liste.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das war schon 
die Frage, oder?)

Ich würde dann den übernächsten aufrufen; denn das 
werte ich jetzt mal als eine Hauptfrage.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP und des Abg. Thomas Lutze 
[DIE LINKE] – Stephan Brandner [AfD]: 
Dann habe ich aber eine Nachfrage!)

– Herr Brandner, ich glaube, wir verstehen uns in der 
Frage.

(Stephan Brandner [AfD]: Dann habe ich aber 
noch eine Nachfrage, Frau Präsidentin! Sie 
können mir doch nicht eine Frage wegneh-
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men! – Gegenruf der Abg. Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Keine Kritik 
an der Sitzungsleitung!)

– Nein, Sie haben jetzt keine Nachfrage mehr, weil Sie 
keine Nachfrage, sondern eine Hauptfrage gestellt haben, 
jetzt aber keine Zeit für eine Hauptfrage ist.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, aber zu meiner 
Hauptfrage hätte ich eine Nachfrage gestellt! – 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Keine Kritik an der Präsidentin!)

– Nein, jetzt sind wir beim Thema Ehrenamt in Bezug auf 
die Kindergrundsicherung.

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist unmöglich!)
Herr Teutrine stellt jetzt die nächste Nachfrage an die 

Ministerin.
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP – 
Stephan Brandner [AfD]: Da klatschen wieder 
alle! Super!)

Jens Teutrine (FDP):
Sehr geehrte Frau Ministerin, uns eint das Anliegen, 

mehr gegen Kinderarmut zu machen. Aber es stellt sich 
trotzdem die Frage: Was ist der richtige Weg? Was ist die 
richtige Mitte? Wir setzen uns besonders dafür ein, die 
Bildungs- und Teilhabemöglichkeiten für Kinder in Ar-
mut zu stärken. Die andere Möglichkeit ist, die Geldleis-
tungen immer weiter zu erhöhen. Das ist die Frage, die im 
Raum steht: Welchen Beitrag leistet die Kindergrund-
sicherung aus Ihrer Sicht, die Bildungs- und Teilhabe-
möglichkeiten zu stärken, ohne die Geldleistungen an 
die Eltern zu erhöhen?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, gerade weil mir Teil-
habe und Bildung so wichtig sind, möchte ich die unnö-
tigen Hürden, die wir derzeit haben und die dazu führen, 
dass nur 20 Prozent derer, die einen Anspruch haben, das 
Geld für Bildung und Teilhabe tatsächlich nutzen, endlich 
abschaffen.

Darüber hinaus ist es wichtig, zu wissen, dass die Leis-
tungen des Bildungs- und Teilhabepakets derzeit nicht 
nur deswegen nicht in Anspruch genommen werden, 
weil es so bürokratisch ist, sondern auch deswegen nicht, 
weil es derzeit nach wie vor mit Stigmatisierung, mit all 
diesen negativen Dingen verbunden ist. Und genau das ist 
etwas, was Kinder ausgrenzt. Wenn man von Anfang an 
die Erfahrung macht: „Ich habe nichts, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Denken Sie bitte an die Zeit.

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

– ich bin nichts, also kann ich auch nichts“, dann ist 
eine entsprechende Biografie vorgezeichnet. Genau das 
wollen wir mit der Kindergrundsicherung ändern. Dazu 

braucht es auch eine sichere materielle Unterstützung. 
Das genau macht die Kindergrundsicherung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Die nächste Nachfragestellerin ist 

Silvia Breher.

Silvia Breher (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, Sie 

haben gerade gesagt, der Teilbetrag 15 Euro müsste be-
antragt werden. Wo muss das denn von jemandem be-
antragt werden, wenn er die in Anspruch nehmen möch-
te?

Dann haben Sie gesagt, 20 bis 25 Prozent nähmen das 
in Anspruch; das seien Schätzungen. Auf welche Schät-
zungen berufen Sie sich an der Stelle, und für welchen 
Betrag gilt das? Für das gesamte BuT-Paket, für einen 
Teil des BuT-Pakets oder für den Kinderzuschlag? Und 
auf welchen Zahlen aus welchem Jahr beruht das?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Ich rede von den 15 Euro, die als individuelle pau-
schale Leistung einzeln zu beantragen sind. Wie das 
eben genau gemacht wird, ist in der Tat deutschlandweit 
von Kommune zu Kommune sehr unterschiedlich. Es 
gibt, glaube ich, 402 Gebietskörperschaften, die das je-
weils unterschiedlich regeln. Deswegen kann ich Ihnen 
jetzt, zumindest in den verbleibenden neun Sekunden, 
nicht sagen, wie es die 402 Gemeinden genau tun. Auch 
das macht deutlich: Es ist sehr unterschiedlich, es kommt 
bei den Kindern und Jugendlichen nicht an, und deswe-
gen sollten wir es dringend ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die nächste Nachfrage hat Nina Stahr.

Nina Stahr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Ministerin, mal abgesehen von der Geldleistung 

in Höhe von 15 Euro – wenn der Fußballverein schon 
25 Euro kostet, dann wird es schwierig; von der Musik-
schule ganz zu schweigen –, würde ich Sie gerne fragen: 
Glauben Sie, es macht einen Unterschied, dass, wenn das 
eine Kind nach Hause kommt und sagt: „Mama, Papa, ich 
möchte in den Fußballverein“, die Eltern sagen: „Ja, wo 
ist der Anmeldezettel?“, und den Zettel ausfüllen und, 
wenn das andere Kind nach Hause kommt und sagt: „Ma-
ma, Papa, ich möchte in den Fußballverein“, die Eltern 
sagen: „Da müssen wir jetzt erst mal auf ein Portal ge-
hen“? Damit ist allen klar, dass das Kind dafür quasi 
einen Gutschein bekommen hat. Was macht das mit ei-
nem Kind? Macht es einen Unterschied, oder macht es 
keinen? Und glauben Sie, dass wir den Familien die Ei-
genverantwortung, für die unser Koalitionspartner auch 
sonst so sehr steht, hier zutrauen können?
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Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Frau Abgeordnete, ich teile Ihre Meinung.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Dann ist die nächste Nachfragestellerin 

Annette Widmann-Mauz. – Nein, keine Nachfrage. Dann 
Heidi Reichinnek.

Heidi Reichinnek (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Frau Ministerin, ich habe natürlich 

genauso wie Sie und wir alle hier größten Respekt vor 
dem Ehrenamt. Aber ich denke, das Ehrenamt kann nicht 
ausgleichen, dass wir in einem Land leben, in dem jedes 
fünfte Kind in Armut lebt. Das ist nicht möglich. Des-
wegen finde ich Ihren Ansatz, zu sagen, dass wir eine 
armutsfeste Kindergrundsicherung brauchen, sehr richtig 
und wichtig.

Ich möchte einfach nachfragen: Habe ich Sie richtig 
verstanden, dass eine Kindergrundsicherung, so wie Sie 
sie sich wünschen und für die Sie auch kämpfen, mehr 
Leistungen liefern muss als das, was wir bisher mit Kin-
dergeld und Kinderzuschlag haben? Denn Sie haben, 
wenn ich Sie richtig verstanden habe, gesagt, dass das 
in der jetzigen Form nicht ausreicht, auch nicht, wenn 
wir diese 15 Euro dazurechnen; denn 15 Euro sind 
15 Euro, und das ist wirklich ein Witz. – Vielen Dank.

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Vielen Dank. – Was wir mit der Kindergrundsicherung 
erreichen wollen, ist, die derzeit unterschiedlichen Leis-
tungen durch eine Leistung zu ersetzen. In Bezug auf die 
15 Euro des Bildungs- und Teilhabepakets ist es so, dass 
das Geld schätzungsweise nur von 20 Prozent der Be-
rechtigten abgerufen wird; beim Kinderzuschlag sind es 
maximal 30 bis 35 Prozent. Das soll nicht so bleiben, 
sondern wir wollen dafür sorgen, dass das Geld, auf das 
die Familien Anspruch haben, auch tatsächlich bei den 
Familien ankommt. Das schaffen wir, indem wir die ver-
schiedenen Leistungen, die bei verschiedenen Stellen zu 
beantragen sind, zusammenführen und durch eine Leis-
tung ersetzen, die bei einer Stelle zu beantragen ist. Dort 
wird man auch darüber informiert, dass man einen An-
spruch auf die entsprechende Leistung hat.

Wir wollen eben weg von der Holschuld der Bürger, 
durch all die komplizierten Verfahren durchzusteigen, 
und hin zur Bringschuld des Staates kommen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Genau das ist das, was wir machen. Das bedeutet na-
türlich: Es wird besser, sowohl finanziell als auch vom 
Service her.

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Strengmann- 
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Die letzte Nachfrage kommt von René 

Springer.

René Springer (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, ich 

zitiere mal aus einer Antwort der Bundesregierung, die 
ich gerade Ende letzter Woche bekommen habe. Dem-
nach beziehen 48,5 Prozent aller ausländischen Kinder 
in Deutschland Sozialleistungen, und zwar Hartz IV oder, 
wie es ja jetzt heißt, Bürgergeld. Jetzt höre ich als Ant-
wort auf die Frage von Herrn Teutrine, die sich auf die 
Kindergrundsicherung bezog, dass es Ihr Ziel ist, die 
Hürden abzuschaffen, damit es noch mehr Menschen 
möglich ist, Sozialleistungen zu beziehen.

(Sylvia Lehmann [SPD]: Oh!)
Meine Frage wäre, ob es nicht zielführender wäre, die 
Zuwanderung in die Sozialsysteme zu stoppen, statt sie 
noch dadurch zu befeuern, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

René Springer (AfD):
– dass die Hürden für den Zugang zu Sozialleistungen 

abgesenkt oder sogar abgeschafft werden, wie Sie es ja 
gerade gefordert haben. – Danke schön.

(Beifall des Abg. Bernd Schattner [AfD] – 
Martin Gassner-Herz [FDP]: Das war nicht 
ihre Antwort! – Ulle Schauws [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das hat sie nicht ge-
sagt!)

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Mein Ziel ist es, dass die Erfüllung des Anspruchs auf 
finanzielle Zuwendung, den die Familien haben, auf-
grund unseres Grundgesetzes, das deutlich macht, dass 
in Deutschland das Existenzminimum gewährleistet 
sein muss, endlich Realität wird in Deutschland. Deswe-
gen möchte ich ändern, dass Leistungen nicht mehr den 
Familien vorenthalten werden, weil sie erst abgerechnet 
werden müssen. Ich möchte eben, dass die Familien tat-
sächlich das Geld bekommen, was ihnen zusteht, und 
dass wir insgesamt dazu kommen, das soziokulturelle 
Existenzminimum noch mal anzupassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Darüber hinaus verstehe ich Ihr Menschenbild nicht 
und möchte noch mal darauf hinweisen, dass gerade unter 
den Familien, die derzeit vom Bürgergeld abhängig sind, 
es zum Beispiel auch sehr viele Alleinerziehende gibt, die 
darauf angewiesen sind. Sie werden derzeit aufgrund der 
schlechten Rahmenbedingungen zusätzlich stigmatisiert, 
was wir alle miteinander nicht brauchen.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
Ich glaube, wir brauchen insgesamt mehr Unterstützung 
für Familien in diesem Land, und das leistet die Kinder-
grundsicherung.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Der nächste Hauptfragesteller ist für 

die AfD-Fraktion Peter Felser.

Peter Felser (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Minister 

Özdemir, an Sie eine Frage nicht zu Ernährung und Land-
wirtschaft, sondern aus dem Bereich „Forst und Holz“. 
Seit Jahrtausenden heizen wir hier in Deutschland mit 
Holz. Wir haben die nachwachsende Energiequelle direkt 
vor Ort, in der Region.

Sie kommen aus Bad Urach, ich von nebenan, aus dem 
Allgäu. Hier sind die Menschen darauf angewiesen, auch 
weiterhin ihre Kaminfeuerungen mit Holz betreiben zu 
dürfen. Es gibt demnächst das neue Heizungsgesetz. Ist 
es nicht auch für Sie eine Enteignung der Waldbesitzer, 
vor allem der kleinen Waldbesitzer – ich rede von denen, 
die zwei, drei, vier Hektar besitzen –, die dieses Holz in 
Handarbeit gespalten, getrocknet und verkauft haben, 
wenn es nicht weiterhin verheizt werden darf?

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Sie haben doch sicher den Kompromiss mitbekom-
men, Herr Abgeordneter, den die Koalition gefasst hat. 
Wo ist da bitte schön die Einschränkung? Das geht nach 
wie vor: ob es Holzpellets sind, ob es das Heizen mit Holz 
ist. Beides ist nach wie vor möglich.

Und im Übrigen: Sie haben recht, ich bin der oberste 
Waldminister. Als dieser bin ich natürlich auch ein großer 
Anhänger der Kaskadennutzung: das Holz so zu nutzen, 
dass der darin gespeicherte Kohlenstoff möglichst lange 
darin bleibt. Deshalb ist Holz übrigens auch ein ganz 
großartiger Baustoff. Da müssen wir noch deutlich 
mehr machen. Meine Kollegin, die Bundesbauministerin, 
und ich arbeiten da sehr eng zusammen, diese Nutzung zu 
fördern. Da geht noch viel, viel mehr als in der Vergan-
genheit. Also, das Holz ist uns nah am Herzen, seien Sie 
sich dessen versichert.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit der Nachfrage.

Peter Felser (AfD):
Na ja, ist es Ihnen wirklich ganz so nah am Herzen?

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gehen Sie doch mal gucken!)

Sie sagen: Es darf weiterhin genutzt werden. – Aber Sie 
wissen doch selber, mit welchen enormen Einschränkun-
gen: Ich brauche dazu eine Wärmepumpe, ich brauche 
dazu andere Heizungsarten, um überhaupt weiterhin 
Holz nutzen zu dürfen. Noch einmal die Frage: Wie un-
terstützen Sie die kleinen Waldbesitzer, damit das Heizen 
mit Holz weiterhin möglich ist?

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Also, wie gesagt, schauen Sie sich an, was die Koali-
tion ausverhandelt hat;

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])

da werden Sie diese Einschränkungen nicht finden. An-
sonsten unterstützen wir den Waldumbau mit sehr viel 
Geld; denn wir wissen, dass es wichtig ist, dass es auch 
in Zukunft Wälder in Deutschland gibt. Die Monokul-
turen sind besonders anfällig für die Probleme im Zusam-
menhang mit der Klimakrise. Darum fördern wir Misch-
wälder; dieses Geld ist gut angelegt.

Lassen Sie mich bei dieser Gelegenheit sagen: Wenn 
Sie mit Förstern und Menschen, die mit dem Wald zu tun 
haben, reden, dann schauen Sie in Gesichter von Men-
schen, die sich fragen, was da in 20, 30, 50 Jahren wach-
sen wird. Das heute vorherzusehen, ist schwierig.

(Stephan Brandner [AfD]: Da steht dann ein 
Windrad! Kein Wald mehr!)

Also, ich plädiere auch dafür, dass wir ein großes Herz für 
die Waldbesitzer haben. Sie machen eine ganz wichtige 
Arbeit. Und diese Regierung unterstützt sie.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Eine Nachfrage zu diesem Thema hat die Kollegin 

Mackensen-Geis, SPD-Fraktion.

Isabel Mackensen-Geis (SPD):
Herr Minister Cem Özdemir, vielen Dank für Ihre 

deutlichen Worte, auch an die deutschen Waldbesitzerin-
nen und Waldbesitzer. Meine Frage geht in Richtung 
Kaskadennutzung – das wurde ja schon angesprochen –: 
Wie unterstützt die Bundesregierung konkret auch die 
nachhaltige Nutzung des Waldes, des Holzes – Stichwort 
„Holzbauinitiative“ –, und was sind da die nächsten 
Schritte? Was planen Sie, und wie unterstützen Sie dabei 
die Kaskadennutzung?

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Neben dem, was ich gerade schon zum Thema Wald-
umbau gesagt habe – federführend ist auch meine Kolle-
gin Lemke –, geht es insbesondere bei der Bauinitiative 
darum, die Aktivitäten des Bauministeriums und unsere 
Aktivitäten stärker abzustimmen.

Ich mache es mal an einem praktischen Beispiel deut-
lich; damit es auch für die Zuhörerinnen und Zuhörer 
greifbar ist. Als wir Minister wurden, haben wir fest-
gestellt, dass es aus beiden Häusern Preise gibt, die ziem-
lich identisch sind. Mit diesem Irrsinn hören wir jetzt auf 
und machen das einfach zusammen. Denn ein Ministe-
rium allein ist zu klein, um den notwendigen Hebel an-
zusetzen, den es braucht, damit sich am Mindset etwas 
ändert. Angefangen bei den Dämmstoffen bis hin zu der 
mehrgeschossigen Bauweise, –
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

– da geht so viel. Wir können das ganz wunderbar 
voranbringen. Es ist ein großartiges Geschenk der Natur, 
das wir nutzen können.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Die nächste Nachfrage hat die Kollegin 

Schröder, Bündnis 90/Die Grünen.

Christina-Johanne Schröder (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Minister Cem Özdemir, Sie sind 
gerade auf die Holzbaustrategie eingegangen und auf 
das Ziel, verstärkt mit nachwachsenden Rohstoffen zu 
bauen. Die Situation ist, dass Baumaterialien endlich 
sind. Ich möchte mich erkundigen, was Ihr Haus zum 
Beispiel mit der Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe 
in diesem Bereich aktuell tut.

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Das passt jetzt wirklich zufällig; denn ich war, glaube 
ich, vor zwei Tagen dort – die sitzen in Mecklenburg- 
Vorpommern – und habe mir die großartige Arbeit an-
geschaut.

(Stephan Protschka [AfD]: So ein Glück!)
Sie machen wirklich einen tollen Job; denn sie schauen 
sich genau an: Was sind nachhaltige Stoffe, und wie kann 
man die fördern? Ich kann Sie nur ermutigen, falls Sie 
noch nicht dort waren: Schauen Sie sich es mal an. Das 
Gebäude selber ist ein tolles Beispiel für Holzbauweise, 
auch innen drin wurden Naturstoffe wie beispielsweise 
Lehm verwendet, die sich in Verbindung mit der Nutzung 
von erneuerbaren Energien hervorragend eignen. Da ist, 
glaube ich, wirklich noch sehr viel machbar, und wir 
fördern das ganz massiv. Die Fachagentur ist ein Projekt-
träger unseres Hauses. Und ihre Arbeit fließt in die Arbeit 
der Bundesregierung ein.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Der nächste Nachfragesteller ist Herr 

Protschka, AfD-Fraktion.

Stephan Protschka (AfD):
Danke, Frau Präsidentin. – Herr Minister, Sie haben 

die Holzbaustrategie erwähnt. Bei mir im Wahlkreis 
gibt es eine Ziegelei mit 475 Mitarbeitern. Aktuell hätte 
sie Kurzarbeit beantragt, bekommt sie aber nicht. Jetzt 
sind die Mitarbeiter im Zwangsurlaub, sie wurden also 
nach Hause geschickt, da die Baubranche zurzeit sowieso 
etwas hinkt. Was sagen Sie einer Ziegelei, wenn Sie jetzt 
die Holzbaustrategie voranbringen wollen und Ziegeleien 
somit in den Hintergrund geraten?

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Könnt ihr mal eure Fragen abspre-
chen?)

Cem Özdemir, Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft:

Dass wir alles dafür tun, dass die Energiepreise stabil 
bleiben und nach Möglichkeit sinken. Deshalb sind der in 
der Vergangenheit leider versäumte Ausbau von erneuer-
baren Energien, aber auch das Thema Netzausbau, Spei-
cher etc. so entscheidend. Das packen wir jetzt an, mit der 
Habeck-Geschwindigkeit: zehn Monate für ein LNG-Ter-
minal.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD)

Das machen wir jetzt künftig beim Ausbau von Wind-
energie. Sie wissen vielleicht, dass der Bau eines Wind-
rads in Deutschland im Schnitt Pi mal Daumen sieben 
Jahre dauert. Wir sind jetzt schon bei der Hälfte; also 
das ist wirklich ein sensationeller Erfolg. Aber da geht 
noch mehr. Wir müssen dringend dieses Land entbüro-
kratisieren, entschlacken, die Fesseln abwerfen, damit 
wir schnell vorankommen. Wir sind die viertgrößte 
Volkswirtschaft der Welt. Draußen ist harte Konkurrenz, 
und die schläft nicht.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich sehe keine weitere Nachfrage zu diesem Thema. – 

Dann fahren wir fort mit der nächsten Hauptfragestelle-
rin, und das ist für die Unionsfraktion Dorothee Bär.

Dorothee Bär (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Ministerin, Sie haben in Ihrem Ein-

gangsstatement, wie ich finde: dankenswerterweise, noch 
mal darauf hingewiesen, wie wichtig es Ihnen ist, dass 
Frauen in Deutschland keiner Gewalt ausgesetzt sind. Sie 
haben das Hilfetelefon angesprochen. Ich frage mich: 
Gilt diese Feststellung „Keine Gewalt gegen Frauen“ 
für alle Frauen in unserem Land? Vor dem Hintergrund, 
dass wir das Bordell Europas sind, der Hotspot für Men-
schenhandel, für Prostitution: Was tun Sie in Ihrem Haus, 
um tatsächlich dafür zu sorgen, dass es keine Prostitution 
mehr in Deutschland gibt, dass die Frauen geschützt wer-
den und beispielsweise nicht jeden Tag in der Gewalt-
schutzambulanz der Charité aufschlagen?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Malte Kaufmann [AfD])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Ministerin.

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, da Sie als Staatsminis-
terin Teil der vergangenen Bundesregierung gewesen 
sind, ist Ihnen ja bekannt, dass in der vorletzten Legisla-
turperiode im Zusammenhang mit der Novelle zum Pros-
tituiertenschutzgesetz vereinbart worden ist, dass in die-
ser Legislaturperiode eine Evaluation stattfindet. Genau 
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die läuft gerade. Und wenn das Ergebnis vorliegt, dann 
werden wir uns darum auch noch einmal kümmern.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Bär, Sie haben eine Nachfrage.

Dorothee Bär (CDU/CSU):
Wie stehen Sie persönlich zum Verbot von Prostituti-

on, egal ob man es Nordisches Modell oder anders nennt? 
Was ist Ihre persönliche Meinung? Muss Prostitution in 
Deutschland verboten werden?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Meine persönliche Meinung dazu ist, dass das Thema 
komplex ist. Menschenhandel ist etwas, das wir ins-
gesamt massiv bekämpfen. Deswegen ist mein Ministe-
rium bereit, als koordinierendes Ministerium in der Bun-
desregierung eine Strategie gegen Menschenhandel zu 
erarbeiten. Sie wissen, es gibt verschiedenste Maßnah-
men. Beispielsweise macht der KOK eine sehr, sehr 
gute Arbeit, auch im Zusammenhang mit der Sensibili-
sierung bei der Polizei, bei entsprechenden Sicherheits-
kräften, und bietet entsprechende Schulungen an. Wir 
können aber insgesamt noch besser werden. Ich selber 
war vorher als Finanzerin intensiv mit dem Thema Zoll 
beschäftigt und der Frage, welche Möglichkeiten der Zoll 
in diesem Bereich noch hat.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

All das machen wir.
Zum Thema Prostituiertenschutz ist meine persönliche 

Auffassung, dass es nicht so einfach ist und dass ein Ver-
bot von Prostitution nicht automatisch dazu führt, dass es 
keine Prostitution mehr gibt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Dorothee 
Bär [CDU/CSU]: Das hat auch keiner gesagt!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und eine Nachfrage der Kollegin Trăsnea.

Ana-Maria Trăsnea (SPD):
Vielen Dank. – Sehr geehrte Präsidentin! Sehr geehrte 

Frau Ministerin, ich habe eine Nachfrage mit Blick auf 
das Thema Gewalt gegen Frauen; das hat eine sehr kom-
plexe Breite. Es gibt die eine Säule, aber es gibt auch 
Gewalt gegen Frauen im häuslichen Bereich. Es gibt se-
xualisierte Gewalt; darauf haben Sie sich auch im Zusam-
menhang mit dem Rammstein-Skandal bezogen. Auch 
dort gibt es eine Relativierung von Gewalt gegen Frauen. 
Studien zeigen das auch. Was tun Sie konkret, um hier 
präventiv zu wirken, um Frauen und Kinder zu schützen?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Wir machen ein ganzes Bündel von Maßnahmen. Wir 
sind gerade dabei, noch mal eine präventive Strategie zu 
entwickeln bzw. zu aktualisieren. Wir haben die unabhän-
gige Berichterstattungsstelle bereits eingerichtet, die die 
Maßnahmen, die es gibt, dahin gehend evaluiert, inwie-
weit sie auch tatsächlich wirksam sind. Wir haben als 
Bundesregierung die Istanbul-Konvention endlich voll-
ständig umgesetzt. Das ist der vorherigen Regierung 
nicht gelungen; da gab es noch entsprechende Einschrän-
kungen.

Wir haben jetzt das zehnjährige Bestehen des Hilfete-
lefons, das wirklich eine ganz großartige Einrichtung ist – 
die Telefonnummer ist 116 016 –; sie ist 24 Stunden am 
Tag, sieben Tage die Woche erreichbar. Die Beratung 
kann in 19 Sprachen stattfinden.

All das sind, glaube ich, wichtige Bausteine. Aber wir 
bleiben nicht stehen, sondern wir erarbeiten jetzt diesen 
Gesetzentwurf, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

– um den Schutz vor Gewalt an Frauen als Rechtsgut 
zu verankern und auch die Ausstattung von Beratungs-
stellen und von Frauenhäusern in Deutschland zu verbes-
sern.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Die nächste Nachfrage stellt Silvia 

Breher.

Silvia Breher (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, wir 

haben gerade erfreut zur Kenntnis genommen, dass Sie 
von einer Strategie gegen Menschenhandel gesprochen 
haben. Wer ist denn in diese Strategie eingebunden? Wel-
che Verbände sind dabei? Welche Häuser sind beteiligt? 
Und seit wann tagt denn eine Gruppe zu diesem Thema?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Wir sind da noch in den Vorbereitungen. Wir haben 
angeboten, dass mein Haus die Koordinierung über-
nimmt. Wie die Zusammenarbeit zwischen meinem 
Haus und dem Bundesinnenministerium, dem Justiz-
ministerium usw. erfolgen wird und wie die Beteiligung 
an dieser Strategie dann aufgesetzt wird, genau das ist 
gerade Thema der Erörterung zwischen den Häusern.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und die vorletzte Nachfrage hat Beatrix von Storch.

Beatrix von Storch (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Bei dem Schutz von 

Prostituierten, aber auch dem Schutz von Frauen vor Ge-
walt haben Sie in dem Entwurf für das Selbstbestim-
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mungsgesetz jetzt quasi darauf Rücksicht genommen und 
wollen eine Art von Hausrecht ausweisen. Das heißt: In 
bestimmten Einrichtungen darf das Hausrecht ausgeübt 
werden. Männer, die sich zu Frauen haben erklären las-
sen, dürfen dann da nicht hinein. Das ist erst mal dem 
Grunde nach nicht falsch – obwohl das ganze Gesetz 
natürlich falsch ist.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Stellen Sie bitte Ihre Frage, und kommen Sie zum 

Schluss.

Beatrix von Storch (AfD):
Ja. – Die Frage lautet: Es gibt jetzt ganz viele ver-

schiedene Geschlechter. Im Rechtsverkehr gibt es den 
Geschlechtseintrag nach dem Personenstandsregister. 
Bei den sportlichen Leistungen gibt es das Geschlecht 
nach dem Hormonspiegel. In den Krankenhäusern zählt 
die Biologie.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Bitte die Frage, Frau von Storch.

(Christina-Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist doch ein anderes The-
ma!)

Beatrix von Storch (AfD):
Wie ist das vereinbar mit dem Gebot des Bundesver-

fassungsgerichtes, dass das Geschlecht eindeutig und 
dauerhaft sein muss – mit Blick auf das Selbstbestim-
mungsgesetz, das jetzt alles völlig chaotisiert?

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Gerade das Bundesverfassungsgericht hat ja fest-
gestellt, dass das Geschlecht nicht an die Biologie ge-
knüpft ist, sondern dass es eine rechtliche Kategorie ist. 
Das Bundesverfassungsgericht hat auch festgestellt, dass 
es mehr als zwei Geschlechter gibt. Und genau dem ent-
spricht dann auch das Selbstbestimmungsgesetz. Genau 
auf der Grundlage unserer Verfassung entwickeln wir die 
Gesetzgebung weiter. Und: Es ist gut, dass wir endlich 
dieses menschenrechtswidrige und menschenverach-
tende Gesetz, das Transsexuellengesetz, abschaffen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD und der 
Abg. Gyde Jensen [FDP] und Cornelia 
Möhring [DIE LINKE])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Wir sind schon ein Stück weit über der Zeit. – Die 

letzte Nachfragestellerin ist Heidi Reichinnek.

Heidi Reichinnek (DIE LINKE):
Vielen Dank auch diesmal wieder. – Jetzt noch mal 

konkret zum Schutz von Frauen und Kindern vor Gewalt. 
Sie wollen ja eine bundeseinheitliche gesetzliche Rege-
lung einführen, was wir natürlich sehr unterstützen. Da-
für gibt es ja den runden Tisch „Gemeinsam gegen Ge-

walt an Frauen“ von Bund, Ländern und Kommunen. Ich 
wollte Ihnen noch einmal die Möglichkeit geben, uns 
mitzuteilen: Wie läuft der aktuelle Diskussionsprozess 
und welche aktuellen Ergebnisse gibt es auf dem Weg, 
den wir gemeinsam beschreiten wollen? – Vielen Dank.

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Ein wichtiger Termin in dieser Woche ist die Gleich-
stellungsministerkonferenz. Auch dort werden wir noch 
mal darüber erörtern. Ansonsten gibt es im September, 
glaube ich – jedenfalls im Herbst –, eine nächste Sitzung 
des runden Tisches. So werden wir Stück für Stück genau 
zu diesem Gesetzentwurf kommen. Die Arbeiten laufen. 
Wir sind in intensiven Abstimmungsprozessen mit den 
Ländern, unter anderem in dieser Woche auf der Minis-
terkonferenz und dann das nächste Mal wieder gemein-
sam im Herbst.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Damit beende ich die Befragung der 

Bundesregierung.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 2:
Fragestunde
Drucksache 20/7147

Die mündlichen Fragen werden in der üblichen Rei-
henfolge aufgerufen. – Ich bitte Sie, die Plätze einzuneh-
men.

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Bildung und Forschung. Zur Beantwor-
tung steht bereit der Parlamentarische Staatssekretär 
Dr. Jens Brandenburg.

Ich rufe die Frage 1 des Abgeordneten Peterka auf:
Welche wesentlichen Gründe für die abnehmende Lese-

kompetenz bei Grundschülern im Lichte der aktuellen Inter-
nationalen Grundschul-Lese-Untersuchung (I glu ) sieht die 
Bundesministerin für Bildung und Forschung, Frau Stark- 
Watzinger, und mit welchen konkreten Maßnahmen wird 
dem auf Bundesebene entgegengewirkt (vergleiche www. 
zeit.de/gesellschaft/schule/2023-05/iglu-studie-2023-bettina- 
stark-watzinger, zuletzt abgerufen am 23. Mai 2023)?

Herr Staatssekretär, Sie haben dazu das Wort.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter, Ihre Frage beantworte ich seitens der Bun-
desregierung wie folgt: Gut lesen zu können, ist eine der 
wichtigsten Grundkompetenzen und das Fundament für 
Bildungserfolg. Es ist daher alarmierend, wenn ein Vier-
tel unserer Viertklässlerinnen und Viertklässler beim Le-
sen als leistungsschwach gilt. Alarmierend ist auch, dass 
wir bereits seit dem Jahr 2006 einen negativen Trend bei 
den Leseleistungen haben.

Zu den Ursachen selbst liefert die Internationale 
Grundschul-Lese-Untersuchung, IGLU, als Monitoring-
studie zwar keine Kausalitäten, aber wichtige Hinweise. 
So sieht die Studie einen Hinweis darauf, dass die nied-
rige Lesekompetenz mit den coronabedingten Einschrän-
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kungen im Schulbetrieb zusammenhänge. Zudem werde 
in Deutschland im internationalen Vergleich deutlich 
weniger Zeit für Leseunterricht und lesebezogene Akti-
vitäten aufgewandt. Auch seien deutsche Schulen im in-
ternationalen Vergleich weniger gut ausgestattet, bei-
spielsweise im Bereich der digitalen Infrastruktur. Dazu 
käme die Veränderung in der Zusammensetzung der 
Schülerschaft in den letzten Jahren.

Die Gestaltung von Schule und Unterricht liegt in der 
alleinigen Verantwortung der Länder. Dies umfasst auch 
die Förderung von Lesekompetenzen. Die Bundesregie-
rung unterstützt die Länder bei ihren Aktivitäten zur Stär-
kung der Leseleistungen mit zahlreichen Maßnahmen auf 
unterschiedlichen Ebenen. Dazu gehören zum Beispiel 
das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung 
geförderte Projekt „Lesestart 1-2-3“ der Stiftung Lesen 
und die erfolgreiche Bund-Länder-Initiative „Bildung 
durch Sprache und Schrift“ – BiSS-Transfer. Auch das 
Startchancen-Programm wird Maßnahmen zur Verbes-
serung der Lesekompetenzen ermöglichen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Abgeordneter, Sie haben die Möglichkeit zur 

Nachfrage.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Ja. Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Danke für die 

Auskunft. Das ist natürlich jetzt nicht sonderlich darüber 
hinausgehend, was auch schon die Ministerin zur IGLU- 
Studie gesagt hat. Sie haben immerhin erwähnt, dass es 
auch an der Zusammensetzung der Schülerschaft liegen 
könnte.

Meine konkrete Nachfrage wäre jetzt: Der Präsident 
des Deutschen Lehrerverbandes hat zum Beispiel emp-
fohlen, dass zugunsten von Leseunterricht der Englisch-
unterricht in der Grundschule vielleicht erst mal zurück-
gestellt wird nach dem Motto: Diese zu begrüßende Kür 
sollte man vielleicht erst dann in Betracht ziehen in der 
Grundschule, wenn wirklich die Grundlagen sicher-
gestellt sind. – Wie steht denn Ihr Haus zu dieser Idee?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Es freut mich, sehr geehrter Herr Abgeordneter, dass 
die Frau Ministerin offenbar bereits umfassend berichtet 
hat. Ich möchte nochmals darauf verweisen, dass Schul-
angelegenheiten, so auch die Frage, welche Fächer in 
welcher Jahrgangsstufe unterrichtet werden, nach dem 
Grundgesetz in der Zuständigkeit der Länder liegen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und die zweite Nachfrage.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Vielen Dank. – Das ist natürlich bekannt. Aber Sie 

kennen ja auch die KMK, und es gäbe auch sonstige 
Möglichkeiten, wo man durchaus die Sicht der Bundes-
regierung, die ja in anderen Dingen sehr meinungsfreudig 
ist, an die Länder weitergeben könnte. Deswegen war die 
Frage, wie Sie diese Idee bewerten würden.

Wenn Sie das nicht beantworten wollen, dann frage 
ich: Wie stehen Sie zu der Problematik, dass immer 
mehr Lehrer auch in der Grundschule sich darüber bekla-
gen, dass zum Teil ein Drittel ihrer Tätigkeit aus statisti-
scher Erhebung und Verwaltung besteht und nicht mehr 
darin, was sie einmal studiert haben, nämlich Kindern 
gerade in der Grundschule Dinge fürs Leben beizubrin-
gen?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Wie Sie wissen, liegt auch die Zuständigkeit für Lehr-
kräfte bei den Ländern. Im Rahmen unserer Programme 
und Zuständigkeiten, beispielsweise im Rahmen des Di-
gitalPakts Schule, entlasten wir seitens des Bundes da, 
wo wir können und dürfen, beispielsweise mit IT-Ad-
ministratoren.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Ich sehe eine Nachfrage von Thomas 

Jarzombek.

Thomas Jarzombek (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Herr Staatssekretär, die Ergebnisse, 

was die Lesekompetenz der Grundschüler betrifft, sind in 
der Tat besorgniserregend. Ich wollte fragen, ob Sie dazu 
mit der Familienministerin im Austausch sind. – Gut, 
dass sie da ist und interessiert ist.

Wie sehen Ihre gemeinsamen Vorstellungen aus, be-
reits vor der Schule entsprechende Kompetenzen zu ver-
mitteln, Sprachtests zu machen, und haben Sie auch mal 
geschaut, was andere Länder, die erfolgreich sind, ma-
chen, wie zum Beispiel Großbritannien mit seinem Pro-
gramm „Accelerated Reading“?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Ich möchte zunächst betonen, dass wir bei diesen Fra-
gen selbstverständlich auch mit dem Bundesfamilien-
ministerium in sehr engem und gutem Austausch sind, 
insbesondere bei gemeinsamen Programmen, und diesen 
Kontakt sehr ergebnisorientiert nutzen.

Bei der internationalen Frage verweise ich darauf, dass 
insbesondere die IGLU-Studie mit den internationalen 
Ergebnissen über Deutschland hinaus ein zentrales 
Thema beim letzten Ratstreffen der EU-Bildungsminister 
war, bei dem wir uns auch aktiv eingebracht haben.

(Thomas Jarzombek [CDU/CSU]: Und was ist 
der Ausgang?)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Ich sehe keine Nachfrage. Dann rufe 

ich Frage 2 des Abgeordneten Bernd Schattner auf:

Möchte die Bundesregierung etwas gegen den Lehrerman-
gel in Deutschland unternehmen und, wenn ja, was?

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort.
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Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Vielen herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter, Ihre Frage beantworte ich sei-
tens der Bundesregierung wie folgt: Entsprechend der 
verfassungsrechtlichen Kompetenzverteilung zwischen 
Bund und Ländern liegt die Zuständigkeit für die Schul-
bildung bei den Ländern. Diese sind daher auch für die 
Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie die Einstellung von 
Lehrkräften zuständig. Das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung unterstützt im Rahmen seiner Zu-
ständigkeit die Länder im Bereich der Lehrkräftebildung 
und leistet beispielsweise mit der gemeinsamen „Quali-
tätsoffensive Lehrerbildung“ und den neuen „Kom-
petenzzentren für digitales und digital gestütztes Unter-
richten in Schulen und Weiterbildung“ in Kooperation 
mit den Ländern einen Beitrag zur Stärkung der Attrak-
tivität des Lehrerberufs.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen nachfragen.

Bernd Schattner (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Laut Kultusminister-

konferenz vom März dieses Jahres werden die Schüler-
zahlen an den allgemeinbildenden Schulen bis zum 
Schuljahr 2030/31 bundesweit um 9 Prozent steigen. 
Für die Sekundarstufe I wird sogar ein Plus von 15 Pro-
zent erwartet. Gleichzeitig werden im Schuljahr 2025/26 
voraussichtlich 35 000 Lehrer fehlen, fünf Jahre später 
sind es 68 000, 2035/36 sind es 76 000 Lehrer. Sie ver-
weisen zwar immer auf die Länderkompetenz in diesem 
Bereich. Jetzt ist allerdings die Frage: Was will die Bun-
desregierung tun, um die Länder hier zu stärken, dass wir 
endlich wieder den Zustand erreichen, dass wir vernünf-
tige Klassenstärken, vernünftige Lehrkörper in den ein-
zelnen Ländern haben? Wie wollen Sie unter Umständen 
die Länder monetär dabei unterstützen, dass wir endlich 
wieder eine vernünftige Ausstattung in den Schulen be-
kommen? – Vielen Dank.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Vielen Dank auch für diese Nachfrage. – Auch auf die 
Gefahr, dass ich mich wiederhole: Sämtliche Aspekte, die 
Sie angesprochen haben, liegen nach unserem Grund-
gesetz, auf das ich nochmals verweise, in der Zuständig-
keit der Länder. Im Rahmen dessen, was wir tun dürfen – 
ich habe die IT-Administratoren im DigitalPakt genannt, 
auch die Unterstützung unsererseits, um die Attraktivität 
des Lehrerberufs zu steigern –, treiben wir die Dinge 
aktiv voran. Zu all den anderen Fragen, die Sie angespro-
chen haben, sind wir selbstverständlich auch im Rahmen 
des Austausches mit der KMK im direkten Kontakt mit 
den Ländern.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die zweite Nachfrage.

Bernd Schattner (AfD):
Ich habe noch eine Nachfrage zur Meinung der Bun-

desregierung. Im Bildungsbereich hapert es an vielen 
Stellen. Neben dem aktuellen Lehrermangel, den wir ge-
rade haben, sehen wir auch etliche Sprachdefizite von 
Schülern als Problem. Diese Lücken aus dem Elternhaus 
können in vielen Fällen nicht mehr im Unterricht ge-
schlossen werden, sagt Heinz-Peter Meidinger, Präsident 
des Deutschen Lehrerverbandes, in der ZDF Sendung 
„Markus Lanz“. Betroffen seien Meidinger zufolge in 
erster Linie Kinder mit Migrationsgeschichte, weshalb 
er eine Migrantenquote fordert. Diese sollte den Migrati-
onsanteil an einzelnen Schulen begrenzen und damit eine 
Ballung von Sprachdefiziten verhindern.

In den Grundschulen vieler Bundesländer hat inzwi-
schen jedes zweite Kind einen Migrationshintergrund. 
Bildungsferne Elternhäuser wachsen hier entsprechend 
überproportional an. Was halten Sie bzw. die Bundes-
regierung von der Forderung des Präsidenten des Deut-
schen Lehrerverbandes nach einer Migrationsquote an 
Schulen? Ist es nicht vielleicht auch sinnvoll, zu schauen, 
dass Flüchtlingskinder aus Ländern mit hohen Ableh-
nungsquoten vielleicht explizit auf die Heimkehr in ihr 
Heimatland vorbereitet werden, anstatt zu versuchen, 
diese in Deutschland zu integrieren?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrter Abgeordneter, der Bundesregierung ist 
es ein wesentliches Anliegen, dass die Bildungschancen 
in Deutschland nicht länger von der sozialen Herkunft 
abhängen. Insofern sind wir aktuell in Verhandlungen 
mit den Ländern, das bereits angekündigte Startchan-
cen-Programm jetzt detailliert auszuarbeiten. Hier geht 
es konkret darum, die Schulen mit hohem Anteil sozial 
benachteiligter Schüler und Schülerinnen zu stärken.

Sie haben den Migrationshintergrund angesprochen. 
Die Bildungswissenschaft ist in den Ergebnissen sehr 
deutlich, dass die eigentlichen kausalen Ursachen erstens 
die stärkere soziale Benachteiligung und zweitens ein 
Elternhaus sind, in dem zu Hause kaum oder wenig 
Deutsch gesprochen wird. Das sind zwei Faktoren, die 
wir selbstverständlich auch im Rahmen des Startchan-
cen-Programms zentral berücksichtigen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Ich habe dazu vier Nachfragen. Zuerst 

Leon Eckert.

Leon Eckert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Auch ich bin in mei-

nem Wahlkreis mit bayerischen Lehrerinnen und Lehrern 
in Kontakt und bin natürlich besorgt über ausfallenden 
Unterricht, über Schulstunden, die nicht stattfinden. Die 
CSU-geführte Bayerische Staatsregierung hat vorge-
schlagen, anstatt voll auf neue Lehrer und Ausbildung 
zu setzen, aggressiv abzuwerben. Dazu haben die Eltern-
verbände gesagt, man würde sich stellvertretend für die 
Staatsregierung schämen. Gibt es denn etwas in unserer 
verfassungsrechtlichen Zuständigkeit, wie wir als Bun-
desregierung Abhilfe schaffen können, damit sich baye-
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rische Eltern nicht weiter für die Staatsregierung schä-
men müssen?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrter Herr Kollege, der Bundesregierung ist 
bekannt, dass es innerhalb der KMK die Vereinbarung 
gibt, dass zwischen den Ländern Lehrkräfte nicht aktiv 
abgeworben werden. Die konkrete Umsetzung dieser 
Frage ist allerdings Zuständigkeit der Länder und nicht 
der Bundesregierung.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Daniela Ludwig ist die nächste Nach-

fragende.

Daniela Ludwig (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Herr Staatssekretär, zunächst glaube 

ich, die Eltern, die sich jetzt vermeintlich schämen, sind 
auch froh, wenn es ein paar Lehrer mehr in Bayern gibt 
durch erfolgreiche Abwerbungen. Das nur am Rande.

Herr Staatssekretär, wir sind beim Thema Lehrerman-
gel. Die „Qualitätsoffensive Lehrerbildung“ – ein Bun-
desprogramm, großartig gelaufen, immer wieder mit or-
dentlich Mitteln ausgestattet, mehrfach evaluiert; wie 
gesagt: großartig gelaufen – wird ausgerechnet in Zeiten 
eklatanten Lehrermangels eingestampft. Können Sie mir 
das bitte erklären?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrte Frau Kollegin, der Bund hat im Rahmen 
der gemeinsamen „Qualitätsoffensive Lehrerbildung“ 
seit 2015 insgesamt eine halbe Milliarde Euro investiert. 
Die Qualitätsoffensive endet vereinbarungsgemäß zum 
Ende des Jahres 2023. Mit den „Kompetenzzentren für 
digitales und digital gestütztes Unterrichten in Schule 
und Weiterbildung“, die ich bereits erwähnt habe, ist 
die Bundesregierung weiterhin im Bereich der Lehrkräf-
tebildung sehr engagiert. Sie wissen, aktuell laufen auch 
die Haushaltsaufstellungsverfahren. Wir prüfen seitens 
des BMBF derzeit, welche Möglichkeiten es darüber hi-
naus auch für zusätzliches Engagement des Bundes gibt.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die nächste Nachfragestellerin ist Katrin Zschau.

Katrin Zschau (SPD):
Vielen Dank für die Möglichkeit zur Nachfrage. – Leh-

rermangel ist regional sehr unterschiedlich und hat auch 
mit Schulformen zu tun. Die Frage der bedarfsorientier-
ten Förderung, wie viel wir tun können, damit Lehrer und 
Lehrerinnen und auch andere, die in Schulen arbeiten, 
auch in die Schulen gehen, die besondere Unterstützung 
brauchen oder wo die Kinder aus wirtschaftlich schwie-
rigen Verhältnissen kommen, ist eine sehr wichtige Fra-
ge. Können Sie noch einmal darstellen, wie wir mit dem 
Startchancen-Programm genau an diesem Punkt einen 
Paradigmenwechsel in Deutschland herbeiführen wollen, 

um zu sagen: „Da müssen die Mittel hin, damit die Lehr-
kräfte dort auch gut arbeiten können“?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Staatssekretär.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Ja, vielen Dank. – Frau Kollegin, ich danke Ihnen noch 
einmal sehr für diese konkrete Nachfrage. Mit dem Start-
chancen-Programm wollen wir die Schulen, die sozial am 
stärksten benachteiligt sind, also vom Umfeld her die am 
meisten geforderten Schulen sind, besonders unterstüt-
zen: Mit zusätzlichen Investitionen, mit einem Chancen-
budget für diese Schulen und natürlich auch mit der drit-
ten Säule, der Schulsozialarbeit. Das sind Maßnahmen, 
die die Lehrkräfte an diesen Schulen konkret zusätzlich 
entlasten sollen und gleichzeitig den Lehrkräften ein be-
sonders attraktives Arbeitsumfeld bieten sollen. Auch das 
ist sicher ein Beitrag dazu, die Attraktivität des Lehrkräf-
teberufes weiter anzuheben.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Die letzte Nachfrage zu diesem Thema 

hat Thomas Jarzombek.

Thomas Jarzombek (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Herr Staatssekretär, ich will noch 

einmal nachfragen, ob wir das richtig verstanden haben. 
2015 wurde vom Bund die „Qualitätsoffensive Lehrer-
bildung“ gestartet. 470 Millionen Euro sind geflossen. 
Ich glaube, 2015 war die Lehrernot nicht so groß, wie 
sie heute ist. Und Sie sagen jetzt einfach: Na ja, 2015 
wurde das Programm nur bis heute angelegt. Jetzt haben 
wir zwar Lehrermangel, aber das ist jetzt eigentlich völlig 
egal; denn wir lassen das Programm zum Jahresende ein-
fach auslaufen. Wo dann weitere Lehrer herkommen auch 
für dieses immer wieder bejubelte Startchancen-Pro-
gramm, wofür es bis heute noch keinen Referentenent-
wurf gibt, überlassen wir dem Zufall. – Habe ich das 
richtig verstanden?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrter Kollege, nein, das haben Sie an mehreren 
Stellen falsch verstanden. Zum einen überlassen wir das 
nicht dem Zufall. Das ist aktiver Gegenstand der aktuel-
len Beratungen und Verhandlungen zur Haushaltsaufstel-
lung. Zum anderen – auch mit diesem Missverständnis 
möchte ich aufräumen – ist die „Qualitätsoffensive Leh-
rerbildung“ kein Programm. Der Bund darf verfassungs-
rechtlich gar keine neuen Stellen für Lehrkräfte direkt 
finanzieren. Die „Qualitätsoffensive Lehrerbildung“ ist 
eine Initiative, um insbesondere in der Bildungsfor-
schung weitere Ergebnisse über guten Unterricht zu pro-
duzieren. Die Aufgabe der Länder ist jetzt insbesondere, 
diese in den vergangenen neun Jahren erarbeiteten wirk-
lich hochwertigen Ergebnisse auch in die Fläche, in die 
Lehrkräfteaus- und -weiterbildung zu transferieren. Da 
ist durchaus noch Luft nach oben.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 108. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 14. Juni 2023                                 13096 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Leon Eckert 



Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank.
Ich rufe die Frage 3 des Abgeordneten Bernd Schattner 

auf:
Was macht die Bundesregierung gegen die Abwanderung 

von hochqualifizierten Personen in der Bildung und Forschung 
aus Deutschland (www.demogr.mpg.de/de/news_events_ 
6123/news_pressemitteilungen_4630/presse/abwanderung_ 
von_forschenden_wirtschaftliche_entwicklung_fuehrt_nicht_ 
zwangslaeufig_zu_braindrain_11735)?

Herr Staatssekretär, Sie dürfen.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter, ich beantworte Ihre Frage seitens der Bun-
desregierung wie folgt: Die Bundesregierung zielt mit 
einer Vielzahl von Maßnahmen auf die Sicherstellung 
und den weiteren Ausbau der Attraktivität des deutschen 
Hochschul- und Wissenschaftsstandorts, um hochqualifi-
zierte Fachkräfte zu gewinnen und auch zu halten.

Gemeinsam mit den Ländern hat die Bundesregierung 
seit dem Jahr 2005 durch erhebliche zusätzliche Finanz-
mittel im Rahmen der großen Wissenschaftspakte die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit der Wissenschaft in 
Deutschland nachhaltig gestärkt. Mit dem von Bund und 
Ländern initiierten Tenure-Track-Programm wurden die 
Karrierewege des wissenschaftlichen Nachwuchses plan-
barer und auch transparenter gestaltet, um die Attraktivi-
tät des deutschen Wissenschaftssystems im internationa-
len Wettbewerb zu steigern.

Um hochqualifizierte Nachwuchskräfte auch aus dem 
Ausland für das deutsche Wissenschaftssystem zu ge-
winnen bzw. hier im Wissenschaftssystem in Deutsch-
land zu halten, fördert die Bundesregierung eine Vielzahl 
strukturierter Programme, wie beispielsweise die jährlich 
annähernd 1 000 Forschungsstipendien und -preise der 
Alexander-von-Humboldt-Stiftung. Die Alexander-von- 
Humboldt-Professur bietet darüber hinaus weltweit füh-
renden Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus 
dem Ausland eine dauerhafte Perspektive hier in 
Deutschland.

Über den Deutschen Akademischen Austauschdienst 
finanziert das BMBF unter anderem das Programm 
PRIME, welches die Auslandsmobilität und Rückkehr 
von Postdoktorandinnen und -doktoranden aller Natio-
nalitäten und Fachrichtungen unterstützt. Das BMBF 
fördert zudem das German Academic International Net-
work, welches Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
in Nordamerika über berufliche Chancen in Deutschland 
informiert und Kontakte zu potenziellen Arbeitgebern 
vermittelt.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen nachfragen.

Bernd Schattner (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Das klingt zwar 

schön, aber die Realität sieht leider relativ häufig anders 
aus. Seit 2007 regelt das Wissenschaftszeitvertragsgesetz 

die Arbeitsbedingungen für Forscher in Deutschland, und 
das führt dazu, dass ein Wissenschaftler sechs Jahre vor 
bzw. sechs Jahre nach der Promotion sehr häufig nur mit 
befristeten Verträgen angestellt werden kann. Die Befris-
tungen laufen von minimal sechs Monaten bis maximal 
zwei Jahren. In der Praxis kommt es nicht selten vor, dass 
ein Promotionsstudent bis zum Abschluss zehn Arbeits-
verträge unterschreibt und sich von Projekt zu Projekt 
hangelt.

Aktuell ist es so, dass wir in diesem Bereich bei den 
Arbeitsverträgen der Wissenschaftler unter 45 Jahren 
eine Befristungsquote von 92 Prozent haben. Wie will 
die Bundesregierung hier entgegenwirken, damit diese 
Menschen eine Perspektive haben und auch eine Familie 
gründen können? Denn mit kurzen Zeitarbeitsverträgen 
bin ich weder in der Lage, mir eine Wohnung zu finan-
zieren, noch, perspektivisch eine Familie zu gründen. 
Was will die Bundesregierung tun, um diesem Missstand 
entgegenzuwirken?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Vielen herzlichen Dank, Herr Abgeordneter, für diese 
Frage. – Das ist ein Problem, das die Bundesregierung 
und auch die Koalition – siehe Koalitionsvertrag – bereits 
erkannt haben, vor allem was die oftmals sehr kurz be-
fristeten Verträge in der Promotionsphase angeht. Ich 
kann Ihnen verkünden, dass just heute Morgen den Frak-
tionen der Referentenentwurf zur Reform des Wissen-
schaftszeitvertragsgesetzes zugegangen ist, wie er nun 
in die Länder- und Verbändeanhörung geht. Sie werden, 
wenn ich Sie jetzt richtig verstehe, mit Freude feststellen, 
dass dort unter anderem eine künftige Mindestvertrags-
laufzeit für Erstverträge von Promotionsstudenten von 
drei Jahren vorgesehen ist, sodass das von Ihnen geschil-
derte Problem mit dieser Reform dann auch gelöst wäre.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und die zweite Nachfrage.

Bernd Schattner (AfD):
Dann möchte ich noch auf ein zweites Problem ein-

gehen. Professor Dr. Gabriel Felbermayr, ehemaliger Prä-
sident des Kieler Instituts für Weltwirtschaft, sagt: 
„Deutschland ist ein Auswanderungsland“, ganz ent-
gegen dem, was wir immer hören, nämlich dass wir ein 
Einwanderungsland wären. Im Durchschnitt gehen jedes 
Jahr etwa 180 000 gut ausgebildete Deutsche aus diesem 
Land weg. Wesentlich weniger kehren mittelfristig wie-
der heim. Es liegt also ein Braindrain gut ausgebildeter 
hauptsächlich MINT-Studenten, Meister und Gesellen 
vor, die in Deutschland keine Zukunft mehr sehen. Wür-
den Sie zustimmen, dass es diesen Braindrain gibt? Wel-
che Maßnahmen müssten Ihrer Meinung nach unternom-
men werden, um diese Menschen in Deutschland zu 
halten? Und gibt es Zahlen, die der Bundesregierung vor-
liegen, die zeigen, wie unter den sogenannten Fachkräf-
ten, die wir bekommen, die akademischen Abschlüsse 
prozentual vertreten sind, und ersetzen die adäquat die-
jenigen Personen, die aus Deutschland abwandern? – 
Vielen Dank.
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Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Vielen herzlichen Dank, Herr Abgeordneter, für diese 
Frage. – Es gibt verschiedene Maßnahmen, an denen wir 
als Bundesregierung arbeiten. Es ist uns ein großes An-
liegen, einerseits die internationale Mobilität zu stärken 
und andererseits auch ein attraktives Land für hochquali-
fizierte Fachkräfte zu sein. In diesem Kontext ist auch der 
Entwurf der Bundesregierung zum Fachkräfteeinwan-
derungsgesetz zu sehen, über den wir hier im Parlament 
sprechen. Ich möchte darauf hinweisen, dass neben den 
gesetzlichen Regelungen sicher auch Rassismuserfahrun-
gen in Deutschland ein oft genannter Grund sind – darü-
ber wird mir berichtet –, warum sich hochqualifizierte 
Menschen leider andere Zielorte suchen. Auch daran soll-
ten wir gemeinsam arbeiten.

Ich möchte, was die Wissenschaftler und Wissen-
schaftlerinnen anbelangt, an der Stelle eine ein Stück 
weit erfreuliche Entwicklung verkünden. Nach Jahren 
eines negativen Wanderungssaldos – also mehr Auswan-
derung von Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen 
aus Deutschland heraus als Zuwanderung nach Deutsch-
land herein – haben wir inzwischen erfreulichere Zahlen 
und eine leichte Trendumkehr. Es sind 51 Prozent, die zu 
uns kommen, und 49 Prozent, die das Land verlassen. 
Das ist eine erfreuliche Nachricht.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Dann habe ich eine Nachfrage dazu von 

Stephan Albani.

Stephan Albani (CDU/CSU):
Herzlichen Dank. – Herr Staatssekretär, daran anknüp-

fend meine Frage: Es gibt ja Maßnahmen wie zum Bei-
spiel die jährlich stattfindende GAIN-Tagung, die genau 
dies zum Ziel haben. Was tut Ihr Haus im Rahmen eines 
solchen Formates jenseits reiner Präsentationen der Rah-
menbedingungen, um wirklich gezielt Menschen an-
zuwerben, sodass es am Ende auch zielführend ist und 
nicht einfach nur eine Präsentation, eine Art Schaufenster 
deutscher Forschungspolitik? Denn hier geht es ja darum, 
mehr zu tun, gezielt anzuwerben, die Leute gezielt zu 
holen. Was sind Ihre Maßnahmen diesbezüglich?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Vielen herzlichen Dank, dass Sie auch die GAIN 
hervorheben. Das ist meines Erachtens eine wirklich 
wichtige Veranstaltung – sie hat in Pandemiezeiten zwi-
schenzeitlich digital stattgefunden –, um den deutschen 
Wissenschaftsstandort in Nordamerika zu präsentieren, 
dort erfahrungsgemäß auch viele Wissenschaftler und 
Wissenschaftlerinnen aktiv anzusprechen und für den 
deutschen Markt zu werben.

Wir wollen es dabei aber nicht belassen. Ich verweise 
hier insbesondere auf die Aktualisierung der Internatio-
nalisierungsstrategie, die wir uns für die Hochschulen 
vorgenommen haben,

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Das ist eine 
Strategie! Das ist keine Maßnahme!)

wo wir mit den Ländern und allen weiteren Akteuren 
natürlich weiter zusammenarbeiten. Es braucht also eine 
Vielzahl von Maßnahmen, die wir im Zuge dieses Up-
dates weiter aktualisieren wollen.

(Lachen des Abg. Thomas Jarzombek [CDU/ 
CSU] – Stephan Albani [CDU/CSU]: Ja, ge-
nau! Welche? – Daniela Ludwig [CDU/CSU]: 
Lustig!)

– Konkret, Herr Abgeordneter – den Zwischenruf nehme 
ich auf –, werden wir natürlich mit den Ländern darüber 
sprechen. Ich nenne nur die Beispiele des Wissenschafts-
zeitvertragsgesetzes, des Fachkräfteeinwanderungsgeset-
zes, der starken Weiterentwicklung der GAIN-Tagung 
und solcher Formate sowie viele bilaterale Kontakte.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte jetzt zum Schluss

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Ich persönlich war vor wenigen Wochen in Großbri-
tannien. Auch diese Kontakte aufzugreifen, ist ein wich-
tiges Anliegen, und diese Themen treiben wir voran.

(Thomas Jarzombek [CDU/CSU]: Wir haben 
hier heute überhaupt noch nichts Konkretes 
gehört!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Ich sehe keine weiteren Nachfragen.
Wir kommen zur Frage 4 des Abgeordneten Stephan 

Brandner:
Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesministerin für Bil-

dung und Forschung hierzulande die Anzahl der Professuren 
für den Fachbereich Gender seit dem Jahr 2010 und im glei-
chen Zeitraum die Anzahl der Professuren für Pharmazie ent-
wickelt?

Herr Staatssekretär.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Abgeordneter, 
Ihre Frage beantworte ich seitens der Bundesregierung 
wie folgt: Im Jahr 2021 gab es in Deutschland 194 Profes-
suren im Forschungsbereich Pharmazie. Gegenüber dem 
Jahr 2010 hat sich die Zahl der Professuren in diesem 
Forschungsbereich um 21 erhöht. Eine Gesamtzahl von 
Professuren im Bereich der Geschlechterforschung liegt 
nach der amtlichen Statistik nicht vor, da das Forschungs-
feld in der Fächersystematik der Hochschulstatistik im 
Vergleich zum Forschungsgebiet Pharmazie nicht geson-
dert ausgewiesen wird.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen nachfragen.

Stephan Brandner (AfD):
Das ist ja schade. Ein Schelm, wer Böses dabei denkt, 

dass gar nicht erfasst wird, wie viele Genderlehrstühle es 
in Deutschland gibt. Ich habe gerade noch mal gegoogelt: 
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Es sind um die 200, also mehr als beispielsweise im 
Bereich Pharmazie und noch viel mehr als in vielen Na-
turwissenschaften.

Jetzt braucht ja nicht jeder einen Genderwissenschaft-
ler. Ich persönlich halte das für entbehrlich. Ich habe noch 
nie einen Genderwissenschaftler gebraucht. Ich weiß 
nicht, wem es hier im Hause anders geht und ob jemand 
schon mal Rücksprache mit einem genommen hat. Aber 
aus den Lehrstühlen für Genderwissenschaften kommen 
ja ganz, ganz viele kleine ausgebildete Genderwissen-
schaftler raus. Vor dem Hintergrund meine Frage: Wie 
lässt sich der volkswirtschaftliche Mehrwert von diesen 
Genderwissenschaftlern, die an den genderwissenschaft-
lichen Lehrstühlen ausgebildet werden, messen? Wel-
chen Einfluss beispielsweise haben mehr Genderwissen-
schaftler auf ein steigendes Bruttoinlandsprodukt?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, die im Grundgesetz 
geregelte Freiheit von Forschung und Lehre hat in 
Deutschland Verfassungsrang.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD, 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der LINKEN)

Auch die Bundesregierung bekennt sich zur Wissen-
schaftsfreiheit, und deshalb werden wir auch weiter den 
Kurs verfolgen, dass es keine politischen Einflüsse auf 
die Auswahl solcher Lehrstühle gibt, sondern dass das 
der Freiheit des Systems überlassen bleibt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die zweite Nachfrage.

Stephan Brandner (AfD):
Jetzt können Sie hier natürlich Beifall klatschen. Es 

scheint ja mit solchen Schmalspurantworten zu funktio-
nieren, dass zumindest Ihre Kollegen klatschen. Aber ich 
habe nicht nach politischem Einfluss gefragt, sondern ich 
habe danach gefragt, welchen positiven Effekt die Absol-
venten dieser Genderwissenschaften auf das deutsche 
Bruttoinlandsprodukt haben. Darauf haben Sie nicht ge-
antwortet. Wahrscheinlich gibt es dazu auch keine Zah-
len, genauso wenig wie es Zahlen dazu gibt, wie viele 
Genderlehrstühle es überhaupt gibt.

Vor dem Hintergrund die Frage – wir haben den Fach-
kräftemangel ja heute auch schon mal thematisiert –: 
Wäre es zum Abbau des Fachkräftemangels nicht bei-
spielsweise angezeigt, zu sagen: „Okay, wir nehmen jetzt 
keinen politischen Einfluss, aber wir machen das viel-
leicht so wie das Haus Özdemir; wir versuchen, die Ge-
sellschaft durch Werbemaßnahmen darauf vorzuberei-
ten“, also zu sagen: „Genderwissenschaften bringen 
unser Land nicht so richtig nach vorne, wir brauchen 
Naturwissenschaftler, wir brauchen Ingenieure, wir brau-
chen Informatiker“?

(Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir brauchen alles!)

Könnte die Bundesregierung da mal ein bisschen gegen-
steuern?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, Sie wissen, dass wir 
insbesondere im MINT-Bereich genau für diese Themen 
aktiv werben. Auf die verfassungsrechtlich garantierte 
Freiheit der Wissenschaft habe ich bereits verwiesen. 
Dazu gehört nicht nur, dass wir weder gesetzlichen 
noch politischen Einfluss auf die Auswahl nehmen, son-
dern auch, dass wir von bundesregierungsseitigen Kam-
pagnen zur Diffamierung einzelner Forschungsbereiche 
absehen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der Abg. Dr. Anja Reinalter 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich sehe keine Nachfrage dazu.
Dann kommen wir zur Frage 5 des Abgeordneten 

Stephan Brandner:

Beabsichtigt die Bundesministerin für Bildung und For-
schung, Maßnahmen zu ergreifen, um den Anteil der Schul-
abgänger ohne Abschluss, der bereits seit Jahren bei etwa 
6 Prozent stagniert (www.tagesspiegel.de/gesellschaft/ 
jungen-und-kinder-mit-auslandischer-staatsangehorigkeit- 
sind-besonders-gefahrdet-anteil-der-jugendlichen-ohne- 
abschluss-stagniert-seit-jahren-9457454.html, https:// 
deutsches-schulportal.de/bildungswesen/die-zahl-der- 
jugendlichen-ohne-schulabschluss-stagniert-seit-jahren/), ab-
zusenken, und, wenn ja, welche?

Herr Staatssekretär.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Vielen herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Kol-
lege, Ihre Frage beantworte ich seitens der Bundesregie-
rung wie folgt: Entsprechend der verfassungsrechtlichen 
Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern liegt 
die Zuständigkeit für schulische Bildung bei den Län-
dern. Zur Frage der Senkung der Quote der Schulabgän-
gerinnen und Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss 
wird daher auf diese Zuständigkeit der Länder verwiesen.

Der Anteil der Schulabgängerinnen und Schulabgän-
ger ohne Hauptschulabschluss ist nur in begrenztem Maß 
durch Maßnahmen des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung beeinflussbar. Die Quoten weisen zudem 
regional deutliche Unterschiede auf. Der Bund hat im 
Rahmen seiner Zuständigkeiten Maßnahmen ergriffen, 
um die Länder dabei zu unterstützen, den Anteil der 
Schulabgängerinnen und -abgänger ohne Hauptschul-
abschluss zu reduzieren.

Maßnahmen wie die bereits erwähnte „Qualitätsoffen-
sive Lehrerbildung“ und die Kompetenzzentren für digi-
tales und digital gestütztes Unterrichten in Schule und 
Weiterbildung tragen dazu bei, die Qualität von Lehr-
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kräftebildung und Unterricht zu verbessern und zur Ver-
hinderung von Schulabgang ohne Hauptschulabschluss 
beizutragen.

Weiterhin haben Bund und Länder gemeinsam die Ini-
tiative „Schule macht stark“ zur Unterstützung von Schu-
len in sozial schwierigen Lagen auf den Weg gebracht. 
Denn Kinder und Jugendliche mit großen Lernrückstän-
den sind überproportional häufig an Schulen in sozial 
schwierigen Lagen vertreten.

Mit dem Startchancen-Programm wollen wir etwa 
4 000 Schulen mit einem hohen Anteil an sozial benach-
teiligen Schülern und Schülerinnen nachhaltig unterstüt-
zen. Durch die zusätzliche Unterstützung sollen die 
Chancen von Kindern und Jugendlichen auf Bildung 
und den Erwerb eines Schulabschlusses dementspre-
chend erhöht werden.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Zwei Nachfragen, Herr Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
Das hörte sich ja nach den einleitenden Worten ganz 

gut an. Ich dachte, jetzt käme wieder: „nicht zuständig“, 
„keine Ahnung“, oder meine Frage würde verdreht.

(Christine Aschenberg-Dugnus [FDP]: Beneh-
men Sie sich mal ein bisschen! Unmöglich! – 
Zuruf der Abg. Dr. Anja Reinalter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber es kam ja ein bisschen was von Ihnen.
Ich helfe Ihnen mal etwas mit Zahlen aus. In Nord-

rhein-Westfalen haben beispielsweise 40 Prozent der 
Schüler an den allgemeinbildenden und den beruflichen 
Schulen einen Migrationshintergrund. An etwa 990 der 
2 700 Grundschulen – also über einem Drittel – sind 
Schüler mit Migrationshintergrund in der Mehrheit. Das 
sind Tatsachen.

Meine Frage ist, ob sich Ihr Ministerium oder auch Sie 
persönlich sich schon mal Gedanken darüber gemacht 
haben: Welchen Einfluss hat denn der hohe Anteil von 
Migrantenkindern in Schulen letztendlich auf die Qualität 
des Unterrichts?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich habe eben bereits 
darauf verwiesen – und das würde ich seitens des Bundes-
forschungsministeriums noch mal betonen –, dass Korre-
lation und Kausalität unterschiedliche Dinge sind und die 
Bildungswissenschaftler zu dem sehr deutlichen Ergeb-
nis kommen, dass eben nicht der Migrationsstatus als 
solcher die Ursache dieser Herausforderungen ist, son-
dern die Kombination von sozioökonomischen Heraus-
forderungen in genau dieser Bevölkerungsgruppe, die 
überproportional häufig von sozioökonomischen Risiko-
lagen betroffen ist, und der Frage, ob zu Hause die deut-
sche Sprache gesprochen wird oder eben nicht. Das sind 
die entscheidenden Dinge, die wir explizit bei der Kon-
zeptionierung des Startchancen-Programms gemeinsam 
mit den Ländern berücksichtigen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der Abg. Dr. Anja Reinalter 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und die zweite Nachfrage.

Stephan Brandner (AfD):
Das war eigentlich ein Ausbau meiner Frage und keine 

Antwort. Die Frage war doch, ob Sie sich Gedanken 
darüber gemacht haben, welchen Einfluss das auf die 
Qualität der schulischen Ausbildung hat. Auch darauf 
haben Sie keine Antwort. Also gibt es offenbar auch 
dazu keine Erhebungen. Aber sei es dahingestellt!

Ich habe noch eine Frage, die in die gleiche Richtung 
geht. Es gibt ja PISA- und IGLU-Studien. Deutschland 
war ja mal weltweit führend als Bildungsnation, als Na-
tion der Erfinder beispielsweise. Das bröckelte immer 
weiter ab. Auf der einen Seite schneiden wir in den 
PISA-Studien grottenschlecht ab; die Welt lacht sich 
über uns kaputt. Auf der anderen Seite haben wir inzwi-
schen einen Abiturientenanteil von 51 Prozent pro Jahr-
gang; wir haben beim Abitur in Thüringen Durchschnitts-
noten von etwa 2,0. Die Menschen werden also offenbar 
immer schlauer – immer mehr machen Abitur, immer 
mehr haben bessere Noten –, obwohl wir international 
den Anschluss verloren haben. Wie passt das zusammen?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrter Herr Kollege, das Gute ist ja, dass sich 
bei uns im Ministerium nicht einfach der Staatssekre- 
tär einsam am Schreibtisch Gedanken macht und dann 
private Schlüsse zieht, sondern wir in Deutschland im 
Hinblick auf die empirische Erforschung bestimmter 
Zusammenhänge eine gut aufgestellte Bildungswissen-
schaftslandschaft haben. Auf die Ergebnisse der empiri-
schen Untersuchungen habe ich eben verwiesen.

Im Übrigen liegen auch die Abiturnoten, die Sie im 
zweiten Teil Ihrer Frage angesprochen haben, in der Zu-
ständigkeit der Länder. Öffentlich haben wir mehrfach 
deutlich gemacht, dass wir zu genau diesen Fragen mit 
den Ländern in engem Austausch sind. Das ändert aber 
nichts an der verfassungsrechtlichen Zuständigkeit.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Eine Nachfrage der Kollegin Katrin 

Zschau.

Katrin Zschau (SPD):
Wie ist in diesem Zusammenhang der Vorschlag zu 

bewerten, mit der Berufsfrühorientierung deutlich früher 
zu beginnen, um den Anreiz zu schaffen, einen Schul-
abschluss zu erwerben, weil man so praktisch das berührt, 
was am Ende des schulischen Weges kommt? Wie schät-
zen Sie das ein, und welche Maßnahmen schlägt die 
Bundesregierung an der Stelle vor?
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Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Vielen herzlichen Dank, Frau Kollegin. – Die frühe 
Berufsorientierung ist uns ein sehr wichtiges Anliegen. 
Wir haben jetzt im Rahmen der Exzellenzinitiative Be-
rufliche Bildung in der Koalition gemeinsam eine Stär-
kung der Berufsorientierung auf den Weg gebracht, die 
wir übrigens auch für Gymnasien öffnen. Da spielen ins-
besondere die Jahrgänge, die noch nicht direkt vor dem 
Abschluss stehen, eine wesentliche Rolle.

Wir erweitern unser Berufsorientierungsprogramm 
beispielsweise jenseits des Handwerks auf weitere Be-
rufsbilder, setzen einen stärkeren Fokus auf die Qualitäts-
standards. Eine enge Zusammenarbeit mit den Schulen 
und natürlich genauso mit den Elternhäusern ist uns be-
sonders wichtig. Insofern wurde Ihr Anliegen da auf-
gegriffen. Die Notwendigkeit würde ich sehr unterstrei-
chen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Eine weitere Nachfrage von Thomas 

Jarzombek.

Thomas Jarzombek (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Herr Staatssekretär, ich finde, es ist 

schon ein ziemlich großes Problem, dass es so viele 
Schulabgänger ohne Abschluss gibt. Im Übrigen gibt es 
ifo-Studien, die besagen, dass es noch deutlich mehr sind, 
denen am Ende Basiskompetenzen fehlen – bis hin zur 
Ausbildungsunfähigkeit. Deshalb hätte ich jetzt schon 
erwartet, dass Sie heute mehr dazu sagen, was Sie sich 
eigentlich vorstellen.

Ich will mal einen konkreten Punkt beleuchten: Wird 
das Startchancen-Programm, von dem Sie hier heute so 
oft gesprochen haben, denn auch tatsächlich an Haupt-
schulen und an Förderschulen stattfinden?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrter Herr Kollege, Sie wissen, dass die 
Verhandlungen mit den Ländern laufen. Aber im Koali-
tionsvertrag ist bereits verankert, dass dieses Programm 
sämtlichen Schulformen, also den allgemein- und den 
berufsbildenden Schulen, offenstehen soll. Beispiels-
weise richtet sich nach der IGLU-Studie ein besonderer 
Fokus auf die Grundschulen. Insofern: Es ist das Anlie-
gen des Bundes, dass das Programm auch für genau diese 
Schulformen offensteht. Die Gespräche mit den Ländern 
laufen derzeit.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Ich sehe keine weitere Nachfrage.
Dann kommen wir zur Frage 6 des Abgeordneten 

Dr. Michael Kaufmann:

In welchem Umfang und in welchem Zeitrahmen gedenkt 
die Bundesministerin für Bildung und Forschung ihre in der 
Nachrichtensendung „heute journal“ am 13. Dezember 2022 
hinsichtlich der Kernfusionsforschung gemachte Ankündi-
gung: „Wir werden … eine hohe Summe investieren“, ein-

zulösen, und bedeutet das, dass im kommenden Haushalt hö-
here Mittel als bisher für die Fusionsforschung bereitgestellt 
werden?

Lieber Herr Staatssekretär, Sie dürfen.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter, Ihre Frage beantworte ich seitens der Bun-
desregierung wie folgt: Die Forschung zur Fusion erfor-
dert hohe Investitionen, welche bereits heute gemeinsam 
mit den europäischen und internationalen Partnern ge-
tätigt werden. Das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung fördert die Erforschung der Fusion im Wege 
der institutionellen Förderung mit derzeit rund 149 Mil-
lionen Euro pro Jahr.

Die konkrete künftige Mittelausstattung des BMBF ist 
Gegenstand der laufenden Haushaltsverhandlungen. Der-
zeit sind daher noch keine Angaben zum konkreten Um-
fang und zur Laufzeit künftiger zusätzlicher Förderungen 
möglich.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen zwei Nachfragen stellen.

Dr. Michael Kaufmann (AfD):
Vielen Dank für die Antwort. – Die Ministerin hat ja im 

„heute-journal“ vom 13. Dezember wörtlich gesagt: „Wir 
werden … eine hohe Summe investieren.“ Versprechen 
Sie damit, dass in die Haushaltsberatungen im Herbst 
entsprechende Vorschläge für deutliche Investitionen ein-
fließen?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, in der Tat: Die Mi-
nisterin hat deutlich gemacht, dass ihr das ein wesentli-
ches Anliegen ist.

Sie hatten zunächst nach konkreten Zahlen gefragt. Die 
sind natürlich Gegenstand der laufenden Haushaltsver-
handlungen. Das Ergebnis dieser Verhandlungen werden 
Sie dann natürlich mit dem Kabinettsbeschluss erfahren.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und die zweite Nachfrage.

Dr. Michael Kaufmann (AfD):
Sie haben dann offensichtlich auch von Ihren Koaliti-

onspartnern die Zusage, in diesem Bereich mehr zu in-
vestieren. Können Sie mir das bestätigen?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrter Kollege, Sie wissen, dass wir auch zu 
diesen Forschungsfragen, insbesondere zu Fragen im 
Rahmen der Zukunftsstrategie „Forschung und Innovati-
on“, in einem sehr engen Austausch zwischen den Res-
sorts sind. Auch bezüglich dieser Fragen ist der ressort-
übergreifende Draht natürlich sehr kurz.
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Thomas Jarzombek hat eine Nachfrage 

dazu.

Thomas Jarzombek (CDU/CSU):
Ja. – Frau Präsidentin! Herr Staatssekretär, die FDP 

und auch die Ministerin haben hier immer wieder das 
Credo der Technologieoffenheit in den Raum gestellt. 
Jetzt gibt es ja im Bereich der Fusionsforschung sozusa-
gen zwei Schulen: die magnetbasierte und die laser-
basierte Fusionsforschung. So wie ich momentan die 
Lage sehe und wie es auch der Ankündigung der Bundes-
agentur für Sprunginnovationen, SprinD, entspricht, wird 
es jetzt eine Förderung für zwei Start-ups im Bereich der 
Laserfusion geben. Jetzt frage ich Sie: Was wird es für die 
beiden ebenfalls neuen Start-ups im Bereich der Magnet-
fusion geben?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrter Herr Kollege, Sie haben zu Recht darauf 
verwiesen, dass die SprinD entsprechende Überlegungen 
für weiteres Engagement angestellt hat, also beabsichtigt, 
diese Tochtergesellschaft zu gründen.

Ich möchte darüber hinaus darauf verweisen, dass das 
aber nicht das einzige Engagement des BMBF ist; es ist ja 
eher indirekt. Wir wollen die SprinD stärker als in der 
vergangenen Legislaturperiode mit weiteren Freiheits-
graden ausstatten.

Darüber hinaus ist in diesem Rahmen natürlich auch 
das, was wir bisher schon machen, für die künftige Wei-
terentwicklung von Bedeutung und, wie gesagt, auch 
Gegenstand der aktuellen Beratungen; beispielsweise 
möchte ich das KIT hervorheben, das Forschungszen-
trum Jülich natürlich und das IPP. Wir haben also viele 
weitere Akteure, die genau in diesem Bereich aktiv sind.

Der Ministerin persönlich – das hat sie sehr deutlich 
gemacht; das war Teil Ihrer Frage – ist diese Technologie-
offenheit in beiden Strängen sehr, sehr wichtig.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Wir haben noch eine Nachfrage von 

Herrn Dr. Kraft.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Danke, Frau Präsidentin. – Herr Brandenburg, Sie ha-

ben gerade gesagt, Ihr Haus ist noch in der Ressort-
abstimmung mit den anderen Häusern. Ich frage mich, 
wie Sie denn in den Haushaltsberatungen die hohen Sum-
men, die Ihre Chefin, die Ministerin, hier versprochen 
hat, von Ihren Koalitionspartnern bekommen wollen, 
vor dem Hintergrund, dass Ihr Koalitionspartner Bünd-
nis 90/Die Grünen in der letzten Legislatur eigentlich 
sehr fusionsfeindlich war und in den Ausschüssen, aber 
auch in den Haushaltsberatungen deutschland- und euro-
paweit immer eine Kürzung der Gelder für die Fusions-
projekte beantragt hat.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, in der Tat ist die 
Haushaltslage in der aktuellen wirtschaftlichen Situation 
sehr herausfordernd. Ich möchte darauf verweisen, dass 
diese Koalition, diese Bundesregierung in dieser Legis-
laturperiode vor dem Hintergrund des russischen An-
griffskriegs gegen die Ukraine mit all seinen Folgen mit 
sehr schwierigen Fragen zu kämpfen hat. Wir haben bis-
her aber noch jedes Mal bewiesen, dass wir am Ende zu 
guten Lösungen kommen. Insofern werden wir auch die-
sen Haushalt entsprechend vorlegen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen herzlichen Dank.
Dann kommen wir zur Frage 7 des Abgeordneten 

Dr. Michael Kaufmann:

Wie erklärt das Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF) das Ergebnis der acatech-Studie „MINT 
Nachwuchsbarometer 2023“, dass trotz nunmehr jahrzehnte-
langer Programme zur Förderung von Mädchen im MINT-Be-
reich (MINT: Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften 
und Technik; zum Beispiel Girls’ Day, MINT-Mädchen-Pro-
jekt usw.) der Leistungsvorsprung von Jungen gegenüber Mäd-
chen in Mathematik in der vierten Klasse ganze 15 Lernwochen 
beträgt?

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter, Ihre Frage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: Die Feststellung im MINT 
Nachwuchsbarometer 2023, dass der Leistungsvorsprung 
von Jungen in Mathematik in der Grundschule 15 Lern-
wochen beträgt, bezieht sich in diesem Zusammenhang 
auf den IQB-Bildungstrend 2021.

Eine wesentliche Ursache für die Leistungsunter-
schiede sind gemäß wissenschaftlicher Studienlage ge-
sellschaftliche Geschlechterstereotype, die sich schon 
früh auf Interessen, Motivation, Bildungsentscheidung 
und Kompetenzerwerb auswirken.

Die Bundesregierung setzt sich für geschlechterunab-
hängige Chancengleichheit im Lebensverlauf ein und un-
terstützt deshalb Maßnahmen, die die Bildung von Rol-
lenstereotypen erschweren oder verhindern.

Entsprechend der verfassungsrechtlichen Kompetenz-
verteilung zwischen Bund und Ländern liegt die Zustän-
digkeit für die Schulbildung, wie bereits erwähnt, bei den 
Ländern; diese sind daher für die Entwicklung, Aus-
gestaltung und Umsetzung von Maßnahmen zur Verhin-
derung bzw. zum Abbau von Leistungsunterschieden 
zwischen Mädchen und Jungen verantwortlich.

Gleichwohl unterstützt der Bund die Länder hierbei, 
beispielsweise im Bereich der Lehrkräftebildung, mit 
der bereits erwähnten QLB und den bereits erwähnten 
Kompetenzzentren, mit außerschulischen MINT-An-
geboten, beispielsweise den MINT-Clustern, und der 
Bund-Länder-Initiative „Schule macht stark“.
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Der Girls’ Day, in Ihrer Frage erwähnt, ist ein bundes-
weiter Aktionstag zur klischeefreien Berufsorientierung, 
der sich an Schülerinnen ab der Klassenstufe 5 richtet und 
ihnen Einblicke in Berufs- und Studienfächer bietet, in 
denen Frauen bislang unterrepräsentiert sind. Mit Blick 
auf die von Ihnen aufgeworfene Frage zu Mathematik-
leistungen von Mädchen in der vierten Klasse gibt es 
demnach keinen konkreten Bezug zum Girls’ Day.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Zwei Nachfragen dürfen Sie stellen.

Dr. Michael Kaufmann (AfD):
Jetzt gibt es ja neben dieser erwähnten Studie über die 

vierte Klasse auch noch zum Beispiel die Zahlen des 
MINT-Frühjahrsreports des Instituts der deutschen Wirt-
schaft Köln; danach sind 16 Prozent der Angestellten 
oder Mitarbeiter in MINT-Bereichen Frauen.

Offenbar haben wir es hier damit zu tun, dass die 
Frauen – wie auch die Männer – sich Berufe entsprechend 
ihren Anlagen und Neigungen aussuchen. Auf der ande-
ren Seite gibt es ja Berufsgruppen, die fast vollständig 
von Frauen dominiert werden.

Die Bundesregierung hat also offenbar etwas dagegen, 
dass Männer und Frauen sich ihre Berufe nach ihren 
Anlagen und Neigungen aussuchen. Anders ist es ja nicht 
zu erklären, dass Sie sehr viel Geld investieren, um spe-
ziell Frauen auf andere Berufswege zu bringen. Wie er-
klären bzw. begründen Sie denn diese Investitionen, die 
das Ministerium in diesem Bereich, zum Beispiel in 
Girls’ Days – und das ist ja nicht das Einzige –, tätigt?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, wir haben heute Vor-
mittag im Ausschuss ausführlich auch darüber debattiert. 
Ich möchte einmal darauf verweisen, dass der Informatik- 
Biber, ein Wettbewerb für Kinder im Grundschulalter, 
eine 50-prozentige Mädchenbeteiligungsquote hat. Es 
scheint also offensichtlich nicht so zu sein, dass sich 
junge Frauen für solche MINT-Themen nicht interessie-
ren würden, ganz im Gegenteil.

Der Bundesregierung ist nicht daran gelegen, irgend-
wem Berufswege oder Ausbildungswege aufzuzwängen, 
sondern ganz im Gegenteil wichtig, solche Rahmenbe-
dingungen zu schaffen, dass jedem und jeder in diesem 
Land

(Beifall der Abg. Katrin Zschau [SPD])
diese Entwicklungschancen gleichermaßen eröffnet wer-
den.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und eine zweite Nachfrage.

Dr. Michael Kaufmann (AfD):
Ich komme noch mal auf diese 16 Prozent zurück. 

Also, 16 Prozent der Mitarbeiter in MINT-Bereichen 

sind Frauen. Bei der Berufung oder der Einstellung von 
Führungskräften oder Professoren wird dagegen teil-
weise eine 50-Prozent-Quote angestrebt. Die ist doch 
unter diesen Bedingungen gar nicht zu erreichen, jeden-
falls nicht, wenn es gerecht zugehen soll und wenn man 
die Besten sucht.

(Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gerecht? Olala!)

Wie soll man denn aus einem Potenzial von 16 Prozent 
dann eine 50-Prozent-Quote bei Führungskräften oder 
Professoren erfüllen?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, es ist nicht Gegen-
stand der Politik des BMBF, den Hochschulen verbindli-
che gesetzliche Quoten vorzuschreiben. Das könnten wir 
verfassungsrechtlich auch gar nicht.

Unser Ansatz liegt vielmehr darin, geschlechterunab-
hängige Entwicklungsperspektiven zu öffnen und ge-
zielte Förderung, beispielsweise das mit den Ländern 
gemeinsam verantwortete Professorinnenprogramm, auf 
den Weg zu bringen. Die Erfolge bestätigen, dass solche 
Programme sehr wichtig sind.

Das ist übrigens nicht nur im Interesse dieser Frauen, 
sondern in Zeiten des massiven Fachkräftemangels auch 
im Interesse unseres gesamten Landes, der Volkswirt-
schaft. Es wäre falsch, auf dieses große Potenzial zu ver-
zichten.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Wir haben eine Nachfrage von Frau Stahr.

Nina Stahr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär, 

stimmen Sie mir zu, dass die verkrusteten Geschlechter-
rollen, die hier gerade auch von rechts

(Stephan Brandner [AfD]: Sie zeigen nach 
links! Rechts ist da drüben!)

wieder reproduziert wurden, massiv dazu beitragen, dass 
wir momentan noch so viel zu tun haben bei der MINT- 
Förderung gerade von jungen Mädchen?

Können Sie in dem Kontext vielleicht auch noch mal 
was dazu sagen, warum wir so dringend auch Gender 
Studies brauchen?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Lachen bei der AfD – 
Stephan Brandner [AfD]: Das interessiert mich 
aber auch!)

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrte Frau Kollegin, zum ersten Teil Ihrer Fra-
ge: Ja.
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Zum zweiten Teil Ihrer Frage: Wir sehen, dass Ergeb-
nisse auch aus diesen Disziplinen in vergangenen Dis-
kursen sehr dazu beigetragen haben, manche politische 
Diskussion mit Daten von empirischer Evidenz zu unter-
legen. Das gilt insbesondere, wenn es darum geht, die 
Ursachen dieser Abhängigkeiten aufzudecken.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank.
Wir kommen zur letzten Frage, der Frage 8 der Abge-

ordneten Katrin Staffler:
Plant die Bundesregierung mit Blick auf die Veröffent-

lichung der 22. Sozialerhebung, die Bedarfssätze und die 
Wohnpauschale im Bundesausbildungsförderungsgesetz noch 
in diesem Jahr entsprechend anzupassen?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Frau 
Abgeordnete, Ihre Frage beantworte ich seitens der Bun-
desregierung wie folgt: Die Bundesregierung hat bereits 
zu Beginn der Legislaturperiode im vergangenen Jahr mit 
dem 27. BAföG-Änderungsgesetz für erhebliche Leis-
tungsverbesserungen für Studierende und Schülerinnen 
und Schüler gesorgt, indem die Bedarfssätze um fast 
6 Prozent, der Wohnkostenzuschlag um fast 11 Prozent 
und die Elternfreibeträge, relevant vor allen Dingen in der 
Teilförderung, um knapp 21 Prozent angehoben wurden.

Gemäß § 35 des BAföG sind die Bedarfssätze alle zwei 
Jahre zu überprüfen und durch Gesetz gegebenenfalls neu 
festzusetzen. Die Bundesregierung hat hierüber dem 
Deutschen Bundestag und auch dem Bundesrat zu berich-
ten. Den nächsten Bericht wird die Bundesregierung tur-
nusgemäß bis Ende dieses Jahres übermitteln.

Weiterhin plant die Bundesregierung, im Laufe dieser 
Legislaturperiode einen Gesetzentwurf mit weiteren 
strukturellen Änderungen im BAföG vorzulegen. Hierfür 
wird die Bundesregierung natürlich auch die Befunde der 
22. Sozialerhebung genauer betrachten.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen zwei Nachfragen stellen.

Katrin Staffler (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Es ist sehr freundlich, dass Sie die 

rechtlichen Gegebenheiten, wann Sie darüber berichten 
müssen, aufgezählt haben. Aber ich glaube, wir haben 
Einigkeit darüber, dass wir angesichts der Inflation, die 
wir sehen, an dieser Stelle durchaus einen dringenderen 
Handlungsbedarf haben.

Sie haben ja anlässlich der 22. Sozialerhebung am 
24. Mai getwittert, dass Studierende „überwiegend zu-
frieden mit persönlicher, finanzieller … Situation an 
Hochschulen“ sind. Der Erhebungszeitraum der Sozial-
erhebung war allerdings 2021, also noch vor dem An-
griffskrieg und der Inflation. Insofern frage ich, ob Sie 
diese Aussage, die Sie per Twitter getätigt haben, unter 
diesen Voraussetzungen wirklich für valide halten.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrte Frau Kollegin, ich habe in diesem Kon-
text auch deutlich gemacht, dass die Daten aus dem Jahr 
2021 stammen. Es ist gut, dass wir aktuellere Daten ha-
ben, da die davor aktuellsten Daten aus dem Jahr 2016 
stammten.

Man muss sicher berücksichtigen, dass das Jahr 2021 
kein einfaches Jahr war, sondern insbesondere die Stu-
dierenden durch die Hochschulschließungen sehr betrof-
fen waren. Darüber haben wir ja auch lange diskutiert. Es 
ist gut, dass wir in dieser Legislaturperiode im Zuge von 
Energiepreissteigerungen oder Ähnlichem nicht zu sol-
chen Schlüssen gekommen sind. Das war eine enorme 
Belastung. In der Legislaturperiode damals haben uns 
auch die Einbrüche der Nebentätigkeiten sehr beschäf-
tigt; es ging auch um eine finanzielle Entlastung.

In diesem sehr schwierigen Kontext, im zweiten Coro-
na-Sommersemester 2021, hat die überwiegende Mehr-
heit, etwa drei Viertel, der Studierenden angegeben, dass 
ihr Lebensunterhalt finanziell gut gesichert ist. Daraus, 
dass das etwa 11 Prozent aktiv verneinen, ergibt sich 
natürlich eine politische Aufgabe, der wir uns als Ampel-
koalition aktiv stellen. Insofern ist das ein Grund und 
auch nachträglich eine gute Begründung, warum wir be-
reits zu Beginn dieser Legislaturperiode entsprechende 
Schritte gegangen sind und gerade weitere Schritte im 
Laufe dieser Legislaturperiode vorbereiten.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und die zweite Nachfrage.

Katrin Staffler (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Angesichts der Tatsache, dass es an 

dieser Stelle ja wirklich brennt, dass die Inflation ein 
schnelles Handeln gebietet – das würden wir sagen –, 
möchte ich noch einmal nachfragen. Sie sprechen in Ih-
rem Tweet davon, dass Sie „weitere Schritte“ vorbereiten. 
Sie haben jetzt gesagt, was Sie im Laufe der Legislatur 
vorbereiten. Die Inflation hat das Ganze zu einem drän-
genden Problem gemacht. Deswegen noch mal die Nach-
frage: Welche konkreten, schnellen Handlungen planen 
Sie denn, um das abzufedern, was im Moment für die 
Studierenden wirklich ein großes Problem ist?

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrte Frau Kollegin, mit dem Verweis auf diese 
weiteren Maßnahmen in Vorbereitung habe ich mich auf 
den zweiten Teil bezogen, nämlich die strukturelle Re-
form des BAföG. Ich gehe davon aus, dass Sie im Koa-
litionsvertrag bereits gelesen haben, welche Kernpriori-
täten wir setzen.

Ansonsten ging die Anhebung der Elternfreibeträge 
um fast 21 Prozent in der BAföG-Novelle im letzten 
Jahr deutlich über die Inflation hinaus. Das hat dazu 
geführt, dass momentan viele BAföG bekommen, die in 
der Vergangenheit durchs Raster gefallen sind, und ins-
besondere die Teilgeförderten auch deutlich über die In-
flation hinaus mehr bekamen.
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An dieser Stelle möchte ich noch mal die Heizkosten-
zuschüsse erwähnen – in Summe über 500 Euro für 
BAföG-Empfänger und -Empfängerinnen –, die Entlas-
tung durch das 9-Euro-Ticket über das Semesterticket, 
die Energiepreispauschale für all die Studierenden mit 
Nebentätigkeiten und natürlich auch die aktuelle Einmal-
zahlung von 200 Euro, die nicht nur in Kürze auf dem 
Konto ist – die Antragszeit von zwei Minuten kennen 
Sie –, sondern die auch von einem sehr großen Teil der 
Studierenden bereits in Anspruch genommen worden ist.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Kai Gehring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Es gibt eine Nachfrage von Thomas Jarzombek.

Thomas Jarzombek (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Herr Staatssekretär, Ihre Rechen-

arten sind schon ganz bemerkenswert. Wenn ich richtig 
gerechnet habe, dann war diese letzte BAföG-Erhöhung 
sehr viel kleiner als die in der Ära von Anja Karliczek.

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Sie haben die Sätze statt um 7 Prozent nur um 5,75 Pro-
zent und bei den Wohnkosten sogar nur um 11 statt um 
30 Prozent erhöht – und das in dieser extremen Inflations-
lage. Jetzt weiß ich ja, dass die Kollegin Schröder dann 
immer gesagt hat: Das ist die krasseste Erhöhung der 
Hinzuverdienstgrenze, der Freibeträge bei den Eltern, 
die es jemals gab. – Nur: Besonders viel gestiegen sind 
sie nicht.

Sie haben gerade folgendes Interessantes gesagt, näm-
lich dass jetzt Bezieher hinzugekommen sind, die bisher 
durchs Raster gefallen sind. Sie haben uns zuletzt aber 
geantwortet, dass es noch gar keine Zahlen darüber gibt, 
wie sich die Anzahl der Beziehenden verändert hat. Die-
sen Widerspruch müssen Sie jetzt mal aufklären; mich 
würde das brennend interessieren. Meine These ist, dass 
durch diese Veränderung der Grenzen bei der Anzahl der 
Beziehenden gar nichts passiert.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Thomas Jarzombek (CDU/CSU):
Aber vielleicht haben Sie ja neue Zahlen, die Sie uns 

bisher vorenthalten haben.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Staatssekretär.

Dr. Jens Brandenburg, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Sehr geehrter Herr Kollege, zunächst zum zweiten Teil 
Ihrer Frage. Die Statistik zu den konkreten Zahlen wird in 
wenigen Wochen vorliegen. Meine Aussage bezog sich 
auf bisherige einzelne Rückmeldungen, die durchaus ei-
nen positiven Trend erwarten lassen.

(Thomas Jarzombek [CDU/CSU]: „Einzelne 
Rückmeldungen“? Aha!)

Aber die konkreten Zahlen werden Sie dann, wie gesagt, 
in wenigen Wochen sehen.

Zum ersten Teil Ihrer Frage. Zu solchen Schlüssen 
kann man natürlich nur kommen, wenn man all die ande-
ren eben erwähnten Maßnahmen wie beispielsweise die 
Heizkostenzuschüsse – das waren einmal 230 Euro und 
noch mal 345 Euro zusätzlich zu den 300 Euro Energie-
preispauschale, zusätzlich zu den 200 Euro Einmal-
zuschuss für die Studierenden – außer Acht lässt und 
gleichzeitig ignoriert, dass diese Koalition anders als 
bei der BAföG-Novelle davor nicht erst mal ganz viele 
Jahre gewartet hat, sondern diese Reform gleich zu Be-
ginn der Legislatur gestartet hat. Wenn man dieselbe Er-
höhung auf einen längeren Zeitraum rechnet, kann man 
natürlich zu solchen Schlüssen kommen; aber das lässt 
sich mathematisch gut auflösen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD – Thomas Jarzombek [CDU/CSU]: Da 
bin ich mal auf Ihre Folgenovelle gespannt!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Ich beende hiermit die Fragestunde. 

Mit den noch offenen Fragen verfahren wir, wie verein-
bart.

Ich rufe nun den Zusatzpunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP

Die Zerstörung des Kachowka-Staudamms in 
der Ukraine und die Folgen

Ich bitte Sie, die Plätze einzunehmen, sodass wir die 
Aktuelle Stunde beginnen können.

Ich eröffne die Aussprache und erteile für Bündnis 90/ 
Die Grünen dem Kollegen Robin Wagener das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Ulrich Lechte 
[FDP])

Robin Wagener (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

„Ich bitte darum, meine Großmutter und meinen Opa zu 
retten. Oleschky, Sosnowaja-Str. 12. Zwei ältere Men-
schen, 80+. Der Mann kann nicht laufen, kann nicht 
schwimmen, hat Herzprobleme. Er benötigt dringend me-
dizinische Hilfe.“ „ Zwetotschnaja-Str. 13 – 2 ältere Men-
schen, meine geliebten Eltern. Seit zwei Tagen sitzen sie 
auf dem Dach ihres Gartenhauses . Ihr Haus ist zerstört. 
Ohne Wasser und Essen.“ So zitierte der „Spiegel“ ver-
gangene Woche Hilferufe Betroffener von der russisch 
kontrollierten Flussseite.

Fast im Minutentakt flehten die Menschen in Tele-
gram-Chatgruppen um Rettung. Vergangene Woche er-
eignete sich die wohl schlimmste menschengemachte Na-
turkatastrophe, die Europa in der jüngeren Vergangenheit 
erlebt hat. Nach der Sprengung des Kachowka-Stau-
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damms spülten Wassermassen, die etwa einem Drittel des 
Bodensees entsprechen, über eine vom russischen An-
griffskrieg ohnehin gebeutelte Region.

(Zuruf des Abg. Dr. Harald Weyel [AfD])
Insgesamt 46 Siedlungen im Chersoner und 31 Siedlun-
gen in Mykolajiwer Oblast wurden überflutet, und Zehn-
tausende Menschen waren unmittelbar vom Tod durch 
Ertrinken bedroht. Jenseits der Frage gerichtsfester Be-
weiskraft ist die bewusste Sprengung durch die russische 
Seite das mit Abstand wahrscheinlichste Szenario.

Die eben zitierten Hilferufe waren nur zwei Beispiele. 
Es gäbe unzählige mehr davon. Es waren Beispiele aus 
vorübergehend russisch besetztem Gebiet. Aus lokalen 
Quellen wissen wir, dass viele der Menschen vergeblich 
um Hilfe riefen. Die russischen Besatzer haben die Men-
schen in den von ihnen kontrollierten Gebieten ihrem 
Schicksal überlassen. Und nicht nur das: Am Sonntag 
meldeten lokale Medien, dass Russland die überflutete 
Stadt Hola Prystan unter „Quarantäne“ stellt und Eva-
kuierungen verhindert – unfassbar brutal, die Menschen 
nicht nur nicht zu retten, sondern sie auch noch in den 
überfluteten Gebieten festzuhalten.

Auch Evakuierungen auf der von der Ukraine kontrol-
lierten rechten Seite des Dnjeprs gestalteten sich als 
schwierig, weil nicht genügend Boote zur Verfügung 
standen. Sie standen nicht zur Verfügung, weil die russi-
schen Besatzungstruppen bei ihrem Abzug die Boote ent-
weder zerstört oder gestohlen haben. Gleichzeitig schos-
sen russische Truppen auf die Evakuierungsboote, die es 
dann gab, und Evakuierungspunkte.

Während die Rettungsarbeiten noch andauern, werden 
die verheerenden Folgen der Dammsprengung erst so 
richtig deutlich. Schon heute ist die Wasserversorgung 
von 700 000 Ukrainerinnen und Ukrainern betroffen. 
Die WHO warnt vor einem Cholera-Ausbruch. Außer-
dem hat das katastrophale Folgen für Natur und Umwelt – 
und damit auch für die Lebensgrundlagen. Die bewusste 
Zerstörung von Natur ist nichts weniger als ein Ökozid. 
Durch die Flut sind geschützte Feuchtgebiete und un-
zählige Tier- und Pflanzenarten bedroht – ein Anschlag 
auf die Lebensgrundlagen. Das gilt auch für die Land-
wirtschaft. Landwirtschaftliche Nutzflächen in immenser 
Größe wurden überschwemmt. Gleichzeitig sorgt der 
Rückgang des Kachowka-Reservoirs dafür, dass sich Fel-
der in der gesamten Südukraine mit einer Nutzfläche von 
bis zu 500 000 Hektar im nächsten Jahr in Wüsten ver-
wandeln könnten. Das hat Auswirkungen auf die Getrei-
deexporte für die Welt. Wieder: Hunger als Waffe.

Meine Damen und Herren, seit Beginn der Vollinva-
sion wird uns immer wieder vor Augen geführt, dass 
Russland im Krieg gegen die Ukraine die Natur bewusst 
als Waffe und als Drohkulisse einsetzt. Was muss passie-
ren?

Erstens: schnelle Soforthilfe. Als Erstes muss weiter-
hin humanitäre Hilfe für die betroffenen Menschen in den 
Flutgebieten geleistet werden.

Zweitens: eine engagierte Wiederaufbauhilfe für eine 
stärkere und moderne ukrainische Landwirtschaft, Indus-
trie und Wirtschaft, und das gleichzeitig als Unterstüt-
zung der Schritte in die Europäische Union.

Drittens: eine klare Strafverfolgung. Die Verantwort-
lichen für die Dammsprengung, für diesen Zivilisations-
bruch, für diesen Ökozid in der Ukraine, müssen zur 
Rechenschaft gezogen werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU und der FDP)

Viertens müssen wir uns vor Augen halten: Noch im-
mer ist das AKW Saporischschja unter der gefährlichen 
Kontrolle der skrupellosen Besatzer. Deswegen braucht 
es sehr klare Ansagen der internationalen Staatengemein-
schaft, dass der Einsatz von Massenvernichtungsmecha-
nismen nicht geduldet wird und deutliche Folgen hat.

Und schließlich: Der einzige Weg, die russische Zer-
störungswut und die verheerenden Folgen des Angriffs-
kriegs gegen die Ukraine zu stoppen, ist die entschlos-
sene und andauernde westliche Militärhilfe für die 
Ukraine; denn nur so kann sie Gebiete befreien und Men-
schen schützen. Ein Einfrieren des Konfliktes würde 
Hunderttausende der russischen Terrorherrschaft überlas-
sen und das Risiko weiterer terroristischer Akte dieser 
Art erhöhen. Ich sage es deswegen in aller Deutlichkeit: 
Die Ukraine muss diesen Krieg gewinnen und ihre Men-
schen und Gebiete befreien.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Unionsfraktion hat das Wort Dr. Johann 

Wadephul.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Johann David Wadephul (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Die CDU/CSU-Fraktion begrüßt ausdrücklich, 
dass die Koalitionsfraktionen diese Aktuelle Stunde be-
antragt haben, dass wir über dieses Thema diskutieren. 
Das ist wichtig, das ist notwendig. Wir unterstellen auch, 
dass das nicht ausschließlich oder auch mit dem Neben-
motiv geschehen sein könnte, um eine Aktuelle Stunde 
der Unionsfraktion vom Mittwoch zu verdrängen.

(Zurufe der Abg. Dr. Nils Schmid [SPD] und 
Patrick Schnieder [CDU/CSU])

Wir stellen allerdings mit Bedauern fest, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von den Grünen, dass die Bundes-
außenministerin an dieser Debatte nicht teilnehmen kann. 
Das halte ich nicht für eine Petitesse, weil wir mittler-
weile ein ernsthaftes Problem in der Art und Weise sehen, 
wie mit dem Parlament umgegangen wird.

(Gunther Krichbaum [CDU/CSU]: Sehr rich-
tig!)

Wir haben heute Morgen in den Fachausschüssen die-
ses Parlamentes die Nationale Sicherheitsstrategie dis-
kutiert, und die Bundesaußenministerin hatte keine Zeit, 
zu erläutern, wofür man steht.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Hört! Hört! – Sara 
Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das tut 
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jetzt nichts zur Sache, Herr Wadephul! – 
Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Das kann passieren!)

– Ja, ich will Ihnen mal ganz offen sagen: Sie bringen uns 
in die unangenehme Rolle, das hier immer wieder thema-
tisieren zu müssen. Ich möchte das gar nicht.

(Christine Aschenberg-Dugnus [FDP]: Dann 
lassen Sie es doch! – Harald Ebner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ihnen fällt doch sonst 
gar nichts anderes ein! – Zurufe von der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Oh!)

Ich weiß gar nicht, welches Parlamentsverständnis Sie 
haben. Wir sind nicht irgendein Verwaltungsausschuss 
oder irgendein Beirat.

(Gunther Krichbaum [CDU/CSU]: Oder ein 
Sozialgericht!)

Wir sind das Parlament. Wir sind die erste Institution in 
diesem Staat, die demokratisch legitimiert ist.

(Gunther Krichbaum [CDU/CSU]: So ist es! – 
Robin Wagener [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Wadephul, ist das jetzt Ihre Prio-
rität bei dem Thema?)

Ich erwarte von den Ministern und Ministerinnen dieses 
Kabinetts, dass sie das Parlament ernst nehmen, in die 
Ausschüsse gehen

(Beifall bei der CDU/CSU)
und, wenn von Ihnen Aktuelle Stunden anberaumt wer-
den, dann auch hier sind.

(Ulrich Lechte [FDP]: Staatsministerin 
Lührmann ist anwesend! Staatsminister 
Lindner war heute auch da! – Sara Nanni 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Kein einziges 
Wort zur Ukraine bisher!)

Ich finde, das ist etwas, was man diskutieren muss.
In der Sache sind wir uns im Wesentlichen einig; das 

ist ja vollkommen klar. Aber ich finde, die Art und Weise, 
wie der Parlamentarismus in Deutschland mittlerweile 
gehandhabt wird – Frau Kollegin, ich beobachte das jetzt 
seit 2009 –, die Missachtung von Parlamentsgremien 
durch die Bundesregierung, hat eine Form angenommen, 
die ich in den Jahren zuvor nicht erlebt habe.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sara Nanni 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Dann machen 
Sie das doch zum Thema! – Dr. Marie-Agnes 
Strack-Zimmermann [FDP]: Mein Gott!)

Und ich dachte eigentlich, Partizipation sei den Grünen 
wichtig.

(Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber es geht um den Staudamm!)

Das, was geschehen ist, ist in der Tat ein Menschheits-
verbrechen und auch ein Verbrechen an anderen Ge-
schöpfen, an Pflanzen, an Tieren.

(Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben keine Zeit gehabt, Ihre Rede 
vorzubereiten!)

Ich teile die Auffassung des Kollegen Wagener, dass die 
wahrscheinlichste Erklärung diejenige ist, dass Russland 
dafür verantwortlich ist. Unabhängig von den Unter-
suchungen, die anzustellen sein werden, ist es ja ganz 
offensichtlich, dass Russland dafür verantwortlich ist, 
weil Russland diesen Krieg begonnen hat. Wenn der 
Krieg nicht stattgefunden hätte, wäre es auch nicht zu 
diesem Staudammbruch und all den schrecklichen Folgen 
gekommen. Deswegen ist in jedem Fall Russland für 
diese weitere Katastrophe in der Ukraine verantwortlich. 
Ich teile ausdrücklich die Auffassung, dass die Verant-
wortlichen für dieses Kriegsverbrechen zur Rechenschaft 
gezogen werden müssen. Das werden wir auch auf inter-
nationaler Ebene, soweit möglich, unterstützen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren. Das muss definitiv 
erfolgen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Natürlich muss jetzt die humanitäre Hilfe im Vorder-

grund stehen. Es hat da Beschwernisse des ukrainischen 
Präsidenten gegeben. Ich habe aber gesehen, dass viele 
Organisationen jetzt vor Ort sind und Deutschland das 
sehr stark unterstützt. Das ist gut, das ist richtig.

Was können wir praktisch tun, um eine Wiederholung 
solcher Taten zu verhindern? Wir können, müssen und 
sollten die Ukraine so schnell und so kräftig unterstützen, 
dass sie in der Lage ist, diesen Krieg zu gewinnen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich wünsche mir nach wie vor, dass der Bundeskanzler 
das noch etwas entschiedener formuliert, so wie es der 
Verteidigungsminister ja schon tut. Wir sind spät dran; 
das wissen wir alle. Es ist ja auch die Auffassung wesent-
licher Teile mindestens der Fraktionen von Bündnis 90/ 
Die Grünen und FDP, dass wir spät dran sind und viel Zeit 
verloren haben. Aber endlich liefert Deutschland, endlich 
tut Deutschland etwas.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich kann in 
diesem Zusammenhang nur fragen – die Frage stellt sich 
auch an die Koalitionsfraktionen –: Wie soll es weiter-
gehen? Die Bundesregierung sagt zu Recht, dass dieser 
Krieg länger dauern wird. Ja, wenn er länger dauern wird, 
werden wir die Ukraine auch länger unterstützen müssen. 
Das ist ein weiteres Argument dafür, dass wir mehr Mittel 
brauchen, um die Bundeswehr vernünftig auszurüsten. 
Das ist ein weiteres Argument dafür, endlich das 2-Pro-
zent-Ziel zu erreichen und in dem Bereich investiv mehr 
Geld in die Hand zu nehmen. Wir sehen mit Spannung 
Ihren Regierungsentwürfen entgegen. Aber das, was wir 
an lauen Aussagen in der Nationalen Sicherheitsstrategie 
gelesen haben, lässt uns befürchten, dass Sie dieses Ziel 
wieder nicht erreichen werden. Insofern stehen Sie hier 
vor großen Aufgaben.

Meine letzte Aussage dazu: Wir erwarten vom Bundes-
kanzler, dass er das, was er an Sicherheitsgarantien für 
die Ukraine formuliert hat, jetzt mal ausdekliniert. Was 
soll das bedeuten? Ist das ein NATO-Status? Ist das etwas 
Ähnliches wie ein NATO-Status? Wer soll der Ukraine 
für die Zeit nach dem Krieg Sicherheitsgarantien geben? 
Auch hierzu erwarten die deutsche Öffentlichkeit und das 
Parlament entsprechende Erläuterungen.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Dr. Nils Schmid.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Ulrich Lechte 
[FDP]: Jetzt beschäftigen wir uns hoffentlich 
wieder mit dem Staudamm!)

Dr. Nils Schmid (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Zunächst einmal, lieber Herr Wadephul, kann 
ich Sie beruhigen: Wir haben mit dem Außenministerium 
vereinbart, dass wir noch vor der Sommerpause eine ver-
tiefte Aussprache im Auswärtigen Ausschuss mit der Au-
ßenministerin hinbekommen. Genau das, was Sie wün-
schen, wird also geschehen.

(Gunther Krichbaum [CDU/CSU]: Aber nach 
der Pressekonferenz!)

– Ja, das ist doch klar. Erst mal muss die Nationale Si-
cherheitsstrategie vorgestellt werden.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Ja, selbstver-
ständlich!)

Wir lesen sie dann alle, und danach werden wir nicht nur 
Informationen von der Ministerin bekommen, sondern 
mit ihr auch noch vor der Sommerpause intensiv darüber 
diskutieren. Wir machen eine Anhörung dazu. Wir haben 
diese Woche noch eine Debatte dazu.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Was erwarten 
Sie denn jetzt? Dankbarkeit, oder was?)

Der Erstempfänger der Nationalen Sicherheitsstrategie 
ist das Parlament. So ist es gut, und so ist es richtig.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Gunther Krichbaum 
[CDU/CSU]: Das war aber heute nicht der 
Fall!)

Ich will die Außenministerin noch mal ausdrücklich 
entschuldigen. Es gibt gute Gründe, dass sie aktuell nicht 
im Saal sein kann. Sie telefoniert gerade in Sachen Krieg 
mit dem ukrainischen Außenminister.

(Zuruf des Abg. Friedrich Merz [CDU/CSU])
Das zeigt: Sie ist ganz nah an dem Thema dran. Deshalb 
ist es verständlich, dass sie aktuell nicht da sein kann.

(Stefan Keuter [AfD]: Nö!)
Für uns ist eines klar – das wird sie dem Außenminister 

sagen; das hat die Bundesregierung gesagt, und das stelle 
ich für die SPD fest –: Die Unterstützung der Ukraine 
ist angesichts dieser neuen Dimension terroristischer 
Kriegsführung durch die russischen Streitkräfte notwen-
diger denn je. Deshalb gilt der Satz des Bundeskanzlers 
und der Bundesregierung: Wir werden die Ukraine unter-
stützen, auch mit Waffenlieferungen, solange es notwen-
dig ist. Dazu stehen wir, gerade angesichts dieser neuen 
Gräueltaten, dieser russischen Kriegsführung.

Wir werden – das gehört dazu – das Thema der straf-
rechtlichen Aufarbeitung von Kriegsverbrechen weiter-
hin sehr ernst nehmen. Ganz oben auf die Liste der 

Kriegsverbrechen, für die sich die russische Führung, 
die politische Führung und die Militärführung, vor dem 
Internationalen Strafgerichtshof verantworten muss, ge-
hört dieser Dammbruch, diese Attacke auf den Stau-
damm, die eine neue Qualität darstellt. Das sollte uns 
nicht nur veranlassen, die Verantwortlichen konsequent 
zur Rechenschaft zu ziehen, sondern auch eine Ansage an 
die internationale Gemeinschaft sein, das internationale 
Völkerstrafrecht weiter zu stärken. Ich will mal auf eines 
hinweisen – Robin Wagener hat es ebenfalls getan –: Der 
Ökozid, die bewusste Zerstörung der Umwelt in Kriegs-
zeiten, ist nicht Straftatbestand des Römischen Statuts 
des Internationalen Strafgerichtshofs.

(Ulrich Lechte [FDP]: Leider!)
Ich glaube, da ist eine Lücke. Spätestens nach dieser 
grausamen Straftat russischer Streitkräfte ist es notwen-
dig, dass wir als Europäer uns mit Wertepartnern in der 
Welt dafür einsetzen, dass der Ökozid in das Völkerstraf-
recht aufgenommen wird und als internationales Kriegs-
verbrechen verfolgt werden kann.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Die zweite Konsequenz muss sein, dass wir die Ge-
fahrenlage rund um zivil genutzte Atomkraftanlagen 
wie um das AKW Saporischschja noch stärker in den 
Blick nehmen. Ich bin Herrn Grossi und der Internatio-
nalen Atomenergie-Organisation dankbar für das große 
Engagement. Sie haben das Schlimmste bislang verhin-
dert, auch durch Präsenz vor Ort, und es ist gut, dass Herr 
Grossi dieser Tage selber wieder hinreist. Aber die Art 
der russischen Kriegsführung in den letzten Monaten 
rund um das AKW Saporischschja, aber auch rund um 
das AKW Tschernobyl zeigt: Auch da gibt es noch Lü-
cken im Kriegsvölkerrecht. Es geht darum, wie wir den 
Schutz dieser besonders gefährlichen Anlagen in Kriegs-
zeiten verbessern können. Es mag Notwendigkeiten im 
Bereich der Genfer Konvention geben, aber vor allem 
wird es auf die tatsächliche Unterfütterung dieses speziel-
len Status ankommen, darauf, den Schutz von AKWs in 
Kriegszeiten und in Krisengebieten zu stärken.

Wir haben im Bereich der Schulen ein interessantes 
Vorbild in der sogenannten Safe Schools Declaration, 
die verabschiedet worden ist. Ich meine, dass wir aus 
Anlass dieser furchtbaren Erfahrungen in der Ukraine 
jenseits rein rechtlicher Maßnahmen den politischen di-
plomatischen Druck erhöhen sollten. Wir brauchen so 
etwas wie eine Safe Reactors Declaration, um den völ-
kerrechtlichen Schutz von zivilen Nuklearanlagen in 
Kriegszeiten zu verstärken. Das sind ganz wichtige Bau-
steine. Wir müssen als internationale Gemeinschaft den 
Missetätern, den Kriminellen in der Welt, angefangen mit 
denen, die im Kreml sitzen, klar signalisieren, dass wir 
diese Art von Kriegsführung verurteilen und ihnen das 
nicht durchgehen lassen.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die AfD-Fraktion hat das Wort Eugen Schmidt.
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(Beifall bei der AfD)

Eugen Schmidt (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Landsleute! Vor 

wenigen Tagen ereignete sich die Katastrophe: Der Ka-
chowka-Staudamm in der Ukraine konnte die Wasser-
massen nicht mehr zurückhalten. Dutzende Menschen 
starben in den Fluten, riesige Gebiete wurden über-
schwemmt und könnten kontaminiert worden sein.

(Zuruf der Abg. Dr. Marie-Agnes Strack- 
Zimmermann [FDP])

Die Wasser- und Abwasserversorgung für Hunderttau-
sende von Menschen ist gefährdet, auf beiden Seiten 
der Front.

(Zuruf der Abg. Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU])
Die Kühlwasserversorgung für das Atomkraftwerk Sapo-
rischschja könnte in Zukunft bedroht sein.

(Ulrich Lechte [FDP]: Ach!)
Es wird gravierende Auswirkungen auf Jahre hinaus ge-
ben.

(Robin Wagener [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie konnte das nur passieren?)

Mein Mitgefühl gilt den Hinterbliebenen und den vielen, 
die ihr Hab und Gut verloren haben.

(Beifall bei der AfD)
Vor Kurzem erst gedachten wir des 80. Jahrestages der 

grausamen Zerstörung der Möhnetalsperre durch briti-
sche Bomber – eine Katastrophe, die damals rund 1 600 
Menschenleben auf deutscher Seite forderte. Die Hinter-
gründe der Katastrophe in der Ukraine sind dagegen un-
klar.

(Thomas Erndl [CDU/CSU]: Nein, sind sie 
nicht!)

Die Ukraine beschuldigt Russland; Russland hingegen 
macht die Ukraine verantwortlich.

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
O Gott!)

Vielleicht gibt es auch keine aktuelle Ursache; denn im 
August 2022 hat die Ukraine eine Straße, die über den 
Damm führt, mit Raketen, die von den USA geliefert 
worden waren, beschossen und schwer beschädigt. Der 
partielle Dammbruch könnte auch eine Spätfolge dieses 
Beschusses sein. Oder liegt es an einer mangelhaften 
Instandhaltung der Anlage durch die russische Seite? 
Noch einmal: Wir wissen nicht, wer wirklich die Verant-
wortung trägt.

(Ulrich Lechte [FDP]: Doch, das wissen wir! – 
Thomas Erndl [CDU/CSU]: Doch, die russi-
schen Verbrecher haben die Verantwortung!)

Wir wissen nicht einmal, ob wirklich eine der beiden 
Seiten verantwortlich ist oder vielleicht sogar beide.

(Nils Gründer [FDP]: Jetzt hören Sie mal auf 
mit den Märchen! – Dr. Marie-Agnes Strack- 
Zimmermann [FDP]: Mal ehrlich: Wir sind 
hier doch nicht bei der Augsburger Puppenkis-
te!)

Was aber tut diese Bundesregierung? Seit acht Mona-
ten führt sie das Parlament und die Öffentlichkeit hin-
sichtlich der Sprengung der Nord-Stream-Pipelines an 
der Nase herum. Ein Aufklärungsinteresse ist nicht vor-
handen. Sie spielt auf Zeit, und es besteht der Verdacht, 
dass sie uns sogar belügt. Ganz anders bei der Staudamm-
katastrophe: Da wusste Bundeskanzler Olaf Scholz so- 
fort Bescheid. Sie sei ein Verbrechen, das von russischen 
Soldaten ausgegangen sei. Verteidigungsminister Boris 
Pistorius nannte die Dammsprengung ein „Kriegsverbre-
chen“ und machte den russischen Präsidenten verant-
wortlich.

(Thomas Erndl [CDU/CSU]: Da hat er recht! – 
Nils Gründer [FDP]: Da hat er auch recht!)

Außenministerin Annalena Baerbock schob eben- 
falls Russland die Verantwortung zu. Frau Strack- 
Zimmermanns Aussage,

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Ja, hier in Arbeit!)

dass Russland ein grauenvolles Kriegsverbrechen began-
gen habe,

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Nehmen Sie Haltung an, wenn Sie mit mir 
reden!)

ist genauso voreilig wie Ihre Behauptung vom letzten 
November, Russland habe das NATO-Land Polen mit 
Raketen angegriffen.

(Beifall bei der AfD)
Die genannten Äußerungen sind entweder Desinfor-

mationspolitik oder Dilettantismus – vermutlich eine Mi-
schung aus beidem.

(Zurufe der Abg. Robin Wagener [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Dr. Marie-Agnes 
Strack-Zimmermann [FDP])

Dabei geht es auch anders. Selbst der britische Premier-
minister erklärte, es sei zu früh, um von einer Verantwor-
tung Russlands zu sprechen. Der US-Außenminister sag-
te, noch keine weiteren Informationen zu besitzen, wer 
die Verantwortung für den Bruch des Kachowka-Stau-
damms trage.

(Thomas Erndl [CDU/CSU]: Der wurde ge-
sprengt!)

Sie schaden den Interessen Deutschlands und denen des 
deutschen Volkes. Ich fordere Sie auf, Ihre Behauptungen 
zu belegen oder sich dafür zu entschuldigen.

(Beifall bei der AfD)
Diese Bundesregierung ruiniert das außenpolitische 

Kapital Deutschlands,
(Nils Gründer [FDP]: Das machen Sie schon! – 
Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Das machen Sie, Herr Schmidt! – Christine 
Aschenberg-Dugnus [FDP]: Ist Ihnen Ihre 
Rede eigentlich gar nicht peinlich?)

das in Jahrzehnten erarbeitet wurde, und macht uns zur 
Karikatur auf der Weltbühne. Ihre Politik verlängert den 
Krieg.
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(Beifall bei der AfD)

Jeder weitere Kriegstag bringt Hunderten Menschen den 
Tod. Unzählige – auf beiden Seiten der Front – erleben 
das unsägliche Leid, ihre Kinder, Väter oder Mütter zu 
verlieren.

Die AfD hat dem Deutschen Bundestag bereits ein 
Konzept vorgelegt, eine Friedensinitiative mit Sicher-
heitsgarantien für die Ukraine und Russland. Wer den 
blutigen Irrsinn des Krieges stoppen will, wer das ge-
störte Verhältnis der Altparteien zur Realität nicht mehr 
ertragen mag, hat eine einzige Wahl: AfD, die Friedens-
partei.

(Beifall bei der AfD – Dr. Marie-Agnes Strack- 
Zimmermann [FDP]: Herr Chrupalla hat Party 
gemacht in der russischen Botschaft!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die FDP-Fraktion hat das Wort der Kollege Ulrich 

Lechte.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ulrich Lechte (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Leider habe ich immer wieder das Los, nach 
der AfD sprechen zu dürfen, zu müssen. Es ist mittler-
weile bekannt – internationale Medien haben darüber be-
richtet, nicht nur verschwörungstheoretische, sondern 
auch unsere eigenen Nachrichtensender und Zeitungen 
wie das ZDF, die „Neue Zürcher Zeitung“, die „Washing-
ton Post“ und verschiedene andere Zeitungen –, dass 
Seismologen feststellen konnten, dass es zum Zeitpunkt 
des Staudammbruchs Explosionen gegeben hat, die der 
Erdbebenstärke 1 bis 2 entsprochen haben. Eine 620 Kilo-
meter entfernte Messstation in Rumänien hat das auf-
genommen, also auf EU-Territorium.

Wenn wir unseren eigenen Wissenschaftlern nicht 
mehr glauben wollen, dann können wir natürlich diesen 
komischen Verschwörungstheorien anhängen. Aber ich 
würde sagen, dass es für die Öffentlichkeit wichtig ist, 
zu wissen: Zum Zeitpunkt des Staudammbruchs gab es 
Explosionen am Staudamm. Wer diese ausgelöst hat, ist 
nicht bekannt; das ist in der Tat richtig.

(Stefan Keuter [AfD]: Aha!)

Das wird derzeit untersucht. Aber man kann sehr wohl 
davon ausgehen, dass die Ukrainer ihre Lebensgrundlage, 
die seit 1955, seit dem Wiederaufbau nach dem Zweiten 
Weltkrieg, dort steht, vermutlich nicht selber zerstört und 
ihre gesamte Zivilisation vor Ort damit vor riesengroße 
Probleme gestellt haben. Es geht hier nämlich um Men-
schen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Es geht beim Kachowka-Staudamm um Menschenleben, 
die dort in Gefahr geraten sind. Es geht um einen Ökozid, 
wie wir gerade gehört haben. Es geht auch um die Le-
bensgrundlage der Menschen in den russisch besetzten 
Gebieten.

Ich darf zur Kenntnis geben, dass bereits 1941, als die 
Nazis, als unsere Truppen am Dnjepr standen, die Sowjet-
union zu dem Mittel gegriffen hat, diesen Staudamm zu 
sprengen. 1941! 1955 ist er wiederaufgebaut worden. Ich 
kann mir nicht vorstellen, dass Ukrainer auf einem von 
Russen besetzten Staudamm selber Sprengladungen an-
gebracht und damit diesen Wahnsinn möglich gemacht 
haben. Das muss hier im Deutschen Bundestag genau 
so offen und deutlich formuliert werden, damit jeder 
draußen die Möglichkeit hat, jenseits von AfD TV die 
realistischen Fakten zur Kenntnis zu nehmen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Die Ukraine hat ein zentrales Interesse daran, die Le-
bensgrundlagen für ihre Menschen zu erhalten. In den 
befreiten Gebieten laufen bereits die Aufbaumaßnahmen. 
Es ist mir völlig uneingängig, wie man zu der Schluss-
folgerung kommen kann, dass die demokratisch gewählte 
Führung der Ukraine in irgendeiner Weise dazu beiträgt, 
ihrem eigenen Volk Leid zuzufügen. Das ist auch im 
Krieg keine Variante, die man wählen würde, wenn man 
halbwegs vernünftig denkt.

Und es bleibt Fakt, dass am 24. Februar 2022 nicht 
die Ukraine Russland angegriffen hat, sondern Russland 
mit 150 000 Soldaten in der Ukraine eingefallen ist und 
dass wir seitdem mit aller Macht versuchen, diese tapfere 
Armee, die für Frieden, Freiheit und Demokratie bei sich 
vor Ort kämpft, entsprechend zu unterstützen. Deswegen 
war und ist es sehr gut, dass das Auswärtige Amt dank 
der Außenministerin sehr rasch reagiert hat, humanitäre 
Hilfsmaßnahmen eingeleitet hat, das THW geschickt hat 
und wir alles dafür tun, dass es den Menschen am Dnjepr 
wieder gut geht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich bin dankbar, dass in Saporischschja derzeit von 
sechs Reaktoren fünf runtergefahren, kaltgestellt sind. 
Ich habe die große Hoffnung, dass auch der letzte ver-
bliebene Reaktor irgendwann kalt ist und es dann nicht 
mehr zwingend des Kühlwassers aus dem Dnjepr bedarf.

Wer hier im Deutschen Bundestag solche Dinge vor-
trägt, der hat den Schuss nicht gehört. Es tut mir wirklich 
leid, dass ich das hier so deutlich sagen muss. Cui bono? 
Es hat der Ukraine überhaupt nicht geholfen, auch nicht 
mit Blick auf ihre Offensive, die sie gegen die Russen, die 
auf der anderen, auf der rechten Seite des Djnepr stehen, 
plant. Dementsprechend muss man einfach zur Kenntnis 
nehmen, dass wir gerade erleben mussten, wie hier wie-
der Verschwörungstheorien verbreitet wurden.

Ich hoffe, dass der Krieg in der Ukraine bald beendet 
sein wird, dass Russland seine Aggression beendet und 
wir dann in der Lage sind, den tapferen Ukrainern beim 
Aufbau zu helfen. Es wird ein Megastück Arbeit, diesen 
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Staudamm wiederaufzubauen und damit die Wasserver-
sorgung auf der Krim und die Wasserversorgung der Fel-
der zu sichern. Wir dürfen nie vergessen: Vor dem Krieg 
hat die Ukraine knapp 8 Prozent der weltweiten Weizen-
produktion ausgemacht. Die Ukraine ist der Ernährer 
Nordafrikas, und da müssen wir sie wieder hinbringen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abg. Dr. Jonas Geissler [CDU/ 
CSU])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Lechte. – Als nächster Red-

ner erhält das Wort der Kollege Bernd Riexinger, Frak-
tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Bernd Riexinger (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Die Zerstörung des Kachowka-Staudamms ist 
eine riesige Katastrophe für Menschen und Natur in der 
Ukraine. Ganze Landstriche sind unwiederbringlich zer-
stört, Tausende Menschen ihres Zuhauses beraubt, die 
Trinkwasserversorgung im Süden und auf der Krim 
wird knapp. Humanitäre Hilfe ist das, was jetzt am drän-
gendsten ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Krieg heißt Leid, Barbarei, Massenmord. Die Zerstö-
rung des Kachowka-Staudamms ist die Folge des 
schrecklichen Angriffskriegs, den Putins Regime seit 
über einem Jahr gegen die Ukraine führt. Dafür gibt es 
keine Rechtfertigung und keine Relativierung. Wir leh-
nen Krieg als Mittel der Politik ohne Wenn und Aber ab 
und treten vehement ein für einen Waffenstillstand, den 
Rückzug der russischen Truppen aus den besetzten Ge-
bieten und für Verhandlungen.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Johann David 
Wadephul [CDU/CSU]: Auch Frau 
Wagenknecht?)

In der Ukraine findet aktuell ein – in Anführungszei-
chen – „Abnutzungskrieg“ statt, der kaum vom Fleck 
kommt. Nach mehr als 16 Monaten Krieg mit einer hohen 
Zahl an Toten und Verletzten auf beiden Seiten und un-
erträglichem Leid für die ukrainische Bevölkerung zeigt 
sich, dass die Lieferung von immer mehr und immer 
schwereren Waffen nicht zu einer Beendigung des Krie-
ges führt.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: 
Aha! Was empfehlen Sie denn?)

Die Bevölkerung ist die große Leidtragende. Das Land 
wird mehr und mehr zerstört.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: 
Soll die Ukraine aufgeben, Herr Riexinger?)

Die Bundesregierung muss dringend aus der Logik des 
militaristischen Denkens ausbrechen,

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: 
Putin muss da rauskommen!)

die sich fast alle Parteien hier im Bundestag zu eigen 
gemacht haben – Sie auch –, und für einen sofortigen 
Waffenstillstand und die Aufnahme von Verhandlungen 
eintreten.

(Beifall bei den LINKEN – Zuruf des Abg. 
Ulrich Lechte [FDP])

Heribert Prantl von der „Süddeutschen“ schreibt: 
„Man kann und soll Verhandlungsbereitschaft auch her-
beiverhandeln. Dieser Plan ist viel aussichtsreicher als 
der Plan, Frieden herbeizubomben.“

(Nils Gründer [FDP]: Wie sieht denn dann so 
ein Kompromiss aus?)

Die militärische und politische Logik für nahezu unbe-
grenzte Waffenlieferungen besagt, dass Präsident Putin 
erst dann verhandelt, wenn er sieht, dass die Ukraine 
nicht militärisch besiegt werden kann oder gar die 
Ukraine siegen wird. Das Ergebnis sehen wir täglich.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das ist 
doch zynisch, was Sie erzählen! – Zuruf der 
Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Das fürchterliche Wort „Abnutzungskrieg“ heißt, dass 
noch mehr Menschen auf beiden Seiten sterben müssen. 
Das zu verhindern, sollte oberste Priorität einer verant-
wortungsvollen Außen- und Sicherheitspolitik sein.

(Beifall bei der LINKEN – Widerspruch des 
Abg. Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU])

Die Ankündigung von Präsident Selenskyj, keine Ver-
handlungen mit Präsident Putin führen zu wollen, weil er 
jeden Vertrag brechen würde, ist sicherlich hauptsächlich 
der Aufrechterhaltung der Kampfmoral im eigenen Land 
geschuldet. Konkret würde das bedeuten: Erst nach ei-
nem Regimewechsel kann es Friedensverhandlungen ge-
ben. Die Absetzung von Putin ist jedoch nicht in Sicht. 
Demnach würde der Krieg noch jahrelang weitergehen. 
Dabei wird ja aktuell verhandelt: über Gefangenenaus-
tausch, über den Transport von Getreide.

Und was passiert eigentlich, wenn die Ukraine nicht 
siegt,

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Sie wird es!)

sondern Russland oder keine Seite? Das wird dann ein 
Schrecken ohne Ende.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: Ja! 
Richtig!)

Russland ist durch die westlichen Sanktionen wirtschaft-
lich mehr und mehr von Indien und besonders China 
abhängig. Beide haben wenig bis kein Interesse an einer 
Fortsetzung dieses Krieges. Mir ist völlig unverständlich, 
warum das Positionspapier von China und Vermittlungs-
angebote von Brasilien fast schon lapidar abgetan wur-
den.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Sie 
glauben dem Diktator Xi als Vermittler?)
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– Ich weiß, Sie können nicht ertragen, dass es hier auch 
eine andere Meinung gibt. Aber das müssen Sie sich halt 
anhören. Das gibt es auch in der Gesellschaft,

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN – 
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Sie krie-
gen aber einen Widerspruch! Auch das gehört 
zur Demokratie!)

offensichtlich nicht in Ihrer Partei; das scheint mir das 
Problem zu sein.

(Zuruf des Abg. Michael Brand [Fulda] [CDU/ 
CSU])

– Ich rede jetzt weiter. Ich habe, glaube ich, meine Mei-
nung gesagt. Aber Sie hören vielleicht auch nicht richtig 
zu.

(Ulrich Lechte [FDP]: Doch! Leider hören wir 
zu! – Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Wer 
Xi als Vermittler sieht, dem ist nicht mehr zu 
helfen!)

Die Initiative von Peking verlangt, die Souveränität und 
Integrität aller Staaten zu garantieren.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Aus-
gerechnet China! So was von weltfremd!)

Deshalb ist es ein großer Fehler, die chinesische Frie-
densinitiative abzutun oder weiter abzulehnen. Stattdes-
sen wird gefährlich an der Eskalationsspirale gedreht und 
häufig verharmlost, dass es sich bei Russland um eine 
Atommacht handelt und die Gefahr einer Ausdehnung 
des Krieges oder sogar des Einsatzes von Atomwaffen 
steigt.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Denjeni-
gen, der Taiwan angreifen will, wollen Sie als 
Vermittler! Das ist doch irre!)

Dass verschiedene besonders martialisch auftretende Po-
litiker/-innen diese Gefahr herunterspielen oder gar Dro-
hungen als Bluff bezeichnen, ist im Übrigen lebens-
gefährlich. Woher wollen Sie denn wissen, dass Putin 
nur blufft?

(Beifall bei der LINKEN)
In diesem Krieg wird es auf beiden Seiten keine Sieger 

geben, sondern nur Verlierer, vor allem in der Bevölke-
rung.

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Sie haben schon verloren, die Ukrainer!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Bernd Riexinger (DIE LINKE):
Das Leid und die Barbarei und die Zerstörung müssen 

enden.
(Zuruf des Abg. Michael Brand [Fulda] [CDU/ 

CSU])
Für uns gilt immer noch der Satz –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, bitte.

Bernd Riexinger (DIE LINKE):
– ich bin fertig, letzter Satz –: Es geht nicht darum, den 

Krieg, sondern den Frieden zu gewinnen.
(Beifall bei den LINKEN – Ulrich Lechte 
[FDP]: Tosender Applaus bei der eigenen 
Fraktion!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist die Kollegin 

Derya Türk-Nachbaur, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Derya Türk-Nachbaur (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Aggressor, Kriegsverbrecher, Massenmörder, 
Besatzer, Föderation der Großmachtfantasien – die Liste 
mit zutreffenden Zuschreibungen ließe sich weiter fort-
führen –, und jetzt kommt noch „Verursacher eines Öko-
zids“ hinzu. Die Sprengung des Kachowka-Staudamms 
und die neuerliche Sprengung des Wasserkraftwerks am 
Mokri-Jaly-Fluss in der Ukraine gehen aller Wahrschein-
lichkeit nach – wir haben es mehrfach gehört – auf das 
Konto der russischen Militärführung. Es geht hier um 
eine der größten, bewusst ausgelösten menschengemach-
ten Katastrophen der letzten Jahrzehnte.

Die Staudammzerstörungen – ich spreche hier im Plu-
ral – zeigen, wie hier Milliarden Kubikmeter Wassermas-
sen zu Kriegszwecken eingesetzt werden. Wir sind be-
stürzt über die Toten und die Vermissten in der ganzen 
Region um Cherson und in der unmittelbaren Gegend um 
den Staudamm. Wir fühlen mit den Menschen, die in den 
letzten Tagen alles, wirklich alles verloren haben.

Weitere Zigtausende haben durch diesen Krieg ihre 
Häuser, ihre Existenzen, ihre Heimat verloren. Hier 
wird der Krieg nicht gegen Soldatinnen und Soldaten, 
sondern gegen Zivilistinnen und Zivilisten, gegen Bäue-
rinnen und Bauern, gegen Alte, gegen Frauen und gegen 
Kinder geführt. Nach der Ahrtal-Katastrophe hier in 
Deutschland wissen wir nur allzu gut, welch schlimmes 
menschliches Leid die Wassermassen anrichten können. 
Auch Jahre danach sind die Folgen noch heute deutlich zu 
spüren.

Die Praktik des vorsätzlichen Überschwemmens gan-
zer Landstriche ist aus vergangenen Kriegen bekannt; 
Kollege Lechte hat es erwähnt. Bekannt ist aber auch, 
dass die militärischen Nutzen meistens gering waren. 
Was also soll mit der Überflutung und der Zerstörung 
von durch Zivilistinnen und Zivilisten bewohnten Gebie-
ten sowie Feldern in der Ukraine bezweckt werden? Es 
geht hier um eine verachtenswerte, um eine neue Facette 
der psychologischen Kriegsführung.

Die russischen Aggressoren wollen den Widerstands-
geist der Ukrainerinnen und Ukrainer brechen. Die kata-
strophalen Wassermassen, die Verschlammung von 
Ackerflächen und der Ökozid sollen die Ukraine demo-
ralisieren und die wirtschaftlichen und ökologischen 
Kosten des Krieges in die Höhe treiben. Es geht darum, 
maximalen Schaden anzurichten.
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Daher ist es wichtig, dass wir hier abermals zwei Dinge 
ganz klar benennen: Erstens. Wir stehen an der Seite der 
Ukraine und sind solidarisch mit den betroffenen Men-
schen. Zweitens. Die Ukraine ist ein Teil Europas, und 
wir werden die Ukraine gegen den imperialistischen Ag-
gressor aus dem Kreml zivil und militärisch weiterhin 
unterstützen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Ich bin froh und dankbar, dass Hilfsorganisationen wie 
unser THW, das Deutsche Rote Kreuz, die Johanniter 
oder Help e. V. mit humanitärer Hilfe vor Ort den betrof-
fenen Menschen mit dem Nötigsten helfen. Dabei riskie-
ren die Helferinnen und Helfer ihre eigene Sicherheit. 
Nicht nur die Chemikalien und Giftstoffe, vielmehr sind 
es auch die im Wasser schwimmende Munition und Mi-
nen, die eine große Gefahr für Mensch und Tier darstellen 
und vor allem den Helferinnen und Helfern das Leben 
schwer machen.

Die Folgen der Sprengung von Stauanlagen und Was-
serwerken sind im Moment überhaupt noch nicht abseh-
bar. Das Wasser aus dem Stausee ist jedoch elementar für 
das Bewässerungssystem der Landwirtschaft im Süden 
der Ukraine. Das Netz an Bewässerungskanälen umfasst 
bis zu 1 600 Kilometer Länge. Wir sprechen hier über das 
größte Bewässerungssystem Europas.

Tausende Hektar an Anbauflächen für Getreide, Ge-
müse und Obst werden bzw. wurden mit dem Wasser 
aus diesem Stausee bewässert. Wir müssen uns auf wei-
tere Ernteausfälle einstellen. Das ist dramatisch, wenn 
man bedenkt, dass ein Großteil für den Export in die 
ganze Welt bestimmt gewesen ist. 345 Millionen Hunger-
leidende auf der ganzen Welt sind auf dieses Getreide 
angewiesen.

Ich möchte zum Schluss gerne wiederholen, was ich 
hier schon sehr häufig gesagt habe: Wir werden alles uns 
Mögliche unternehmen, damit die zynischen Kriegsver-
brecher, die für diese katastrophalen Taten verantwortlich 
sind, vor ein Gericht gestellt werden. Wir werden als 
Bundesrepublik und als EU nicht ruhen, bis die Kom-
mandeure und Drahtzieher dieser Verbrechen, vor allem 
der Verbrechen gegen die Menschlichkeit, verurteilt wer-
den. Das sind wir den Opfern dieses Angriffskrieges 
schuldig.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Türk-Nachbaur. – Das 

Wort erhält nunmehr der Kollege Knut Abraham, CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Knut Abraham (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte 

sowohl die Rede, die wir von Herrn Riexinger gehört 
haben, als auch die Rede, die wir von Herrn Schmidt 
gehört haben, noch einmal in Ihr Bewusstsein rufen; 
denn beide Reden sind Paradebeispiele dafür, wie diese 
beiden Parteien die deutsche Öffentlichkeit, was den 
Ukrainekrieg betrifft, in die Irre führen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Schmidt, Ihre zentrale Aussage war: Die west-
liche Politik der Unterstützung verlängert den Krieg. – 
Was Sie in Ihrer Rede nicht sagen, war: „Präsident Putin, 
beenden Sie diesen Krieg!“ Sie sagen das eine und unter-
lassen das andere. Man kann daran ablesen, wo Sie wirk-
lich stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Denn jede Stadt, jeder Staudamm in der Ukraine wäre 
sicher, wenn Russland seine Truppen zurückzöge und 
den Krieg beendete.

Herr Riexinger, Verhandlungsbereitschaft herbeiver-
handeln – da kann man ganz schön alleine sein. Denn 
wenn man alleine im Verhandlungssaal sitzt, dann kann 
man nichts herbeiverhandeln. Und Moskau lässt über-
haupt keinen Zweifel daran, dass es nicht bereit ist, zu 
verhandeln.

Der Trick an der Geschichte, die wir hier erlebt haben, 
ist immer diese Fiktion, die gegenüber der deutschen 
Öffentlichkeit dargestellt werden soll: Friedensverhand-
lungen finden nur deswegen nicht statt, weil der Westen 
irgendeine falsche Politik macht. – Das ist falsch. Die 
Wahrheit ist, dass Russland diesen Krieg noch in dieser 
Minute, noch während dieser Debatte beenden könnte. 
Russland könnte ihn beenden, und das muss unsere For-
derung sein.

(Beifall bei der CDU/CSU, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Dann ging es, liebe Kolleginnen und Kollegen, um die 
Frage: Wer ist für die Sprengung eigentlich verantwort-
lich? Nun ist es so: Wer ein Land angreift, muss sich 
rechtfertigen. Der Täter ist der Täter, und das Opfer ist 
das Opfer. Deswegen ist Russland für alle Konsequenzen 
des Krieges verantwortlich. Diese Verbrechen, die da ge-
schehen sind, sind Russland zuzurechnen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen trägt für mich Russland die volle Verantwor-
tung für diese Tragödie, die das Leben vieler Menschen 
zerstört hat und auch – wir haben es schon gehört – die 
Ökosysteme über die Ukraine hinaus, etwa im Schwarzen 
Meer, zerstören oder schwer schädigen wird.

Schauen wir uns ganz kurz mal das Schwarze Meer an.

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Schauen Sie sich 
mal die Ostsee an!)
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Das Schwarze Meer ist weit weg von Deutschland, aber 
das Schwarze Meer ist ein EU-Meer; es ist zumindest 
zum Teil EU-Meer. Damit sind auch wir als Partner Ru-
mäniens und Bulgariens von dieser Riesenkatastrophe 
betroffen. Es ist eben nicht irgendwo am Ende Europas, 
wo diese Katastrophe geschieht.

Wir können noch überhaupt nicht abschätzen, was die 
Konsequenzen sein werden, die Langzeitfolgen durch 
Gifte, durch den Wegfall der Bewässerungssysteme, 
durch die Erosion, um nur einige Problemfelder zu be-
nennen.

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Nord Stream!)
Den Aggressoren sind diese Konsequenzen offenbar völ-
lig egal. Territorien, die die Russen nicht länger militä-
risch halten können, werden eben zerstört. Die Tat ist für 
mich also ein klares Zeichen der Schwäche Russlands. 
Wer zu solchen Mitteln greifen muss, hat nicht mehr 
viel Hoffnung in seine eigenen Kräfte, und das ist auch 
gut so.

Was müssen wir tun, liebe Kolleginnen und Kollegen? 
Wir müssen noch entschlossener handeln. Ich fordere, 
erstens, die Bundesregierung auf, zu überprüfen, welche 
Sanktionen noch nachgeschärft werden können. Wir 
müssen, zweitens, klar sagen – lieber Robin Wagener, 
wir sind beide bei United for Ukraine –: Russland handelt 
hier wie ein Terrorstaat. Das ist eine harte Rhetorik, aber 
sie ist zutreffend. Das, was wir da gesehen haben, ist 
übrigens auch ein Verstoß gemäß Artikel 56 des Zusatz-
protokolls der Genfer Konvention. Das ist ein Kriegsver-
brechen, das ist Terror.

(Beifall bei der CDU/CSU, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Wir müssen die Ukraine weiter unterstützen. Wir müs-
sen uns um die zukünftige Sicherheit der Ukraine Gedan-
ken machen. Der Gipfel in Vilnius steht vor der Tür; 
Johann Wadephul hat darauf hingewiesen. Es muss jetzt 
klar gesagt werden: Was sind denn die Sicherheitsgaran-
tien? Alle sind wir uns einig: Es müssen Sicherheits-
garantien für dieses Land gegeben werden. Aber welche 
werden das sein? Da erwarten wir Antworten. Um Ideen 
zu nennen, bräuchte ich mehr Redezeit, aber meine Rede-
zeit ist leider um.

(Ulrich Lechte [FDP]: Sie hätten die von Herrn 
Wadephul nehmen können, Kollege 
Abraham!)

Europa dürfen wir nicht vergessen.
Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Ulrich Lechte [FDP])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Abraham. – Das Wort hat 

nunmehr der Kollege Jürgen Trittin, Bündnis 90/Die Grü-
nen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist ein 

Verbrechen, und es ist auch nach heutigem Maßstab ein 
Verbrechen gewesen. Herr Abraham hat die Bestimmun-
gen des Zusatzprotokolls erwähnt: Die militärische Zer-
störung von Staudämmen ist schon heute mit dem Kriegs-
völkerrecht nicht vereinbar. Das gilt übrigens auch für 
Angriffe und die Gefährdung von Atomkraftwerken.

(Dr. Harald Weyel [AfD]: Und die Pipelines!)
Und wir reden hier nicht über den ersten Fall dieser 

Art. Russland hat, um die Heimat von Herrn Selenskyj zu 
fluten, während des Krieges schon im letzten September 
einen Staudamm am Fluss Inhulez bombardiert und zer-
stört. Russland hat infolge der Befreiung von Nowodo-
nezke den Kachowka-Damm gesprengt, um dieser Tage 
eine Gegenoffensive von der ukrainischen Seite zu unter-
binden. Wir wissen nicht, was in Kachowka genau pas-
siert ist. Wir wissen – das hat der Kollege Lechte deutlich 
gesagt –, dass es dort eine Explosion gegeben hat. Aber 
ich denke schon: Wir müssen von diesem Bundestag das 
einheitliche Signal senden: Wir wollen der Kultur der 
Straflosigkeit bei Verstößen gegen das Völkerrecht end-
lich ein Ende machen! Das ist die gemeinsame Überzeu-
gung dieses gesamten Hauses, zumindest des demokrati-
schen Teils dieses Hauses.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der CDU/CSU)

Übrigens, Johann Wadephul, ich habe eben nach-
geschaut: Am 6. Juni, an dem Dienstag, hat mir Robin 
Wagener geschrieben: Sollen wir dazu nicht eine Ak-
tuelle Stunde machen? Also, behalten Sie Ihre Unterstel-
lungen für sich.

Wenn hier in diesem Ausmaß vom Technischen Hilfs-
werk und von vielen Hilfsorganisationen so schnell rea-
giert worden ist: Lieber Bernd Riexinger, was ist denn 
daran „militaristische Logik“? Ich finde, das ist doch 
selbstverständlich. Das ist die Art und Weise, wie wir 
unsere Solidarität mit dem ukrainischen Volk, mit der 
Bevölkerung, mit den Opfern dieser Straftat ausdrücken. 
Und das hat nichts mit Militarismus zu tun.

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Er verwechselt das Rote Kreuz mit den Kreuz-
rittern!)

Ich glaube, dass wir an der Stelle auch ein Signal 
senden müssen an den Rest der Welt. Das ist hier 
nicht nur ein Ökozid. Sie haben auf die Folgen für die 
Landwirtschaft hingewiesen. Dieser Tage fährt eine De-
legation der Afrikanischen Union nach Kiew und an-
schließend nach Moskau, um zu schauen, welche Mög-
lichkeiten für Frieden es gibt. Da ist es in vielen Ländern 
schwer verbreitet, zu sagen: „Ihr habt einen europäischen 
Krieg, das ist nicht unser Krieg“, und im gleichen Atem-
zug zu sagen: „Wegen dieses Krieges ist die Versorgung 
der Menschheit mit Getreide gefährdet“.

Ja, was ist an den Börsen passiert? An dem Tag der 
Sprengung ist der Weizenpreis mal eben um 3 Prozent 
nach oben gegangen. Ich habe heute Morgen im Radio 
gehört, dass im Rahmen der humanitären Hilfe für Syrien 
die Versorgung von Menschen von 5 Millionen auf 3 Mil-
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lionen reduziert wird, weil nicht genug Geld und nicht 
genug Getreide da ist. Und in dieser Situation wird in der 
Ukraine ein Staudamm gesprengt, mit der Folge, dass 
500 000 Hektar gefährdet sind und künftig in der Weizen-
produktion ausfallen werden. Und on top erklärt Wladi-
mir Putin, dass er das Getreideabkommen am 18. Juni 
auslaufen lassen will.

Liebe Leute, auch von der linken Seite: Was ist das 
denn, dass man dazu schweigt, dass man zu dieser Politik 
des Verbrechens und übrigens des Aushungerns nicht nur 
in der Ukraine einfach sagt: „Na ja, darauf müssen wir 
mal mit einem Waffenstillstand reagieren“?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der CDU/CSU)

Eine letzte Bemerkung. Ich weise nur darauf hin, dass 
der chinesische Vorschlag, dieses Positionspapier, ja 
nicht von den Europäern vom Tisch gewischt worden 
ist. Es ist übrigens nicht mal von Selenskyj vom Tisch 
gewischt worden. Er hat gesagt: „Das ist eine wichtige 
Initiative“, und er hat das gelobt.

(Ulrich Lechte [FDP]: Ausschließlich von Pu-
tin!)

Vom Tisch gewischt worden ist es von Herrn Peskow, 
dem Sprecher des Kreml. Er hat erklärt: Wir wollen kei-
nen Waffenstillstand. Wir wollen weiterkämpfen. – Das 
ist die Wahrheit, und die muss auch an dieser Stelle ge-
sagt werden!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der CDU/CSU)

Schließlich: Ich komme aus einer Partei, der es nicht 
leichtfällt – meiner Generation nicht, aber auch den Jün-
geren nicht –, an dieser Stelle zu sagen: Ja, wir müssen 
dafür sorgen, dass die Rüstungsproduktion hochgefahren 
wird, dass wir mehr Munition produzieren und Ähn-
liches. Aber ich finde, Sie sollten gelegentlich mal einen 
Blick in das Gutachten der Friedensforscher von dieser 
Woche werfen. Diese haben ausdrücklich gesagt – dieses 
Gutachten heißt übrigens „Noch lange kein Frieden“ –: 
Aktuell, in dieser Situation, sehen wir keine Chance für 
eine Verhandlungslösung.

(Ulrich Lechte [FDP]: Genau!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Und solange das so ist, muss der Westen, müssen die 

Demokraten dafür sorgen, dass die Ukraine nicht über-
rannt wird.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, bitte.

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich fühle mich mit dieser für mich schwierigen Posi-

tion –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss!

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– aber in einer Übereinstimmung mit der Garde der 

deutschen Friedensforscherinnen und -forscher. Und ich 
würde mich freuen, wenn Sie zu denen zurückkehren 
würden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Ich will nur darauf hinweisen, dass auch für ältere 

Abgeordnete fünf Minuten fünf Minuten sind und nicht 
fünf Minuten und 40 Sekunden.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Im Alter verliert man das Zeitgefühl! – 
Heiterkeit)

– Das Problem kenne ich, Herr Trittin. – Jetzt hat die 
Kollegin Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann die 
Chance, darauf entsprechend zu reagieren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Ulrich Lechte [FDP]: Die ist so jung, da 
passiert nichts!)

Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann (FDP):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 

junge Menschen auf der Tribüne, es ist toll, dass Sie heute 
da sind. Das ist wichtig, weil es bei dem Thema auch um 
Ihre Zukunft geht, um Freiheit, Demokratie und ein fried-
liches Europa.

Meine Damen und Herren, Wasser ist das Elixier des 
Lebens. Ohne Wasserzufuhr können wir nur wenige Tage 
überleben. Ohne Wasser keine Landwirtschaft und ohne 
Landwirtschaft keine Nahrung. Wasser ist an vielen Or-
ten der Erde knapp, und die Konflikte um diese lebens-
wichtige Ressource nehmen dramatisch zu.

Wasser – das ist die Tragödie – wird auch als Waffe 
eingesetzt: durch Entzug, Vorenthalten, Verunreinigung 
und Vergiftung von Trinkwasser. Das ist übrigens eine 
besonders widerwärtige Form der Kriegsführung, trifft 
sie doch als Allererstes die Zivilbevölkerung. Dazu ge-
hört auch die gezielte Überflutung einer ganzen Land-
schaft durch Sprengung eines Staudamms, wie vergan-
gene Woche in der Ukraine geschehen. Dort wurden die 
Wassermassen eingesetzt, um Menschen zu töten, Häuser 
und Umwelt zu zerstören, Versorgungswege zu blockie-
ren und Menschen die Lebensgrundlage zu entziehen.

Die Auswirkungen auf die Getreidebestände der 
Ukraine, das mögliche Ende vom Anbau durch Ver-
schlammung, die weltweite Versorgung mit Lebensmit-
teln – 190 Millionen Menschen hängen daran –, die 
Trinkwasserversorgung in der Region und der Umwelt-
schaden für die Tierwelt sind unvorstellbar und in ihrer 
Dimension noch gar nicht abzusehen. Fachleute sprechen 
davon, dass die Ukraine dadurch 80 Jahre zurückgewor-
fen wird.
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Am 26. Februar 2022 hat die russische Armee übrigens 
bereits versucht, den Damm des Kiewer Stausees durch 
Beschuss zu zerstören; die Ukraine fing den Flugkörper 
Gott sei Dank ab. Es besteht überhaupt kein Zweifel 
daran, dass der Staudamm gezielt angesprengt wurde. 
Um ein solches Bauwerk zu zerstören, bedarf es genauer 
Kenntnisse. Die Sprengung passt in die russische Strate-
gie, zivile Opfer nicht nur in Kauf zu nehmen, sondern 
ganz bewusst zivile Ziele anzugreifen, besonders dann, 
wenn man selber militärische Rückschläge erlebt. Und 
sie ist ein weiterer Beleg dafür, mit welcher Brutalität 
Putin in diesem Krieg agiert. Meine Damen und Herren, 
das ist ein Kriegsverbrechen! Und in der Tat – das sagten 
auch schon andere –, das ist justiziabel, und das muss 
auch in Den Haag seine Fortsetzung finden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ja, die Ukraine muss diesen 
Krieg gewinnen, auch um diese perfiden Angriffe endlich 
zu beenden. Und wir werden sie weiter unterstützen. 
Dazu gehören neben humanitärer und wirtschaftlicher 
Hilfe auch die Lieferung von Waffensystemen und die 
entsprechende Ausbildung ukrainischer Soldaten in 
Deutschland. Das passiert übrigens in ganz Europa: In-
zwischen wurden schon über 10 000 Soldaten ausgebil-
det. Auch das ist erforderlich, damit die Ukraine sich 
verteidigen kann. An dieser Stelle übrigens an die Sol-
daten und Soldatinnen, die ausbilden, ein ganz großes 
Danke von hier aus.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Frieden kann nur aus der Stärke heraus geschaffen 
werden, und wie ein Frieden aussieht, das wissen wir 
heute noch nicht. Aber eines ist klar: Ja, ich verstehe, 
dass Leute nach Diplomatie rufen. Es reflektiert ein Welt-
bild der Zivilisation, dass Menschen in einem Konflikt 
solche Wege suchen; aber das kann nur gelingen, wenn 
beide Parteien das wollen.

Nicht unser Wohlgefühl ist relevant. Es geht nicht um 
unseren Wohlfühlpegel, sondern um die Realität. Im 
Kreml regieren nach wie vor blinde Zerstörungswut und 
revisionistische Unterwerfungsfantasien. Putin hat kein 
Interesse an Frieden. Er will besiegen und seinen impe-
rialistischen großrussischen Wahn leben. Und das kann 
man gar nicht oft genug wiederholen, weil hier häufig die 
ganz große, fast tragische Märchenstunde abgehalten 
wird.

Dass die Ukraine jetzt darüber spricht, wie ein noch zu 
erringender Frieden abgesichert werden kann, ist voraus-
schauend. Das Land braucht Sicherheit, damit Russland 
nie wieder versuchen wird, die Ukraine zu vereinnahmen, 
damit nie wieder – ich wiederhole es immer wieder – 
Frauen vergewaltigt werden, nie wieder Kinder ver-
schleppt werden. 20 000 Kinder sind in der Ukraine ver-
loren gegangen und nach Russland und Weißrussland 
verschleppt worden. Es werden Zivilisten und Kinder 
gefoltert – meine Damen und Herren, das muss auf-
hören! –, und das im Jahre 2023; es ist einfach unfassbar!

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der CDU/CSU)

Russland muss wissen, dass der Weg der Ukraine in die 
westliche, freie Welt führt, dass die Menschen in der 
Ukraine nach Westen schauen. Sie werden sich nicht auf-
halten lassen; sie werden weiter dafür kämpfen und strei-
ten. Putin wird es nicht verhindern, auch nicht mit 18 Mil-
liarden Liter Wasser.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Strack-Zimmermann. – 

Nächster Redner ist der Kollege Thomas Erndl, CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Erndl (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Das ist eine wichtige Debatte, weil dieser 
schreckliche russische Angriffskrieg, weil die täglichen 
Kriegsverbrechen nie aus unserem Bewusstsein ver-
schwinden dürfen. Ein europäisches Land muss jeden 
Tag ertragen, dass Drohnen und Marschflugkörper zivile 
Einrichtungen, Kraftwerke, Stromnetze, Schulen und 
Krankenhäuser zerstören. Das darf uns niemals gleich-
gültig sein; das darf niemals Normalität in Europa wer-
den, meine Damen und Herren. Und wenn es Jahrzehnte 
dauert, aber jeder einzelne dieser russischen Verbrecher 
muss vor einem Gericht seine gerechte Strafe bekommen.

(Zuruf des Abg. Dr. Harald Weyel [AfD])
Unter all den Kriegsverbrechen, die russische Truppen 

täglich begehen, ist die Sprengung des Kachowka-Stau-
damms besonders perfide. Wieder einmal ging es gegen 
zivile Infrastruktur. Große landwirtschaftliche Flächen 
sind auf Jahre unbrauchbar, und die Minen, die jetzt ir-
gendwohin geschwemmt werden, stellen wahrscheinlich 
noch in Jahrzehnten eine Gefahr dar. Die Liste der kata-
strophalen Konsequenzen ist lang und bitter; die huma-
nitären Auswirkungen sind fürchterlich. Dass dann auch 
noch bei Rettungsaktionen geschossen wird, da fehlen 
mir wirklich die Worte.

(Ulrich Lechte [FDP]: Das ist wohl wahr!)
Russland trägt dafür die alleinige Verantwortung. Dass 

viele Menschen in Russland ihre Führung in diesem Ver-
nichtungsfeldzug unterstützen, ist schwer erträglich. Es 
mag der täglichen Lügenpropaganda, die seit Jahren auf 
allen Kanälen ausgestrahlt wird, geschuldet sein, aber es 
zeigt vor allem, welch gewaltige Aufgabe wir in den 
nächsten Jahrzehnten haben. Wir müssen Sicherheit in 
Europa gegen Russland organisieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Diese Feindseligkeiten sind auch gegen uns gerichtet; 

das war im Übrigen schon vor 2022 deutlich wahrnehm-
bar. Die Raketen in Kaliningrad sind seit Jahren eine 
Bedrohung für uns. Und während wir hier in Berlin un-
sere Debatten führen, kämpfen in der Ukraine tagtäglich 
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tapfere Soldatinnen und Soldaten für ihr Land, aber eben 
auch für die europäische Sicherheit. Sie kämpfen gegen 
russischen Imperialismus, der sich gegen große Teile Eu-
ropas richtet.

Ich habe allergrößten Respekt vor den Ukrainerinnen 
und Ukrainern, die sich jeden Tag unter Einsatz ihres 
Lebens gegen den russischen Aggressor stellen. Unter 
für uns wirklich schwer vorstellbaren Bedingungen 
kämpfen sie auch für ein sicheres und freies Europa, 
meine Damen und Herren. Und genau deshalb müssen 
wir die Ukraine zuverlässig und dauerhaft unterstützen – 
mit Waffen und vor allem mit regelmäßigen Munitions-
lieferungen. Da wünsche ich mir, dass wir über die nächs-
ten Monate hinausdenken und sicherstellen, dass wir 
auch im nächsten und im übernächsten Jahr lieferfähig 
sind, dass wir Material und Munition der Ukraine zur 
Verfügung stellen können. Dafür müssen wir jetzt Bestel-
lungen auf den Weg bringen.

Und schlussendlich wünsche ich mir, dass die Bundes-
regierung endlich eine klare Position zur NATO-Mit-
gliedschaft der Ukraine bezieht. Ich brauche keinen Bun-
deskanzler, der beschreibt, dass es hier momentan keine 
Einigkeit gibt. Ich will einen Bundeskanzler, der Position 
bezieht und klar sagt: Ich bin dafür, dass die Ukraine 
Mitglied der NATO wird,

(Enrico Komning [AfD]: Ihr seid ja auch 
wahnsinnig!)

und wir setzen einen klaren Pfad für diese Mitgliedschaft 
auf.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir befinden uns nämlich, meine Damen und Herren, in 
einer historischen Phase. Jetzt werden die Weichen für 
die Sicherheits- und Friedensarchitektur Europas gestellt. 
Da brauchen wir eine Bundesregierung, die beherzt han-
delt, die einen klaren Kompass für ein friedliches und 
sicheres Europa hat.

(Ulrich Lechte [FDP]: Da ist es ja gut, dass wir 
die Ampel haben!)

Unsere Freunde haben große Erwartungen an uns. Aber 
diese Regierung bekommt es nicht mal hin, dass die 
Wagner-Organisation als Terrorgruppe eingestuft wird,

(Ulrich Lechte [FDP]: Weil es rechtlich nicht 
geht, Herr Kollege! Das geht doch nicht! – 
Marianne Schieder [SPD]: Mei, mei, mei! – 
Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Guten Morgen!)

nur weil irgendein Bedenkenträger aus der fünften Reihe 
angemeldet hat, dass es vielleicht schwierig sein könnte.

Dann wurde heute die Nationale Sicherheitsstrategie 
vorgestellt. Da bleibt natürlich abzuwarten, ob diese das 
Papier wert ist, weil sie nur umgesetzt wird, wenn die 
entsprechenden Mittel zur Verfügung stehen. Wenn wir 
hier keine signifikanten Steigerungen des Verteidigungs-
haushalts sehen, dann, meine Damen und Herren, hat die 
Bundesregierung den Ernst der Lage nicht verstanden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, Putin will die Ukraine aus-
löschen; er will die Ukraine vernichten. Das darf nicht 
passieren; deshalb darf unsere Unterstützung nicht nach-
lassen. Wir sehen an der Gegenoffensive: Westliches Ma-
terial hilft, Gebiete zu befreien; westliches Material rettet 
Leben. Fehlendes Material kostet Leben, meine Damen 
und Herren. Deshalb muss Deutschland in dieser schwe-
ren Zeit ein zuverlässiger Partner der Ukraine sein und 
das auch für die Zukunft sicherstellen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Letzter Redner zu die-

sem Tagesordnungspunkt ist der geschätzte Kollege 
Dr. Ralf Stegner, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Dr. Ralf Stegner (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! 475 Tage Krieg in Europa, Hundertausende 
Tote, Vertreibung, täglicher russischer Raketenterror 
und jetzt die Zerstörung des Kachowka-Staudamms: 
eine fast unvorstellbare Katastrophe für die Menschen 
in der Region Cherson und Saporischschja im Südosten 
der Ukraine, ein Umweltdesaster mit dramatischen Aus-
wirkungen auf das Ökosystem, das dortige Atomkraft-
werk – mit all den Gefahren, die damit verbunden sind – 
und die Landwirtschaft. Unsere Gedanken und unsere 
Solidarität sind bei den betroffenen Menschen – auch in 
den russisch besetzten Gebieten –, die nach über einem 
Jahr Besatzung und Krieg nun auch noch dieses Leid 
erdulden müssen.

Der Bundesregierung danke ich für die Hilfe. Ich bitte 
gleichzeitig, nochmals zu prüfen, ob und wie wir noch 
stärker humanitäre Hilfe leisten, zusätzliche Hilfsgüter 
für den zivilen Katastrophenschutz liefern und auf inter-
nationale Organisationen wie das Rote Kreuz und die 
Vereinten Nationen einwirken können, damit sie ihre Hil-
fen für die Menschen in Not verstärken.

Fast alles spricht dafür, dass Russland den Kachowka- 
Staudamm vorsätzlich gesprengt oder durch Fahrlässig-
keit die Zerstörung dieser kritischen Infrastruktur wis-
sentlich in Kauf genommen hat. Ich will mich an den 
Spekulationen nicht beteiligen; darauf kommt es auch 
gar nicht an. Im Übrigen haben wir an der Propaganda, 
die wir hier gerade heute wieder gehört haben, gemerkt: 
Wahrheit ist in der Regel das allererste Opfer in Kriegen; 
auch das ist wahr.

Fest steht, dass diese Katastrophe durch unabhängige 
Ermittlungen aufgeklärt werden muss, dass Beweise ge-
sichert und Kriegsverbrechen strafrechtlich verfolgt wer-
den müssen. Der Internationale Strafgerichtshof in Den 
Haag hat seine Arbeit zu russischen Kriegsverbrechen in 
der Ukraine aufgenommen; Sondertribunale für russische 
Kriegsverbrechen im Ukrainekrieg sollten Teil späterer 
Friedensverhandlungen sein. Und ich bin sehr froh, dass 
der Generalbundesanwalt in Karlsruhe bereits eine Ab-
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teilung für Völkerstrafrechtsermittlungen in der Ukraine 
eingerichtet hat; das hat unsere volle Unterstützung. Bei 
den bevorstehenden Haushaltsverhandlungen sollten wir 
dafür sorgen, dass die Bundesanwaltschaft für diese Be-
mühungen die notwendigen Ressourcen erhält, damit die 
Ermittlungen nach dem Weltrechtsprinzip auch unter 
schwierigsten Bedingungen stattfinden können, meine 
sehr verehrten Damen und Herren.

Natürlich beschäftigen wir uns in diesen Tagen auch 
mit den Bildern von zerstörten Panzern westlicher Bau-
art, vom fortdauernden Beschuss ziviler Wohn- und 
Geschäftsgebäude, von Krankenhäusern und anderen Ge-
bäuden. Es gibt kaum etwas, was sich schwerer einordnen 
lässt als die öffentlichen Tiraden vom Chef der krimi-
nellen Söldnertruppe Wagner, von denen man nicht weiß, 
ob sie Teil der russischen Propaganda sind oder tatsäch-
lich für Fliehkräfte in der russischen Führung stehen.

(Beifall der Abg. Marianne Schieder [SPD])

Wie dem auch sei: Etwas, was ich seit 15 Monaten 
wahrnehme, passt nicht zu dem, wie wir den Krieg wahr-
nehmen, nämlich dass wir zum Teil eine Art Sportbericht-
erstattung über den Krieg vorfinden und in den sozialen 
Medien das Kriegsgeschehen zum Teil in einem lapidaren 
Tonfall diskutiert wird, als ginge es um ein Fußballspiel. 
Es geht aber um echte Menschenleben. Lassen Sie uns, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, trotz punktueller Mei-
nungsverschiedenheiten auch in unserer sprachlichen 
Kommunikation zuallererst an die Menschenleben den-
ken, die durch diesen Krieg unwiederbringlich aus-
gelöscht werden.

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der LINKEN und des Abg. 
Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Putin hätte es in der Hand, den Krieg jederzeit zu 
beenden; das stimmt. Gleichzeitig müssen auch wir alle 
Anstrengungen unternehmen, die möglich sind, um Un-
terstützung zu leisten. Ich muss sagen: Die humanitäre, 
die ökonomische und auch die militärische Unterstützung 
müssen für die Selbstverteidigung erfolgen; das ist ohne 
Wenn und Aber richtig. Trotzdem ist unsere Aufgabe 
auch, dazu beizutragen, Eskalationen zu verhindern und 
die diplomatischen Anstrengungen zu verstärken. Ich be-
grüße es, wenn afrikanische, lateinamerikanische oder 
andere Akteure das tun – allerdings nach dem Prinzip 
„Nothing about Ukraine without Ukraine“; das füge ich 
ausdrücklich hinzu. Verhandlungen müssen hinter ver-
schlossenen Türen stattfinden, sonst werden sie keinen 
Erfolg haben.

Ich hatte gestern Gelegenheit, mich über all das mit 
dem ukrainischen Botschafter Oleksij Makejew aus-
zutauschen. Er hat mich freundlicherweise in die ukrai-
nische Botschaft eingeladen, und mit ihm konnte ich 
mich über sehr interessante Dinge unterhalten.

Für die direkt betroffenen Menschen in der Ukraine ist 
dies nicht eine weitere Krise, der es politisch zu begegnen 
gilt, oder ein weiterer Konflikt, sondern der Krieg, der 
alle Lebensbereiche betrifft. Trotz aller Meinungsver-
schiedenheiten, die man im Detail haben mag und die 
teilweise aus unterschiedlichen Perspektiven diskutiert 

werden, muss unsere Solidarität denjenigen gelten, die 
unmittelbar unter diesem Krieg leiden. Das sollten wir 
niemals vergessen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und der Abg. Cornelia Möhring [DIE 
LINKE])

Wir sollten aus unserer Geschichte gelernt haben. Man 
weiß zumindest von den Großeltern von den Folgen. 
Meine Generation ist die erste, die hier in Frieden und 
Wohlstand leben darf. Unsere Aufgabe ist es, dafür zu 
sorgen, dass das auch für unsere Kinder und Enkel gilt. 
Aber wir wissen auch, was der Krieg bei den Menschen, 
die davon betroffen waren, angerichtet hat. Deswegen 
müssen Sympathie und Mitgefühl mit denen, die haupt-
sächlich darunter zu leiden haben, immer im Vordergrund 
stehen. Alles, was wir tun können, um den Krieg zu 
beenden, muss getan werden.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD, der FDP und der 
LINKEN sowie bei Abgeordneten des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Stegner. – Damit be-

ende ich die Aktuelle Stunde.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 3:

Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung

Bericht der Bundesregierung zum Stand der 
Bemühungen um Rüstungskontrolle, Abrüs-
tung und Nichtverbreitung sowie über die Ent-
wicklung der Streitkräftepotenziale für das 
Jahr 2022

(Jahresabrüstungsbericht 2022)

Drucksache 20/6600
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. – Ich bitte, den Platzwechsel zügig vorzunehmen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Max Lucks, Bündnis 90/Die Grünen, 
das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Christine Aschenberg-Dugnus 
[FDP])

Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen der demokratischen Fraktionen! Ist jetzt der 
richtige Zeitpunkt, um über Abrüstung zu reden, wenn 
gerade ein Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine 
in Europa tobt, wenn wir jeden Tag vor neuen politischen 
Herausforderungen stehen, wenn unser Leben und erst 
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recht das Leben der Menschen in der Ukraine erschüttert 
wird?

Putins Verbrechen ist zuallererst ein Angriffskrieg 
gegen die Ukraine; aber Putins Verbrechen ist auch ein 
systematischer Angriff auf all die Pfeiler unserer inter-
nationalen Ordnung. Mit der Aufkündigung des New- 
START-Vertrags, mit der Stationierung von Atomwaf- 
fen in Belarus, mit nuklearen Drohungen greift der 
Kreml alles an, was historisch geschaffen wurde, um 
die Menschheitsgefahr der Atomwaffe einzuhegen. 
Putins Aufkündigung von Abrüstung ist eine Bedrohung, 
und der setzen wir entgegen: Jetzt erst recht ist der rich-
tige Zeitpunkt, um über Abrüstung zu sprechen, aber vor 
allem, um sie umzusetzen und wirksam zu machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Lassen Sie mich auf drei Punkte eingehen, wo die 
Bundesregierung schon viel tut, aber wo wir noch mehr 
von ihr erwarten.

Erstens. Deutschland übernahm im vergangenen No-
vember die Präsidentschaft der Ottawa-Konvention und 
setzt sich seither an der Spitze der Mitgliedstaaten für die 
globale Ächtung von Antipersonenminen ein. Ferner un-
terstützt Deutschland bei der Räumung solcher Minen 
und trägt somit ganz praktisch zur Abrüstung bei. Aber 
es gibt noch viel zu tun. Viele NATO-Mitglieder sind 
wenig engagiert im Einsatz gegen Minen und Streubom-
ben. Wir müssen die Zögernden ermuntern, sich weiter zu 
engagieren. Wir brauchen eine Einigung auf Best Prac-
tices und genügend Finanzmittel für die Räumungen. Es 
braucht mehr Einsatz gegen improvisierte Minen, die 
durch Söldner eingesetzt werden. Hier kann die Bundes-
regierung auf ihren guten Ergebnissen aus 2022 aufbau-
en.

Zweitens. Deutschland engagiert sich weiterhin in der 
Regulierung autonomer Waffensysteme, auch wenn die 
Verhandlungen gerade erschwert sind. Hier zeigt sich, 
wie mühsam und doch notwendig Verhandlungen über 
Abrüstung sind. Autonome Waffensysteme sind eine 
der drängendsten Herausforderungen für die Menschen-
rechte im 21. Jahrhundert. Deutschland muss den Mut 
aufbringen, um endlich Fortschritte bei der internationa-
len Kontrolle autonomer Waffensysteme zu erzielen. 
Wenn bisherige Formate keinen Fortschritt bringen, müs-
sen wir neue Dialogforen schaffen – beispielsweise bei 
der Ottawa-Konvention –, um voranzukommen. Es geht 
um nichts weniger als um unsere kollektive Sicherheit. 
Wir brauchen mehr Engagement, um zu verhindern, dass 
Algorithmen die Entscheidung über Leben und Tod tref-
fen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das müssen wir stoppen, und dafür muss sich Deutsch-
land entschiedener engagieren.

Drittens. Die Bundesregierung nahm als Beobachterin 
bei der Konferenz zum Atomwaffenverbotsvertrag teil. 
Auch meine Kollegin Merle Spellerberg, die sich im 
Rahmen ihrer parlamentarischen Arbeit für atomare Ab-
rüstung einsetzt, hat daran teilgenommen. Deutschland 
zeigt so, dass der Atomwaffenverbotsvertrag auch ein 
Impuls für Abrüstung im Rahmen des Nichtverbreitungs-

vertrages ist. Das ist ein historischer Erfolg. Damit baut 
die Bundesregierung wichtige Brücken zwischen Unter-
stützerinnen und Unterstützern und jenen Staaten, die 
dem Vertrag kritisch gegenüberstehen. Deutschland – 
das bestätigt der Bericht – teilt das Ziel des Atomwaffen-
verbotsvertrags für eine Welt ohne Nuklearwaffen, und 
darauf müssen jetzt Handlungen folgen.

Ich möchte ganz ehrlich sagen – an die Bundesregie-
rung gerichtet –, dass die gemeinsame Erklärung im Rah-
men des G-7-Gipfels hinter den Erwartungen zurück-
geblieben ist, insbesondere hinter den Erwartungen 
derer, die von den Atomwaffeneinsätzen 1945 in Hiro-
shima betroffen waren. Dabei sind genau sie es, die Über-
lebenden von Atomwaffeneinsätzen und -tests, denen wir 
zuhören müssen, denen wir Gehör verschaffen müssen. 
Ihre Familien leiden seit Generationen unter den Folgen 
von Atomwaffen. Deutschland bekennt sich öffentlich zu 
den humanitären Grundsätzen des Atomwaffenverbots-
vertrages. Diesem Bekenntnis muss die Bundesregierung 
jetzt nachkommen und sich in der Opferfürsorge verstärkt 
engagieren.

Die Welt befindet sich inmitten einer gefährlichen Auf-
rüstungsspirale. China, Iran, Nordkorea – sie alle rüsten 
auf. Die Ausgaben für Atomwaffen sind weltweit zum 
dritten Mal in Folge gestiegen. In Zeiten von Unsicher-
heit muss unsere Verpflichtung für Abrüstung und Rüs-
tungskontrolle hochgehalten werden. Es gehört zu einer 
verantwortungsvollen Sicherheitspolitik, beides zu tun: 
die Freiheit und die Menschenrechte der Ukrainer/-innen 
in diesem völkerrechtswidrigen Krieg zu verteidigen und 
uns global für Abrüstung und Rüstungskontrolle ein-
zusetzen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen diese 
Krise als Chance nutzen, um multilaterale Gespräche 
breiter aufzustellen. Wir müssen Staaten einbeziehen, 
die bisher außen vor gelassen wurden. Wir müssen neue 
Räume für Abrüstung öffnen, wenn alte nicht länger 
funktionieren. Soweit möglich, gilt es, Erzieltes zu be-
wahren. Auch innerhalb unserer Bündnisse wie der 
NATO und der EU müssen wir der Zukunftsvision einer 
atomwaffenfreien Welt und der Zukunftsvision von Ab-
rüstung Taten folgen lassen. Nur eine Welt mit weniger 
Waffen ist eine sichere Welt für alle.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege.

Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Jetzt ist die Zeit für Abrüstung – mehr denn je!
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und des 
Abg. Falko Droßmann [SPD])
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Lucks. – Als nächster Red-

ner erhält der Kollege Peter Aumer, CDU/CSU-Fraktion, 
das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Aumer (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Der Jahresabrüstungsbericht stellt das Jahr 2022 
unter die Überschriften „ein Jahr des Rückschlags“, „ein 
Jahr der Reflexion“, „ein Jahr der Arbeit“. Anhand dieser 
Überschriften hat das Jahr 2022 gezeigt, wo Rüstungs-
kontrolle, Abrüstung und Nichtverbreitung aktuell ste-
hen.

Erstens. Die atomare Aufrüstung spielt leider wieder 
eine wesentliche Rolle in den internationalen Beziehun-
gen. Das ist ein herber Rückschlag für unsere gemein-
samen Ziele. Zweitens. Es ist nicht auszuschließen, dass 
bald noch mehr Länder Atomwaffen besitzen, darunter 
Länder, die diese Atomwaffen auch für regionale Kon-
flikte vorhalten. Und drittens. Laut dem Friedens-
forschungsinstitut SIPRI wurden im Jahr 2022 weltweit 
77 Milliarden Euro investiert – so viel, wie wir in 
Deutschland zusammen für Bildung, Forschung, Gesund-
heit, Digitales und Verkehr ausgeben –, um Atomwaffen 
zu beschaffen.

Das Jahr 2022 war vor allem das Jahr der Realität. Die 
internationalen Beziehungen der nuklearen Abrüstung 
und Rüstungskontrolle geraten nicht erst seit dem Ukrai-
nekrieg in Bedrängnis. Seit mehreren Jahren nehmen die 
strategischen Überlegungen zur Bewaffnung mit Atom-
waffen weltweit wieder zu. Angesichts der sich ver-
schlechternden geopolitischen Bedingungen gibt es bei 
AVV und NVV keine Fortschritte. Im Gegenteil: Nach 
2015 konnte man sich auf der NVV-Überprüfungskon-
ferenz 2022 zum zweiten Mal in Folge nicht auf eine 
inhaltliche Agenda für den nächsten Überprüfungszyklus 
einigen. Die Bundesregierung darf mit ihren Positionen 
zum AVV nicht dazu beitragen, wie Joachim Krause, 
Direktor des Instituts für Sicherheitspolitik an der Uni 
Kiel, warnt, dass die nukleare Abschreckung auf west-
licher Seite geschwächt und autoritäre Atomwaffenstaa-
ten begünstigt werden.

Die nukleare Ordnung steht vor großen Herausforde-
rungen, besonders durch das nukleare Risikoverhalten 
Russlands und Nordkoreas und die nukleare Expansion 
Chinas. Im Abrüstungsbericht schreiben Sie, dass der 
beschleunigte Aufwuchs des chinesischen Nuklearwaf-
fenarsenals beunruhigend sei. Die Einbindung Chinas in 
die nukleare Ordnung ist deshalb notwendig; das zeigen 
alleine die 60 neuen Nuklearsprengköpfe, die letztes Jahr 
zum chinesischen Waffenarsenal dazugekommen sind. 
Nach den sehr unterschiedlichen Zeichen des Bundes-
kanzlers und der Außenministerin bei ihren Besuchen in 
China darf man gespannt sein, wie die China-Strategie 
der Bundesregierung ausschauen wird und wann sie 
denn kommen wird.

(Annalena Baerbock, Bundesministerin: Bald!)

– Hoffentlich bald, Frau Ministerin. – Hoffentlich wird 
diese besser als die Nationale Sicherheitsstrategie, die 
heute vorgestellt worden ist. Um sie mit den Worten 
meines Fraktionsvorsitzenden zu beschreiben: Er nannte 
sie inhaltlich blutleer, strategisch irrelevant und außen-
politisch unabgestimmt.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Wie Herr Merz!)

Ich habe sie gelesen, und ich denke: Er hat tatsächlich 
recht. Positiv ist zumindest das Bekenntnis zum Prinzip 
der Abschreckung und der nuklearen Teilhabe.

Viele Experten, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, schätzen, dass in unserer multipolaren Welt die Ge-
fahren eines Einsatzes von Atomwaffen so groß sind wie 
seit dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr. Maßgeblichen 
Anteil daran hat die russische Rhetorik im Ukrainekrieg, 
eine Rhetorik, die viel Vertrauen zerstört hat und berech-
tigte Zweifel am Fortführen des New-START-Vertrages 
ab 2026 aufkommen lässt.

Vor diesem Hintergrund ist es schade, dass der Jahres-
abrüstungsbericht 2022, Frau Ministerin, zum Eigenlob 
der Bundesregierung geraten ist. Leider wird er dadurch 
den umfassenden Herausforderungen, vor der die nu-
kleare Ordnung steht, nicht gerecht. Mehr Realpolitik 
und Bündnisdenken würden dieser Bundesregierung gut 
zu Gesicht stehen. Der Erfolg der letzten Jahrzehnte zeigt 
die Möglichkeiten der Rüstungskontrolle für Frieden und 
Sicherheit. Es darf kein Nachlassen unserer Bemühungen 
geben; denn Frieden in der Welt gehört zur DNA der 
deutschen Außenpolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Aumer. – Als nächster Red-

ner hat das Wort der Kollege Dr. Ralf Stegner, SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Christine Aschenberg-Dugnus [FDP])

Dr. Ralf Stegner (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Manchmal habe ich den Eindruck, dass uns in 
der Zeitenwende der Begriff „Abrüstung“ abhandenge-
kommen ist. Immer wieder werden diejenigen, die sich 
für Diplomatie, Friedensinitiativen und Abrüstung einset-
zen, als gestrig und realitätsfern kritisiert, manchmal als 
Befürworter von Appeasement-Politik diffamiert. Dabei 
ist das Gegenteil richtig. Gerade jetzt, gerade angesichts 
des verbrecherischen Angriffskrieges in unserer direkten 
Nachbarschaft, brauchen wir eine Politik der Deeskala-
tion und der selbstbewussten Diplomatie, der langfristi-
gen Stärkung der internationalen Rüstungskontrolle, Ab-
rüstungs- und Nichtverbreitungsarchitektur und des 
Friedens, oder wie es John F. Kennedy gesagt hat: „Die 
Menschheit muss dem Krieg ein Ende setzen, oder der 
Krieg setzt der Menschheit ein Ende.“

Ich bin als Nachkriegsdeutscher kein Pazifist, aber ein 
Kriegsgegner, Friedenspolitiker und Realist. Und wenn 
die Zeitenwende eine stärkere Rolle Deutschlands in 
der Welt, gar deutsche Führung bedeuten soll, dann las-
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sen Sie uns über Diplomatie, Abrüstung und Friedens-
sicherung reden, wobei ich unter Führung verstehe, mit 
gutem Beispiel voranzugehen und gemeinsam mit den 
Verbündeten zu handeln. Lieber Herr Kollege Aumer, 
ich finde, in der Politik ist es richtig, erst zu denken, 
dann zu reden, dann zu handeln, und nicht wie Herr 
Merz die umgekehrte Reihenfolge zu wählen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Unsere Parlamentsarmee braucht die bestmögliche 
Ausrüstung, unsere Partnerländer verlangen zu Recht, 
dass wir unsere Bündnisverpflichtung erfüllen; die Men-
schen erwarten, dass wir uns selbst verteidigen. Eine mi-
litärische Führungsmacht Deutschland braucht es dafür 
nicht. In dem Bericht der Bundesregierung heißt es:

Das Jahr 2022 brachte einen Rückschlag für die 
internationalen Bemühungen um Rüstungskontrolle, 
Abrüstung und Nichtverbreitung, wie es ihn seit 
vielen Jahrzehnten nicht gegeben hat.

Das stimmt. Und das ist für uns ein klarer Auftrag, unsere 
Anstrengungen zu verstärken.

Ich finde es erfreulich, dass wir erstmals seit fünf Jah-
ren hier wieder über diesen Bericht debattieren. Eigent-
lich sollten wir das immer tun, wenn die Bundesregierung 
über Fortschritte und Herausforderungen der Abrüs-
tungs- und Friedenspolitik berichtet. Der Bericht führt 
uns in erschreckender Weise vor Augen, wie viel Zerstö-
rungspotenzial der menschliche Erfindergeist hervor-
gebracht hat, so wie es John F. Kennedy vor 60 Jahren 
prophezeit hatte. Jedes Unterkapitel zeigt: Es mangelt 
nicht an Horrorszenarien, wie der Mensch zu Gewalt 
und Zerstörung bis zur Auslöschung allen Lebens auf 
der Erde technisch fähig ist. Das zu verhindern, Frieden 
zu schaffen und zu sichern, ist die Aufgabe der Abrüs-
tungspolitik.

Die klassischen Themen wie nukleare Abrüstung, 
die mit wirksamen Kontrollmechanismen gesicherte 
Ächtung biologischer und chemischer Waffen, das Verbot 
von Antipersonenminen und Streumunition bleiben 
hochaktuell. Wir dürfen uns nicht vor den eklatanten Ver-
stößen Russlands entmutigen lassen.

(Beifall des Abg. Max Lucks [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Wir müssen im Gegenteil alles dafür tun, dass weitere 
Länder wie China den großen Verträgen und Abkommen 
beitreten und bestehende Vereinbarungen wieder gestärkt 
werden. Es darf keinen neuen Rüstungswettlauf geben, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

Wir müssen auch über den Einsatz von Explosivwaffen 
in bevölkerten Gebieten reden. Das gilt genauso für die 
vernachlässigte Gefahr der Verbreitung von Kleinwaffen. 
Diese haben in den letzten Jahrzehnten mehr Opfer ver-
ursacht als jede andere Waffenart. Was das in Gesell-
schaften anrichten kann, sehen wir in den USA, wo man-
che die Lehrerschaft bewaffnen und die Waffengesetze 
noch weiter liberalisieren wollen. Das ist eine Katastro-
phe, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Max 
Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE])

Mit einem eigenen Kapitel zu neuen sicherheits- und 
rüstungskontrollpolitischen Herausforderungen, Frau 
Außenministerin, zeigt der Bericht, dass Abrüstungspoli-
tik so aktuell ist wie nie. Wir müssen die Erkenntnisse 
über letale autonome Waffensysteme, Drohnen und das 
Waffenarsenal im Cyberkrieg berücksichtigen und auch 
den Schutz kritischer ziviler Infrastruktur verstärkt in den 
Blick nehmen – all das, worüber Sie in dem Bericht, der 
heute Morgen veröffentlicht worden ist, reden. Hier sind 
ganz neue Bedrohungen entstanden. Auch die interna-
tionale Ächtung krimineller Söldnertruppen wie Wagner 
und Co gehört zu einer zeitgemäßen Abrüstungspolitik, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

Ich will auch etwas Grundsätzliches sagen: Wenn wir 
heute über Abrüstungspolitik sprechen, steht auch das 
Gegenstück im Raum, die Aufrüstung. Gerade bei deut-
lich verengten Spielräumen in der Haushaltsaufstellung 
werden wir erklären müssen, warum wir über das Sonder-
vermögen hinaus mehr Mittel ausgeben wollen, die dann 
eben nicht für andere Dinge zur Verfügung stehen, die 
sich die Menschen auch wünschen. Wir müssen ihnen 
das plausibel erklären. Und wenn die einen die Friedens- 
und Abrüstungspolitik belächeln, während auf den Som-
merfesten von Rheinmetall und Co auf den guten Börsen-
kurs angestoßen wird, dann läuft etwas schief in unserer 
Gesellschaft.

Für mich ist Abrüstung nicht nur ein moralisches 
Gebot, sie liegt auch ganz pragmatisch in unser aller 
Interesse. Denn die Ressourcen, die für Aufrüstung auf-
gewendet werden, fehlen uns, um die eigentlichen globa-
len Menschheitsaufgaben zu lösen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren,

(Beifall des Abg. Max Lucks [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

nämlich ein würdiges Leben für alle Menschen in Sicher-
heit, Wohlstand, Gesundheit und Frieden zu gewährleis-
ten. Mein politisches Grundverständnis ist übrigens, dass 
das nicht nur für die Menschen der Bundesrepublik gilt, 
sondern dass das weltweit unser Anspruch sein muss. 
Dieses Ziel müssen wir erreichen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Der grausame Krieg in Europa macht deutlich, wie 
wichtig eine langfristige und durchsetzungsstarke Abrüs-
tungs- und Friedenspolitik ist. Er zeigt die Schrecken 
vieler Waffen, er mahnt uns, vorausschauender zu han-
deln, was die Reglementierung neuer Waffensysteme an-
geht. Das Grundprinzip der Abrüstungspolitik ist offen-
sichtlich: Eine Waffe ist allein dadurch gefährlich, dass 
sie existiert. Es ist einfacher, günstiger und lebensrettend, 
eine Mine, eine Streubombe oder eine taktische Nuklear-
waffe erst gar nicht zu bauen, als später ihren Einsatz 
durch internationale Verträge zu verhindern oder ihre 
Hinterlassenschaften von ehemaligen Schlachtfeldern 
zu räumen.
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(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
des Abg. Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Abrüstungspolitik ist mühsam. Sie geht nicht mit spek-
takulären Erfolgen einher. Sie erfordert Klugheit und Be-
harrlichkeit und manchmal, auch dann darüber zu reden, 
wenn viele nur über Aufrüstung reden wollen. Aber ich 
will Ihnen auch sagen: Mein Glaube an die Vernunft-
begabtheit des Menschen ist groß. Und wenn man in 
die Politik geht, muss man Optimist sein und auch in 
schwierigen Zeiten für Dinge kämpfen, von denen man 
glaubt, dass sie weit entfernt sind. Ich will aber auch 
deutlich sagen: Das hat auch noch eine andere Dimensi-
on. Oder um es mit dem großen Philosophen Immanuel 
Kant zu sagen: „Der Friede ist das Meisterstück der Ver-
nunft.“ Daran sollten wir arbeiten, meine sehr verehrten 
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Max 
Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Stegner. – Nächster Redner 

ist der Kollege Gerold Otten, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Gerold Otten (AfD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Der von der Bundesregierung nun vorgelegte Jahres-
abrüstungsbericht 2022 ist ein überaus trauriger Bericht. 
Auf nahezu 180 Seiten wird ein erschreckendes Bild über 
den Zustand von Rüstungskontrolle, Abrüstung und 
Nichtverbreitung gezeichnet. Da drängt sich die Frage 
geradezu auf: Wie konnte es zu dieser fatalen und auch 
hochgefährlichen Entwicklung kommen?

Der vorliegende Bericht erwähnt dazu dutzende Male 
die negative und destruktive Rolle Russlands und ins-
besondere den russischen Angriff auf die Ukraine im 
Februar 2022 als ursächlich für den Niedergang von Ab-
rüstung und Rüstungskontrolle. Nicht nur ich sehe die 
Zusammenhänge differenzierter, sondern auch Henry 
Kissinger, der noch vor wenigen Tagen in einem Inter-
view mit der „Zeit“ wörtlich äußerte: „Ich bin übrigens 
nicht der Meinung, dass alle Schuld bei Putin liegt.“

Meine Damen und Herren, Abrüstungspolitik ist zwei-
fellos ein wichtiger Bestandteil der Sicherheitspolitik. 
Tragfähige Abkommen müssen aber den jeweiligen Si-
cherheitsinteressen der beteiligten Staaten entsprechen. 
Sie sollten universelle Geltung besitzen und zumindest 
jene Staaten einbinden, die über das relevante waffen-
technische Potenzial verfügen.

Seit mehr als zwei Jahrzehnten wird Deutschland aber 
von Politikern geführt, die unfähig oder auch unwillig 
sind, die nationalen Sicherheitsinteressen umfassend 
und stringent zu definieren.

(Beifall bei der AfD)

Sie sind ebenso unfähig und auch unwillig, das Denken 
und Handeln anderer Staaten zu antizipieren. Daher sind 
die heutigen Vertragswerke häufig Stückwerk und nur so 
lange von Wert, bis die Realität Fakten schafft.

Wir sehen das beim Ziel der Bundesregierung, eine 
verbindliche EU-Rüstungsexportverordnung mit den 
europäischen Partnern zu erarbeiten. Zwar gibt es seit 
2008 den sogenannten Gemeinsamen Standpunkt, aber 
es hält sich keiner daran – außer Deutschland natürlich, 
das wie immer bei solchen Gelegenheiten den Muster-
knaben gibt, so wie Deutschland und seine Bundeswehr 
ja auch die Musterschüler der Abrüstung sind mit der 
Folge, es bis zur Nichteinsatzfähigkeit der Bundeswehr 
zu bringen, wie wir heute leidvoll feststellen müssen.

Nationale Sicherheitsinteressen sind nun mal stärker 
als am grünen Tisch vereinbarte gemeinsame Standpunk-
te. Wenn Sie schon auf EU-Ebene keine gemeinsame 
Rüstungsexportpolitik hinbekommen, wie wollen Sie 
dann weltweite Vertragswerke zustande bringen? Wie 
sollen deren Befolgen überwacht und Zuwiderhandlun-
gen geahndet werden? Diese Fragen werden nicht beant-
wortet.

Der Bericht hebt dennoch einige Erfolge hervor, wie 
die „Berliner Handlungslinien“ zur Biosicherheit bei-
spielsweise. Diese wurden von 31 Staaten akzeptiert – 
31 Staaten von 195, also wirklich beeindruckend. Man 
habe ferner auch Fortschritte bei der Ächtung erdgestütz-
ter destruktiver Anti-Satelliten-Tests erzielt. Aber im 
Ernst: Werden unsere Satelliten von Frankreich, Japan, 
Kanada, Neuseeland, den USA oder Großbritannien be-
droht oder doch eher von anderen Akteuren?

Im November 2022 schließlich haben mehr als 80 Staa-
ten erklärt, auf den Einsatz von Explosivwaffen in be-
wohnten Gebieten verzichten zu wollen – ein Herzens-
anliegen der Grünen übrigens, der Partei, die aber sonst 
kein Problem damit hat, massive Waffenlieferungen in 
Kriegsgebiete zu bringen.

(Beifall bei der AfD)
Israel hat nicht unterzeichnet; denn Israel wird seit Jahr-
zehnten aus bewohnten Gebieten beschossen und reagiert 
im Rahmen der Selbstverteidigung ebenso. Und so wie 
Israel zur Verteidigung seiner Bürger handelt, wird jeder 
andere Staat im Verteidigungsfall ebenfalls handeln – mit 
Sicherheit auch die Unterzeichner.

Diese internationalen Vertragswerke sind auf den ers-
ten Blick alle schön anzusehen und beruhigen das Gewis-
sen. Sie bezeugen das Wohlwollen der Unterzeichner, 
verschlingen eine Unmenge an Zeit, Material und vor 
allem auch Geld, und das alles, ohne uns einen Schritt 
sicherer zu machen. Die Wirkung verpufft, sobald die 
Realität des Faktischen naive Anschauungen Lügen 
straft.

Doch zum Schluss zurück zum Abrüstungsbericht. 
Dort wird die Wichtigkeit betont, dass Kommunikations-
kanäle nach Russland zur Verminderung von Risiken of-
fengehalten werden müssen. Der Bundeskanzler hat 
kürzlich auf dem Evangelischen Kirchentag in Nürnberg 
angekündigt, demnächst wieder mit Putin reden zu wol-
len, und hat Verhandlungen für einen fairen Frieden nicht 
ausgeschlossen. Dafür hat er unsere volle Unterstützung.
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(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Otten. – Als nächster Red-

ner hat das Wort der Kollege Alexander Müller, FDP- 
Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Max Lucks [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Alexander Müller (FDP):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 

Bilanz des Jahres 2022 ist, dass es am Jahresende 86 
nukleare Sprengköpfe mehr gab als zu Beginn des Jahres. 
60 davon hat China aufgerüstet, um sich nicht mehr nur 
wehren zu können, sondern um den Weg zur Erstschlag-
fähigkeit zu schaffen. Gleichzeitig lehnt China alle inter-
nationalen Abkommen ab, weil das angeblich so unbe-
deutend sei. Das ist ein Widerspruch. Der Iran bastelt 
weiter fleißig an eigenen Nuklearwaffen; er braucht nicht 
mehr lange. Nordkorea ist die neueste Nuklearmacht und 
rüstet auch weiter auf.

Die internationalen Abrüstungsabkommen sind alle 
ausgesetzt; ob New-START, INF oder JCPoA: alles aus-
gesetzt. Selbst Open Skies, ein ganz wichtiges Trans-
parenzabkommen, wurde von Russland und den USA 
jetzt aufgekündigt. Es ist nicht übertrieben, wenn man 
sagt: Wir sind am Tiefpunkt der internationalen Rüs-
tungskontrolle angekommen.

Die Rüstungsexporte 2022 sind in die Höhe geschnellt, 
und zwar aus Gründen. Russland droht sogar mit dem 
nuklearen Erstschlag. Das ist ein absolutes No-Go. Wir 
haben jahrzehntelang an das Dogma geglaubt: Wer Waf-
fen liefert, der sorgt für neuen Krieg und neues Leid. 
Aber 2022 haben alle begriffen: Ohne westliche Waffen 
gäbe es heute die Ukraine nicht mehr. Wir liefern laufend 
Waffen in ein Kriegsgebiet, damit das Opfer in der Lage 
ist, den Aggressor abzuwehren. Wir sind nicht in der 
Lage, militärische Aggression mittels Diplomatie oder 
der Vereinten Nationen einzudämmen, sondern derzeit 
einzig durch militärische Unterstützung des Opfers, und 
das ist nicht gut.

Dieses Dogma, dass Rüstungsexporte immer schlimme 
Folgen haben, muss auch an anderer Stelle hinterfragt 
werden. Indien ist abhängig von russischen Rüstungs-
exporten. 60 Prozent seiner Waffen kauft Indien von 
den Russen. Und warum? Weil der Westen Indien nicht 
beliefert. Wir treiben mit unserem Dogma die Inder in die 
Arme der Russen. Und da wundern wir uns, warum die 
Inder bei den Sanktionen nicht mitmachen und warum die 
Inder die russische Aggression in den Vereinten Nationen 
nicht ebenfalls verurteilen. Wichtige Staaten wie Indien, 
Indonesien, Brasilien sind Demokratien, sind Wertepart-
ner. Ich bin deswegen Boris Pistorius sehr dankbar, dass 
er vergangene Woche in Asien angeregt hat, zu über-
legen, wie wir blockfreie Staaten besser an uns binden 
können.

Wir brauchen einen Neuanfang bei den Abrüstungs-
verhandlungen. Dazu gehört: Auch China, auch Iran, 
auch Nordkorea müssen mit an den Verhandlungstisch.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Die dringend nötige nukleare Abrüstung muss wieder 
ganz oben auf die Tagesordnung.

Wir haben jahrzehntelang dieses Dogma gelebt: keine 
Rüstungsexporte. Wir waren stolz, die Restriktivsten in 
der Welt zu sein.

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Das waren wir 
nie!)

Aber was hat es uns gebracht? Wir haben den schlimms-
ten Krieg seit 80 Jahren direkt vor unserer Haustür. Dass 
wir mit diesem Dogma gescheitert sind, heißt nicht, dass 
wir jetzt das Gegenteil machen müssen. Aber wir müssen 
unsere Haltung überdenken, wie wir unsere Ziele errei-
chen können.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Der Ju-
goslawien-Krieg dauerte zehn Jahre! Ob der 
jetzige schlimmer ist, können Sie doch gar 
nicht wissen!)

Wir wollen mehr Stabilität. Wir wollen mehr Frieden. 
Wir wollen gesicherte Regeln im Völkerrecht.

Die Nationale Sicherheitsstrategie ist uns heute Mittag 
von der Bundesregierung vorgestellt worden. Im Bereich 
Rüstungsexporte spricht die neue Nationale Sicherheits-
strategie bewusst von strategischen Sicherheitsinteres-
sen, die wir haben und anhand derer wir uns künftig 
orientieren,

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Jürgen 
Coße [SPD])

und das ist gut so, und das ist im Jahr 2023 notwendiger 
denn je.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Zuruf des Abg. Dr. Harald Weyel 
[AfD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Müller. – Nächster Redner 

ist der Kollege Dr. Gregor Gysi, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 

Bundesregierung schreibt auf 180 Seiten umfangreich 
über ihre Abrüstungsziele, aber sie tut das Gegenteil. 
Sie verstecken sich hinter Bündnisverpflichtungen und 
verzichten darauf, eigene deutsche Interessen gegenüber 
den NATO-Partnern zu artikulieren, um wenigstens einen 
Teil von ihnen durchzusetzen.

(Beifall des Abg. Stefan Keuter [AfD])

Nun zum Atomwaffenverbotsvertrag. Diese Regierung 
wie auch die vorhergehenden unterschreiben ihn nicht. 
Sie machen diesbezüglich alle das Gleiche: Sie meinen, 
dass Deutschland eine höhere Sicherheit genieße, wenn 
mit Zustimmung der USA von deutschem Boden aus mit 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 108. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 14. Juni 2023                                                                                                                                                                                                13123 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Gerold Otten 



deutschen Flugzeugen Atomwaffen eingesetzt werden 
können, es mithin eine nukleare Teilhabe gibt. Ich finde 
diese Überlegung in jeder Hinsicht absurd.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn es jemals zum Dritten Weltkrieg käme, müssen die 
bei uns stationierten Atomwaffen vom Gegner zuerst an-
gegriffen und vernichtet werden. Uns gäbe es dann nicht 
mehr. 25 andere NATO-Staaten haben dies begriffen und 
auf ihrem Gebiet keine Atomwaffen stationiert. NATO- 
Mitgliedschaft und Atomwaffenbesitz gehören keines-
falls zwingend zusammen. Glauben Sie ernsthaft, dass 
diese Regierungen von 25 Staaten weniger von Sicherheit 
verstehen als Sie?

(Beifall bei der LINKEN)

In der Zeit des Kalten Krieges gab es sowjetische 
Atomwaffen in der DDR und US-Atomwaffen in der 
Bundesrepublik. Aber der Kalte Krieg ist vorbei, die 
DDR ist vorbei, und es gibt im Osten keine sowjetischen 
bzw. russischen Atomwaffen mehr. Letztere gibt es nur in 
Russland. Aber dort wird nun organisiert, sie auch in 
Belarus zu stationieren. Und die russische Führung wie-
derum begründet dies auch mit den US-Atomwaffen in 
Deutschland. Und Sie glauben ernsthaft, das alles erhöht 
unsere Sicherheit?

Außerdem ist es geschichtsvergessen. Sie haben sich 
von der Vision eines vermittelnden Deutschlands,

(Marianne Schieder [SPD]: Oh je! Oh je!)

von einer Sicherheitskultur des Dialogs, des Respekts, 
der Diplomatie und der gemeinsamen Sicherheit in inter-
nationalen Beziehungen verabschiedet.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
der AfD)

Statt abzurüsten soll die Bundeswehr immer weiter auf-
gerüstet werden.

(Marianne Schieder [SPD]: Das ist billigster 
Populismus!)

Statt Rüstungsexporte deutlich zu beschränken, sind 
deutsche Waffen und Kampfgeräte praktisch überall auf 
der Welt in Kriegen im Einsatz: in Libyen, im Irak, in 
Syrien, in Jemen. Deutschland ist der fünftgrößte Waffen-
exporteur der Welt.

Im August 2022 fand die Überprüfungskonferenz zum 
Vertrag über die Nichtverbreitung von nuklearen Waffen 
statt. Es gab kein Abschlussdokument, weil Russland es 
ablehnte, da die russische Führung wegen des Ukraine-
krieges in dem Dokument kritisiert wurde.

(Ulrich Lechte [FDP]: Ach!)

Die Kritik kann ich gut verstehen; aber man hätte in der 
gemeinsamen Abschlusserklärung darauf verzichten sol-
len, um für fünf Jahre Schritte zur nuklearen Abrüstung 
zu erreichen. Sie meinen, Sie konnten darauf nicht ver-
zichten. Aber als während des völkerrechtswidrigen 
Krieges der USA, Großbritanniens und anderer gegen 
den Irak von einer solchen Konferenz ein Abschluss-
dokument verabschiedet wurde, haben alle Staaten auf 

eine Kritik an den USA und Großbritannien im Interesse 
des Dokuments verzichtet – auch Russland, auch 
Deutschland.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):
Sie hätten also hier im Interesse der Nichtweiterver-

breitung von Atomwaffen das auslassen sollen.
Das Friedensforschungsinstitut SIPRI hat festgestellt –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Dr. Gysi, kommen Sie bitte zum Schluss.

(Marianne Schieder [SPD]: Wäre besser!)

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):
– meine letzten zwei Sätze –, dass wir in einem der 

gefährlichsten Zeiträume der Menschheit leben. Und Sie 
tun nichts dafür, dass das endlich aufhört. Unterzeichnen 
Sie den Atomwaffenverbotsvertrag!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Gysi. – Nächster Redner ist 

der Kollege Falko Droßmann, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Falko Droßmann (SPD):
Herr Präsident! Frau Bundesministerin! Sehr geehrte 

Damen und Herren! Herr Dr. Gysi, „in jeder Hinsicht 
absurd“, sagten Sie. Selbst wenn man Ihnen recht gäbe, 
indem man sagt: „Deutschland tritt dem Atomwaffen-
sperrvertrag bei“ oder: „Wir verzichten auf die nukleare 
Teilhabe“, wozu die Debatte ja weitergegangen ist, stellt 
sich die Frage: Welches Signal wäre das, wenn wir es zu 
diesem Zeitpunkt täten? Es wäre ein politisch fatales 
Signal. Insofern gebe ich Ihnen recht, wenn wir sagen: 
Wir müssen natürlich weiterarbeiten in Richtung einer 
atomwaffenfreien Welt; das ist doch überhaupt keine Fra-
ge. Aber es ist nicht absurd, zu sagen, das wäre jetzt 
genau das falsche Signal, Herr Dr. Gysi.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bedanke 
mich bei der Bundesregierung für den ausgesprochen 
detaillierten Bericht zum Stand der Bemühungen um 
Rüstungskontrolle, Abrüstung und Nichtverbreitung so-
wie über die Entwicklung der Streitkräftepotenziale für 
das Jahr 2022, den wir hier vorliegen haben. Aber wie 
auch schon meine Vorrednerinnen und Vorredner fest-
gestellt haben: Es ist nicht gut bestellt um die Abrüstung 
und um die Rüstungskontrolle. Es gibt viel zu tun. Die 
konventionelle und nukleare Rüstungskontrolle, die 
schon in den letzten Jahren immer weiter ausgehöhlt 
wurde, hat eine erneute massive Schwächung durch den 
russischen Überfall auf die Ukraine erfahren.
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Auch in diesem Haus höre ich deswegen oft den Satz, 
dass derzeit nicht die Zeit für Abrüstung sei, sondern die 
Zeit für Aufrüstung. Ich – das muss ich an dieser Stelle 
deutlich sagen – sehe das nicht so.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Max 
Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich teile vielmehr, meine Damen und Herren, die Ansicht 
der Bundesregierung, dass der Ausbau der Fähigkeiten 
der Bundeswehr und die Unterstützung der Ukraine ge-
rade nicht im Widerspruch zur Rüstungskontrolle stehen, 
sondern vielmehr integrale Bestandteile einer einheitli-
chen, einer umfassenden Sicherheitspolitik sind. Wir 
müssen das eine tun, ohne das andere aus den Augen zu 
verlieren. Nur so lassen sich Risiken minimieren.

Unerwähnt – das wurde an mehreren Stellen schon 
gesagt, auch mein Kollege Herr Stegner sagte es eben – 
bleibt aber in dem Bericht, dass Deutschland selbst 2022 
Rüstungsgüter im Wert von 8,36 Milliarden Euro in die 
Welt exportiert hat; davon gingen Güter im Wert von 
824 Millionen Euro an Drittländer, nicht an die Ukraine 
und nicht an Südkorea. Wir haben Ausfuhrgenehmigun-
gen in Höhe von 288 Millionen Euro für Klein- und 
Leichtwaffen erteilt. Munition für diese Waffen wurde 
in Höhe von rund 165 Millionen Euro ausgeliefert.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es wurde erwähnt: 
Weltweit sind mehr als 875 Millionen dieser Waffen im 
Umlauf. Sturmgewehre und Pistolen haben eine Verwen-
dungsdauer von ungefähr 50 Jahren und lassen sich auf 
dem internationalen Schwarzmarkt für bereits knapp 
1 000 Euro leicht besorgen. Jährlich werden durch diese 
Klein- und Leichtwaffen schätzungsweise 250 000 Men-
schen auf dieser Welt getötet, vornehmlich übrigens 
Frauen und Kinder.

In der heute veröffentlichten Nationalen Sicherheits-
strategie – dafür bedanke ich mich aufrichtig – steht des-
halb klar geschrieben:

Wir … fördern Initiativen zur Eindämmung von 
Proliferationsgefahren von Kleinwaffen, leichten 
Waffen und Munition.

Zu dieser Eindämmung gehört aber auch die Einsicht, 
dass deutsche Lieferungen strenge Endverbleibserklärun-
gen und Post-Shipment-Kontrollen benötigen, gerade im 
Bereich der Klein- und Leichtwaffen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Max 
Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Zusätzlich zu diesen Kontrollen muss sichergestellt wer-
den, dass die an ein Land gelieferten Waffen dort ver-
bleiben und nicht, wie ja auch schon geschehen, spurlos 
verschwinden. Diese Kontrollen, meine Damen und Her-
ren, müssen der Goldstandard für die Ausfuhr von Klein- 
und Leichtwaffen werden.

Ein weiteres Thema, das uns selber angeht: der Zusam-
menhang – das erwähnen Sie in Ihrem Bericht – von 
neuen Technologien und Rüstungskontrolle, insbeson-
dere im Hinblick auf die Autonomie in Waffensystemen, 
auch künstliche Intelligenz genannt. Hier haben wir drin-
genden Handlungsbedarf. Das Verbot ganzer Waffensys-
teme ist unsinnig; denn gute KI ist von schlechter KI 
kaum zu unterscheiden. Wir müssen deshalb Waffensys-

teme immer so konzipieren, dass das menschliche Ein-
greifen jederzeit möglich ist. Es darf nie vollkommen 
automatische und autonome Waffen geben. Wir müssen 
Waffensysteme, die diese Kriterien nicht erfüllen, ver-
bieten. Das tun Sie in der Nationalen Sicherheitsstrategie. 
Die Bundesregierung setzt sich nämlich für die Ächtung 
von letalen autonomen Waffensystemen ein, die vollstän-
dig der menschlichen Kontrolle entzogen sind.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Meine Damen und Herren, das reicht aber nicht. Die 
USA haben eine Leitlinie für die Regulierung von auto-
nomen Waffensystemen, Frankreich hat eine, die Nieder-
lande und andere europäische Staaten haben eine, 
Deutschland aber noch nicht. Das kann im Rahmen der 
Zeitenwende nicht unser Anspruch sein.

Ich danke der Bundesregierung für ihr Engagement 
und ihre Bemühungen im Bereich der Rüstungskontrolle, 
der Abrüstung und der Nichtverbreitung sowie für diesen 
ausgesprochen detaillierten Bericht. Er kann aber nur der 
Auftakt für eine effektive umfassende Rüstungskontrolle 
sein, die den Risiken einer sicherheitspolitisch extrem 
angespannten Zeit gerecht wird und ethisch auch vertret-
bar ist.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Max 
Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Alexander Müller [FDP])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Droßmann. – Letzter Red-

ner in dieser Debatte ist der Kollege Armin Schwarz, 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Armin Schwarz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen! 

Sehr geehrte Kollegen! „Ein Jahr der Reflexion“: So 
überschreibt das Auswärtige Amt einen Beitrag zum 
Jahresabrüstungsbericht 2022 – zu Recht, ein treffender 
Titel. Russlands Angriffskrieg hat so viele liebgewon-
nene Wahrheiten infrage gestellt. Eine dieser Wahrhei- 
ten ist: Die Zeiten, in denen man mit einer flotten Rede 
über Abrüstung donnernden und sofortigen Applaus be-
kommt, sind leider vorbei. Das konnten wir ja auch in 
Nürnberg beim Evangelischen Kirchentag sehen. Russ-
lands Angriffskrieg hat Selbstverständlichkeiten, die so 
angenehm waren, vollständig infrage gestellt. Deswegen: 
Abrüstung braucht Vertrauen, Abrüstung schafft per se 
nicht mehr Sicherheit. Das ist die zentrale Erkenntnis, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Heute sehen wir wie im Brennglas am Beispiel der 

Ukraine, dass einseitige Abrüstung genau das Gegenteil 
provoziert, nämlich dass die Existenz von Staaten damit 
in Gefahr gerät. Abrüstung braucht Vertrauen. Abrüstung 
braucht Kontrolle. Vertrauen hat Russland vollständig 
zerstört. Der brutale Angriffskrieg und Putins Drohung 
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mit dem Einsatz von Atomwaffen sind mit nichts und 
überhaupt nicht zu rechtfertigen, damit das mal in aller 
Deutlichkeit hier klargestellt wird.

Reflexion heißt aber auch: Abrüstung funktioniert nur, 
wenn man wehrhaft genug ist, um einen potenziellen 
Gegner auch von einem Angriff abzuhalten, dass der 
sich gar nicht erst traut. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
Aggression darf sich nie lohnen. Auch deshalb müssen 
wir die Ukraine unterstützen, solange es erforderlich ist.

Aber nicht nur dort, auch in Asien sehen wir eine 
massive Aufrüstung durch China. Wir sehen die Bedro-
hung von Taiwan. China blickt auf andere Inseln im Pa-
zifik. All das hat zur Folge, dass die asiatischen Staaten 
sich auch wehrhaft machen. Natürlich kommt dann im-
mer schnell der Einwurf der gefährlichen Spirale von 
Aufrüstung. Einverstanden! Aber was bedeutet das im 
Umkehrschluss? Was machen wir mit denjenigen Län-
dern, die sich nicht an Abrüstung beteiligen? Was ge-
schieht, wenn – im Gegenteil – aufgerüstet und das Mi-
litär eingesetzt wird? Sollen wir Despoten wie Putin 
einfach willfährig machen lassen? Die Antwort kann 
nur Nein lauten, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Einseitige Abrüstung führt zu Unsicherheit und 
schlimmstenfalls zu Krieg. Deswegen möchte ich an die-
ser Stelle eines deutlich machen – ich erinnere an den 
NATO-Doppelbeschluss –: Es war ein Bundeskanzler, 
der gegen seine eigene Partei, gegen seine eigene Frak-
tion erklärt hat: „Jawohl, wir machen beim NATO-Dop-
pelbeschluss mit“, und das war – Gott sei Dank! – gold-
richtig. Das war seinerzeit ein substanzieller Beitrag für 
nachhaltige Abschreckung, die lange gewirkt hat. Ich will 
in Erinnerung rufen, dass man wehrhaft sein muss, um 
tatsächlich auch Verhandlungspositionen zu haben.

Leidenschaftlich, liebe Kolleginnen und Kollegen, dis-
kutieren wir über Verantwortung und ethische Grundsät-
ze, sei es bei dem Kauf von bewaffneten Drohnen, von KI 
oder von automatisierten Waffensystemen. All das kann 
man machen. Manche Debatten gibt es dann aber ehr-
licherweise auch nur in Deutschland. Und – das möchte 
ich an der Stelle sagen – die Voraussetzung, um sich Ethik 
leisten zu können, ist die Verfügbarkeit einer überlegenen 
Technik. Ohne sie wird es sicherlich etwas schwierig.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das finde ich aber 
bedenklich, Herr Kollege!)

– Daher mein Appell, Herr Kollege Stegner: Für unsere 
Sicherheit müssen wir wehrhaft sein, und der Preis des 
Krieges muss immer deutlich höher sein als der Preis des 
Friedens. Nur wenn wir wehrhaft sind, können wir mit 
Despoten tatsächlich über Abrüstung reden, und darum 
geht es.

Diese Wehrhaftigkeit darf aber nicht nur angekündigt, 
sondern muss auch finanziert werden. Deswegen sind wir 
als Unionsfraktion in hohem Maße gespannt darauf, was 
Boris Pistorius im Haushalt für den Einzelplan 14 liefert. 
Ich will nur darauf hinweisen: Wir haben ein Delta von 
gut 20 Milliarden Euro zum 2-Prozent-Ziel.

Deswegen zitiere ich an dieser Stelle sehr gerne 
den Außenbeauftragten der Europäischen Union, Josep 
Borrell: Uns gefällt die Welt von Kant. Wir werden uns 
aber daran gewöhnen müssen, in einer Welt von Hobbes 
zu leben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Dr. Ralf Stegner [SPD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Armin Schwarz (CDU/CSU):
Herr Präsident, ein letzter Satz. – Alles andere wäre 

naiv; alles andere wäre ideologisch verbohrt, und das 
dürfen und können wir uns nicht leisten, meine Damen 
und Herren.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Damit schließe ich die 

Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/6600 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das sehe und höre ich nicht. 
Dann verfahren wir so.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 4:
Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Finanzierung der Forschungsverbünde zur 
DDR-Forschung sicherstellen – Kommunis-
mus-Forschung und Vermittlungsarbeit zur 
Willkür in der DDR stärken

Drucksache 20/7183
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung (f) 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. – Ich warte noch einen ganz kleinen Moment, 
Herr Kollege Rohwer, damit Sie die ungeteilte Aufmerk-
samkeit des Hauses haben.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Lars Rohwer, CDU/CSU-Fraktion, das 
Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Glück auf! Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Die DDR war ein Staat mit viel Un-
recht. Die Jahreszahlen 1953, 1968 und 1989 sind unmit-
telbar miteinander verbunden, und sie symbolisieren 
Eckpunkte des Aufbegehrens der Bevölkerung gegen 
den selbsternannten real existierenden Sozialismus. Der 
Historiker Heinrich August Winkler, der auch schon hier 
an diesem Pult gesprochen hat, formulierte: Das war 
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keine „Diktatur des Proletariats“, sondern die Diktatur 
einer selbsternannten Avantgarde von Berufsrevolutionä-
ren über das Proletariat und alle anderen Gesellschafts-
klassen – mit ungeheuren menschlichen Kosten.

Auch 33 Jahre nach der Revolution in den neuen Bun-
desländern stehen wir bundesweit, aber auch in den ein-
zelnen Bundesländern noch am Anfang der Aufarbeitung 
der DDR-Geschichte, obwohl wir diese Aufarbeitung 
dringend brauchen.

Kennen Sie die Geschichte von Werner Gumpel und 
Herbert Belter? Ich bin mir sicher, Sie alle kennen Sophie 
Scholl und den Widerstand im Nationalsozialismus; die 
dramatischen Filmszenen im Lichthof der Münchner 
Universität haben sich uns allen ins kulturelle Gedächtnis 
eingefräst. Die Ereignisse um Sophie Scholl und die Mit-
glieder der Weißen Rose stehen auf jedem Schullehrplan 
und sind für viele Menschen ein Begriff.

Doch wer waren eigentlich Werner Gumpel und 
Herbert Belter?
Zusammen mit Gleichgesinnten verteilten die Studenten 
im Jahr 1950 Flugblätter in Leipzig, die sich an politisch 
Andersdenkende richteten; sie wurden deswegen ver-
haftet. Werner Gumpel wurde wegen antisozialistischer 
Propaganda, terroristischer Unterstützung und Spionage 
zu zweimal 25 Jahren Zwangsarbeit verurteilt. Herbert 
Belter wurde in einem nichtöffentlichen Geheimver-
fahren 1950 durch ein sowjetisches Militärtribunal in 
Dresden im Haftkeller der sowjetischen Militäradminis-
tration in der Bautzener Straße zum Tode verurteilt, an-
schließend nach Moskau gebracht und 1951 durch Ge-
nickschuss hingerichtet. Man beachte: Die DDR bestand 
bereits; es gab ein Strafsystem. Aber die sowjetische Mi-
litäradministration hat einfach ihr eigenes Ding gemacht.

Warum ist der Widerstand in der DDR nicht Teil unse-
res kulturellen Gedächtnisses? Warum steht der Wider-
stand im DDR-Regime so wenig auf dem Lehr- und Stun-
denplan? Im Gegensatz zum Nationalsozialismus wird 
der Kommunismus bis heute in der Forschung nicht als 
eigenständiges Forschungsfeld wahrgenommen. Es gibt 
keinen einzigen Lehrstuhl an einer deutschen Hochschule 
zur DDR-Geschichte.

(Marianne Schieder [SPD]: Von diesem Ge-
geneinander haben wir auch nichts!)

Wir brauchen mehr Forschung, verstetigte Forschung 
und einen Perspektivwechsel. Die CDU-geführte Bun-
desregierung hat in der vergangenen Legislaturperiode 
über eine Richtlinie die Förderung der DDR-Forschung 
vorangetrieben und zwei Förderrunden vorgesehen. 
Diese Förderung hatte das wichtige Ziel, eine stärkere 
strukturelle Verankerung der nur schwach entwickelten 
DDR-Forschung in der deutschen Hochschul- und For-
schungslandschaft zu etablieren. Sie leistet damit auch 
einen Beitrag für die Verankerung der Themen in der 
universitären Lehre. Dies ist besonders wichtig für die 
Ausbildung zukünftiger Lehrerinnen und Lehrer und da-
mit für die Vermittlung dieser Themen auch in den Schu-
len.

Die Bundesförderung ist für die Forschungsverbünde 
daher von großer Bedeutung. Gerade vor dem Hinter-
grund des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine 

brechen viele Zeitzeugen der DDR jetzt ihr Schweigen. 
Jahrelang wollten sie sich mit dem Erlebten nicht mehr 
belasten, weil sie glaubten, dass diese Form der Politik 
Geschichte ist. Im Angesicht des Terrors, den Putin in der 
Ukraine gerade auch gegen die Zivilbevölkerung anrich-
ten lässt, fangen sie jetzt an, zu erzählen. Diese Erkennt-
nisgewinne werden wir brauchen, damit wir auch die 
DDR-Geschichte in unserem nationalen Gedächtnis bes-
ser verankern.

Statt die Förderung der DDR-Forschung fortzuführen 
oder gar auszuweiten, wurde mir auf eine Anfrage von 
Staatssekretär Brandenburg geantwortet, dass die För-
derung der DDR-Forschung degressiv gestaltet ist, wie 
in der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen. Politi-
sche Schwerpunktsetzung? Erinnerungspolitisches Fein-
gefühl? Für meine Begriffe Fehlanzeige im BMBF!

Wir fordern Sie daher auf, die für diese erste Förder-
runde bereitgestellten Mittel auch für die zweite Förder-
runde und vor allen Dingen mindestens in gleicher Höhe 
zur Verfügung zu stellen, damit die Forschungsverbünde 
ihre Arbeit fortsetzen können und nicht weiterhin ihr Per-
sonal entlassen müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Gerade jetzt braucht die DDR-Forschung die Unter-

stützung der Bundesregierung. Stellen Sie die Arbeit 
der Forschungsverbünde zur Geschichte der DDR aber 
auch über die zweite Förderphase hinaus sicher, und ver-
stetigen Sie diese Forschung in der deutschen Wissen-
schaftslandschaft! Wir brauchen eine stärkere strukturelle 
Verankerung der nur schwach entwickelten DDR-For-
schung in der deutschen Hochschul- und Forschungs-
landschaft.

(Katrin Budde [SPD]: Das hätten Sie ja 
16 Jahre lang machen können! In der letzten 
Legislatur haben wir da keine Einigung für 
gefunden!)

Aus unserer Sicht ist es den Forschungsverbünden in 
den vergangenen Jahren gelungen, das Wissen über die 
DDR grundlegend zu erweitern und wertvolle Impulse 
für die DDR-Forschung in Universitäten, außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen und Gedenkstätten zu 
geben. Diese Arbeit muss unbedingt weitergeführt wer-
den.

Es ist eine gesamtdeutsche Aufgabe, die zweite Dikta-
tur auf deutschem Boden im nationalen Gedächtnis nach-
haltig zu verankern.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Mit der Erforschung der DDR und der Kommunismus-
geschichte werden wir auch die Opfer dieses Unrechts-
systems dem Vergessen entreißen.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Rohwer. – Nächste Red-

nerin ist die Kollegin Maja Wallstein, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 

Dr. Stephan Seiter [FDP])
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Maja Wallstein (SPD):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Besucherinnen und Besucher! Schön, 
dass Sie da sind. Ich möchte Ihnen ausnahmsweise den 
Antrag der Union, über den wir heute reden, zur Lektüre 
empfehlen – vielleicht nicht den ganzen Antrag, aber die 
ersten Absätze. Sie sind wirklich toll. Sie sind aus der 
Feder von Robert Zoske; mein Kollege Lars Rohwer 
hat gerade daraus zitiert. Sie zeigen, wie wichtig es ist, 
dass wir bei der Unterstützung der Forschung auf dem 
Gebiet der DDR-Geschichte keine Abstriche machen 
dürfen.

Ich wurde in dem DDR-Staat, im damaligen Bezirk 
Cottbus, geboren. In meinem jetzigen Wahlkreis Cott-
bus – Spree-Neiße sehe ich mich regelmäßig mit Anlei-
hen an die DDR-Geschichte, aber auch mit einigen My-
then konfrontiert. Darum finde ich wichtig, was auch die 
Union mit dem konkreten Beispiel der Belter-Wider-
standsgruppe in den ersten Absätzen anspricht: dass wir 
nicht müde werden dürfen, zu forschen, aufzuklären und 
daraus zu lernen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Nun bin ich Ossi, und man könnte jetzt meinen, darum 
sei es logisch, dass ich hier zum Thema rede. Aber dieser 
Impuls ist vollkommen falsch; denn wir müssen uns in 
allen Teilen unseres Landes klarmachen, dass dieser Teil 
unserer deutschen Geschichte auch heute noch massive 
Auswirkungen auf unser Miteinander und auf unseren 
Zusammenhalt hat. Deshalb ist die Förderlinie zur 
DDR-Forschung so wichtig. Die DDR-Forschung muss 
strukturell in der deutschen Hochschul- und Forschungs-
landschaft verankert werden.

Die Verbünde, die gefördert werden, sind über die 
ganze Republik verteilt und auch inhaltlich breit auf-
gestellt. An der TU Freiberg zum Beispiel werden ge-
meinsam mit der Ruhr-Universität Bochum die Umwelt-
politik, der Bergbau und die Rekultivierung im deutsch- 
deutschen Vergleich erforscht. Forschungsregionen sind 
dabei unser Lausitzer Braunkohlerevier und das Ruhr-
gebiet.

Direkt bei mir im Wahlkreis gibt es das Menschen-
rechtszentrum Cottbus, das im Forschungsverbund mit 
der Humboldt-Universität, mit der Charité, mit der Euro-
pa-Universität Viadrina, mit der Gedenkstätte Berlin-Ho-
henschönhausen und anderen daran beteiligt ist, Erfas-
sung und Analyse der politischen Repression in der 
Sowjetischen Besatzungszone und der DDR zu leisten.

Natürlich muss der Transfer von Forschungsergebnis-
sen in die Gesellschaft sichergestellt werden. Dafür 
braucht es außeruniversitäre Partner. Deshalb ist die Viel-
falt der Verbünde – mit den Gedenkstätten, den Opfer-
verbänden, Museen, Stiftungen und dem Bundesarchiv – 
so wertvoll und muss weiter finanziert werden.

Leider, muss man sagen, ist die Kommunikation von-
seiten des Ministeriums weniger großartig gelaufen. 
Denn wenn Förderzusagen gar nicht oder verspätet kom-
men, wenn Weiterfinanzierungen so lange auf sich war-
ten lassen, dass Förderlücken entstehen, dann laufen ei-

nem die Wissenschaftler/-innen weg, und es gefährdet 
auch ganz konkret den Erfolg von Forschungsprojekten. 
Wir brauchen aber verlässliche Forschungsförderung.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Als SPD haben wir uns deshalb direkt an die Ministerin 
gewandt und eingefordert, dass die Kommunikation und 
die Handhabe von Förderzusagen in Zukunft anders lau-
fen.

Liebe Union, Sie schreiben in Ihrem Antrag, dass die 
Förderung der DDR-Forschung nicht fortgeführt werde 
und dass der entsprechende Titel im Haushalt deutlich 
gekürzt sei. Das ist falsch.

(Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Was?)

Denn erstens ist die Entscheidung über die Fortführung 
der DDR-Forschung schon vor Monaten gefallen, und 
zweitens wird der Haushaltstitel gar nicht, vor allem nicht 
deutlich gekürzt, sondern sogar minimal erhöht. Und man 
muss auch sagen: Das BMBF arbeitet mit dem, was Ihre 
CDU-Ministerin Anja Karliczek hinterlassen hat. Na 
klar, man kann in der Forschungsförderung zum Beispiel 
auch eine Dynamisierung mit einem jährlichen Zuwachs 
von Mitteln vereinbaren – gute Sache! Damit kann man 
dann gegebenenfalls auch Kostensteigerungen auffan-
gen. Das haben Sie aber nicht gemacht, und jetzt monie-
ren Sie, dass es nicht gemacht wurde.

Unsere Koalition setzt sich für Forschungsförderung 
im Bereich der DDR-Forschung ein.

(Alexander Föhr [CDU/CSU]: Sie kürzen doch 
um 500 Millionen!)

Ihren Antrag braucht es dafür nicht.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Nina Stahr 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Dr. Stephan Seiter [FDP])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Wallstein. – Nächster Red-

ner ist der Kollege Dr. Marc Jongen, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Marc Jongen (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die CDU/ 

CSU-Fraktion will also die DDR- und Kommunismus-
forschung stärken, der die Ampel – wenig überraschend – 
die Mittel gekürzt hat. Vor allem in den Kultur- und 
Geisteswissenschaften soll das geschehen. Sie haben ent-
weder sehr viel Selbstironie, werte Union, oder Sie mer-
ken nicht, wie pathetisch und unglaubwürdig Sie mit 
diesem Antrag wirken. Wann haben Sie in den vergange-
nen Jahren und Jahrzehnten jemals die Stimme erhoben, 
als Kulturmarxisten und linke Ideologen immer größere 
Teile der deutschen Universitäten gekapert haben, sodass 
es echte Forschungs- und Meinungsfreiheit heute dort 
fast nicht mehr gibt, Stichwort „Cancel Culture“?

(Beifall bei der AfD – Ruppert Stüwe [SPD]: 
Das ist doch infam, was Sie hier machen!)
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Die Geisteswissenschaft ist in Deutschland unrettbar 
verloren, sagt der renommierte Medienwissenschaftler 
Norbert Bolz, und daran hat Ihre Bildungspolitik kräftig 
mitgewirkt, teils durch Blauäugigkeit, teils durch gezielte 
Förderung linksideologischer Projekte. Und jetzt kom-
men Sie, Herr Rohwer, und sagen, es sei „eine gesamt-
deutsche Aufgabe, die 2. Diktatur auf deutschem Boden 
im nationalen Gedächtnis nachhaltig zu verankern.“ In 
der Sache stimmen wir Ihnen ja zu. Da wird viel zu wenig 
getan, vor allem in der Vermittlung an den Schulen, in die 
Gesellschaft hinein. Und insgesamt wird das Bild der 
DDR allzu oft noch weichgezeichnet. Der Blick zurück – 
das ist unser Punkt – ist aber ohne Wirkung und heuch-
lerisch, wenn er nicht die Verankerung einer neuen Un-
freiheit und Gesinnungsdiktatur in Deutschland zu ver-
hindern hilft, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Ruppert Stüwe [SPD]: 
Es gibt keine Gesinnungsdiktatur in Deutsch-
land!

Die Bundesrepublik ist keine DDR 2.0;
(Zuruf von der SPD)

aber es gibt Zustände, die fatal an die DDR erinnern. Ich 
gebe Ihnen ein Beispiel: Das Deutsche Institut für Men-
schenrechte, finanziert aus Mitteln des Bundes, ver-
öffentlichte Anfang 2022 ein Rechtsgutachten, in dem 
behauptet wird, ein Eintreten für die AfD sei mit der 
verfassungsrechtlichen Treuepflicht von Beamten unver-
einbar.

(Maja Wallstein [SPD]: Fragen Sie sich mal, 
warum!)

Dies gelte für Parteimitglieder wie für Nichtmitglieder, 
die sich für – ich zitiere –„die rassistischen und rechts-
extremen Positionen der Partei“ einsetzten.

(Zuruf der Abg. Nicole Gohlke [DIE LINKE])
Ich erinnere daran: Als rechtsextrem gilt heute bereits, 

wer sich beispielsweise gegen die desaströse Migrations-
politik ausspricht.

(Maja Wallstein [SPD]: So ein Quatsch! Das 
ist, was Sie versuchen den Leuten zu erzählen, 
aber es stimmt nicht! Auch wenn Sie es immer 
wieder versuchen: Es stimmt nicht!)

Mit anderen Worten: Wer absolut legitime oppositionelle 
Positionen vertritt, die vor gar nicht so langer Zeit übri-
gens auch Positionen der CDU/CSU waren, der soll aus 
dem Dienst als Beamter entfernt werden. Eines freiheit-
lichen Rechtsstaats ist das unwürdig, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD)
Derselbe Autor des Instituts, Hendrik Cremer, hat kürz-
lich noch mit einer sogenannten Analyse nachgelegt: 
„Warum die AfD verboten werden könnte – Empfehlun-
gen an Staat und Politik“.

Meine Damen und Herren, wenn sich die DDR durch 
eines ausgezeichnet hat, dann durch das konsequente 
Ausschalten jeglicher Opposition. Mit Gummiparagra-
phen zu „Boykotthetze gegen demokratische Einrichtun-
gen und Organisationen“ oder später „staatsfeindlicher 
Hetze“ konnte verboten und schwer bestraft werden, 

wer sich nur irgendwie gegen die Interessen der SED 
oder der Blockparteien wendete. Es mutet vor diesem 
Hintergrund gespenstisch an, dass Frau Anetta Kahane, 
die in der DDR bereits für die Stasi tätig war, im Kura-
torium dieses Instituts für Menschenrechte sitzt. Es 
würde mich interessieren, was Sie davon eigentlich hal-
ten.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Jürgen 
Coße [SPD])

In dieses Bild passt leider, dass die sich demokratisch 
nennenden Fraktionen in diesem Haus gemeinsam dafür 
gesorgt haben, dass in der wichtigen Bundesstiftung zur 
Aufarbeitung der SED-Diktatur kein einziger AfD-Ver-
treter sitzt. Dafür darf Die Linke, rechtsidentisch mit der 
SED, dort jetzt mit aufarbeiten.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: „Recht-
identisch“ ist doch Quatsch! Rechtsnachfolge! 
Das ist ein großer Unterschied!)

Wahrscheinlich befürchten Sie, dass wir die Erforschung 
der Funktionärstätigkeit späterer Bundesabgeordneter in 
der SED-Diktatur fordern könnten. Einen solchen Antrag 
werden wir nachher vorlegen.

Werte Unionsfraktion, warum haben Sie die Zustellung 
unseres Antrags zu diesem TOP, wo er genau gepasst 
hätte, nicht zugelassen, allen parlamentarischen Gepflo-
genheiten zum Trotz?

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Dr. Marc Jongen (AfD):
Wollen Sie die eigene Parteigeschichte nicht so recht 

ins Licht treten lassen? Vielleicht können Sie uns das 
noch erklären.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Alexander Föhr [CDU/ 
CSU]: Thema verfehlt!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Als nächste Rednerin 

erhält das Wort die Kollegin Nina Stahr, Bündnis 90/ 
Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Nina Stahr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte SED-Op-

ferbeauftragte Frau Zupke! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Liebe Gäste! Wir erinnern in dieser Woche zum 
70. Mal an den Volksaufstand vom 17. Juni 1953, und wir 
gedenken der Opfer der blutigen Niederschlagung durch 
sowjetische Panzer. Unter dem Eindruck der Gewalt vom 
17. Juni ist der Mut der Menschen, die 1989 auf die 
Straße gegangen sind, noch beeindruckender. Der 
Wunsch nach Freiheit und Demokratie lässt sich – damals 
wie heute – nicht von Panzern zerstören.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Als bündnisgrüne Fraktion tragen wir das Erbe der Bür-
gerrechtsbewegung der DDR in unserer DNA. Die Er-
innerung an ihren Mut wachzuhalten, ist uns auch, aber 
nicht nur aufgrund unserer Geschichte ein wichtiges An-
liegen.

Was 1953 begann, das hat sich über all die Jahre fort-
gesetzt, und es hat 1989 seinen Höhepunkt gefunden. 
Unsere Bundesrepublik gäbe es ohne den Mut der Men-
schen in der DDR heute nicht so, wie sie ist. Das gilt nicht 
nur für unser Land, das gilt auch für Tausende Familien in 
diesem Land. Auch meine Kinder gäbe es nicht, wäre 
1989 nicht die Mauer gefallen. Deshalb bin ich auch 
ganz persönlich den mutigen Menschen in der DDR sehr, 
sehr dankbar, und ich werde immer dafür arbeiten, diese 
Erinnerung wachzuhalten.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Aber diese Dankbarkeit ist auch Verpflichtung. Es 
kann und es darf nicht nur einen historisierenden Blick 
zurück geben. Viele Opfer des Regimes leiden noch 
heute – physisch, aber vor allem psychisch. Deswegen 
ist mir persönlich und allen Bündnisgrünen die kon-
sequente Aufarbeitung des SED-Unrechts auf Grundlage 
einer umfassenden und multidisziplinären Forschung 
nicht nur ein wissenschaftspolitisches, sondern vor allem 
auch ein sozialpolitisches Anliegen. Es geht um eine 
gesellschaftliche und politische Anerkennung der Opfer, 
um Entschädigungen und um zusätzliche Hilfsangebote.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Unter dem SED-Regime litten bei Weitem nicht nur 
dezidierte politische Gegner/-innen des Regimes. Denn 
nicht nur in Haftanstalten, sondern auch in Erziehungs-
heimen, im Gesundheitssystem, bis hin zum Leistungs-
sport zeigte das SED-Regime seine autoritäre Fratze. 
Traumatisierung und Gewalt, oftmals auch sexualisierte 
Gewalt, waren in DDR-Kinderheimen und in Jugend-
werkhöfen an der Tagesordnung.

Das zeigt uns ganz aktuell der BMBF-geförderte 
Forschungsverbund Testimony. Die Empfehlung der 
Forschenden an die Politik sollten wir alle uns sehr zu 
Herzen nehmen! Testimony ist einer von insgesamt 14 
vom BMBF geförderten Forschungsverbünden zur 
DDR-Geschichte; ganze 32 Hochschulen wurden in der 
ersten Förderphase mit Bundesmitteln gefördert.

Neben der projektbezogenen Förderung leisten zusätz-
lich die außeruniversitären und institutionell geförderten 
Forschungseinrichtungen der Leibniz-Gemeinschaft ei-
nen wichtigen Beitrag in diesem Feld. Zu nennen sind 
hier etwa das Zentrum für Zeithistorische Forschung 
Potsdam oder auch das Institut für Zeitgeschichte Mün-
chen.

Um das Thema langfristig zu stärken, muss die DDR- 
Forschung über die Projektförderung hinaus aber auch 
strukturell besser an den Universitäten verankert werden. 

Das kann und das muss auch von den Ländern sicherlich 
noch stärker forciert werden, um nachhaltigere Struktu-
ren zu schaffen.

Als Bildungspolitikerin setze ich mich außerdem dafür 
ein, den Transfer der Forschungsergebnisse in die Bil-
dungsarbeit weiter auszubauen. Es ist großartig, dass 
dies bereits bei vier Forschungsverbünden gemacht wird. 
Die Nutzbarmachung der Erkenntnisse für schulische und 
außerschulische Bildungsangebote oder auch die Integra-
tion der Ergebnisse in die Lehramtsausbildung an den 
Universitäten in Jena und Erfurt ist toll; dies sollte aber 
noch bei viel mehr Forschungsprojekten gewährleistet 
sein.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Eine aktuelle Umfrage der Bundesstiftung Aufarbei-
tung zeigt, dass nur noch jeder Siebte 14- bis 29-Jährige 
mit dem Datum 17. Juni etwas anfangen kann. Das zeigt, 
dass wir das Wissen über die DDR-Geschichte in Lehr-
plänen, in der Lehrkräfteaus- und -weiterbildung, in der 
politischen Bildung, ja, in unserer gesamtdeutschen Er-
innerungskultur besser, stärker und nachhaltiger ver-
ankern müssen.

(Beifall der Abg. Nicole Gohlke [DIE 
LINKE])

Verstehen Sie mich dabei bitte nicht falsch: Ich plä-
diere hier nicht für das Auswendiglernen von Jahreszah-
len. Aber gerade in Zeiten, in denen unsere freiheitliche 
Demokratie zunehmend wieder angegriffen und infrage 
gestellt wird, ist es wichtiger als je zuvor, das Wissen 
über die Verbrechen des SED-Regimes zu vermitteln 
und dadurch auch den unschätzbaren Wert unserer libe-
ralen Demokratie herauszustellen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
FDP und des Abg. Lars Rohwer [CDU/CSU])

Erlauben Sie mir hier eine Zwischenbemerkung an die 
antragstellende Fraktion: Wenn ich im Kontext des Wär-
meplanungsgesetzes aus Ihren Reihen den absurden und 
geschichtsvergessenen Vorwurf einer Energie-Stasi lesen 
muss, dann frage ich mich ernsthaft, ob Sie jeglichen 
politischen Kompass verloren haben. Mit solchen ahis-
torischen Vergleichen

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ach?)

vergiften Sie nicht nur den politischen Diskurs zwischen 
demokratischen Parteien, vor allem verhöhnen Sie die 
Opfer der wirklichen Stasi und des SED-Regimes, und 
das ist einer demokratischen Partei unwürdig.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Vielleicht sagen 
Sie das das nächste Mal auch, wenn hier die 
AfD verglichen wird!)

Wir Bündnisgrüne sind jederzeit bereit, über mehr Mit-
tel für die Erforschung des wirklichen Stasi- und SED- 
Staats DDR konstruktiv zu sprechen, gerne auch im an-
stehenden Haushaltsverfahren, sollte es zusätzliche Be-
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darfe durch Forschungslücken und sollte es verfügbare 
Mittel geben. Schaufensteranträge der Union brauchen 
wir dafür aber nicht.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Stahr. – Das Wort hat 

nunmehr die Kollegin Nicole Gohlke, Fraktion Die 
Linke.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Maja 
Wallstein [SPD])

Nicole Gohlke (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Diese Woche jährt sich der Arbeiteraufstand vom 17. Juni 
1953 in der DDR zum 70. Mal. Vor 70 Jahren legten in 
über 700 Städten der DDR eine Welle von Streiks und 
Massendemonstrationen das Land lahm; es streikten und 
demonstrierten mehr als 1 Million Bürgerinnen und Bür-
ger.

Es ging letzten Endes um nichts weniger als um die 
Forderungen nach einem Bruch mit dem stalinistischen 
Regime, nach Demokratie und freien Wahlen, nach Frei-
lassung von politischen Gefangenen, und es war ein Auf-
stand von Arbeiterinnen und Arbeitern gegen das Aus-
pressen ihrer Arbeitskraft, gegen die vorgesehene 
Erhöhung der Arbeitsnormen, also die faktische Kürzung 
der Löhne und Absenkung des Lebensstandards.

Der Aufstand wurde brutal niedergeschlagen. Über 
50 Menschen wurden bei den Protesten getötet oder 
zum Tode verurteilt, mehr als 15 000 Menschen wurden 
teilweise lange Jahre inhaftiert.

Wir haben auch 70 Jahre später den allergrößten Res-
pekt vor dem Mut der Aufständischen von damals. Wie 
viel demokratischer und selbstbestimmter hätte die Ge-
schichte vielleicht verlaufen können, wäre der Arbeiter-
aufstand von 1953 erfolgreich gewesen!

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Dann gäbe es Ihre 
Partei nicht!)

Der Jahrestag dieses Aufstands erklärt auch unsere 
heutige Beschäftigung mit der Erforschung der DDR- 
und Kommunismusgeschichte. Ja, die Forschung dazu 
muss weiter gestärkt werden, damit hat die Unionsfrak-
tion recht – auch wenn ich ein ganz klein bisschen pole-
misch festhalten muss, dass der Aufstand vom 17. Juni 
vermutlich der einzige Arbeiteraufstand und politische 
Streik ist, den auch CDU und CSU abfeiern.

(Beifall bei der LINKEN)
Auch 30 Jahre nach der Wiedervereinigung gibt es in 

der Kommunismus- und DDR-Forschung noch einige 
blinde Flecken. Dass es jenseits der Forschungsverbünde 
zur DDR-Geschichte beispielsweise immer noch keine 
eigenen Universitätslehrstühle für die Erforschung der 
Geschichte des Kommunismus gibt, ist mir ebenfalls un-
verständlich.

Dass die Akten der ehemaligen Blockparteien privati-
siert wurden und nicht ebenso öffentlich zugänglich ge-
macht wurden wie die Unterlagen der SED, das ist viel-
leicht politstrategisch, aber eben nicht wissenschaftlich 
zu erklären. Es wäre natürlich auch Aufgabe der Unions-
fraktion, sich dafür einzusetzen, dass hier nichts mehr 
unter Verschluss gehalten wird.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Götz Frömming [AfD]: Da 
hat sie recht!)

Wissenschaftlich bislang viel zu wenig beachtet sind 
die Transformationsprozesse der Nachwendezeit, obwohl 
die radikalen Brüche aus dieser Zeit enorme Auswirkun-
gen auf die politischen Debatten und auch Konflikte von 
heute haben. Die Geschichte der Treuhand zum Beispiel 
gehört endlich umfassend wissenschaftlich aufgearbeitet; 
denn die Geschichte dieser Industrievernichtungsma-
schine ist untrennbar verbunden mit geplatzten Träumen 
von einer humaneren Arbeitswelt, von mehr Mitbestim-
mung und Demokratie, von einer besseren Zukunft, also 
genau dem, wofür die Menschen 1953 genauso wie 1989 
auf die Straße gegangen sind.

(Beifall bei der LINKEN)

Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
Union: Den, ich sage mal, Eifer, den Sie in Ihren Anti-
kommunismus stecken, hätten Sie auch dafür aufwenden 
sollen, für gleichwertige Lebensverhältnisse in Ost und 
West zu sorgen, die Renten anzupassen, gleiche Löhne 
und Gehälter zu schaffen. Ich finde, dann wäre Ihr Antrag 
heute noch mal um einiges glaubwürdiger.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Gohlke. – Nächster Red-

ner ist der Kollege Dr. Stephan Seiter, FDP-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Stephan Seiter (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Frau Ministerin! Am Samstag begehen wir 
zum 70. Mal das Gedenken zum 17. Juni, das Gedenken 
des Arbeiteraufstands in der DDR. Diese 70 Jahre, das 
sind eigentlich drei Generationen, die da vergangen sind. 
Zunehmend müssen wir erkennen, dass die Zahl derjeni-
gen, die über ihre familiären Strukturen einen direkten 
Bezug bzw. einen indirekten Bezug zu diesem Ereignis 
haben, sowohl in Ost als auch in West immer kleiner 
wird.

Dies bedeutet: Wir brauchen eine Erinnerungskultur. 
1981 habe ich als 18-jähriger Schüler eine Berlin-Fahrt 
gemacht – das war in Westdeutschland so üblich –; Berlin 
war die ganze Nacht offen. Aber als wir dann hier vor 
dem Brandenburger Tor an der Mauer standen, war uns 
trotz unseres teilweise jugendlichen Übermuts eigentlich 
sehr schnell klar: Auf der anderen Seite herrscht ein Un-
rechtsregime.
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Dieses Unrechtsregime gilt es zu untersuchen. Wir 
müssen für die nachfolgenden Generationen das Wissen 
über die Zusammenhänge, über die Gründe für das Ent-
stehen, über die Gründe dafür, dass es sich so lange halten 
konnte, sammeln und uns damit auseinandersetzen. Wir 
müssen die Erinnerung an die Menschen, die hier für ihre 
Freiheit gekämpft haben, wachhalten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der Abg. Nina Stahr [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, deswegen finde ich den 
Antrag der Union an dieser Stelle sehr wichtig; wir 
müssen immer wieder darauf hinweisen. Ich denke auch, 
dass wir uns die Zahlen in den Beratungen im Ausschuss 
vielleicht mal genauer anschauen können. Kollegin 
Wallstein hat schon gesagt, wie sich die Zahlen tatsäch-
lich entwickelt haben und welche Verbünde es gibt.

Erlauben Sie mir an dieser Stelle noch eine Anmer-
kung. Wenn man bei Google „Kommunismusforschung“ 
kurz auf Englisch eingibt, stellt man fest, dass es auch 
Journals zu diesem Thema gibt, die sich auf internationa-
ler Ebene damit auseinandersetzen. Sie greifen vielleicht 
nicht immer die Themen auf, die hier im Antrag direkt 
adressiert worden sind; aber es gibt eine internationale 
Community, die darüber forscht. Und auch darüber soll-
ten wir uns dann unterhalten: inwieweit solch eine For-
schungscommunity einen Beitrag auch zur Forschung 
über die DDR und zur Kommunismusforschung, die, 
wie es im Antrag der Union steht, auf die DDR-For-
schung erweitert werden soll, leisten kann.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
Abg. Maja Wallstein [SPD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Seiter, erlauben Sie eine Zwischenfrage 

des Kollegen Rohwer?

Dr. Stephan Seiter (FDP):
Gerne.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Bitte schön.

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Präsident. Vielen Dank, dass Sie die 

Frage zulassen, Herr Dr. Seiter. – Sie haben gerade wie-
derholt, dass Sie Zahlen vorliegen haben, wie sich diese 
Entwicklung wirklich begeben hat. Mir sind auf mehrere 
Anfragen hin durch das BMBF keine Zahlen mitgeteilt 
worden,

(Maja Wallstein [SPD]: Haushalt!)
bis auf die Antwort auf die letzte Anfrage, wo dann von 
einer degressiven Forschungsförderung für die DDR- 
Aufarbeitungsverbände gesprochen worden ist. Werden 
Sie sich dafür einsetzen, dass auch der Opposition auf 
solche Fragen hin vom BMBF konkrete Zahlen genannt 
werden? Denn dann können wir vielleicht auf Augenhöhe 
miteinander darüber reden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Stephan Seiter (FDP):
Herr Kollege, ich habe gesagt, dass wir uns dann im 

Ausschuss über diese Zahlen unterhalten werden. Und 
auf eine Anfrage Ihrerseits wurde gesagt, dass die För-
derung der Verbünde ab 2023 verlängert wird und die 
Stellen besetzt werden können. Ich denke, das können 
wir dann im Ausschuss diskutieren. Und natürlich sollten 
wir alle die gleichen Informationen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und der Abg. Maja Wallstein 
[SPD])

Vielen Dank für die Zwischenfrage!
Lassen Sie mich weitermachen. Es geht also darum, 

dass wir diese Forschung aufrechterhalten. Aber wir soll-
ten die Diskussion über die finanziellen Mittel, die wir für 
diese Forschung einsetzen, natürlich jetzt auch in den 
Haushaltsberatungen fortführen. Es steht der Union ja 
ohne Weiteres frei, zu diesem Thema entsprechende An-
träge zu stellen, in denen sie angibt, wohin sie Mittel 
allozieren möchte, um dort mehr zu tun.

Erlauben Sie mir an dieser Stelle auch noch einen Hin-
weis auf die Frage der Verstetigung. Ja, es ist leichter, 
wenn die Forschung zu Themen über Lehrstühle an Uni-
versitäten verstetigt wird; auch da bin ich bei Ihnen. Aber 
man muss sich natürlich auch die Frage stellen – wir 
wollen dem Wissenschaftssystem ja seine Freiheit las-
sen –: Wo sind die Anträge für diese Lehrstühle? Das 
heißt, wir müssen uns auch auf Länderebene mit dieser 
Fragestellung beschäftigen und uns dann vielleicht die 
Frage stellen: Warum entsteht aus der Wissenschaftscom-
munity heraus keine Nachfrage nach der Schaffung eines 
Lehrstuhls? Mir zumindest ist keine bekannt. Denn wir 
sollten uns, gerade wenn wir über die Forschung zu einer 
Phase unserer Geschichte diskutieren, doch bitte nicht 
fast so ähnlich wie die Verantwortlichen in dieser Phase 
unserer Geschichte verhalten und sagen: Wir schreiben 
euch mal vor, über was und wie ihr zu forschen habt! – 
Ich denke, darüber sind wir uns als Demokraten alle 
einig.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und der CDU/CSU)

Also: Lassen Sie uns das Thema im Ausschuss auf-
greifen! Lassen Sie es uns diskutieren! Wir alle wissen: 
Wir sind in einer Zeit knapper Haushaltsmittel. Man muss 
vielleicht auch überlegen, wann die Forschung zu wel-
chen Themen dringender notwendig ist. Wichtig sind alle 
Themen, aber wann ist die Forschung letztendlich drin-
gend notwendig? Ich denke, dazu bietet die Zeit im Aus-
schuss eine Möglichkeit. Lassen Sie uns da offen dis-
kutieren! Das Thema ist zu wichtig, als dass wir es 
einfach zur Seite kehren könnten. Das sind wir den Op-
fern des 17. Junis schuldig, das sind wir den Opfern des 
Prager Frühlings schuldig, das sind wir den Opfern des 
Aufstands in Ungarn 1956 schuldig, und das sind wir 
auch den Opfern des Junis 1989 schuldig.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Seiter. – Nächster Redner 

ist der Kollege Holger Mann, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD)

Holger Mann (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Die DDR war kein Rechtsstaat – so weit geht der 
Konsens hier hoffentlich. Aber die Debatten der letzten 
Wochen, beispielsweise um das neue Buch „Diesseits der 
Mauer“ von Katja Hoyer, zeigen, wie der repressive Cha-
rakter der DDR in der Öffentlichkeit immer wieder auf-
geweicht wird. Dabei wird zunehmend das Richtige im 
Falschen betont, wodurch das Gesamtbild eines autoritä-
ren, nahezu totalitären Staates verzerrt bis verniedlicht 
wird zu einem gutgemeinten, einfach nur gescheiterten 
Experiment.

(Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])
Am kommenden Samstag – das kam hier schon mehr-

fach zur Sprache – jährt sich der Volksaufstand vom 
17. Juni 1953 zum 70. Mal. Über 1 Million DDR-Bürger 
begehrten auf. Dazu wurde hier schon viel Richtiges – ich 
freue mich darüber – auch von der Linken gesagt. Mehr 
als 50 Menschen verloren dabei ihr Leben – auch in 
meiner Heimatstadt, Leipzig. Tausende wurden für ihre 
Teilnahme an den Demonstrationen verurteilt und teils 
für Jahre ins Gefängnis gesperrt. Es ist daher absolut 
notwendig, heute und in Zukunft an dieses Unrecht und 
den repressiven Charakter der DDR zu erinnern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Dr. Stephan Seiter [FDP] und Nicole 
Gohlke [DIE LINKE])

Zugleich sollten wir aber auch den Mut der Menschen 
würdigen, die aufbegehrten, und die Erinnerung an sie für 
die Nachwelt lebendig halten. Die Erinnerung an wider-
ständiges Verhalten in der DDR sollte aus unserer Sicht 
zur demokratischen Kultur der gesamten deutschen Be-
völkerung gehören.

(Maja Wallstein [SPD]: Ja!)
Und für diese Aufarbeitung und Vermittlung braucht es 
eben auch in Zukunft umfangreiche und qualifizierte wis-
senschaftliche Begleitung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Dr. Stephan Seiter [FDP] und Nicole 
Gohlke [DIE LINKE])

Die Förderung der DDR-Forschung begrüßen wir aus-
drücklich. Deshalb hat sich die SPD-Fraktion in den Koa-
litionsverhandlungen und Haushaltsverhandlungen für 
eine Weiterführung der Förderung der Forschungsver-
bünde eingesetzt. Dass diese überhaupt erkämpft werden 
musste, liebe Kollegen der Unionsfraktion, fällt jedoch 
auf die ursprüngliche Richtlinie unter Wissenschafts-
ministerin Karliczek in der vergangenen Legislatur zu-
rück. Das Prinzip der degressiven Förderung, das Sie 
hier kritisieren, wurde unter Ihrer CDU-Ministerin be-
schlossen; dies gehört hier ausgesprochen. Und wäre 
die damalige Richtlinie vorausschauender gewesen, hät-

ten sich Nachverhandlungen im vergangenen Jahr wohl 
erübrigt. Diese ehrliche Selbstkritik, meine Damen und 
Herren, hätten wir uns auch im Antrag der CDU/CSU 
gewünscht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Stephan Seiter [FDP])

Positiv möchte ich zudem hervorheben, dass sich das 
BMBF bemüht hat, den Projekten mit einer coronabe-
dingten Verlängerung über vier Monate wenigstens ein 
wenig mehr Luft für den Abschluss der ersten Projekt-
phase zu verschaffen.

Leider – das sei hier auch ehrlich ausgesprochen – ist 
ein fließender Übergang zwischen der ersten und zweiten 
Förderphase, auf den wir gedrängt haben, nicht gelungen. 
Diese zweite Förderphase wird wichtig; denn gerade in 
ihr sollte der Transfer der Forschungsergebnisse nicht 
zuletzt in Gedenkstätten passieren. Zahlreiche Mitarbei-
ter/-innen der DDR-Forschungsverbünde, übrigens in 
13 Bundesländern, wussten bis zum Ablauf der ersten 
Phase eben noch nicht, ob es eine Weiterbeschäftigung 
und ob es eine Fortführung geben wird. Viele Akteure 
wissen dies bis heute noch nicht, und das ist kein gutes 
Zeichen an den sogenannten wissenschaftlichen Nach-
wuchs. Deshalb sagen wir, dass dieser Schwebezustand 
in unser aller Interesse schnellstmöglich durch einen zü-
gigen Abschluss der Vergabeverfahren beendet werden 
soll.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Dr.-Ing. Zoe Mayer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Aus den Erfahrungen mit den DDR-Forschungsver-
bünden wissen wir, dass sich interdisziplinäre Forschung 
zwischen Universitäten, Gedenkstätten und außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen bewährt hat. Ich werbe 
daher auch für die Fortführung dieser interdisziplinären 
Forschung. Und ich freue mich – das sei hier auch schon 
mal gesagt – daher, dass im Entschließungsantrag der 
Koalitionsfraktionen zum 17. Juni, der morgen ein-
gebracht wird, klar gefordert wird, „die Förderung der 
wissenschaftlichen Auseinandersetzung in den For-
schungseinrichtungen und Gedenkstätten mit der DDR 
und dem SED-Unrecht … zu stärken“.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Stephan Seiter [FDP])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Mann. – Nächster Redner 

ist der Kollege Norbert Maria Altenkamp, CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Norbert Maria Altenkamp (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kolle-

gen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, 
wer um die 50 Jahre alt oder älter ist, kann sich ganz 
genau an den Tag des Mauerfalls erinnern. Ich war da-
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mals 17 Jahre alt und kam abends nach Hause, und zum 
ersten Mal in meinem Leben habe ich meinen Vater wei-
nen sehen – vor Freude –, was danach nie wieder passiert 
ist und woran ich mich auch aus der Zeit vorher nicht 
erinnern kann. Diese Emotionalität hat ja viele Menschen 
in unserem Land gepackt. Ich kann mich auch noch leb-
haft an das Versprechen blühender Landschaften durch 
Helmut Kohl erinnern. Damit war für mich und die meis-
ten anderen Wessis im Grunde alles in Ordnung. Für uns 
hatte sich ja nicht viel geändert.

Selbstkritisch muss ich sagen: Für uns war die DDR 
schon damals einfach nur Vergangenheit. Wer von den 
Jüngeren beschäftigt sich heute überhaupt noch mit der 
DDR, mit ihrer Geschichte und mit dem Schicksal der 
Fluchtopfer und der Widerstandskämpfer gegen das bru-
tale SED-Regime? Das gilt erst recht für die nach der 
Wende Geborenen und für die heutige Schülergeneration. 
Aber es gilt auch für die, die so wie ich Kinder des Wes-
tens sind, keine Ostverwandten haben und keine Flucht-
geschichte in der Familie kennen.

Aber für die Menschen im Osten stand mit der Wende 
von einem Tag auf den anderen das ganze Leben auf dem 
Kopf. Viele fühlten sich als Verlierer der Einheit und tun 
das teilweise heute noch.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Obwohl sich nach über 30 Jahren in den sogenannten 
neuen Ländern so viel Gutes entwickelt hat: Die belas-
tenden Folgen der SED-Diktatur und die systematischen 
Erschütterungen durch die Wende wirken im Osten 
Deutschlands bis heute nach. Das können die meisten 
von uns im Westen im Grunde leider nicht wirklich ver-
stehen.

Deshalb war es so wichtig, dass der Bundestag gleich 
nach der Wende zwei Enquete-Kommissionen eingesetzt 
hat. Von 1992 bis 1998 haben sie sich intensiv mit der 
Geschichte der SED-Diktatur, ihren Folgen und deren 
Überwindung beschäftigt. Als ein Ergebnis wurde 1998 
die Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur gegrün-
det, die großartige Arbeit leistet.

(Beifall der Abg. Maja Wallstein [SPD])

Deshalb war es aber auch so wichtig, dass wir 2018 die 
Förderung der DDR-Forschung in 14 Forschungsverbün-
den wieder verstärkt haben, um Wissenslücken zu schlie-
ßen und Ostalgiemythen aufzuklären.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es freut mich, aus den Reihen der Koalition zu hören, 
dass uns die Kommunikationsabteilung des Forschungs-
ministeriums solche Auskünfte gegeben hat, wie sie 
gegeben wurden. Wir werden ja dann in den Ausschuss-
beratungen und natürlich auch in den Haushaltsberatun-
gen sehen, was man dort alles Gutes bewirken kann.

Denn viele Fragen sind auch heute noch offen, zum 
Beispiel: Was verstehen wir wirklich vom vielschichtigen 
Alltagsleben in der Diktatur und den psychischen Folgen 
der Unterdrückung? Was können wir aus der Resilienz 
und dem Erfindungsreichtum der Menschen im Osten 
lernen, und wie gehen wir mit ihrer Frustration um? 
Wie nutzen wir das Wissen der Zeitzeugen besser, die 

selbst oft erst heute verstehen, was das Leben in der 
Diktatur wirklich mit ihnen gemacht hat? Wie hat der 
reale Kommunismus die DDR tatsächlich beeinflusst?

Wir müssen gleichzeitig Brücken bauen und das neue 
Wissen über die DDR besser vermitteln und stärker in 
den Köpfen der Menschen verankern, vor allem über 
die Arbeit der Gedenkstätten, über die Lehrerausbildung 
in den Hochschulen, über die Lehrpläne der Schulen in 
West und Ost.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Dr. Stephan Seiter 
[FDP])

Kurzum: Geld für Forschung und Wissenstransfer för-
dert das Wir, und das hilft, die letzten Mauern einzurei-
ßen, die noch bestehen, nämlich die in vielen Köpfen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich grüße Sie erst 

einmal zu der Mittwochabenddebatte. Wir kommen 
schon zum letzten Redner dieser Debatte. Das ist Ruppert 
Stüwe von der SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ruppert Stüwe (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Werte Zuschauerinnen und Zuschauer! Ich 
freue mich, dass uns auch diejenigen auf den Tribünen 
folgen, die sich gerade mit der Geschichte des DDR-Un-
rechts beschäftigen.

Ja, es ist richtig, dass der Bund die Forschung zur 
vielfältigen Geschichte der DDR fördert. Uns ist es ein 
großes Anliegen, dass gerade auch der Unrechtscharakter 
und die Menschenfeindlichkeit des SED-Regimes einen 
hohen Stellenwert in der historischen Aufarbeitung erhal-
ten, dass die Lebensbedingungen derjenigen, die nicht 
mit dem System einverstanden waren, geschildert werden 
und dass in der Forschung an die Opfer dieses Systems im 
Inneren und an der Berliner Mauer erinnert wird.

Die in den Forschungsverbünden geförderten Hoch-
schulen, außeruniversitären Institute, Gedenkstätten und 
Archive tun dies gemeinsam, und das – das ist hier schon 
vielfach deutlich geworden – auch außerordentlich viel-
fältig und produktiv. Dafür vielen Dank!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

Forschung findet nicht nur in diesen Verbünden statt, 
sondern auch in Institutionen. Ich möchte hier nur das 
ZZF hervorheben. Ich zähle aktuell 38 Projekte und For-
schungsgruppen zur Geschichte und Gesellschaftsana-
lyse der DDR, die von der DFG gefördert werden. Hinzu 
kommt – auch das war hier schon Thema – die unbedingt 
notwendige Arbeit mit Zeitzeuginnen und Zeitzeugen, 
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die dann besonders fruchtbar ist, wenn sie in die histori-
sche Forschung eingebettet ist. Wenn wir über eine Ver-
stetigung der Forschung sprechen, dann sollte auch das 
Leben in seiner vielfältigen Weise – Bildung, Kultur und 
Alltagswelt – in der DDR erforscht werden, allerdings 
ohne dabei auszublenden, dass dieser Alltag in der 
DDR in einer Diktatur stattgefunden hat.

(Maja Wallstein [SPD]: Genau!)

Einen Punkt vermisse ich im Antrag der CDU/CSU,

(Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Was?)

gerade wenn man sich anschaut, wie es war, als wir diese 
Forschungsverbünde gemeinsam beschlossen und ein-
gerichtet haben. Anders als damals fehlt heute der Blick 
in die aktuelle Gesellschaft und auf das verbindende Ele-
ment in der Transformation.

Ich will ein Beispiel aus Berlin nennen. Steffen Mau 
kommt aus Rostock, ist Soziologe, Leibniz-Preisträger, 
jetzt an der Humboldt-Universität, hat vor vier Jahren 
mit dem Buch „Lütten Klein“ einen Bestseller geschrie-
ben. Mau macht in Lütten Klein eine Lehre als Elektriker, 
später studiert er, promoviert in Italien, geht nach Bremen 
und kehrt wieder zurück nach Lütten Klein mit Fragen: 
Was haben die Wendejahre mit den Menschen dort ge-
macht? Warum haben sich die Ost-West-Unterschiede 
nicht nach 30 Jahren ausgeschlichen, wie er es nennt? 
Was heißt es, in den ostdeutschen Bundesländern – früher 
und heute – aufzuwachsen, zu leben und älter zu werden? 
Welche langen historischen Linien, welches gesellschaft-
liche und politische Selbstverständnis prägen die Men-
schen dort?

Diese Perspektive der Transformation spielt für Sie im 
aktuellen Antrag überhaupt keine Rolle. Das finde ich 
bedauerlich; denn: Man muss Steffen Mau nicht in allen 
Fragen zustimmen, aber es wird nicht reichen, die For-
schung zur Geschichte der DDR allein als Antikom-
munismusforschung zu konstruieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Dr.-Ing. Zoe Mayer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Zum Abschluss noch eine Bitte: Lassen Sie das Auf-
wiegen von Nationalsozialismus und DDR! Schon Ihr 
Antrag fängt mit einem Vergleich an. Ich finde, das scha-
det mehr, als es hilft.

Im Übrigen freue ich mich auf die Diskussion im Aus-
schuss.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/7183 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
machen wir das so.

Ich bitte um einen ganz zügigen Sitzplatzwechsel und 
rufe dabei schon Tagesordnungspunkt 5 auf:

Beratung des Antrags der Bundesregierung

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an der „United Nations In-
terim Force in Lebanon“ (UNIFIL)

Drucksache 20/7074
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Rechtsausschuss 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

Ich freue mich, dass ich zu dieser Debatte auch unsere 
Wehrbeauftragte hier begrüßen darf, liebe Eva Högl.

Wenn alle so weit sind – das sieht schon ganz gut aus –, 
dann können wir gleich starten. Für die Aussprache ist 
eine Dauer von 39 Minuten vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache. Wir beginnen mit der Bun-
desministerin des Auswärtigen, Annalena Baerbock.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Annalena Baerbock, Bundesministerin des Auswär-
tigen:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Gäste! Heute haben wir als Bundesregierung die 
erste Nationale Sicherheitsstrategie unseres Landes be-
schlossen. Mit dieser Strategie stellen wir klar: Frieden 
und Sicherheit sind leider nicht selbstverständlich. Wir 
müssen und wir werden für sie einstehen – für unsere 
Sicherheit, aber auch für die Sicherheit von anderen, 
weil unsere Sicherheit von der Solidarität anderer ab-
hängt und weil die Sicherheit anderer von unserer Soli-
darität abhängt.

Daher trägt Deutschland als starkes und reiches Land 
eine besondere Verantwortung, seinen Teil beizutragen 
zu einer internationalen Ordnung, zu einer Stärkung des 
Völkerrechts und der Vereinten Nationen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Unsere Partner verlassen sich dabei auf uns, dass eben 
nicht das Recht des Stärkeren gilt – nicht nur bei uns in 
Europa, sondern auch in Europas Nachbarschaft, in allen 
Regionen der Welt.

Genau dafür steht das Mandat, um das es heute hier 
geht: unseren Beitrag zur UN-Peacekeeping-Mission 
UNIFIL im Libanon. Seit 2006 tragen deutsche Soldatin-
nen und Soldaten im Rahmen von UNIFIL dazu bei, die 
Waffenruhe zwischen Israel und Libanon zu sichern. Und 
wie wichtig das ist, haben wir erst vor wenigen Wochen 
leider wieder erleben müssen: Anfang April, als Raketen 
und Drohnen aus Hisbollah-kontrollierten Gebieten im 
Süden Libanons auf Israel abgefeuert wurden – Angriffe, 
die wir gemeinsam aufs Schärfste verurteilt haben.
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Es ist auch UNIFIL zu verdanken, dass dieser Funke 
keinen Brand entfacht hat. Denn über UNIFIL läuft der 
einzige direkte Gesprächskanal zwischen Israel und Li-
banon. Und dieser Kanal hat im April wieder entschei-
dend zur Deeskalation beigetragen.

Und das in einem Moment, in dem der Libanon immer 
tiefer in einer politischen und wirtschaftlichen Krise 
steckt, die das Land weiter zu destabilisieren droht.

Der Zusammenbruch der Wirtschaft hat Hunderttau-
sende Frauen, Männer und Kinder in die Armut gestürzt. 
Die Hisbollah weitet ihren Einfluss aus. Und das libane-
sische Militär ist weiterhin nicht in der Lage, das gesamte 
Staatsgebiet und die Grenze zu Israel zu überwachen. Es 
ist nicht in unserem Interesse, dabei einfach zuzuschauen. 
Wir können einen Beitrag – ich sage an dieser Stelle aber 
auch: einen kleinen Beitrag – leisten. Das wollen wir 
nutzen, und das nutzen wir.

Dank der Ausbildung durch UNIFIL hat die libanesi-
sche Marine die Überwachung von zwei Küstenabschnit-
ten an der Grenze zu Israel jetzt wieder übernehmen 
können, und der dritte und letzte Abschnitt soll dieses 
Jahr folgen. Das zeigt: In einer schwierigen Lage macht 
der Einsatz deutscher Soldatinnen und Soldaten im Rah-
men der Vereinten Nationen einen Unterschied. Natür-
lich, wie gesagt: Wir werden nicht alles besser machen 
können. Aber wir können einen Unterschied machen, ob 
wir da sind oder eben nicht. Daher danke ich allen Sol-
datinnen und Soldaten für ihren wichtigen Einsatz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Diese Fortschritte sind möglich, weil unsere Partner 
vor Ort die Arbeit von UNIFIL schätzen. Und genau 
das ist die Lehre, die wir aus unseren Kriseneinsätzen 
gezogen haben, weil wir als Bundesregierung ja gesagt 
haben: Wir reflektieren immer wieder, und zwar im 
Lichte der Realität und nicht im Lichte der Theorie, un-
serer Einsätze. – Ich sage das daher auch besonders mit 
Blick auf unsere Beteiligung an MINUSMA in Mali, weil 
wir hier ja zum ersten Mal eine unterschiedliche Ein-
schätzung bei Auslandseinsätzen hatten.

Damit unsere Einsätze erfolgreich sein können, müs-
sen wir ganz genau hinsehen: darauf, ob unsere Partner 
vor Ort verlässlich sind, weiter verlässlich sind, um mit 
uns zusammenzuarbeiten bzw. wir mit ihnen, darauf, ob 
wir realistisch etwas verändern können. Und genau das 
ist bei UNIFIL aus unserer Sicht der Fall: Die libanesi-
sche Regierung unterstützt die Mission, und auch – das ist 
ebenso wichtig – die israelische Regierung betont, dass 
diese Mission Israels Sicherheit dient.

Meine Damen, meine Herren, sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen, Frieden und Sicherheit sind leider 
nicht selbstverständlich. Wir müssen für sie einstehen, 
in Europa, aber auch über unseren Kontinent hinaus: in 
unserer Nachbarschaft, in den Vereinten Nationen. Bei 
UNIFIL leisten wir genau dazu einen Beitrag – verläss-
lich und verantwortungsvoll. In diesem Sinne bitte ich 
um Zustimmung zu diesem Mandat.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die nächste Rednerin ist für die CDU/CSU-Fraktion 

Dr. Katja Leikert.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Katja Leikert (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Libanon befindet sich aktuell in einer Kri-
se, wie wir sie uns hier kaum vorstellen können. Das 
Land liegt wirtschaftlich am Boden: Der Wert des liba-
nesischen Pfunds ist um 95 Prozent eingebrochen. Mehr 
als 80 Prozent der Bevölkerung leben unterhalb der Ar-
mutsgrenze. Gleichzeitig ist der Libanon politisch voll-
kommen paralysiert: Im Inneren ist die eigene Regie-
rung – es ist nur eine Übergangsregierung – nicht in der 
Lage, nötige Reformen durchzusetzen. Und von außen 
kommen Akteure wie der Iran und nutzen das Elend, 
um sich noch tiefer im Land festzusetzen. Dazu müssen 
auch noch 1,5 Millionen Flüchtlinge versorgt werden. 
Das Land steht de facto kurz vor dem Abgrund. Damit 
ist die Verlängerung des UNIFIL-Mandats das Mindeste, 
was Deutschland für die Stabilität im Libanon tun kann. 
Und wir als CDU/CSU unterstützen das.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Denn, liebe Kolleginnen und Kollegen – wir haben ja 

heute gerade die Nationale Sicherheitsstrategie vor-
gestellt bekommen –, wir müssen natürlich die Region 
auch als Ganzes betrachten. Syrien kehrt zurück in die 
Arabische Liga, China wird als Friedensstifter aktiv, und 
Saudi-Arabien löst sich zusehends von den USA. All das 
sind natürlich Entwicklungen, die auch den Libanon be-
rühren. Und das macht die Rolle von UNIFIL als Stabili-
tätsanker vor Ort noch einmal wichtiger. Erstens. Sie hilft 
bei der Sicherung der Grenzen, insbesondere zu Israel. 
Zweitens. Sie dämmt das Machtwachstum der Hisbollah 
ein. Drittens. Sie dient als wichtige Kommunikations-
plattform zwischen dem Libanon und Israel. Das ist ein 
Beitrag, den auch unsere Soldaten dort unten leisten, auf 
den wir stolz sein können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP und der Abg. Sara 
Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, mit der Ver-
längerung des Mandats alleine darf es nicht getan sein. 
Liebe Frau Ministerin, Sie haben ja eben gesagt, es sei 
das Mindeste, was wir tun können. Vielleicht können wir 
über dieses Mindestmaß auch noch etwas hinausgehen. 
Wir brauchen einen stärkeren Fokus auf die wirklichen 
Wurzeln dieser Krise, auf die Akteure, die das Land über-
haupt erst an den Abgrund getrieben haben. Da sticht 
einer ganz besonders heraus, und das ist die Terrororga-
nisation Hisbollah.

Die Hisbollah hat im Libanon über Jahrzehnte einen 
Staat im Staate aufgebaut – mit maßgeblicher Unterstüt-
zung natürlich aus dem Iran. Sie profitiert dabei nicht nur 
von dem Chaos im Land, nein, sie treibt dieses Chaos 
auch noch weiter voran. Sie opfert die Stabilität des Lan-
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des für ihre eigenen machtpolitischen Interessen. Wenn 
wir es also ernst meinen mit der Stabilisierung des Liba-
non, dann müssen wir hier entschiedener vorangehen. Da 
können Sie natürlich auch auf uns als konstruktive Op-
position vertrauen, wenn Sie entsprechende Vorschläge 
vorlegen.

Ein paar Punkte der Inspiration möchte ich Ihnen gerne 
abschließend mit auf den Weg geben. Wir können näm-
lich auch direkt hier vor Ort, vor unserer eigenen Haustür 
anfangen: Es ist kein Geheimnis, dass die Hisbollah 
Deutschland für Geldwäsche nutzt. Mit dem Geld kauft 
sie Waffen, deren Import in den Libanon unsere Soldaten 
bei UNIFIL dann wieder verhindern sollen. Und das kön-
nen wir natürlich so nicht stehen lassen. Das ist nur ein 
Beispiel von vielen. Deshalb ist für uns klar: Wir brau-
chen weitere flankierende Maßnahmen zu dieser Man-
datsverlängerung. Nur so können wir den maximalen 
Effekt dieses Einsatzes sicherstellen. Und das, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, sind wir auch unseren Soldatin-
nen und Soldaten vor Ort schuldig.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist für die Bundesregierung der 

Bundesminister der Verteidigung, Boris Pistorius.

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren Abgeordneten! Die United Nations 
Interim Force in Lebanon, kurz UNIFIL, ist – das ist 
schon bei den Vorrednerinnen deutlich geworden – ein 
besonderer Einsatz. Es ist eine der ältesten Friedensmis-
sionen in der Geschichte der Vereinten Nationen, und 
zudem ist es die einzige der Vereinten Nationen mit Ma-
rineeinsatz. Ziel dieses maritimen UNIFIL-Anteils ist die 
Seeraumüberwachung. Es geht darum, den Libanon zu 
unterstützen, das Seegebiet vor der libanesischen Küste 
zu kontrollieren, Waffenschmuggel zu unterbinden und 
die freie Schifffahrt zu ermöglichen. Es geht aber auch 
darum, dass der Libanon seine Seegrenzen vollständig 
selbst sichern kann, dass das Land befähigt wird und 
bleibt, dies dauerhaft in Eigenverantwortung zu tun.

Meine Damen und Herren, Deutschland beteiligt sich 
seit 2006 an UNIFIL. Seit Januar 2021 haben wir erneut 
die Führung des UNIFIL-Flottenverbandes inne. Der 
deutsche militärische Beitrag für UNIFIL soll wie in 
den Vorjahren mit einer seegehenden Einheit weiter aktiv 
zur See- und Luftraumüberwachung vor der libanesi-
schen Küste beitragen. Wir haben Personal im UNIFIL- 
Hauptquartier und unterstützen zudem die libanesische 
Marine bilateral mit Ausrüstung und der dazu passenden 
Ausbildung. Die libanesische Küstenradarorganisation 
ist dafür ein gutes, funktionierendes Beispiel.

Gemeinsam mit unseren Partnern haben wir wichtige 
Zwischenziele erreicht. Die materielle Einsatzfähigkeit 
der libanesischen Marine hat sich verbessert – auch 
dank der Ausbildung durch unsere Soldatinnen und Sol-
daten und Projekte unserer Ertüchtigungsinitiative. Wir 
konnten deshalb Anfang des Jahres große Teile der Ver-
antwortung für die eigenständige landbasierte Seeraum-
überwachung an die libanesische Marine übergeben. In 
den nächsten Monaten wird die Übergabe der Über-
wachung des verbleibenden Seegebietes an die libanesi-
sche Marine erfolgen.

Wir können festhalten: Die Überwachung des See-
gebietes entfaltet ein hohes Abschreckungspotenzial für 
mögliche Waffenschmuggler. Diese Fortschritte, meine 
Damen und Herren, sind nicht zuletzt und in ganz be-
sonderer Art und Weise das Verdienst der Soldatinnen 
und Soldaten der Bundeswehr, die mit ihrem Einsatz 
einen großen Anteil an diesem Erfolg haben.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Ihnen gebühren unser ausdrücklicher Dank und unsere 
Anerkennung für diesen Einsatz.

Gewürdigt werden unsere Soldatinnen und Soldaten 
und das, was sie dort leisten, übrigens auch im Libanon 
und seitens unserer internationalen Partner. Dem deut-
schen Kontingent werden hohe Akzeptanz, Wertschät-
zung und Dankbarkeit entgegengebracht. Das zeigt sich 
auch daran, dass uns die Vereinten Nationen gebeten 
haben, die Verbandsführung des UNIFIL-Flottenverban-
des für ein weiteres Jahr, bis Mitte 2024, zu übernehmen. 
Und ja, das machen wir gerne.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Doch trotz dieser Erfolge müssen wir festhalten: Der 
Libanon braucht weiterhin die im Rahmen von UNIFIL 
geleistete Unterstützung bei der seebasierten Seeraum-
überwachung. Das mag unbefriedigend erscheinen, zu-
mal mit Blick darauf, wie lange wir uns bereits engagie-
ren. Doch wir müssen unbedingt – das ist angesprochen 
worden – das große Ganze dieses Einsatzes sehen. Die 
sich weiter verschärfende Finanz- und Wirtschaftskrise 
und die politische Selbstblockade haben dramatische 
Auswirkungen auf das Land und seine Bevölkerung. 
Der ungebrochen hohe Migrationsdruck aus dem Nach-
barstaat Syrien und die Folgen der schweren Hafenexplo-
sion in Beirut vom August 2020 verschärfen nach wie vor 
die ohnehin volatile politische Lage und die gesellschaft-
lichen Spannungen.

Auch die Spannungen an der Demarkationslinie zwi-
schen Libanon und Israel bleiben hoch. Wir dürfen nicht 
vergessen: Trotz der 2006 geschlossenen Waffenstill-
standsvereinbarung befinden sich die beiden Staaten of-
fiziell noch immer im Kriegszustand. UNIFIL ermöglicht 
hier de facto – meine Kollegin Annalena Baerbock hat es 
angesprochen – den einzigen direkten Gesprächskanal 
zwischen Israel und dem Libanon. Und das hat einen 
ganz besonderen eigenen Wert, meine Damen und Her-
ren.
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Für den Libanon selbst, aber auch für Deutschland sind 
ein dauerhafter Frieden und Stabilität im Nahen Osten 
von zentraler Bedeutung. Unser Engagement in der Re-
gion ist und bleibt deshalb wichtig. UNIFIL ist ein wich-
tiges, ein unverzichtbar wichtiges, stabilisierendes Ele-
ment. Deshalb ist es auch wichtig, dass wir weiterhin 
im Rahmen von UNIFIL aktiv bleiben. Wir unterstrei-
chen unser Bekenntnis zum Vereinte-Nationen-Peacekee-
ping. Wir zeigen: Deutschland engagiert sich umfassend, 
militärisch und auch als Geber im Rahmen der Ertüch-
tigungsinitiative, als Mahner gegen den Zerfall von 
Rechtsstaatlichkeit, als Impulsgeber für politische und 
wirtschaftliche Reformen sowie und nicht zuletzt als 
Freund Israels an einer für die israelische Sicherheit sen-
siblen Flanke. Unser Engagement ist hochwillkommen 
beim Libanon, bei Israel und auch bei den USA. Sie 
alle haben wiederholt den Wunsch geäußert, dass 
Deutschland sich weiter an UNIFIL beteiligt.

Meine Damen und Herren Abgeordnete, lassen Sie uns 
dieses Engagement gemeinsam fortführen! Wir bringen 
deshalb heute diesen Antrag der Bundesregierung auf 
Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streit-
kräfte an UNIFIL in die parlamentarische Beratung ein. 
Aufgaben, einzusetzende Fähigkeiten und die Personal-
obergrenze von 300 Soldatinnen und Soldaten bleiben 
unverändert. Ich bitte Sie, dieses Mandat zu verlängern.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Joachim Wundrak für die AfD- 

Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Joachim Wundrak (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wie wir 

eben gehört haben: Seit mehr als 16 Jahren beteiligt sich 
Deutschland nun mit Kräften der Marine der Bundeswehr 
an einem Kapitel-VII-Einsatz, das heißt einem robusten 
Einsatz der Vereinten Nationen zur Unterstützung des 
Libanon. Der Kernauftrag lautet schon seit einiger Zeit, 
Waffenschmuggel von See her ins Land zu unterbinden, 
dies allerdings seit einigen Jahren nicht mehr direkt durch 
UNIFIL-Kräfte, sondern durch die Ertüchtigung der liba-
nesischen Marine.

Dazu wurden durch Deutschland – wir haben das 
schon gehört – bereits vor einem Jahrzehnt 13 Küsten-
radarstationen, die dazugehörige Kontrollzentrale und 
die Werkstätten installiert und das für den Betrieb erfor-
derliche Personal ausgebildet. Zudem wurden drei Küs-
tenschutzboote geliefert und die Besatzungen dazu aus-
gebildet, selbstständig die sogenannten Boardings auf 
verdächtigen Schiffen innerhalb des libanesischen Ho-
heitsgewässers durchführen zu können. Weiterhin wur-
den und werden libanesische Offizieranwärter auch in 
Deutschland ausgebildet.

Die Präsenz der UNIFIL Maritime Task Force be-
schränkt sich schon seit einigen Jahren auf das Seegebiet 
außerhalb der Zwölfmeilenzone vor der Küste des Liba-

non. Die Boardings von verdächtigen Schiffen werden 
also derzeit ausschließlich von der libanesischen Marine 
durchgeführt. Die Ergebnisse dieser Boardings sind nicht 
bekannt; jedenfalls ist in all den Jahren kein Fall von 
aufgedecktem oder verhindertem Waffenschmuggel be-
kannt geworden.

Die Bundesregierung beantragt nun erneut die Fort-
setzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streit-
kräfte an der United Nations Interim Force in Lebanon, 
UNIFIL, für ein weiteres Jahr. Es stellt sich hier die 
Frage, warum nach 15 Jahren Ausbildung von unzähligen 
Libanesen, wie es die Bundeswehr selbst beschreibt, die 
Aufgabe der Überwachung des eigenen Hoheitsgebiets 
nicht vollständig in die Hände der libanesischen Marine 
gegeben werden kann.

(Beifall bei der AfD)

Der deutsche Kommandeur der Maritime Task Force hat 
inzwischen der libanesischen Marine bestätigt, ihre Auf-
gaben in Überwachung der Küstengewässer exzellent zu 
meistern, und hat ihr dazu weitere Verantwortung über-
tragen – der Minister hat das eben ausgeführt –, wie es 
übrigens auch im betreffenden UN-Mandat unter Num-
mer 7 vorsehen ist – ich zitiere mit Erlaubnis der Prä-
sidentin –:

Der Sicherheitsrat ... fordert die Regierung Libanons 
auf, ... einen Plan zur Erweiterung ihres maritimen 
Potenzials ... zu erarbeiten, den Marineeinsatzver-
band der UNIFIL abzubauen und seine Verantwort-
lichkeiten auf die Libanesischen Streitkräfte zu 
übertragen ...

Ich stimme damit überein: Die Männer und Frauen der 
deutschen Marine haben also über viele Jahre hervor-
ragende Arbeit im Aufbau der Kapazitäten der libanesi-
schen Marine geleistet.

(Beifall bei der AfD)

Es gilt nun, den Einsatz für UNIFIL erfolgreich zu be-
enden und damit den immer wieder festzustellenden Ten-
denzen zur Verstetigung von Einsätzen ohne klar de-
finierte Exit-Strategie entgegenzutreten.

(Beifall bei der AfD)

Die derzeitige Deutsche Marine ist die historisch 
kleinste, sowohl von der Kopfzahl her als auch hinsicht-
lich der Anzahl ihrer Schiffe, Boote und Luftfahrzeuge. 
Die Verfügbarkeit von seegehenden Einheiten ist, gemes-
sen an den Aufgaben, stark eingeschränkt. Daher gebietet 
die derzeitige geostrategische Lage auch der deutschen 
Marine, ihre Prioritäten konsequent auf die Landes- und 
Bündnisverteidigung zu legen. So ist zum Beispiel dem 
Schutz kritischer Infrastruktur in Nord- und Ostsee ein-
deutig Vorrang vor Präsenzaufgaben im Mittelmeer zu 
geben.

Deshalb werden wir der erneuten Verlängerung des 
Mandates zu UNIFIL nicht zustimmen.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Ulrich Lechte für die FDP- 

Fraktion.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ulrich Lechte (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Libanon gilt als ein Land am Abgrund. Die 
Inflation steigt, insbesondere Lebensmittel und Energie 
werden immer teurer. So hat sich der Brotpreis in den 
letzten Monaten verzehnfacht. Viele Menschen wissen 
dort nicht mehr weiter.

Zu dieser wirtschaftlichen Krise kommt noch eine po-
litische Krise. Am heutigen Tag hat das libanesische Par-
lament erneut versucht, einen Staatspräsidenten zu wäh-
len, und ist erneut gescheitert. Das war der zwölfte 
Versuch, nachdem zwischen September 2022 und Januar 
2023 schon elf Wahlgänge gescheitert waren, weil die 
Mehrheit der Wähler leere Stimmzettel oder ungültige 
Stimmen abgab oder der Abstimmung fernblieb. So ist 
die Staatsspitze seit dem Rücktritt des früheren Präsiden-
ten Michel Aoun jetzt seit mehr als sieben Monaten va-
kant.

In diesen unsicheren Zeiten ist der Einsatz der Ver-
einten Nationen im Libanon als Stabilitätsanker unver-
zichtbar. Schon seit 1978 setzen sich Blauhelmsoldatin-
nen und -soldaten der UN Interim Force in Lebanon, 
kurz: UNIFIL, für den Frieden zwischen Libanon und 
Israel ein. Die Mission ist damit einer der ältesten frie-
denserhaltenden Einsätze der UN und erfolgreich.

Seit 2006 unterstützt UNIFIL die libanesische Regie-
rung zudem dabei, die Seegrenzen zu sichern und den 
Waffenschmuggel über See zu verhindern. Die libanesi-
sche Marine hat dafür Ausrüstung von Deutschland er-
halten, und wir engagieren uns bei deren Ausbildung. 
Diese Unterstützung ist gerade jetzt wichtig, weil der 
Haushalt der libanesischen Armee und Marine vom 
Kaufkraftverlust des libanesischen Pfunds erheblich be-
troffen ist. Die Regierung des Libanon ist nicht in der 
Lage, die Sicherung der eigenen Grenze zu Israel als 
hoheitliche Aufgabe eigenständig zu übernehmen.

Immer wieder wurde Israel vom Südlibanon aus mit 
Raketen und Drohnen angegriffen, zuletzt Ende Mai, also 
kaum zwei Wochen her. Und wie wir wissen, ist der 
Südlibanon ein Gebiet, das de facto von der proiranischen 
Hisbollah kontrolliert wird. Die Stärke der Hisbollah in 
diesem Gebiet verhindert, dass der Libanon die volle 
staatliche Souveränität über das eigene Territorium aus-
üben kann, und ist eine Quelle von Unsicherheit in der 
Region. Jeder Beitrag zur Stärkung der offiziellen libane-
sischen Armee ist hingegen ein wichtiges Element zur 
Stabilisierung des Libanon und somit auch ein Beitrag 
zur Schwächung der Hisbollah-Miliz sowie ein Beitrag 
zur Schwächung von iranischem Einfluss in der Region. 
Auch das ist ein guter Grund, UNIFIL zu unterstützen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, es bleibt unverändert das 
Interesse Deutschlands und damit auch unser Interesse, 
Frieden und Stabilität im Nahen Osten zu fördern. Die 
Vereinten Nationen leisten einen elementaren Beitrag 
dazu und verdienen dabei unsere Unterstützung. An die-
ser Stelle sei mir erlaubt, zu sagen: Wenn es die Vereinten 
Nationen nicht gäbe, müssten wir sie erfinden. Sie sind 
von unschätzbarem Wert für uns alle, auch für alle Frie-
densaktivitäten in der Welt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Seit dem 15. Januar 2021 führt Deutschland den 
UNIFIL-Flottenverband aus dem Hauptquartier der ma-
ritimen Taskforce von UNIFIL in Naqoura, einem Küs-
tenort im Südlibanon unweit der Grenze zu Israel. Die 
Vereinten Nationen haben Deutschland gebeten, ab Juli 
2023 für ein weiteres Jahr die Führung zu übernehmen. 
Im Hinblick auf unsere Kandidatur für den UN-Sicher-
heitsrat 2027/28 – in dem wir in regelmäßigen Abständen 
von acht Jahren eigentlich Mitglied sind – ist das auch ein 
unverzichtbarer Punkt.

Die Regierungen des Libanons und Israels haben übri-
gens wiederholt betont, dass sie die andauernde Betei-
ligung Deutschlands an UNIFIL wertschätzen und sich 
dies auch weiterhin wünschen. Gerade heute haben wir in 
der Nationalen Sicherheitsstrategie auch unser Verhältnis 
zu Israel erneut betont. Ich denke, wenn die israelische 
Regierung unseren Einsatz bei UNIFIL gutheißt, dann ist 
es auch sehr gut, wenn der Deutsche Bundestag dieses 
Mandat verlängert.

Aus diesen Gründen möchte ich um Zustimmung zu 
diesem Mandat bitten. Und abschließend möchte ich un-
seren Soldatinnen und Soldaten danken – und das nicht 
als Floskel, sondern von Herzen –, die in unserem Auf-
trag der libanesischen Bevölkerung helfend zur Seite ste-
hen und so einen Beitrag zu Frieden und Stabilität in dem 
für uns so wichtigen Nahen Osten leisten. Vielen Dank 
dafür!

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Jetzt geht das Wort an Die Linke, und Andrej Hunko 

erhält es.

(Beifall bei der LINKEN)

Andrej Hunko (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Seit dem Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts 1994 zu bewaffneten deut-
schen Einsätzen im Ausland gab es 238 Entscheidungen. 
238-mal hat die jeweilige Bundesregierung einen ent-
sprechenden Antrag hier in das Parlament eingebracht. 
238-mal haben wir diskutiert. 238-mal wurde dem jewei-
ligen Antrag unverändert zugestimmt. Dies wird das 
239. Mandat sein.

In der Enquete-Kommission zu Afghanistan haben wir 
uns oft gefragt: Warum gibt es eigentlich so wenig Eva-
luierung? Warum wird hier im Parlament so wenig kri-
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tisch über die jeweiligen Einsätze diskutiert? Ich glaube, 
auch diese Debatte ist ein Ausdruck dieser Tendenz, die 
wir kritisieren.

(Beifall bei der LINKEN)
Der UNIFIL-Einsatz läuft seit 2006, 17 Jahre lang. 

Zweck des UNIFIL-Einsatzes war es, Waffenschmuggel 
zu unterbinden. In 17 Jahren ist nicht eine einzige Waffe 
durch die deutsche Marine oder auch durch die libanesi-
schen Bündnispartner entdeckt worden. Das Problem ist, 
dass die Waffen über den Landweg in den Libanon ge-
langen – dort gibt es genug Waffen –, aber eben nicht über 
den Seeweg. Vor diesem Hintergrund überzeugt mich 
die sozusagen flankierende Legitimationsargumentation, 
die wir hier gehört haben, überzeugen mich die vielen 
richtigen Argumente nicht, wenn es darum geht, diesem 
Einsatz zuzustimmen; wir werden darüber sicherlich im 
Ausschuss diskutieren. Denn wenn in 17 Jahren der 
Hauptzweck nicht ein einziges Mal eingetreten ist, dann 
fragt man sich schon, warum 30 Millionen Euro pro Jahr 
investiert werden sollen.

(Beifall bei der LINKEN – Gabriele 
Katzmarek [SPD]: Genau, jedes Feuerwehr-
auto ist überflüssig! – Ulrich Lechte [FDP]: 
Sie haben doch noch nie zugestimmt!)

Im Übrigen, Frau Baerbock, bin ich der Meinung, dass 
Julian Assange umgehend freigelassen werden sollte.

(Beifall bei der LINKEN)
Letzte Woche hat ein Richter, Jonathan Swift, in Groß-
britannien alle zwölf Berufungsgründe einfach zurück-
gewiesen. Sie haben sich vor der Bundestagswahl für 
die Freilassung eingesetzt, seitdem hört man nichts 
mehr von Ihnen.

(Zuruf des Abg. Ulrich Lechte [FDP])
Wir sind der Meinung, es handelt sich hier um einen ganz 
zentralen Fall. Deshalb werde ich meine Reden hier im-
mer so beenden: Im Übrigen bin ich der Meinung, dass 
Julian Assange freigelassen werden soll und dass sich die 
Bundesregierung dafür einsetzen soll.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der LINKEN – Peter Beyer [CDU/ 
CSU]: Wird durchs Wiederholen nicht besser 
oder richtig!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Wir kommen jetzt zum Bundeswehreinsatz im Liba-

non zurück. Als Nächstes erhält das Wort Andreas Larem 
für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Andreas Larem (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Wehr-

beauftragte Frau Högl! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Kolleginnen und Kollegen! Es geht hier und heute um 
den Antrag der Bundesregierung, den Einsatz bewaff-
neter deutscher Streitkräfte an der United Nations Interim 
Force in Lebanon, UNIFIL genannt, zu verlängern. Für 

ihren unermüdlichen Einsatz für den Frieden verdienen 
unsere Soldatinnen und Soldaten unseren vollsten Res-
pekt und unsere Anerkennung, so auch die derzeit 59 
deutschen Soldatinnen und Soldaten, die ihren Dienst 
im Libanon im Rahmen des UNIFIL-Mandates tun. 
Mein herzlichster Dank dafür!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Denn wir dürfen nie vergessen: Die Soldatinnen und Sol-
daten riskieren bei diesen Einsätzen für Frieden und Frei-
heit ihr Leben. Wir müssen uns der vollen Verantwortung 
für das Leben unserer Soldatinnen und Soldaten bewusst 
sein, wenn wir über das Mandat, wie auch über andere 
Mandate, entscheiden.

Meine Damen und Herren, worum geht es bei dem 
Mandat UNIFIL? Es geht hier um einen Einsatz, der 
einen Beitrag zum Frieden im Nahen Osten leistet, weil 
ein kriegerischer Konflikt unmittelbare Auswirkungen 
auf Europa und die europäischen Außengrenzen hätte. 
Übrigens: Beide Länder, Israel und Libanon, haben die 
Vereinten Nationen 1978 um diesen Einsatz gebeten.

Es ist gut, klug und richtig, dass wir uns an der Mission 
der Vereinten Nationen beteiligen, zunächst jetzt bis 
2024. Denn nach wie vor ist die innenpolitische Lage 
im Libanon schwierig. Aktuell durchlebt das kleine Mit-
telmeerland erneut schwere Krisen: wirtschaftlich, sozial 
und politisch.

(Andrej Hunko [DIE LINKE]: Das hat doch 
mit UNIFIL nichts zu tun!)

Die Währung verfällt. Das Land ist mit aller Härte von 
den Ausfällen bei Getreidelieferungen aus der Ukraine 
betroffen. Hinzu kommt, dass das politische Vakuum 
und der Zerfall der staatlichen Strukturen, inklusive der 
Sicherheitskräfte, weiter zugenommen haben.

Am 31. Oktober 2022 endete die Amtszeit des libane-
sischen Staatspräsidenten Michel Aun ohne die Ernen-
nung eines Nachfolgers. Seitdem verfügt der Libanon 
über keinen Präsidenten mehr. Dieses Vakuum leistet 
der anhaltenden politischen Paralyse weiter Vorschub. 
Auch wenn die geschäftsführende Regierung von Pre-
mierminister Nadschib Miqati weiterhin ihre Aufgaben 
übernimmt, ist eine substanzielle politische und wirt-
schaftliche Kehrtwende mittelfristig nicht zu erwarten.

Es kommt nach wie vor immer wieder zu Spannungen 
an der sogenannten Blauen Linie, an der Demarkations-
linie zwischen Libanon und Israel. Wiederholt wurden 
Raketen und Drohnen aus den von der Hisbollah de facto 
kontrollierten Gebieten im Südlibanon gegen Nordisrael 
abgefeuert, zuletzt Anfang April 2023. UNIFIL unter-
sucht diese Vorfälle, und die Kooperation mit Israel und 
Libanon kann als gut bezeichnet werden.

Der Einsatz von UNIFIL an der Blauen Linie ist wei-
terhin notwendig: zum einen, um eine Ausbreitung des 
Einflusses der proiranischen Hisbollah zu vermeiden, 
und zum anderen, um weiterhin als Kommunikations-
plattform im Rahmen der Drei-Parteien-Gespräche dees-
kalierend auf Israel und Libanon einwirken zu können.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 108. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 14. Juni 2023                                 13140 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Andrej Hunko 



Zusätzlich verhindert UNIFIL seeseitig die Lieferung 
von Rüstungsgütern und sonstigem Wehrmaterial in den 
Libanon hinein. Seit Beginn der maritimen Komponente 
wurden durch die Einheiten von UNIFIL insgesamt über 
122 000 Schiffsabfragen durchgeführt, davon alleine 
7 246 Abfragen im Jahr 2022. Insgesamt konnten 17 500 
Seefahrzeuge den libanesischen Streitkräften als ver-
dächtig gemeldet werden. Die Untersuchung dieser 
Schiffe obliegt den libanesischen Streitkräften.

Inzwischen sind zwei von drei Abschnitten im libane-
sischen Küstenvorfeld in die Verantwortung der libanesi-
schen Marine zurückgegeben worden. Der dritte Ab-
schnitt soll noch in diesem Jahr übergeben werden.

Seit dem 15. Januar 2021 führt Deutschland den Flot-
tenverband aus dem Hauptquartier der maritimen Task-
force UNIFIL in Naqoura. Die Vereinten Nationen haben 
Deutschland gebeten, ab Juli 2023 für ein weiteres Jahr 
die Führung zu übernehmen. Deutschland hat angeboten, 
dieser Bitte nachzukommen und den Verband weiter 
durch einen Flottenadmiral von Land aus zu führen.

Wir leisten aber nicht nur militärische Unterstützung: 
Die Bundesregierung verfolgt im Libanon einen vernetz-
ten Ansatz. Insgesamt hat die Bundesregierung seit 2012 
den Libanon mit mehr als 2,6 Milliarden Euro unterstützt, 
davon 900 Millionen Euro für Maßnahmen der humani-
tären Hilfe und 1,9 Milliarden Euro über Vorhaben 
der Entwicklungszusammenarbeit. Dabei dürfen wir 
nicht vergessen: Insgesamt leben 1,5 Millionen syrische 
Flüchtlinge im Libanon bei einer Gesamtbevölkerung 
von 6 Millionen.

Meine Damen und Herren, der Beitrag der UNIFIL- 
Friedensmission der Vereinten Nationen bleibt für eine 
Deeskalation von Spannungen und zum Erreichen dauer-
hafter Stabilität im Libanon unerlässlich. Deutsch- 
land engagiert sich mit Personal für das Hauptquartier 
UNIFIL und im Bereich der Ausbildung der libanesi-
schen Marine. Es sollen also unverändert bis zu 300 Sol-
datinnen und Soldaten eingesetzt werden können. Derzeit 
befinden sich dort 59 Soldatinnen und Soldaten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, meine Frak-
tion und ich befürworten die Verlängerung von UNIFIL.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Andreas Larem (SPD):
Wir bitten Sie daher auch nach den Beratungen um Ihre 

Zustimmung für das Mandat.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Letzter Redner in dieser Debatte ist Thomas 

Röwekamp für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Röwekamp (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Auch die CDU/CSU-Fraktion unterstützt die Verlänge-
rung dieses UN-Mandates um ein weiteres Jahr, so wie 
wir dieses Mandat seit 2006 ununterbrochen – unabhän-
gig von unserer Rolle in der Regierung oder in der Op-
position – immer unterstützt haben. Diese Unterstützung 
hat auch bei der heutigen Entscheidung drei ganz wesent-
liche Gründe.

Der erste Grund ist: Wir tun dies aus internationaler 
Verantwortung. Es handelt sich um ein Mandat der Ver-
einten Nationen, und dieses Mandat ist ein gemeinsames 
Mandat mit vielen anderen Verbündeten, die vor Ort die 
Sicherheit und die Einhaltung der Vereinbarungen zur 
Beendigung des zweiten Libanon-Krieges tagtäglich 
überwachen. Es ist in diesem Zusammenhang übrigens 
eine immer wieder auftauchende Mär der Linken, dass 
der Waffenschmuggel über Land von UNIFIL nicht be-
kämpft würde. Es stimmt, dass wir mit unserem Beitrag 
einen Beitrag leisten zur maritimen Sicherheit; aber 
selbstverständlich kontrolliert und überwacht und meldet 
UNIFIL auch Waffenschmuggel über die Landesgrenzen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Ulrich Lechte [FDP])

Diese internationale Verantwortung, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der AfD, nehmen wir als Parlament 
bereits seit 2006 wahr;
das heißt schon lange bevor Ihre Partei im Jahr 2013 
gegründet worden ist.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Da haben wir 
Dienst getan in der Bundeswehr!)

Sie dagegen haben dieses Mandat aus ganz unterschied-
lichen Gründen und unter ganz unterschiedlichen Tonali-
täten nie mitgetragen. Ich sage Ihnen voraus: Wir werden 
dieses Mandat so lange fortsetzen, wie unsere interna-
tionale Verantwortung in den Vereinten Nationen das er-
fordert, und wir machen das nicht davon abhängig, ob die 
AfD-Fraktion der Auffassung ist, dass der Einsatz fertig 
und beendet ist. Ich will an dieser Stelle ganz deutlich 
sagen: Dieser Einsatz ist fertig und beendet, wenn die 
Vereinten Nationen der Auffassung sind, dass die Mis-
sion erfüllt ist, aber nicht, wenn einzelne Abgeordnete der 
AfD-Fraktion diese Überzeugung teilen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, der zweite Grund, weshalb wir 
diesen Einsatz fortsetzen, ist, dass wir ausdrücklich 
dazu aufgefordert worden sind von den vormaligen 
Kriegsparteien bzw. formal noch immer im Krieg befind-
lichen Parteien, dem Libanon und Israel. Es ist die drin-
gende Bitte beider Staaten, dass auch wir Deutsche mit 
unserer Beteiligung diesen Einsatz fortsetzen.

Und wenn Die Linke hier behauptet, der Einsatz sei 
nicht erfolgreich, weil man ja gar nicht wisse, ob man 
Waffen gefunden hätte in der Vergangenheit, dann haben 
Sie schon den Auftrag nicht verstanden. Es geht natürlich 
darum, dass wir zurzeit einen Teil der Überwachungs- 
und Kontrollaufgaben noch selbst wahrnehmen. Aber 
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Ziel der Mission ist mittlerweile, die libanesische Marine 
in die Lage zu versetzen, diese Aufgaben selbst wahr-
zunehmen – und das übrigens mit einem großen Erfolg. 
Deswegen weise ich Ihren Vorwurf zurück, der sich dann 
ja auch gegen die zurzeit 61 Soldatinnen und Soldaten 
richtet, die tagtäglich an der Ausbildung der libanesi-
schen Marine mitwirken, dass dieser Einsatz wertlos 
oder erfolglos ist. Er ist es eben nicht. Wir haben großen 
Erfolg bei dieser Mission und können auch auf den deut-
schen Beitrag daran stolz sein, meine sehr verehrten Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Der dritte Grund, weshalb wir die Fortsetzung dieses 
Mandates unterstützen, ist, dass wir ein eigenes nationa-
les Interesse an der Stabilisierung im Nahen Osten haben 
und auch in Zukunft haben werden. Wir konnten Anfang 
dieses Monats zur Kenntnis nehmen, dass die libanesi-
sche Justiz Anklage erhoben hat gegen die mutmaßlichen 
Attentäter des Anschlages auf die Blauhelmsoldaten vor 
rund einem halben Jahr, bei dem drei Soldaten verletzt 
wurden und am Ende ein Soldat, ein junger irischer 
Mann, durch diesen Anschlag sein Leben verloren hat. 
Dieser Anschlag steht im Verdacht, ausgeübt und geplant 
worden zu sein durch die Hisbollah, und dieser Anschlag 
macht einmal mehr deutlich, dass sich die Gewalt dieser 
terroristischen Organisation nicht ausschließlich gegen 
Israel richtet. Vielmehr richtet sie sich auch gegen die 
Wertegemeinschaft der Vereinten Nationen, sie richtet 
sich gegen unsere Demokratie, unsere Freiheit, unseren 
Staatsaufbau und gegen die internationale Solidarität. 
Auch aus diesem Grunde haben wir ein nationales Inte-
resse daran, dass die Region stabil bleibt und wir mit 
diesem Einsatz unsere Soldatinnen und Soldaten auch 
weiter in die Lage versetzen, für diese Stabilität im Nahen 
Osten zu sorgen.

Wir werden also in den weiteren Beratungen in den 
Ausschüssen die Fortsetzung dieser Mission wohlwol-
lend unterstützen, und ich bin sicher, dass wir auch bei 
der diesjährig anstehenden Mandatsverlängerung als 
CDU/CSU-Fraktion am Ende aus voller Überzeugung 
der Verlängerung zustimmen werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ich schließe damit die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 20/7074 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Die gibt es nicht. Dann kön-
nen wir das auch so machen.

Wir fahren fort in unserer Tagesordnung. Ich bitte Sie 
um zügige Sitzplatzwechsel und rufe schon mal die Ta-
gesordnungspunkte 10 f, 10 a, 10 d, 10 e sowie Zusatz-
punkt 2 auf:

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Götz Frömming, Dr. Marc Jongen, 
Martin Erwin Renner, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD

Standortentscheidung für ein Denkmal 
zur Ehre des demokratischen Widerstan-
des und Erinnerung an die Opfer der 
kommunistischen Gewaltherrschaft in 
Deutschland

Drucksache 20/7186

a) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Inneres und 
Heimat (4. Ausschuss) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Dr. Götz Frömming, Dr. Marc 
Jongen, Martin Erwin Renner, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der AfD

Den 70. Jahrestag des Volksaufstandes in 
der DDR als nationalen Gedenktag wür-
dig begehen

Drucksachen 20/6421, 20/6786

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Götz Frömming, Dr. Marc Jongen, 
Martin Erwin Renner, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD

Rekonstruktion zerrissener Stasi-Unterla-
gen umgehend in Angriff nehmen

Drucksache 20/7184

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Götz Frömming, Dr. Marc Jongen, 
Martin Erwin Renner, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD

Wissenschaftliche Untersuchung der Par-
teizugehörigkeit und Funktionärstätigkeit 
späterer Bundestagsabgeordneter in der 
SED-Diktatur

Drucksache 20/7185
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung (f) 
Ausschuss für Kultur und Medien

ZP 2 Erste Beratung des von den Abgeordneten Martin 
Reichardt, Mariana Iris Harder-Kühnel, Thomas 
Ehrhorn, weiteren Abgeordneten und der Frak-
tion der AfD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Erhöhung der besonderen Zu-
wendung für Opfer kommunistischer Gewalt-
herrschaft in der Sowjetischen Besatzungs-
zone und der DDR im Zeitraum vom 8. Mai 
1945 bis zum 2. Oktober 1990

Drucksache 20/7187
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Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Kultur und Medien

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. Sind Sie alle so weit?

Ich eröffne die Aussprache, und das Wort erhält 
Dr. Götz Frömming für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Götz Frömming (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Woran erkennt man eigentlich eine Diktatur? 
Nun, ich denke, ein Hauptkriterium ist, dass es eine echte 
Opposition gibt, und darüber hinaus, wie mit dieser Op-
position umgegangen wird. So gesehen war die DDR 
sicherlich eine Diktatur. So gesehen ist aber sicherlich 
auch die Bundesrepublik von heute keine lupenreine De-
mokratie.

(Beifall bei der AfD – Widerspruch bei der 
SPD – Simona Koß [SPD]: Was? Doch!)

Ich will Ihnen auch zeigen, woran man das tagtäglich 
sieht und wir das tagtäglich erfahren. Wir haben für die 
morgige Debatte fünf konkrete Anträge vorgelegt; wir 
wollten sie eigentlich zu den Haupttagesordnungspunk-
ten hinzustellen. Das haben Sie abgelehnt,

(Zurufe der Abg. Knut Abraham [CDU/CSU] 
und Simona Koß [SPD])

obwohl diese Anträge thematisch alle sehr gut dazu ge-
passt hätten. Aber wissen Sie was? Uns verwundert das 
auch nicht mehr, weil es in Ihr Konzept passt.

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Sie reden doch 
hier!)

Genauso wie Sie das Hinzustellen unserer Anträge ableh-
nen, verwehren Sie uns einen Vizepräsidenten, verweh-
ren Sie uns die Vorsitze in den Ausschüssen, verwehren 
Sie uns die Mitgliedschaft in wichtigen demokratischen 
Kontrollgremien. All das, meine Damen und Herren, ist 
nicht nur ein Verstoß gegen die Geschäftsordnung, das ist 
unkollegial und undemokratisch.

(Beifall bei der AfD – Gabriele Katzmarek 
[SPD]: Aber wählen dürfen wir noch, ja? – 
Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Quatsch! Wir müssen überhaupt keinen wäh-
len!)

Kommen wir zur Sache! Der 17. Juni, meine Damen 
und Herren, muss wieder ein zentraler Bestandteil unse-
rer Erinnerungskultur werden. Seien wir mal ehrlich: Der 
3. Oktober, der hier statt des 9. Novembers als Ersatz 
gefunden worden ist, ist doch bis heute ein seelenloser 
Tag, ein Datum für Bürokraten geblieben. Wir bräuchten 
wieder einen echten Tag, an dem das Volk sich auf seine 
demokratischen Wurzeln besinnen kann. Hier wäre der 
17. Juni oder auch der 9. November viel besser geeignet 
als nationaler Gedenk- und Feiertag.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Knut 
Abraham [CDU/CSU] – Zuruf der Abg. 
Gabriele Katzmarek [SPD])

Wir dürfen uns aber nicht nur auf Rituale beschränken, 
wir müssen auch etwas tun. Wir müssen wieder aktiv 
werden gegen den Kommunismus, der heute nicht mehr 
als Bedrohung von außen kommt, sondern von innen, 
meine Damen und Herren.

(Zurufe der Abg. Simona Koß [SPD] und 
Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP])

Allzu häufig trägt er inzwischen ein grünes Mäntelchen 
und ist nicht mehr ganz so leicht zu erkennen; aber von 
innen ist er tiefrot. Deshalb fordern wir in unseren vor-
liegenden Anträgen, endlich das Denkmal für die Opfer 
des Kommunismus zu errichten. Sie verschleppen das 
seit acht Jahren. Noch immer ist kein rechtssicherer 
Standort gefunden. Der Architekt weigert sich. Es gibt 
Dutzende von Problemen. Das alles wird noch jahrelang 
dauern.

Genauso gehen Sie mit den Stasiakten um.
(Zuruf der Abg. Anikó Glogowski-Merten 

[FDP])
Tausende von Stasiakten werden nicht rekonstruiert. 
Auch hier gibt es rechtliche Probleme, finanzielle Proble-
me, sonst was. Das Problem wird verschleppt, ver-
schleppt, verschleppt. So geht es in allen Bereichen wei-
ter.

Genauso das Thema Linksextremismus: Sie tun nichts 
gegen den Linksextremismus von heute. Auch hier brau-
chen wir dringend mehr Aktivitäten.

(Beifall bei der AfD)
Das alles zu tun, gebietet einmal unsere historische 

Verantwortung, der Respekt vor den Opfern – den toten 
und den noch lebenden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Matthias 

Helferich [fraktionslos])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Eine Sache muss ich vielleicht doch noch richtigstel-

len: Wenn eine Wahl nicht im Sinne der AfD ausgeht, ist 
das natürlich noch kein Verstoß gegen die Geschäftsord-
nung.

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und des Abg. Dr. Günter Krings 
[CDU/CSU])

Als Nächstes erhält das Wort für die SPD-Fraktion 
Simona Koß.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Simona Koß (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Wir alle haben eben tief Luft geholt, 
weil es unerträglich ist, wie die AfD hier versucht, sich 
mit den Protestierenden des 17. Juni gemeinzumachen.
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(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der LINKEN)

Den Aufständischen in der DDR ging es um gerechten 
Lohn, es ging ihnen um Freiheit und um Demokratie.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Einheit für 
Deutschland! – Zuruf des Abg. Martin 
Reichardt [AfD])

Die AfD vertritt übrigens genau das Gegenteil.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und der LINKEN – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: So ein Unsinn!)

Sie pflegt Freundschaft mit Autokraten. Sie hat Verständ-
nis für die Unterdrückung der politischen Opposition und 
für die Einschränkung der Meinungsfreiheit in Russland 
und anderswo.

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Genau!)

Die AfD hat kein Verständnis für Streiks. Den Mindest-
lohn hat sie übrigens abgelehnt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Heidi 
Reichinnek [DIE LINKE]: Richtig! – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Was hat das mit dem Thema 
zu tun?)

Es gibt keinen Zweifel, auf welcher Seite die AfD heute 
stehen würde.

(Zuruf der Abg. Carolin Bachmann [AfD])
Wir Koalitionsfraktionen haben einen Antrag ein-

gebracht, um das Gedenken und die Forschung zu stär-
ken. Diesen Antrag diskutieren wir morgen.

Ich möchte an dieser Stelle allen danken, die die Er-
innerung an den Volksaufstand wachhalten, allen voran 
den Zeitzeuginnen und Zeitzeugen. Vielen Dank auch an 
die Bundesbeauftragte für die Opfer der SED-Diktatur!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und des Abg. Knut Abraham [CDU/ 
CSU])

Schauen wir uns einmal an, was die AfD vorgelegt hat.
(Dr. Götz Frömming [AfD]: Bitte!)

Wir sehen, dass wir nichts sehen.
(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ach!)

Diese Anträge sind nichts als heiße Luft, vollkommen 
überflüssig.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Anikó 
Glogowski-Merten [FDP] – Zuruf der Abg. 
Carolin Bachmann [AfD])

Denn: Es sollen Programme und Materialien zum 17. Juni 
erarbeitet werden. Die gibt es doch bereits! Der Bundes-
tag soll in die Pressefreiheit eingreifen und die Übertra-
gung einer Veranstaltung absichern. Und er soll an den 
Ländern vorbei sogar einzelnen Schulen Vorgaben ma-
chen. Das werden wir natürlich nicht tun!

(Beifall bei der SPD – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Sie fantasieren!)

Gerade erleben wir viele gute Beiträge zum 70. Jahres-
tag des Volksaufstandes in der DDR. Was hier gefordert 
wird, passiert schon längst, ganz ohne das Zutun der AfD. 
Auf Sie hat nun wirklich niemand gewartet.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Anikó 
Glogowski-Merten [FDP] und Heidi 
Reichinnek [DIE LINKE] – Zurufe von der 
AfD)

Das Antragsverfahren für Entschädigungsleistungen 
soll vereinfacht und verkürzt werden. Wir hingegen, 
meine Damen und Herren, werden die SED-Unrechts-
bereinigungsgesetze insgesamt überarbeiten und aus-
bauen und insbesondere den Kreis der Berechtigten er-
weitern, so wie es uns die Bundesbeauftragte empfohlen 
hat. Das ist der richtige Weg.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN sowie 
der Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] und Anikó Glogowski-Merten 
[FDP])

Am 17. Juni 1953 gab es landesweit Proteste, auch in 
meinem Wahlkreis. Pendler, die am Vorabend aus Berlin 
nach Strausberg kamen, berichteten von dem geplanten 
Generalstreik. Die Bauarbeiter der Frühschicht am 
17. Juni in Eggersdorf verweigerten die Arbeit. Sie 
riefen: Wir wollen Wohnungen, nicht Kasernen! – Im 
Kulturraum der Konsum-Baracke schrieben sie ihre For-
derungen auf: freie Wahlen, Rücktritt der Regierung, Ab-
senkung der Lebensmittelpreise, billigere Fahrkarten. Im 
Kalk- und Zementwerk Rüdersdorf forderten Bauarbeiter 
die Freilassung von politisch Gefangenen, die dort im 
Werk arbeiten mussten. Sechs Beteiligte wurden verhaf-
tet und zu hohen Zuchthausstrafen verurteilt.

Für alle, die wie ich in der DDR gelebt haben, hat 
dieser Tag Jahrzehnte unseres Lebens geprägt. Die bru-
tale Niederschlagung des Aufstands am 17. Juni hat de-
mokratische Bestrebungen auf lange Zeit verhindert und 
den Weg in die Diktatur gefestigt, in der auch ich einen 
Großteil meines Lebens verbracht habe. Noch 1989 
rührte die Angst der Demonstrierenden aus dem Jahr 
1953 her.

Meine Damen und Herren, schützen wir unsere Frei-
heit und die Demokratie! Wehren wir uns gegen Miss-
brauch des Gedenkens!

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie der Abg. Heidi 
Reichinnek [DIE LINKE])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Axel Müller für die CDU/CSU- 

Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Axel Müller (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
haben es gehört: Am 17. Juni 2023 jährt sich der Volks-
aufstand zum 70. Mal. 1 Million Menschen gingen da-
mals in der DDR auf die Straßen, um für Demokratie, 
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freie Wahlen und die Einheit Deutschlands zu demons-
trieren. Sie riefen es ihren Unterdrückern zu: Wir wollen 
freie Menschen sein!

Die SED-Führung, die 40 Jahre lang ohne echte demo-
kratische Legitimation regierte und deren Absetzung die 
Demonstranten forderten, war de facto entmachtet. Sie 
floh in die russischen Kasernen, aus denen die sowjeti-
schen Panzer ausfuhren und den Aufstand niederschlu-
gen – anders als 1989, als sie sich in ihren Kasernen 
zurückhielten und so dem Souverän, dem Volk, den 
Sieg über die Diktatur ermöglichten.

Am 17. Juni 1953 wurden 50 Menschen sofort erschos-
sen, es wurden 15 000 Menschen ohne rechtsstaatliche 
Grundlage verhaftet, und es wurden Tausende von Men-
schen in die Sowjetunion verschleppt und dort über Jahre 
in Arbeitslagern festgehalten, unter anderem auch der 
Vater unseres früheren Bundespräsidenten Joachim 
Gauck. Es gab auch Hinrichtungen.

All dem waren viele Willkürakte der SED-Diktatur 
vorausgegangen: Zwangsenteignungen von Familienbe-
trieben zu VEBs, Zwangskollektivierungen von Landwir-
ten zu LPGs oder auch Zwangsumsiedlungsmaßnahmen 
mit menschenverachtenden Titeln behaftet und über-
schrieben mit „Aktion ‚Ungezieferʼ„ oder zynisch mit 
Worten wie „Frische Luft“, „Blümchen“ und „Neues Le-
ben“ umschrieben, um die Grenzregionen freizumachen, 
auf denen die Diktatur ihre Gefängniszäune errichtete, 
mit denen sie ihr Volk 40 Jahre lang einsperrte.

Der 17. Juni war fortan der nationale Gedenktag im 
freien Teil Deutschlands. Mit der Vollendung der Wieder-
vereinigung am 3. Oktober 1990 wurde folgerichtig der 
3. Oktober nationaler Feiertag aller Deutschen.

In vier Anträgen und in einem Gesetzentwurf, die alle-
samt im Inhalt nicht unterschiedlicher sein könnten, hat 
sich die AfD mit diesem Tag befasst und dabei Dinge 
gefordert wie einen Standortentscheid für ein Mahnmal 
zum Gedenken der Opfer der kommunistischen Gewalt-
herrschaft, einen nationalen Gedenktag bis hin zur Re-
konstruktion teilweise geschredderter Stasiunterlagen 
oder der materiellen Verbesserung der Opferentschädi-
gung für die Gewaltopfer kommunistischer Gewaltherr-
schaft.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Carolin 
Bachmann [AfD]: Ist doch zielkonform! – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Alles richtig! Alles 
gut!)

– Die Frage ist nicht, ob es richtig ist. Die Frage ist, ob es 
notwendig ist, so wie Sie es formuliert haben. Dazu hat 
die Kollegin schon Ausführungen gemacht.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Bessere Entschä-
digung ist notwendig!)

Zu guter Letzt wollten Sie auch noch eine wissen-
schaftliche Untersuchung der Parteizugehörigkeit von 
späteren Bundestagsabgeordneten

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja! Insbesondere 
von den Blockparteien!)

– insbesondere der Blockparteien –, die in der DDR 
schon Funktionen hatten. Gewissermaßen ein Rund-
umschlag zum 70. Jahrestag des Volksaufstands vom 
17. Juni.

Aber dieser Jahrestag kündigte sich doch schon seit 
Langem an. Ein Blick in den Kalender hat uns das doch 
gezeigt. Warum haben Sie die Anträge erst gestern und 
heute, im Laufe des Tages, hier eingebracht, also uns 
noch nicht einmal 24 Stunden Zeit gelassen, uns näher 
damit zu befassen? Das grenzt schon an Effekthascherei 
und lässt Zweifel an der Ernsthaftigkeit aufkommen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der LINKEN)

Bei näherer Betrachtung erscheinen Ihre Anträge über-
flüssig. An den 17. Juni – das wurde bereits gesagt – 
wurde ununterbrochen gedacht und wird auch immer 
noch gedacht. Das Mahnmal zum Gedenken der Opfer 
der kommunistischen Gewaltherrschaft ist konsentiert; 
das soll am Spreebogen entstehen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Seit acht Jahren 
planen Sie das!)

Die Opferentschädigung und die strafrechtlichen Rehabi-
litierungsgesetze haben wir in der letzten Legislaturpe-
riode umfassend überarbeitet. Wir haben die Opfersitua-
tion deutlich verbessert. Wir haben die Basis für die 
Opfer deutlich erweitert und die Prüfungen deutlich ver-
einfacht. Ja, es kann sogar ein Anspruch bestehen, wenn 
nicht festgestellt werden kann, ob aus sachfremden oder 
politischen Erwägungen heraus inhaftiert wurde. Das 
Wichtigste für Opfer ist, dass man ihnen glaubt, und 
nicht, ob sie 300 oder 333 Euro im Monat bekommen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nicht mal die 
Hälfte wird anerkannt!)

Was die weitere Aufarbeitung des Unrechts anbelangt, 
will ich nur hinzufügen: 111 Kilometer Akten konnten 
komplett gesichert werden. In der Tat sind auch 15 000 
Säcke mit geschreddertem Papier dabei. Nur wenige Pro-
zent davon konnten bisher gesichert und rekonstruiert 
werden. Aber dahinter liegt ein Streit um die technische 
Möglichkeit des sogenannten E-Puzzles. Der Bundes-
rechnungshof hat uns gesagt, wir sollen das auf diese 
Art und Weise nicht weiter verfolgen. Also ein Streit, 
den der Deutsche Bundestag nicht entscheiden kann.

Ich möchte als Letztes noch hinzufügen: Mit Joachim 
Gauck, Marianne Birthler und Roland Jahn hatten wir 
engagierte Bundesbeauftragte. Wir haben dieses Amt ex-
tra geschaffen.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Axel Müller (CDU/CSU):
Ich möchte hier betonen, dass die strafrechtliche Auf-

arbeitung trotz schwieriger Grundlagen erfolgreich er-
folgt ist.

Alles in allem kann ich Ihnen daher sagen: Mit diesen 
Anträgen und den darin suggerierten Defiziten tragen Sie 
nicht zur Verbesserung des Gedenkens an den 17. Juni 
bei.
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Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP und der Abg. Heidi 
Reichinnek [DIE LINKE])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächster Redner ist für Bündnis 90/Die Grünen Stefan 

Gelbhaar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Stefan Gelbhaar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Die Deutsche Demokratische Republik exis-
tierte von 1949 bis 1990, nicht bis 1989. Warum leite ich 
so ein? Nun, in einem der hier zu beratenden Anträge 
wird das letzte Jahr der DDR schlicht unterschlagen. In 
diesem einen Jahr ist aber viel Bemerkenswertes gesche-
hen. Es ist eine dieser Unterschlagungen, wie sie so häu-
fig im Umgang mit der DDR-Geschichte geschehen sind 
und auch weiter geschehen – aus ganz unterschiedlichen 
Motiven.

Ich möchte mich diesbezüglich bei der Bundestagsver-
waltung bedanken. Es geht mir um die Installation im 
Untergeschoss des Reichstagsgebäudes. Die Installation, 
um die es geht, heißt „Deutsche Abgeordnete 1919 bis 
1999“. Hier fehlen die Menschen, die in die Volkskam-
mer 1990 in der ersten und einzigen freien Wahl in der 
DDR gewählt wurden, Menschen wie Regine Hilde-
brandt, Menschen wie Jens Reich. Ich habe immer wieder 
darauf hingewiesen. Deswegen freue ich mich, dass diese 
Menschen nun gegenüber der Installation auf dem Weg 
ins Jakob-Kaiser-Haus geehrt werden.

Ich muss diesem Dank jedoch ein Aber hinzufügen. 
Die Installation wird dadurch nicht weniger unvollstän-
dig. Sie ist und bleibt ignorant. In gewisser Weise ist sie 
für mich, für viele eine Beleidigung. Denn gerade diese 
freie Volkskammerwahl 1990 ist vielleicht einer der 
Schlusssteine der Friedlichen Revolution gewesen. Die-
sen hell leuchtenden Punkt in der Geschichte zu unter-
schlagen, entwertet diese ansonsten so bemerkenswerte 
Installation. Ich fordere deswegen, dies im Umfeld der 
Installation endlich zu thematisieren und zu erklären, statt 
es weiter verstohlen zu verschweigen.

(Beifall der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Natürlich gibt es viel mehr aufzuarbeiten. Noch immer 
wird nach den Geldern der DDR-Massenorganisationen 
wie der SED gesucht. Vor einigen Jahren wurden 185 Mil-
lionen Euro in einer Tarnfirma namens Novum gefunden.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Vielleicht fragen 
wir mal da drüben!)

Natürlich müssen wir Aufklärungsorte schaffen, damit 
zum Beispiel die Erinnerungsarbeit geleistet wird. Wir 
als Bündnis 90/Die Grünen schlagen – nicht alleine – 
zum Beispiel konkret vor, in Lichtenberg den Campus 
für Demokratie noch stärker zum Leben zu erwecken.

Ich möchte aber noch auf ein anderes, wenig erwähn- 
tes Kapitel hinweisen; denn auch die CDU hat in Sachen 
Aufklärung noch einiges zu tun. So schrieb der Politische 
Ausschuss der DDR-CDU am 18. Juni 1953 – ich zi-
tiere –, nie wieder dürften, „von Westberlin her organi-
siert“, „eingeschleuste Untergrundelemente“ und „fa-
schistische Provokateure ehrliche Forderungen und 
Anstrengungen unseres Volkes für ihre verbrecherischen 
Machenschaften benutzen“. Oder auch:

Das Ziel der Putschisten und Provokateure war, mit 
Hilfe eines Putsches die DDR dem amerikanischen 
Imperialismus auszuliefern. Das konnte durch das 
bedachtsame und kluge Eingreifen der Sowjet-Ar-
mee verhindert werden.
(Dr. Götz Frömming [AfD]: Alle ohne Prüfung 

aufgenommen! – Zuruf von der CDU/CSU)
So formulierte es der DDR-CDU-Generalsekretär Gerald 
Götting. Deswegen ist richtig, was ein Sondervotum der 
Enquete-Kommission „Aufarbeitung von Geschichte und 
Folgen der SED-Diktatur in Deutschland“ im Mai 1994 
formuliert hat – auch da zitiere ich –:

Nicht nur die SED-Nachfolgepartei PDS
– ich glaube, da sind wir uns alle einig –

muß sich offen mit der DDR-Vergangenheit aus-
einandersetzen, auch Christdemokraten und Libe-
rale müssen sich der Herausforderung stellen, die 
Geschichte der Blockparteien ohne Scheuklappen 
aufzuarbeiten – eine Geschichte, die nun Teil der 
Gesamtgeschichte von CDU und F.D.P. geworden 
ist.

Es wäre wahrlich gut, wenn das angegangen und nicht 
mehr weggeschwiegen wird.

Nun reden wir heute aber über Anträge der AfD. Ich 
begrüße es, dass Sie sich mit der jüngeren deutschen 
Geschichte auseinandersetzen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Machen wir schon 
länger!)

Allerdings möchte ich Ihnen nahelegen, sich auch mit 
den Jahren von vor 1945 endlich einmal intensiver aus-
einanderzusetzen.

(Leni Breymaier [SPD]: Bravo!)
Aber bleiben wir beim Thema. Sie fordern den Bun-

destag auf, die Verbindung zum DDR-Regime aufzuar-
beiten. Sie versuchen sich dabei als Anwälte der Opfer zu 
generieren.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nö!)
Mir scheint, Sie müssen selbst erst mal Ihr Verhältnis zu 
dem Thema klären.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Stellen Sie doch den Antrag! 
Haben einige Landesparlamente längst ge-
macht!)

Vielleicht dienen die Anträge ja dazu, das mal intern zu 
besprechen. Immerhin werfen Sie leichtfertig mit Begrif-
fen um sich und reden von „Steuer-Stasi“ in dieser Re-
publik.
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(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nicht in den An-
trägen!)

Andere tun das auch und reden von „Energie-Stasi“ in 
den letzten Wochen; gleicher Sound.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war die CDU!)

Meine Damen und Herren, mit einer solchen Wortwahl 
verhöhnen Sie die Opfer, für die Sie vorgeblich streiten.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN], Anikó 
Glogowski-Merten [FDP] und Heidi 
Reichinnek [DIE LINKE] – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Aber dann bitte nicht mehr 
„Nazi“ rufen, ja! Damit verhöhnen Sie auch die 
Opfer!)

AfD-Mitglieder waren bei der Stasi, sie ließen sich vor 
1990 im Westen von der SED finanzieren, sie gaben sich 
als Ukrainer aus – dabei sind sie AfD-Funktionäre – und 
leiten durch Stasiuntersuchungsgefängnisse. Wie irre ist 
das bitte? Und dann stellen Sie gleichzeitig hier diese 
Anträge. Das alles wird Erinnerung und Aufarbeitung 
nicht gerecht.

Es gab so viele größere und kleinere Akte des Wider-
standes in der DDR. Daran und an die mutigen Menschen 
zu erinnern, die trotz Repressionen mehr Demokratie 
forderten, das ist wichtig. Wir erinnern am Freitag und 
am Samstag an den Aufstand von 1953. Dieser war der 
erste in einer Reihe von Reformbewegungen im Osten 
des Eisernen Vorhangs. 1956 waren die Reformbewegten 
in Ungarn die Nächsten, 1968 in Prag. Die Bewegung in 
Polen und die gewaltsamen Versuche, diese zu unterdrü-
cken, waren ebenso im kollektiven Gedächtnis und Be-
wusstsein der DDR-Bevölkerung wie die blutige Nieder-
schlagung der Proteste in China im Sommer 1989.

Umso beeindruckender ist es für mich, an diese gelun-
gene und friedliche Revolution von 1989 immer wieder 
zu erinnern. Im Übrigen – auch wenn das im Rückblick 
manchmal anders klingt – waren es die Bürger/-innen der 
DDR, die sich in Umwelt- und Friedensgruppen organi-
siert haben. Es waren die DDR-Bürgerinnen und -Bürger, 
die unter schwierigsten Bedingungen auf dramatische 
Umweltverschmutzung hinwiesen. Daran zu erinnern 
und die Repression, die dort passiert ist, sauber aufzuar-
beiten, statt diese Geschichte auszunutzen – das muss das 
Ziel sein.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält Für Die Linke Heidi Reichinnek.

(Beifall bei der LINKEN)

Heidi Reichinnek (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Partei, Die Linke, ging aus der PDS 
hervor, die wiederum aus der SED hervorging. Ich weiß, 

dass deswegen jedes Wort aus der Linken zum Thema 
DDR auf die Goldwaage gelegt wird. Das verstehe ich.

Aber ich bin überzeugt: Nur wer sich mit Geschichte 
auseinandersetzt und sie versteht, hat das Recht, politi-
sche Verantwortung zu tragen. Und keine Partei hat so 
sehr an der Aufarbeitung ihrer eigenen Geschichte ge-
arbeitet wie wir:

(Martin Reichardt [AfD]: Ich sehe auf Ihrem 
Arm, was Sie aufgearbeitet haben!)

angefangen mit dem unwiderruflichen Bruch mit dem 
Stalinismus über zahlreiche Kommissionen bis hin zu 
einer Entschuldigung bei den Opfern. Und genau deswe-
gen ist mir das Vorgehen der AfD zutiefst zuwider.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Leni 
Breymaier [SPD])

Fünf Anträge haben Sie uns vor nicht mal 24 Stunden 
vor die Füße geschmissen. Und warum? Damit Sie so tun 
können, als würden Sie Themen setzen, die niemand an-
fasst. Was für ein Quatsch! Zum 17. Juni 1953, dem Tag 
des Volksaufstands in der DDR, der Ihnen angeblich so 
wichtig ist, von dem Sie aber keine Ahnung haben, wie 
wir gerade mitbekommen haben,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Mehr als Sie!)

gibt es diese Woche im Bundestag eine Debatte und eine 
Gedenkstunde. Unter Rot-Rot-Grün in Thüringen wurde 
der Tag erstmals in einem Bundesland Gedenktag.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Die Linke hat 
keinen einzigen Antrag dazu beigesteuert!)

Ich sage Ihnen was, damit Sie etwas lernen: Lesen Sie 
mal den großartigen Roman „5 Tage im Juni“ von Stefan 
Heym über den Arbeiter/-innenaufstand damals. Der Ro-
man zeigte die Widersprüche im System auf und wurde 
daher von der SED verboten. Heym selbst wurde aus dem 
DDR-Schriftstellerverband ausgeschlossen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ich kenne ihn 
gut!)

Genau dieser Stefan Heym zog 1994 in den Deutschen 
Bundestag ein, über die Liste der PDS übrigens. Als 
Alterspräsident hielt er die Eröffnungsrede. Vom Bundes-
tag wurde sie zunächst nicht veröffentlicht, und die CDU/ 
CSU-Fraktion versagte den Applaus. Angeblich sei 
Heym bei der Stasi gewesen – nachweislich falsch, ab-
soluter Blödsinn. Aber er war Ossi und stand deswegen 
unter Generalverdacht.

Genau das machen Sie auch auf widerliche Art und 
Weise: Sie stellen Menschen aus der DDR unter General-
verdacht. Sie wollen nämlich sämtliche Abgeordneten 
und Verwaltungsmitarbeiter der letzten 33 Jahre überprü-
fen lassen, nicht nur auf Stasi-Mitgliedschaft – das gibt es 
berechtigterweise schon –, sondern auch auf jegliche 
Form von Tätigkeit im Verwaltungsapparat, in den 
Blockparteien, der SED oder Massenorganisationen. 
Jetzt beklagen Sie, dass die Unterlagen dazu in großen 
Teilen fehlen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Dann muss man 
die wiederherstellen!)
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Das heißt doch nichts anderes, als alle Ossis unter Ge-
neralverdacht zu stellen – diktiert von Wessis.

Die AfD entstand im Westen. Ihre Führungsspitze ist 
ein Wessi-Schaulaufen: Gauland, Meuthen, Weidel, von 
Storch, Curio, Höcke – alles Wessis. Nur Chrupalla haben 
Sie als Quoten-Ossi.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Für eine West-
partei haben wir viel Zuspruch im Osten!)

Dabei dachte ich immer, Sie mögen gar keine Quoten. 
Ach ja, die beiden Hauptverantwortlichen für die Anträge 
hier sind natürlich auch Wessis.

Es ist Ihnen zum Beispiel total egal, dass es immer 
noch riesige Lohn- und Rentenunterschiede zwischen 
Ost und West gibt. Dazu kommt von Ihnen nichts. Und 
Sie – ausgerechnet Sie! – spielen sich als legitime Erbin-
nen und Erben der DDR-Opposition auf. Das widert mich 
an. Das hat bei der AfD System. Da wäre der AfD-Kreis-
tagsabgeordnete aus Dahme-Spreewald, der sich als Sta-
siopfer ausgab und sich für Touren durch die Gedenk-
stätte Hohenschönhausen bezahlen ließ. Da wäre der 
Wahlkampf in Brandenburg, wo es mit dem Spitzenkan-
didaten Kalbitz – Wessi natürlich – den Slogan „Vollende 
die Wende“ gab. Als gäbe es jetzt Zustände wie in der 
DDR. 100 DDR-Oppositionelle wehrten sich damals ge-
gen diese falsche Vereinnahmung, und das zu Recht.

Wir werden Ihre Anträge allesamt ablehnen. Die zufäl-
lig validen Punkte aus Ihren Anträgen werden wir dort 
unterstützen, wo Sie sie abgeschrieben haben: aus den 
Anträgen der Koalition, der Union oder von uns.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nein! Die haben 
bei uns abgeschrieben! Wie immer!)

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Eine Emotionalität kann ich bei diesem Thema ver-

stehen, aber bitte bei parlamentarischer Sprache bleiben.
Wir versuchen es mit der FDP-Fraktion: Anikó 

Glogowski-Merten.
(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Anikó Glogowski-Merten (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir versuchen das jetzt nicht nur, sondern wir werden 
ein bisschen sachlicher, aber auch emotional. Mal gu-
cken.

An diesem Samstag begehen wir den 17. Juni, der kein 
Tag wie jeder andere ist. Er erinnert an den Volksaufstand 
von 1953, der bis 1989 das bedeutendste Ereignis in der 
Geschichte von Opposition und Widerstand in der Deut-
schen Demokratischen Republik war. Dieses Jahr jährt er 
sich zum 70. Mal. Der Volksaufstand ist deswegen so 
bemerkenswert, weil bereits vier Jahre nach der Staats-
gründung die Menschen in der DDR gegen eine schwie-

rige Versorgungslage und schlechte Arbeitsbedingungen, 
aber vor allem für ein freies Leben mit freien Wahlen 
demonstriert haben.

Gleichzeitig beeinflusste dieser Tag auch 36 Jahre spä-
ter noch Bürger/-innen der DDR und verbindet die De-
monstrierenden von 1953 und 1989 mit einem unsicht-
baren Band. Der 17. Juni erinnert uns daran, wie kostbar 
unsere Freiheit ist, wie hart diese erstritten wurde und 
dass Demokratie keine Selbstverständlichkeit ist.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Wir müssen uns weiterhin für sie einsetzen, Tag für Tag. 
Der 17. Juni sollte für uns alle ein Mahnmal sein, durch 
das wir die Gelegenheit haben, die Opfer und Helden des 
Volksaufstands zu ehren und uns gleichzeitig zu hinter-
fragen, wie wir ihre Botschaft für Freiheit und Gerechtig-
keit in der heutigen Zeit aufrechterhalten können.

Aus eigener Biografie und Geschichte weiß ich, was es 
bedeutet, wenn die Erinnerungen an den Unrechtsstaat 
zwischen Nostalgie und Ostalgie verwischen und sich 
mit Erlebnissen des Alltags vermischen. Ich erlebe den 
Umgang mit der DDR inzwischen häufig als scheinbar 
entpolitisiert und geschichtsverklärt. Linke wie rechte 
Kräfte bedienen sich hier an der Geschichte der DDR 
wie an einem Werkzeugkasten, um ihren Interessen fak-
tenfreie Argumente zu liefern. Wir müssen, heute mehr 
denn je, eine gemeinsame, lebendige Erinnerungskultur 
für diesen Teil der deutsch-deutschen Geschichte etab-
lieren und dürfen diese nicht in unterschiedliche Regio-
nen spalten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Womit ich auch schon bei den diversen Anträgen der 
AfD-Fraktion angekommen bin. Verstehen Sie mich 
nicht falsch: Das Mahnmal für die Opfer kommunis-
tischer Gewaltherrschaft oder die Rekonstruktion zerris-
sener Stasiunterlagen sind wichtig. Und Sie wissen auch 
ganz genau, dass wir uns als Ampel mit diesen Themen 
auseinandersetzen und sie auch ohne Ihre Anträge pro-
aktiv voranbringen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Mhm!)

Mit Ihrem Sammelsurium an Anträgen konterkarieren 
Sie nicht nur Ihren eigenen Antrag zum 17. Juni, sondern 
relativieren die Bedeutung des historischen Datums.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ich habe Ihnen 
doch erklärt, dass wir sie morgen dazulegen 
wollten! Das haben Sie abgelehnt!)

Es geht vielmehr um die Lebensleistung und Lebensli-
nien von Menschen und ihren Familienangehörigen, ins-
besondere um die 55 Getöteten und etwa 10 000 Verhaf-
teten, die 1953 unerschrocken demonstrierten. Sie führen 
uns letztlich zum 9. November 1989, dem Tag, an dem 
die Mauer fiel. Ihr Einsatz darf nicht vergessen werden. 
Und all das scheinen Sie zu ignorieren.

Es geht Ihnen wieder einmal nur um maximale Auf-
merksamkeit – das haben wir gerade gemerkt – und um 
maximale Eskalation. Aber Maximum ist kein Optimum. 
Schon Ihr Antrag zum Mahnmal bietet keinen Mehrwert; 
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denn neben den Fragen der künstlerischen wie erinne-
rungskulturellen Ausgestaltung lassen Sie sich vornehm-
lich zum Standort aus. Dieser ist jedoch gemeinsam mit 
dem Bund, dem Land Berlin und dem Bezirk Mitte im 
Einvernehmen mit den Opfervertretungen beschlossen: 
Es wird der Berliner Spreebogen.

Kommen wir zum nächsten Antrag. „Wissenschaftli-
che Untersuchung der Parteizugehörigkeit und Funktio-
närstätigkeit späterer Bundestagsabgeordneter in der 
SED-Diktatur“ – so lautet die Überschrift. Eine weitere 
Kommission braucht es genauso wenig wie diesen An-
trag. Es gibt bereits die SED-Forschungsverbünde, die 
wissenschaftlich arbeiten.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Da haben wir aber 
etwas anderes gehört!)

Daneben haben wir die Bundesstiftung Aufarbeitung so-
wie die SED-Opferbeauftragte beim Deutschen Bundes-
tag, Frau Evelyn Zupke, oder das Bundesarchiv, die sich 
alle eingängig mit der Aufarbeitung der SED-Diktatur 
befassen. Auch im Kulturausschuss haben wir gerade 
heute im Rahmen eines Fachgesprächs darüber diskutiert, 
bei dem unter anderem auch Frau Zupke zugegen war. 
Dafür noch einmal herzlichen Dank an sie.

Lassen Sie mich zum Schluss noch etwas zum Antrag 
zur „Rekonstruktion zerrissener Stasiunterlagen“ sagen. 
Ich frage mich: Worüber reden wir da? Bei der Über-
führung des Stasi-Unterlagen-Archivs in das Bundes-
archiv haben wir uns etwas gedacht. Dabei ging es nicht 
nur um bürokratische Verschlankung, sondern vornehm-
lich um das Heben von Synergieeffekten. Das Bun-
desarchiv steht wie kaum eine andere Einrichtung für 
Digitalisierung und die sichere Aufbewahrung von Digi-
talisaten. Mit dieser Überführung wurde sich für einen 
klaren Schnitt und für einen Neuanfang entschieden, um 
im Interesse der Opfer der SED-Diktatur voranzukom-
men. Laut Bundesrechnungshof wären die Unterlagen 
beim bisherigen Arbeitstempo in sage und schreibe 
rund 847 Jahren wiederhergestellt. Ich mutmaße an dieser 
Stelle, für die meisten von uns ist das ein bisschen zu spät, 
um sich noch einen Einblick in die gesammelten Daten 
über sich zu verschaffen.

Mehr ist dazu politisch eigentlich nicht zu sagen, aus 
Respekt vor dem dazu anhängigen Rechtsstreit und der 
Gewaltenteilung. Klar ist: Es muss schneller werden, und 
es muss besser werden. Wir haben vollstes Vertrauen in 
das Bundesarchiv, dass diese Ansprüche erfüllt werden. 
Der Bundestag wird das Bundesarchiv in diesem Proze-
dere begleiten und unterstützen.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Anikó Glogowski-Merten (FDP):
Aber noch mal: In dieser Woche sollte es ausschließ-

lich um den 17. Juni gehen und um alles, wofür er steht. 
Sie sind dieser Tragweite heute leider nicht gerecht ge-
worden. Deswegen freue ich mich umso mehr auf unse-
ren Antrag, den wir morgen Vormittag im Plenum behan-
deln, und die Gedenkstunde am Freitag.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Jetzt kommen wir zur AfD, und Martin 

Reichardt erhält das Wort.
(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Matthias 

Helferich [fraktionslos])

Martin Reichardt (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! In wenigen Tagen jährt sich der Volksauf-
stand vom 17. Juni 1953 zum 70. Mal. 1953 wurde in der 
DDR der Ruf nach Einigkeit und Recht und Freiheit laut, 
der dann in den Volksaufstand gegen die schon damals 
vom Volk verachteten kommunistischen Cliquenwirt-
schaften führte. Am 17. Juni begann das, was 1989 in 
der Friedlichen Revolution vollendet wurde.

Wir bringen heute einen Gesetzentwurf ein, mit dem 
wir die besonderen Zuwendungen für die Opfer kom-
munistischer Gewalt deutlich erhöhen wollen. Opfer der 
DDR-Diktatur bezeichnen sich selbst oft zu Recht als 
„Opfer zweiter Klasse“. Fast jeder zweite von SED-Un-
recht Betroffene lebt heute an der Armutsgrenze, und das 
ist beschämend, gerade an diesem 70. Jahrestag.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Matthias 
Helferich [fraktionslos])

Rund 60 Prozent der Betroffenen leiden nach eige- 
nen Angaben noch heute unter den körperlichen und 
psychischen Auswirkungen des sozialistischen Terrors. 
Rechtslage ist heute: Wer als politisch Verfolgter von 
den sozialistischen Machthabern in Mitteldeutschland 
mehr als drei Monate eingesperrt oder in eine Zwangs-
einrichtung verbracht wurde, hat monatlich Anspruch auf 
eine sogenannte besondere Zuwendung. Diese Zuwen-
dung wollen wir um 15 Prozent auf 382 Euro deutlich 
erhöhen. Diese Erhöhung ist überfällig – mit Blick auf 
die Leiden der Opfer als staatliche Anerkennung un-
erlässlich. Gerade weil das Unrecht der sozialistischen 
Schergen niemals ungeschehen gemacht werden kann, 
hat diese Leistung auch einen hohen symbolischen Wert.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Matthias 
Helferich [fraktionslos])

Sie sendet das Zeichen aus: Die Opfer des Sozialismus 
sind nicht vergessen. Und sie mahnt uns, gerade mit Blick 
auf Thüringen, zu der Verpflichtung: Nie wieder Sozia-
lismus!

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Matthias 
Helferich [fraktionslos])

Darum bitte ich um Zustimmung zu diesem Antrag.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Matthias 
Helferich [fraktionslos])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächste Rednerin ist Katrin Budde für die SPD-Frak-

tion.
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(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Anikó 
Glogowski-Merten [FDP])

Katrin Budde (SPD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zum 

17. Juni rede ich morgen. – Herr Frömming, nach der 
Ausschusssitzung vorhin hätten Sie Ihre Rede umschrei-
ben sollen,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nee!)
weil Sie im Grunde auf alle Fragen eine Antwort bekom-
men haben. Der Kulturausschuss hat von 14.30 bis 
16.30 Uhr getagt. Wir haben schon seit Monaten diese 
Punkte auf der Tagesordnung. Vielleicht ist das auch des 
Rätsels Lösung, warum sie kurz vorher noch mal in An-
träge gefasst worden sind. Sie haben auf fast alles eine 
Antwort bekommen, und für das, was nicht endgültig 
beantwortet werden kann, haben Sie den Weg aufgezeigt 
bekommen, den wir gehen wollen:

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wann ist der Spa-
tenstich für das Denkmal? Wissen Sie nicht!)

sowohl zum Thema der Rekonstruktion der zerrissenen 
Akten – –

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wann ist die Aus-
schreibung für die zerrissenen Akten? Wissen 
Sie nicht!)

– Doch, das kann ich Ihnen sagen.
(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wann denn?)

Am Freitag gibt es eine Sondersitzung des Beratungs-
gremiums zum Übergang des Stasi-Unterlagen-Archivs 
ins Bundesarchiv.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Aha!)
Da wird das angeguckt

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Und dann dauert 
es noch mal acht Jahre!)

und dann das Bekundungsverfahren ausgeschrieben, und 
zwar mit den neuen Verfahren und neuen Techniken, weil 
das Fraunhofer-Institut nicht in der Lage war,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Es dauert so lange, 
bis alle tot sind! Wollen wir wetten?)

den gewünschten Erfolg zu erreichen. Das haben Sie 
heute auch erfahren. Sie wissen auch, dass das ausge-
schrieben wird.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ich habe genau 
zugehört!)

Sie kennen alle Antworten. Es war halt einfach ungüns-
tig. Sie haben nicht damit gerechnet, dass es tatsächlich 
Antworten darauf gibt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Was das Thema „Zuwendung für Opfer erhöhen“ an-
geht: Sie wissen auch, dass wir die Evaluierung der Reha- 
Gesetze vorbereiten und dass wir zusätzlich zu dem, was 
wir mit dem damaligen Koalitionspartner CDU/CSU in 
der letzten Legislatur erreicht haben, in dieser Legislatur 
mit der Ampel und hoffentlich mit breiter Mehrheit in 
diesem Plenum eine wiederholte Evaluierung vornehmen 

werden. Eine Dynamisierung der Opferrenten steht dabei 
genauso auf der Tagesordnung wie der Wegfall der Be-
dürftigkeitsgrenzen. Es stehen zusätzliche Ergänzungen 
für Zwangsausgesiedelte auf der Tagesordnung. Darüber 
wollen wir reden, aber auch über Renten und vieles an-
dere auch noch.

Es gibt allerdings einen Antrag, den wir heute nicht auf 
der Tagesordnung hatten; da gebe ich Ihnen recht. Den 
finde ich sehr unangenehm, übrigens nicht für mich per-
sönlich, aber leider für zwei Parteien hier im Bundestag. 
Es ärgert mich, dass ein solcher Antrag möglich ist. Des-
halb will ich noch mal in Richtung CDU und CSU sagen: 
Bitte arbeiten Sie doch endlich mal die Geschichte Ihrer 
Fusion mit den Blockparteien auf! Es ist echt unange-
nehm, dass von der AfD solche Anträge hierzu ein-
gebracht werden können

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wieso? Es ist 
notwendig!)

und dann noch das Sondervotum der SPD genutzt wird, 
das sie gemeinsam mit Bündnis 90/Die Grünen abge-
geben hat. Ich finde, es ist Ihre Aufgabe, dafür zu sorgen, 
dass solche Anträge hier nicht wieder eingebracht werden 
können.

(Beifall bei der SPD)
Das wäre dann ein guter Erfolg dieser Anträge. Ansons-
ten lehnen wir sie ab, weil Sie alles dazu wissen. Sie 
wissen auch, wie der Weg dahin ist. Morgen reden wir 
über den 17. Juni.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Anikó 
Glogowski-Merten [FDP] – Dr. Günter Krings 
[CDU/CSU]: Also Schnittmengen zwischen 
der AfD und der SPD! Interessant!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Jetzt erhält das Wort für die CDU/CSU-Fraktion Knut 

Abraham.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Knut Abraham (CDU/CSU):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch nach 
70 Jahren stehen die Menschen, die sich gegen die SED 
erhoben haben, als Vorbilder für uns. Sie kämpften für 
Gerechtigkeit und gegen ein unmenschliches, ungerech-
tes System. Und genau das macht sie zu Vorbildern und 
ja, auch zu Helden. Mit bloßen Händen haben sie gegen 
die Gewalt gekämpft. Viele sind gestorben; daran ist er-
innert worden. Noch mehr wurden zu langjährigen Haft-
strafen verurteilt. Die Kommunisten haben die Menschen 
gebrochen.

Dass Sie, Herr Frömming, insinuieren, dass ein Ver-
gleich möglich wäre zwischen der Lage der unterdrück-
ten Opposition in der totalitären DDR

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nein! Habe ich 
nicht gesagt!)

und der in einer, wie Sie gesagt haben, nicht ganz lupen-
reinen Demokratie hier in diesem Hause, das ist boden-
los. Das ist wirklich bodenlos. Das ist frech.
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(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

Sie haben sich damit an den Opfern des 17. Juni und den 
Opfern der DDR vergangen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Klären Sie mal 
Ihre Blockparteienvergangenheit auf!)

Es waren Panzer der Sowjetarmee, die in Ostberlin und 
167 weiteren Städten der DDR auf Demonstranten ge-
schossen haben. Es waren Panzer der Sowjetarmee, die 
1956 in Ungarn einen Volksaufstand blutig niederschlu-
gen. Auch beim Prager Frühling 1968 war es die Sowjet-
armee, die mit Waffengewalt gegen die für Demokratie 
und Freiheitsideale demonstrierenden Menschen vor-
ging. Und: Es waren Panzer der russischen Armee, die 
2014 in die Ukraine einrückten, nachdem sich der Euro-
maidan, ein Bekenntnis zur Freiheit und zu den Werten 
der westlichen Demokratien, in der Ukraine erfolgreich 
entwickelt hatte. Immer die gleiche Wortwahl aus Mos-
kau: Es handelt sich um vom Westen angezettelte faschis-
tische Putschversuche. – Damit wurde eine faschistische 
Bedrohung aus dem Westen gegen die Regierungen des 
Ostblocks, allen voran Moskaus, ausgemacht und eine 
Verteidigung mit Waffen gerechtfertigt.

Meine Damen und Herren von der AfD, merken Sie 
gar nicht, dass Sie hier zwar scheinbar diskussionswür-
dige Anträge vorgelegt haben, Ihr tatsächliches Handeln 
aber verdeutlicht, dass Sie nicht wirklich bei den Opfern 
von damals sind, sondern vielmehr bei den Tätern von 
heute? Es ist dasselbe Narrativ, Herr Frömming,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nee!)
„faschistischer Umsturzversuch, der mit Waffen revidiert 
werden muss“,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das Eis wir immer 
dünner!)

mit dem Putin seine brutale Aggression gegen die 
Ukraine rechtfertigt. Diese Argumentation findet Ein-
gang in die russische Desinformation – klar! –, aber – 
das ist jetzt interessant –

(Martin Reichardt [AfD]: Was hat das mit dem 
17. Juni zu tun?)

am Ende auch in die Argumentation Ihrer Parteienver-
treter. An jedem Marktstand Ihrer Partei kann man sich 
das anhören oder jetzt als Reaktion auf meine Rede heute 
Abend auch auf Facebook.

Es ist aber nicht nur Ihre Parteibasis, die nichts ver-
standen hat. Ihre Parteispitze, allen voran Ihr Co-Vorsit-
zender, Herr Chrupalla, geht am 9. Mai in die Botschaft 
eines kriegsführenden Staates, der nachweislich verant-
wortlich ist für abscheuliche Kriegsverbrechen,

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Hört! Hört!)
gratuliert, dankt, überreicht ein Geschenk. Sie haben aus 
dem 17. Juni 1953 nichts gelernt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Nichts habe ich von Ihnen dazu gehört, dass auf der 
Siegertagsfeier der Russen nicht nur die AfD-Spitze zu-
gegen war, sondern auch Egon Krenz.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja, und Gerhard 
Schröder und Herr Gysi und ich weiß nicht, 
wer noch! Die sind da alle hingegangen!)

Kein Wort dazu von Ihnen! Merken Sie gar nicht, wie 
unglaubwürdig Sie sind, wenn Sie solche Anträge vor-
legen? Wussten Sie übrigens – das fand ich wirklich 
interessant; das wusste ich bisher auch nicht –, dass 
Egon Krenz ausgerechnet 1953 in die FDJ eingetreten 
ist? Schöne Gesellschaft, wirklich schöne Gesellschaft!

Wie glaubwürdig sind die Anträge, wenn Sie gleich-
zeitig zusammenwirken mit einem Regime des Putin, 
wenn die Kollegen Kotré und Schmidt in Talkshows im 
russischen Propagandafernsehen auftreten, mit einem Re-
gime, welches die gleiche Sprache und die gleichen Me-
thoden anwendet, wie es die SED-Führung und Moskau 
1953 getan haben?

Ich bin überzeugt davon, dass wir von den Aufstän-
dischen des 17. Juni und allen Opfern der kommunis-
tischen Diktatur den Auftrag erhalten haben, Strukturen, 
Taten und Denkweisen totalitärer Systeme und ihrer Pro-
tagonisten zu entdecken – damals in der DDR und heute 
bei Putin. Dass Sie dies nicht erkennen wollen, entwertet 
Ihre Anträge, die wir ablehnen werden. Sie haben keine 
Glaubwürdigkeit.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Was für eine ver-
quere Rede!)

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält Matthias Helferich, der fraktionslos 

ist.
(Beifall des Abg. Roger Beckamp [AfD])

Matthias Helferich (fraktionslos):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! In Schillers „Wilhelm Tell“ heißt es: „Ver-
bunden werden auch die Schwachen mächtig.“ Kein 
Ereignis in der deutschen Geschichte führt uns dies so 
eindrucksvoll vor Augen wie der 17. Juni 1953. Der 
Volksaufstand ist das Fanal nationaler Selbstbehauptung. 
Ausgehend von der Industriearbeiterschaft, begehrten 
über 1 Million Deutsche in der gesamten DDR furcht- 
und selbstlos gegen das SED-Unrechtsregime auf. Gegen 
11 Uhr jenes geschichtsträchtigen Tages wurde unter 
dem Jubel der Demonstranten die rote Fahne vom Bran-
denburger Tor geholt. Der auf den sich ausbreitenden 
Demonstrationen und Streiks artikulierte Wille war ein-
deutig: freie Wahlen und ein geeintes Vaterland, Selbst-
bestimmung statt Fremdbestimmung, nationale Wieder-
geburt statt Unterjochung. Die Sowjetarmee konnte die 
Aufstände niederschlagen, aber den unbeugsamen Hel-
denmut und das Streben vieler Deutscher nach Freiheit 
und einer geeinten Nation nicht brechen. Wir sind auf-
gefordert, ihrer ehrenvoll zu gedenken.

Doch ihr Opfergeist war vergebens, wenn wir zulassen, 
dass sich die heutige Tyrannis zwar in bunte Farben hüllt, 
aber gleichsam düster gegen Andersdenkende vorgeht. 
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Wenn all jenes Aufbegehren, welches den Geist des 
17. Juni atmet, sei es der Widerstand gegen das Corona-
regime oder die anhaltende Ersetzungsmigration, un-
gestraft so wie damals als faschistisch abgetan wird, 
wenn erfolgreiche Oppositionspolitiker in Schauprozes-
sen angeklagt werden, weil sie lediglich mit Worten für 
eine bessere Heimat streiten,

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Jetzt ist gut!)

ja, dann wird es Zeit für ein neuerliches Aufbegehren. 
Dann müssen sich die Schwachen erneut verbinden und 
die Machtfrage stellen. Dann muss sich der demokrati-
sche Widerstand wieder unter Schwarz-Rot-Gold ver-
sammeln. In diesem Sinne und in dem Geiste des Volks-
aufstands vom 17. Juni wünsche ich uns daher allen einen 
erbaulichen Stolzmonat.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die letzte Rednerin in dieser Debatte ist Sonja 

Eichwede für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Sonja Eichwede (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen der demokratischen Fraktionen! Liebe Bür-
gerinnen und Bürger! Am 17. Juni 1953 kam es auch in 
Brandenburg an der Havel, der größten Stadt meines 
Wahlkreises, zu einem Volksaufstand. Arbeiter des Stahl- 
und Walzwerkes sowie des Schlepperwerkes, Bauarbeiter 
und Beschäftigte der Thälmann-Werft legten die Arbeit 
nieder und gingen gegen Unterdrückung, für Freiheit und 
für bessere Arbeitsbedingungen auf die Straße. Das da-
malige Kreisgericht in der Steinstraße wurde von De-
monstrierenden gestürmt und die Freilassung von 42 po-
litischen Gefangenen aus der U-Haft erwirkt. In ganz 
Ostdeutschland gingen rund 1 Million Menschen auf 
die Straße.

(Martin Reichardt [AfD]: Mitteldeutschland!)
Der Aufstand vom 17. Juni 1953 ist eines der größten 

Ereignisse der deutschen Nachkriegsgeschichte. Die 
Friedliche Revolution war ihr Höhepunkt. Der 17. Juni 
steht für Bürger- und für Menschenrechte, für Mut, für 
Demokratie und gegen Autokratie und Diktat. Viele his-
torische Ereignisse haben eine zentrale Person im Fokus. 
Das Wichtigste beim 17. Juni aber ist: Er entstand aus der 
Gesellschaft heraus. Es war eine demokratische Bewe-
gung durch sie. Dadurch hat das ganze Land von Ost-
deutschen etwas gelernt, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Guter Punkt!)

Mich als 1987 Geborene motiviert dies bis heute in 
meiner politischen Arbeit. Deshalb liegt es heute in mei-
ner Verantwortung, ob ich in Rathenow, in Bad Belzig, in 
Jüterbog oder wo auch immer im Wahlkreis unterwegs 
bin, die Anliegen von vor Ort in den Bundestag zu tragen, 

die Demokratie sichtbar zu machen und für sie zu begeis-
tern. Demokratie mag oft mühsam sein und sie zu erlan-
gen, lange dauern, aber nur durch sie können wir echte 
Verbesserungen in unserem Land und vor Ort herbeifüh-
ren, weil jeder sich darin einbringen kann, weil jeder die 
Möglichkeit hat, sich zu beteiligen, und weil jeder eine 
Stimme hat.

(Martin Reichardt [AfD]: Jeder, der Ihrer 
Meinung ist!)

Machen Sie das, liebe Bürgerinnen und Bürger! Wir 
brauchen jeden, gerade um gegen diese Zwischenrufe 
von rechts stark zu sein in der Gesellschaft.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Dr. Götz Frömming [AfD]: Die Zurufe 
gehören zur Demokratie!)

Deshalb haben auch wir in der Koalition vereinbart 
und als SPD-Fraktion in einem Positionspapier beschlos-
sen, dass die Opfer der SED-Diktatur angemessener und 
leichter entschädigt werden müssen, dass eine Dynami-
sierung der Opferrente erfolgen muss und dass es besser 
anerkannt werden muss, wenn jemand gesundheitliche 
Folgeschäden davongetragen hat. Wir arbeiten hier sehr 
eng mit der SED-Opferbeauftragten Evelyn Zupke zu-
sammen; meine Kolleginnen und Kollegen haben das 
erwähnt. Es geht hier nicht nur, aber eben auch um fi-
nanzielle Entschädigung. Es geht hier aber auch darum, 
dass wir anerkennen, was diese Menschen für unsere 
Demokratie und für uns alle, für unser aller Leben ge-
leistet haben, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)
Deshalb ist es für uns als Sozialdemokraten auch in der 

Tradition des 17. Juni unsere Pflicht, für bessere Arbeits-
bedingungen und für eine gute Sozialpolitik einzutreten 
und zu streiten. Wir haben das in der Koalition getan, 
indem wir den 12-Euro-Mindestlohn eingeführt haben, 
indem wir das Kindergeld erhöht haben und die Renten-
erhöhung durchgebracht haben, durch die es endlich eine 
Angleichung der Renten in Ost und West gibt – endlich, 
nach über 30 Jahren.

(Beifall bei der SPD)
Es ist aber zynisch, dass Sie von der AfD hier solche 

Anträge zum 17. Juni stellen; denn Sie haben gegen die 
genannten Gesetze, gegen diese Verbesserungen ge-
stimmt oder sich dabei enthalten. Meine Kollegin Simona 
Koß hat es ausgeführt: Sie sind keine Anwälte der Opfer.

(Martin Reichardt [AfD]: Was haben denn Ihre 
dem Volk hingeschmissenen Almosen mit dem 
17. Juni zu tun? Sie verarmen die Menschen 
und geben Almosen aus!)

Sie arbeiten mit Autokraten zusammen; Sie arbeiten mit 
Kriegsverbrechern wie Wladimir Putin zusammen. Sie 
stehen gegen das, wofür die Menschen am 17. Juni auf 
die Straße gegangen sind.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wir aber machen weiter.
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(Martin Reichardt [AfD]: Ihr habt die Arbeiter 
verraten und verkauft!)

Auch wir können von Ostdeutschen weiter lernen; ein 
Beispiel nehmen wir uns unter anderem an den Beschäf-
tigten von Vita Cola, die jetzt das erste Mal für Westlöhne 
streiken. Auch wir stehen hier solidarisch an der Seite der 
Streikenden.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: SPD als Arbei-
terpartei?)

Denn es muss weitergehen, und das heißt: gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit im gesamten Land.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der 
FDP und der LINKEN – Martin Reichardt 
[AfD]: Arbeiterpartei, ihr? Das ist ja lächer-
lich, Mensch!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ich schließe die Aussprache.
Tagesordnungspunkt 10 f. Wir kommen zur Abstim-

mung über den Antrag der Fraktion der AfD auf Druck-
sache 20/7186 mit dem Titel „Standortentscheidung für 
ein Denkmal zur Ehre des demokratischen Widerstandes 
und Erinnerung an die Opfer der kommunistischen Ge-
waltherrschaft in Deutschland“. Wer stimmt für diesen 
Antrag? – Das ist die AfD-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? – Das sind alle übrigen Fraktionen. Gibt es Ent-
haltungen? – Die sehe ich nicht. Dann ist der Antrag 
abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 10 a. Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Inneres und Hei-
mat zu dem Antrag der Fraktion der AfD mit dem Titel 

„Den 70. Jahrestag des Volksaufstandes in der DDR als 
nationalen Gedenktag würdig begehen“. Der Ausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
20/6786, den Antrag der Fraktion der AfD auf Druck-
sache 20/6421 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Das sind alle Fraktionen außer 
der AfD. Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD. Wer 
enthält sich? – Das ist niemand. Dann ist die Beschluss-
empfehlung angenommen.

Tagesordnungspunkt 10 d. Abstimmung über den An-
trag der Fraktion der AfD auf Drucksache 20/7184 mit 
dem Titel „Rekonstruktion zerrissener Stasi-Unterlagen 
umgehend in Angriff nehmen“. Wer stimmt für diesen 
Antrag? – Das ist die AfD-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? – Das sind alle übrigen Fraktionen. Enthaltun-
gen? – Keine. Der Antrag ist abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 10 e sowie Zusatzpunkt 2. Inter-
fraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf den 
Drucksachen 20/7185 und 20/7187 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Die sehe ich nicht. 
Dann verfahren wir so.

Damit, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind wir am 
Schluss unserer heutigen Tagesordnung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Donnerstag, den 15. Juni 2023, 9 Uhr, 
ein. 

Lassen Sie es nicht zu spät werden; denn morgen wird 
ein sehr langer Tag.

Die Sitzung ist beendet.

(Schluss: 19.38 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht  

Anlage 1 

Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Bayram, Canan BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Brugger, Agnieszka BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Busen, Karlheinz FDP

Dietz, Thomas AfD

Gädechens, Ingo CDU/CSU

Gava, Manuel SPD

Grützmacher, Sabine BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Habeck, Dr. Robert BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Heil (Peine), Hubertus SPD

Korte, Jan DIE LINKE

Mesarosch, Robin SPD

Müller, Bettina SPD

Müller, Claudia BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Reinhold, Hagen FDP

Rix, Sönke SPD

Rohde, Dennis SPD

Schmidt, Jan Wenzel AfD

Spellerberg, Merle BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Teuteberg, Linda FDP

Wagner, Dr. Carolin SPD

Wiener, Dr. Klaus CDU/CSU

Witt, Uwe fraktionslos

Anlage 2 

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fragestunde 
(Drucksache 20/7147)

Frage 9
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jens Brandenburg auf die 
Frage der Abgeordneten Katrin Staffler (CDU/CSU):

Plant die Bundesregierung, die mögliche finanzielle Mehr-
belastung von beispielsweise Hochschulen und Studierenden-
werken bei der Umsetzung der Novellierung des Gebäudeener-
giegesetzes abzufedern, und, wenn nein, warum nicht?

Entsprechend der verfassungsrechtlichen Kompetenz-
verteilung zwischen Bund und Ländern liegt die Zustän-
digkeit für die Finanzierung von Hochschulen und Stu-
dierendenwerken bei den Ländern. Die Bundesregierung 
stellt unter anderem mit der „Bundesförderung für effi-
ziente Gebäude – Einzelmaßnahmen (BEG EM)“ vom 
9. Dezember 2022 Fördermittel zur Sanierung von Ge-
bäuden zur Verfügung.

Frage 10
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jens Brandenburg auf die 
Frage des Abgeordneten Thomas Jarzombek (CDU/ 
CSU):

Wie viele Mittel sollten nach Vorstellung der Bundesminis-
terin für Bildung und Forschung im Bundeshaushalt 2024 für 
die Long-Covid-Forschung vorgesehen sein?

Die künftige Mittelausstattung für die Erforschung der 
Ursachen von Long Covid bzw. des Post-Covid-Syn-
droms sowie von ME/CFS und die Entwicklung gezielter 
Behandlungsmöglichkeiten hängen von den laufenden 
Haushaltsverhandlungen ab. Derzeit sind daher noch 
keine Angaben zu deren Umfang im Bundeshaushalt 
2024 möglich.

Die Erforschung der Ursachen von Long Covid bzw. 
des Post-Covid-Syndroms und die Entwicklung gezielter 
Behandlungsmöglichkeiten stellen eine große Herausfor-
derung dar, die das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) im Rahmen der Projektförderung 
und der institutionellen Förderung aufgreift. Der For-
schungsbedarf ist angesichts des neuen Forschungsfeldes 
breit und erstreckt sich von der Aufklärung der Patho-
mechanismen über die Diagnose und Therapieentwick-
lung bis hin zur Versorgungsforschung. Das BMBF geht 
hier in der Projektförderung gezielt und schrittweise vor.

Eine trennscharfe Zuordnung von Mitteln der For-
schungsförderung zum Thema Long Covid bzw. Post- 
Covid-Syndrom wird durch das BMBF nicht vorgenom-
men. Als Folge einer Covid-19-Erkrankung kann auch 
der bereits seit längerer Zeit bekannte Symptomkomplex 
ME/CFS, das Chronische Fatigue-Syndrom, auftreten. 
Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, die Erforschung 
der Spätfolgen anderer Viruserkrankungen mit zu erfor-
schen, da möglicherweise ähnliche Krankheitsmechanis-
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men bestehen. Zudem liefern die zu Beginn der Pandemie 
aufgesetzte Forschung zu Covid-19, insbesondere das 
Netzwerk Universitätsmedizin (NUM) mit seinen Kohor-
ten, sowie darüber hinausgehende Bereiche der Gesund-
heitsforschung ganz wesentliche Basiselemente zur Er-
forschung der Langzeitfolgen dieser Erkrankung.

Daher ist für die weitere Erforschung von Long Covid 
bzw. des Post-Covid-Syndroms und von ME/CFS eine 
gute Aufstellung der Gesundheitsforschung insgesamt 
von hoher Bedeutung.

Frage 11
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jens Brandenburg auf die 
Frage des Abgeordneten Thomas Jarzombek (CDU/ 
CSU):

Wie viele Mittel sollten nach Vorstellung der Bundesminis-
terin für Bildung und Forschung im Bundeshaushalt 2024 für 
die Fusionsforschung vorgesehen sein?

Die künftige Mittelausstattung der Fusionsforschung 
hängt von den laufenden Haushaltsverhandlungen ab. 
Derzeit sind daher noch keine Angaben zu deren Umfang 
im Bundeshaushalt 2024 möglich.

Frage 12
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jens Brandenburg auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

In welchen Punkten löst nach Meinung der Bundesregierung 
der überarbeitete Referentenentwurf des Wissenschaftszeitver-
tragsgesetzes die zentralen Probleme wie prekäre Beschäfti-
gungsverhältnisse, mangelnde Perspektiven und unbezahlte 
Überstunden für Nachwuchskräfte im deutschen wissenschaft-
l i chen  Arbe i t sumfe ld  (www.deu t sch landfunk .de /  
bundesb i ldungsmin i s te r in - s ta rk -watz inger - s te l l t -  
ueberarbeiteten-gesetzentwurf-fuer-bessere-arbeitsbe-100. 
html)?

Der Referentenentwurf der Novellierung des Wissen-
schaftszeitvertragsgesetzes (WissZeitVG) zielt darauf, 
die Planbarkeit und Verbindlichkeit der wissenschaft-
lichen Karriere zu erhöhen. Die individuelle Qualifizie-
rung der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler wird 
noch stärker als bisher in den Mittelpunkt gestellt. Hierzu 
soll ein zeitlicher Vorrang der Qualifizierungs- vor der 
Drittmittelbefristung eingeführt werden, sodass alle Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler während ihrer 
Qualifizierung von der familien- und sozialpolitischen 
Komponente des Gesetzes profitieren können. Zudem 
sieht der Referentenentwurf Mindestvertragslaufzeiten 
von drei Jahren für die Phase vor der Promotion und 
von zwei Jahren für die Phase nach der Promotion vor, 
was mehr Planbarkeit und Verbindlichkeit für die einzel-
nen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zur Folge 
hat.

Die Postdoc-Phase soll von sechs auf vier Jahre ver-
kürzt werden. Dazu ist ein neues 4+2-Modell vorgesehen. 
Das bedeutet, dass eine Befristung nach der Promotions-
phase (R1) nur noch für die Dauer von maximal vier 
Jahren zulässig ist. Diese vier Jahre bilden die Qualifizie-
rungsphase als Postdoc im Anschluss an die Promotion 

(R2) ab. Danach ist eine weitere Befristung von bis zu 
zwei Jahren nur noch mit verbindlicher Anschlusszusage 
möglich. Dies ist die neue Etablierungsphase, die den 
Übergang in die Position als etablierte Wissenschaftlerin 
oder etablierter Wissenschaftler (R3) markiert. Damit soll 
der Tenure-Track-Gedanke in das WissZeitVG integriert 
werden.

Das WissZeitVG als Sonderbefristungsrecht in der 
Wissenschaft kann jedoch nicht alle Probleme im Wis-
senschaftsbetrieb lösen. Es kann weder zusätzliche unbe-
fristete Stellen neben der Professur schaffen noch Miss-
stände wie unbezahlte Überstunden ausräumen. Hier sind 
die Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Länder 
in der Pflicht, vorhandene Stellenstrukturen umzubauen 
und attraktive Arbeitsbedingungen sowie Karrierewege 
anzubieten.

Frage 13
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jens Brandenburg auf die 
Frage des Abgeordneten Stephan Albani (CDU/CSU):

Welchen Vorschlag werden das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung und die Bundesregierung dem Deutschen 
Bundestag für den Haushalt 2024 unterbreiten, um die For-
schung zu Long Covid, ME/CFS und Post-Vac-Syndrom zu 
stärken, und welches Budget plant das BMBF für die For-
schung im Vergleich zum Haushalt 2023 (bitte dabei die Stei-
gerung zum Vorjahr ausweisen)?

Die künftige Mittelausstattung für die Erforschung der 
Ursachen von Long Covid bzw. des Post-Covid-Syn-
droms sowie von ME/CFS und die Entwicklung gezielter 
Behandlungsmöglichkeiten hängen von den laufenden 
Haushaltsverhandlungen ab. Derzeit sind daher noch 
keine Angaben zu deren Umfang im Bundeshaushalt 
2024 möglich.

Die Erforschung der Ursachen von Long Covid bzw. 
des Post-Covid-Syndroms sowie von ME/CFS und die 
Entwicklung gezielter Behandlungsmöglichkeiten stellen 
eine große Herausforderung dar, die das Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung (BMBF) im Rahmen der 
Projektförderung und der institutionellen Förderung auf-
greift. Der Forschungsbedarf ist breit und erstreckt sich 
von der Aufklärung der Pathomechanismen über die Di-
agnose und Therapieentwicklung bis hin zur Versor-
gungsforschung.

Die Zusammenhänge in Bezug auf den geschilderten 
Themenbereich sind komplex. Das BMBF setzt ange-
sichts des neuen Forschungsfeldes und des fortschreiten-
den Standes von Wissenschaft und Forschung auf durch-
dachte und gezielte Projektförderung und geht dabei 
schrittweise vor. Zudem liefern die zu Beginn der Pande-
mie aufgesetzte Forschung zu Covid-19, insbesondere 
das Netzwerk Universitätsmedizin mit seinen Kohorten, 
sowie darüber hinausgehende Bereiche der Gesundheits-
forschung ganz wesentliche Basiselemente zur Erfor-
schung der Langzeitfolgen der Covid-19-Erkrankung. 
Daher kann auch eine trennscharfe Zuordnung von Mit-
teln der Forschungsförderung zum Themenbereich Long 
Covid bzw. Post-Covid-Syndrom und ME/CFS nicht vor-
genommen werden.
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Das Bundesministerium für Gesundheit beabsichtigt, 
die Versorgungsforschung und epidemiologische For-
schung zu Long Covid bzw. zum Post-Covid-Syndrom 
in erheblichem Maße zu stärken, ebenfalls vorbehaltlich 
zur Verfügung stehender Haushaltsmittel. Für die weitere 
Erforschung von Long Covid bzw. des Post-Covid-Syn-
droms und von ME/CFS ist eine gute Aufstellung der 
Gesundheitsforschung insgesamt von hoher Bedeutung.

Frage 14
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jens Brandenburg auf die 
Frage des Abgeordneten Stephan Albani (CDU/CSU):

Plant die Bundesregierung vor dem Hintergrund des Berufs-
bildungsberichts 2023 Schritte zur Stärkung der beruflichen 
Bildung, und, wenn ja, mit welchen Beträgen können ins-
besondere die Berufsorientierung und die überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten im kommenden Jahr rechnen, und welche 
neuen Maßnahmen werden ihrerseits umgesetzt?

Die Ergebnisse des Berufsbildungsberichts 2023 be-
stätigen die vielfältigen Herausforderungen, vor denen 
die berufliche Bildung steht. Daher ist für die Bundes-
regierung die Stärkung der beruflichen Bildung ein wich-
tiges Handlungsfeld in der aktuellen Legislaturperiode. 
Die zentralen Maßnahmen dafür sind die Allianz für 
Aus- und Weiterbildung, die Exzellenzinitiative Berufli-
che Bildung und die Ausbildungsgarantie.

Bei der im Dezember 2022 gestarteten Exzellenzini-
tiative Berufliche Bildung handelt es sich um eine Dach-
marke, unter der bereits bestehende Maßnahmen zur Stär-
kung der beruflichen Bildung weiterentwickelt und mit 
neuen Initiativen gebündelt werden. Erste Vorhaben wur-
den dabei schon auf den Weg gebracht, wie die Novellie-
rung der Förderrichtlinie des Berufsorientierungspro-
gramms mit einer Stärkung der Berufsorientierung an 
Gymnasien. Zudem wurde ein Wettbewerb ausgerufen 
zur Prämierung digitaler Angebote in der Berufsorientie-
rung. Ein weiteres zentrales Vorhaben ist die Ausrichtung 
der projektbezogenen Sonderförderung Überbetriebli-
cher Bildungsstätten (ÜBS) auf exzellente Pilot- und 
Leuchtturmmaßnahmen. Für die Exzellenzinitiative Be-
rufliche Bildung stehen bis 2026 insgesamt rund 750 Mil-
lionen Euro zur Verfügung.

Die neue Allianzerklärung „Allianz für Aus- und Wei-
terbildung 2023 – 2026“ wurde am 24. Mai 2023 von den 
Spitzen der Allianz für Aus- und Weiterbildung unter-
zeichnet. Damit wurde die Grundlage für die neue Alli-
anzperiode gelegt. Schwerpunkte der Erklärung sind die 
Berufsorientierung und der verbesserte Übergang von der 
Schule in eine Ausbildung.

Der Entwurf des Weiterbildungsgesetzes wurde am 
29. März 2023 vom Bundeskabinett beschlossen und 
hat unter anderem die Umsetzung der im Koalitionsver-
trag vereinbarten Ausbildungsgarantie zum Ziel. Mit der 
Ausbildungsgarantie soll allen jungen Menschen ohne 
Berufsabschluss der Zugang zu einer voll qualifizieren-
den, möglichst betrieblichen Berufsausbildung eröffnet 
werden.

Frage 15
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jens Brandenburg auf die 
Frage des Abgeordneten Lars Rohwer (CDU/CSU):

Wurden bereits Projektfördermittel des Bundes an die bei-
den Großforschungszentren in Delitzsch/Leuna und Görlitz 
ausgezahlt, wenn ja, wann und wie viele (bitte Personalmittel 
gesondert ausweisen), und, wenn nein, warum nicht?

Bis zum 9. Juni 2023 wurden rund 234 000 Euro an das 
Center for the Transformation of Chemistry und das 
Deutsche Zentrum für Astrophysik ausgezahlt. Davon 
sind rund 155 500 Euro Personalmittel.

Frage 16
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Michael Kellner auf die Frage 
des Abgeordneten Lars Rohwer (CDU/CSU):

Plant die Bundesregierung, die 1,8 Millionen industriellen 
und gewerblichen Letztverbraucher am deutschen Gasnetz zu-
künftig mit Wasserstoff zu versorgen, und, wenn ja, was unter-
nimmt die Bundesregierung, um die erforderlichen Anpassun-
gen aller Netzkomponenten und Gasanwendungen für 
Wasserstoff zu unterstützen (steuerlich und durch Förderung)?

Die Bundesregierung hat mit dem am 24. Mai 2023 im 
Kabinett beschlossenen Entwurf der Novelle des Ener-
giewirtschaftsgesetzes (EnWG) Regelungen zum recht-
lichen und regulatorischen Rahmen eines zukünftigen 
Wasserstoffkernnetzes Deutschlands beschlossen. Das 
Wasserstoffkernnetz wird in der ersten Stufe wichtige 
Wasserstoffinfrastrukturen umfassen, die bis 2032 in Be-
trieb gehen sollen. Das Wasserstoffkernnetz soll die zu-
künftigen wesentlichen Wasserstoffproduktionsstädten 
bzw. Importpunkte mit den zukünftigen wesentlichen 
Wasserstoffverbrauchspunkten, das heißt, industriellen 
und großen gewerblichen Großverbrauchern, verbinden 
und dabei alle Regionen Deutschlands berücksichtigen. 
In einer zweiten Stufe wird es eine weitere EnWG-Än-
derung geben. In dem Planungsprozess soll dann weiterer 
Netzausbaubedarf identifiziert werden, um zu einem be-
darfsgerechten Wasserstoffnetz in Deutschland zu gelan-
gen, an das weitere Wasserstoffverbraucher und -erzeu-
ger sowie -speicher angeschlossen werden.

Mit der geplanten Novellierung des Gebäudeenergie-
gesetzes (GEG) sollen Kommunen und Betreiber einen 
verbindlichen Fahrplan mit verbindlichen und nachvoll-
ziehbaren Zwischenzielen (Monitoring) zum Hochlauf 
des Wasserstoffs bis 2045 vorlegen, um die Transforma-
tion des Gasnetzes zu gewährleisten. Wasserstoff wird 
nach heutigen Preisprojektionen jedoch selten das wirt-
schaftlichste Mittel zur Beheizung von Gebäuden dar-
stellen.

Im Rahmen des transnationalen, wichtigen Vorhabens 
von gemeinsamem europäischen Interesse, dem so-
genannten IPCEI Wasserstoff, plant die Bundesregierung 
die Förderung von integrierten Projekten entlang der ge-
samten Wasserstoffwertschöpfungskette von der Erzeu-
gung von grünem Wasserstoff über die Infrastruktur bis 
hin zur Nutzung in der Industrie.
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Frage 17
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Michael Kellner auf die Frage 
des Abgeordneten Christian Görke (DIE LINKE):

Besteht nach Kenntnis der Bundesregierung zum jetzigen 
Zeitpunkt ein Beratervertrag zwischen den Unternehmen Se-
curing Energy for Europe (SEFE) und Boston Consulting 
Group (BCG), und, wenn ja, wann wurde dieser Vertrag zu 
welchen Konditionen (insbesondere in Bezug auf Laufzeit, 
Vergütung, Vertragssumme, Personalbedarf, Zahlungsbedin-
gungen) geschlossen (vergleiche www.businessinsider.de/ 
politik/deutschland/berater-aerger-bei-habeck-dubioser- 
millionen-auftrag-von-sefe-an-beratung-bcg/)?

Nach Kenntnis der Bundesregierung besteht ein Bera-
tervertrag zwischen den Unternehmen Securing Energy 
for Europe (SEFE) und Boston Consulting Group (BCG). 
Dieser wurde am 14. April 2022 geschlossen, unmittelbar 
nach Anordnung der Treuhandverwaltung der Bundes-
netzagentur über die SEFE (damals Gazprom Germania). 
Inhaltlich ging es um die Beratung zu Maßnahmen zur 
Stabilisierung der Gesellschaft einschließlich der Ana-
lyse von Risiken.

Zu den Konditionen des Vertrages kann ich keine Aus-
sagen machen, da es sich um Geschäftsgeheimnisse der 
beteiligten Unternehmen handelt.

Frage 18
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Florian Toncar auf die 
Frage des Abgeordneten Christian Görke (DIE 
LINKE):

Auf welchen Wert beläuft sich das im Zusammenhang mit 
dem Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine eingefrorene 
Vermögen sanktionierter russischer Einzelpersonen und Enti-
täten in Deutschland zum gegenwärtigen Zeitpunkt, und auf 
welche Vermögenswerte (Kontoguthaben, Unternehmens-
beteiligungen, Wertpapiere, Immobilien, bewegliche Gegen-
stände usw.) verteilt sich der Wert des eingefrorenen Ver-
mögens (bitte aufschlüsseln)?

Nach aktuellem Stand sind in Deutschland im Zusam-
menhang mit den beiden EU-Verordnungen 269/2014 
und 833/2014 wegen des völkerrechtswidrigen russi-
schen Angriffskrieges gegen die Ukraine Vermögens-
werte von rund 5,22 Milliarden Euro von Sanktionen er- 
fasst. Dies umfasst eingefrorene Gelder und wirtschaftli-
che Ressourcen von gelisteten Personen und Entitäten 
(zum Beispiel Jachten und sonstige bewegliche Vermö-
gensgegenstände, Immobilien, Unternehmensbeteiligun-
gen). Hinzu kommen blockierte Vermögenswerte der 
Russischen Zentralbank. Diese Vermögenswerte sind 
zwar nicht eingefroren, da die Russische Zentralbank 
als solche nicht gelistet ist, jedoch sind Transaktionen 
im Zusammenhang mit der Verwaltung von Reserven 
sowie von Vermögenswerten der Russischen Zentral- 
bank verboten (Artikel 5a Absatz 4 der EU-Verordnung 
833/2014).

Aufgrund der Verschärfung der Verwendungs-
beschränkung der Informationen zu den eingefrorenen 
Vermögenswerten (Artikel 9 Absatz 6 der EU-Verord-
nung 269/2014) sowie von Verschwiegenheitspflichten 
und datenschutzrechtlichen Vorgaben können keine wei-

teren Details genannt werden. Eine Verwendungsbe-
schränkung gilt auch im Hinblick auf die Informationen 
zu den Vermögenswerten der Russischen Zentralbank 
(Artikel 5a Absatz 4d der EU-Verordnung 833/2014).

Frage 19
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff auf die Frage 
des Abgeordneten Eugen Schmidt (AfD):

Inwiefern ist es dem Bundeskriminalamt (BKA) nach 
Kenntnis der Bundesregierung möglich, Belohnungen für die 
Aufklärung von Straftaten auszuloben, falls es die Ermittlun-
gen führt bzw. an diesen beteiligt ist, bzw. was stünde der 
grundsätzlichen Möglichkeit einer Auslobung durch das 
BKA gegebenenfalls entgegen (www.bka.de/SiteGlobals/ 
F o r m s / S u c h e / S e r v i c e s u c h e _ F o r m u l a r. h t m l ? n n =  
3806&resourceId=4198&input_=3806&pageLocale= 
de&templateQueryString=Belohnung&submit.x=0&submit. 
y=0)?

Das Bundeskriminalamt (BKA) lobt eigeninitiativ 
keine Belohnungen für die Aufklärung von Straftaten 
aus. Die Auslobung von Belohnungen im Zusammen-
hang mit der Aufklärung von Straftaten erfolgt durch 
die zuständige Staatsanwaltschaft.

Das BKA hat bislang einzelfallbezogen eine Aus-
lobung unterstützt. Die Anregung erfolgt im Einzelfall, 
zum Beispiel bei Verfahren von besonderer Tragweite, 
und die Auslobung wird inhaltlich allein durch die zu-
ständige Staatsanwaltschaft festgelegt.

Frage 20
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff auf die Frage 
der Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE):

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, ob 
und, wenn ja, wie viele deutsche Staatsbürger sich als Freiwil-
lige den mutmaßlich russischen Partisanengruppen „Legion 
Freiheit für Russland“ und „Russisches Freiwilligenkorps“ an-
geschlossen haben, und welche Verbindungen bestehen bei 
diesen Personen zu rechtsextremen Parteien, Gruppierungen 
oder Organisationen in Deutschland (www.tagesschau.de/ 
ausland/europa/treffen-kaempfer-belgorod-100.html)?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, 
ob sich deutsche Staatsangehörige als Freiwillige den in 
der Fragestellung genannten Verbänden angeschlossen 
haben.

Der medienbekannte Anführer des Russischen Frei-
willigencorps, Denis Kapustin, hat zwar jahrelang in 
Deutschland gelebt, ist aber russischer Staatsangehöriger. 
Er ist in der rechtsextremistischen Szene sowie der Hoo-
ligan- und Kampfsportszene international gut vernetzt. 
Unter dem von ihm gegründeten szenebekannten Mode-
label White Rex organisierte er Veranstaltungen und ver-
kauft er Kleidung und Merchandise-Artikel. Im Jahr 2019 
wurde ihm gegenüber ein Verbot der Einreise in den 
Schengenraum ausgesprochen.
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Frage 21
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff auf die Frage 
der Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE):

Inwieweit treffen nach Kenntnis der Bundesregierung Mel-
dungen zu, die Bundespolizei habe Bahnunternehmen dazu 
aufgefordert, mutmaßlich „linke“ Versammlungsteilnehmerin-
nen und -teilnehmer bei der Anfahrt zu einer Versammlung – 
gegebenenfalls anhand einer schriftlich oder mündlich von der 
Bundespolizei weitergegebenen Merkmalsliste – in ihren Zü-
gen auszumachen und an die Bundespolizei zu melden (https:// 
taz.de/Bundespolizei-sucht-nach-Linken-in-Zuegen/! 
5938252/), und in Erfüllung welcher der in § 1 ff. des Bundes-
polizeigesetzes abschließend genannten Aufgaben erging die 
Aufforderung an die Bahnunternehmen, der Bundespolizei an-
hand äußerer Kriterien auszuwählende Fahrgäste zu melden?

Die Bundespolizei hat im Zusammenhang mit den Ver-
sammlungslagen anlässlich der Urteilsverkündigung des 
Oberlandesgerichts Dresden gegen vier Angeklagte in 
einem Verfahren wegen der Mitgliedschaft in einer krimi-
nellen Vereinigung gemäß § 129 Strafgesetzbuch und 
anderer Delikte bundesweit lageangepasst Aufklärungs-, 
Fahndungs-, Überwachungs- und Kontrollmaßnahmen in 
Reisezügen durchgeführt. Die Maßnahmen erfolgten in 
Erfüllung der bahnpolizeilichen Aufgaben nach § 3 Bun-
despolizeigesetz auf Grundlage einschlägiger Gefähr-
dungslagebilder der zuständigen Polizei- und Verfas-
sungsschutzbehörden und dienten der Verhinderung und 
Unterbindung der Anreise gewaltbereiter bzw. kriminel-
ler Personen sowie der Abwehr der von diesen ausgehen-
den Gefahren für den Bahnverkehr sowie Bahnreisende.

Dabei stand die Bundespolizei – wie auch bei anderen 
Einsatzlagen – im Austausch mit relevanten Eisenbahn-
verkehrsunternehmen, um diese hinsichtlich etwaiger 
Sicherheitsrisiken und potenzieller veranstaltungsbezo-
gener Gefahrenlagen zu sensibilisieren und betriebsbezo-
gene Maßnahmen oder solche der unternehmerischen Si-
cherheitsvorsorge abzustimmen. Dies umfasste auch die 
Bitte an die Verkehrsunternehmen, der Bundespolizei 
mögliche anlassbezogene Feststellungen mitzuteilen. 
Dies war erforderlich, um die polizeiliche Lagebeurtei-
lung im Hinblick auf mögliche Gefährdungen fortgesetzt 
durchzuführen zu können. Äußere Merkmale zur Erkenn-
barkeit des betroffenen Personenkreises wurden dabei 
seitens der Bundespolizei nicht an die Eisenbahnver-
kehrsunternehmen übermittelt.

Frage 22
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Wie viele Fachkräfte mit Berufsausbildung, Fachkräfte mit 
akademischer Ausbildung oder hochqualifizierte Personen im 
Sinne des Gesetzes über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit 
und die Integration von Ausländern im Bundesgebiet sind seit 
2015 nach Deutschland eingewandert, und wie viele Personen 
derselben Qualifikationsstufen sind seitdem ausgewandert 
(https://finanzmarktwelt.de/fachkraefte-kommen-nicht-nach- 
deutschland-sondern-verlassen-das-land-263757/)?

Die Frage bezieht sich auf Fachkräfte mit Berufsaus-
bildung, Fachkräfte mit akademischer Ausbildung oder 
hochqualifizierte Personen im Sinne des Gesetzes über 
den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration 
von Ausländern im Bundesgebiet (AufenthG). Daher 
wurde das Ausländerzentralregister (AZR) nach Per-
sonen mit Aufenthaltstitel nach § 18a, § 18b und § 18c 
Absatz 3 AufenthG bzw. den entsprechenden Altfällen, 
also den Vorschriften, in denen die Regelungsinhalte der 
genannten Vorschriften früher normiert waren, ausge-
wertet. Eine solche Auswertung kann nie alle ein- bzw. 
ausgereisten hochqualifizierten Personen darstellen, da 
diese Personen auch aus anderen Gründen als der Er-
werbstätigkeit, zum Beispiel aus familiären Gründen, 
nach Deutschland einreisen und einer hochqualifizierten 
Beschäftigung nachgehen bzw. als Arbeitskräfte mit ei-
nem anderen Titel einreisen können. Diese Fälle sind aus 
dem AZR nicht ermittelbar. Personen mit EU-Freizügig-
keitsrecht benötigen keinen der genannten Aufenthalts-
titel und sind daher in der Auswertung ebenfalls nicht 
erfasst. Alle Zahlen sind daher als Untergrenze zu deuten.

Zwischen dem 1. Januar 2015 und dem 31. Mai 2023 
sind 261 623 Personen nach Deutschland eingereist, de-
nen als erster Titel nach der Einreise ein Aufenthaltstitel 
nach § 18a, § 18b und § 18c Absatz 3 AufenthG bzw. ein 
entsprechender Titel nach vorheriger Rechtslage erteilt 
wurde. Im gleichen Zeitraum sind 26 673 Personen aus 
Deutschland ausgereist, die als letzten Titel vor der Aus-
reise einen Aufenthaltstitel nach § 18a, § 18b und § 18c 
Abs. 3 AufenthG bzw. nach den entsprechenden Altfällen 
besaßen.

Die Fragestellung nach statistischen Daten über die 
Einwanderung von diesen Personengruppen seit 2015 
und die Auswanderung von Personen derselben Qualifi-
kationsstufen eignet sich meiner Auffassung nach nicht 
für eine mündliche Beantwortung im Rahmen dieser Fra-
gestunde, da die erfragten Daten sinnvoll nur in Form 
einer komplexen statistischen Tabelle dargestellt werden 
können. Hinsichtlich der Verteilung nach Aufenthaltstitel 
und Jahr der Ein- bzw. Ausreise wird die Antwort daher 
in Form einer Tabelle gegeben (Quelle jeweils: Auslän-
derzentralregister, Stand 31. Mai 2023): 
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Anzahl eingereister Personen, denen als erster Titel nach der Einreise ein Aufenthaltstitel nach § 18a, § 18b und § 18c 
Abs. 3 AufenthG erteilt wurde 

Anzahl Personen nach erstem erteilten Titel nach 
der Einreise/Jahr der letzten Einreise

2023 2022 2021 2020 2019 2018 2017 2016 2015 Summe

nach § 18a AufenthG (Fachkraft mit Berufsausbil-
dung) erteilt

103 2.923 6.889 6.389 9.984 9.259 8.533 5.543 2.966 52.589

nach § 18b Abs. 1 AufenthG (Fachkraft mit aka-
demischer Ausbildung) erteilt

436 5.606 5.861 5.180 8.111 7.859 7.220 5.703 4.372 50.348

nach § 18b Abs. 2 S. 1 AufenthG (Blaue Karte EU, 
Fachkräfte mit akademischer Ausbildung, Regel-
berufe) erteilt

1.012 16.524 10.511 6.608 5.321 3.176 1.958 1.170 812 47.092

nach § 18b Abs. 2 S. 2 AufenthG (Blaue Karte EU, 
Fachkräfte mit akademischer Ausbildung, Mangel-
berufe) erteilt

398 6.275 7.027 5.661 6.071 4.988 3.821 2.456 1.750 38.447

nach § 18b AufenthG (Altfall – für Absolventen 
deutscher Hochschulen) erteilt

2 8 15 92 143 315 575

nach § 18c Abs. 3 AufenthG (besonders hochqualifi-
zierte Fachkräfte) erteilt

22 29 20 12 12 23 31 44 193

nach § 19 Abs. 1 AufenthG (Altfall – Hochqualifi-
zierter ohne besondere Zuordnung nach § 19 Abs. 2 
AufenthG) erteilt

8 7 9 12 16 52

nach § 19 Abs. 2 Nr. 1 AufenthG (Altfall – hoch-
qualifizierter Wissenschaftler) erteilt

12 4 16 10 12 54

nach § 19 Abs. 2 Nr. 2 AufenthG (Altfall – hoch-
qualifizierte Lehrperson) erteilt

5 7 11 9 8 40

nach § 19a Abs. 6 Satz 1 AufenthG (Altfall – Inhaber 
Blaue Karte EU nach frühestens 33 Monaten) erteilt

1 12 14 39 111 160 337

nach § 19a Abs. 6 Satz 3 AufenthG (Altfall – Inhaber 
Blaue Karte EU nach frühestens 21 Monaten) erteilt

14 26 76 168 172 456

nach § 19a AufenthG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 2 Bst. a) 
BeschV (Altfall – Blaue Karte EU, Regelberufe) er-
teilt

252 7.548 8.566 8.059 7.341 6.245 38.011

nach § 19a AufenthG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 2 Bst. a) 
BeschV (Altfall – Blaue Karte EU, Voraufenthalt mit 
Blauer Karte EU, Regelberufe) erteilt

1 22 15 18 19 9 84

nach § 19a AufenthG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 2 Bst. b) 
oder § 2 Abs. 2 BeschV (Altfall – Blaue Karte EU, 
Mangelberufe) erteilt

180 5.526 6.898 6.625 7.116 6.954 33.299

nach § 19a AufenthG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 2 Bst. b) 
oder § 2 Abs. 2 BeschV (Altfall – Blaue Karte EU, 
Voraufenthalt, Mangelberufe) erteilt

1 7 9 14 10 5 46

Summe 1.949 31.350 30.317 24.295 42.661 40.855 36.514 29.842 23.840 261.623

Erläuterung: Die relativ geringe Anzahl von Einreisen 
in Verbindung mit den gewünschten Aufenthaltstiteln in 
2023 dürfte einen zeitlichen Hintergrund haben. Per-
sonen, die mit einem Visum nach Deutschland einreisen, 
müssen innerhalb von drei Monaten nach der Einreise bei 
den Ausländerbehörden einen Aufenthaltstitel beantra-
gen. Sie halten sich bis zur Antragsstellung jedoch bereits 
legal in Deutschland auf und dürfen auch ihre Erwerbs-

tätigkeit aufnehmen. Zum aktuellen Stichtag 31. Mai 
2023 sind daher noch nicht alle tatsächlich in 2023 ein-
gereisten Personen auch mit einer Titelerteilung im AZR 
erfasst.

Im Laufe des Jahres wird es bei der Ausstellung von 
Titeln auch zur Nacherfassung der Einreisen kommen. 
Die Zahl für 2023 ist daher als Untergrenze zu betrachten.
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Anzahl ausgereister Personen, die als letzten Titel vor der Ausreise einen Aufenthaltstitel nach § 18a, § 18b und § 18c 
Abs. 3 AufenthG besaßen 

Anzahl Personen nach letztem Titel/Jahr der letzten 
Ausreise

2023 2022 2021 2020 2019 2018 2017 2016 2015 Summe

nach § 18a AufenthG (Fachkraft mit Berufsausbildung) 
erteilt

178 446 362 222 2 2 3 2 1 1.218

nach § 18b Abs. 1 AufenthG (Fachkraft mit akademi-
scher Ausbildung) erteilt

365 1075 849 233 10 7 5 3 2 2.549

nach § 18b Abs. 2 S. 1 AufenthG (Blaue Karte EU, 
Fachkräfte mit akademischer Ausbildung, Regelberufe) 
erteilt

631 1602 843 153 4 3 4 3 1 3.244

nach § 18b Abs. 2 S. 2 AufenthG (Blaue Karte EU, 
Fachkräfte mit akademischer Ausbildung, Mangelberu-
fe) erteilt

316 773 511 114 2 1 2 4 1 1.724

nach § 18b AufenthG (Altfall – für Absolventen deut-
scher Hochschulen) erteilt

34 129 157 153 152 114 103 85 72 999

nach § 18c Abs. 3 AufenthG (besonders hochqualifi-
zierte Fachkräfte) erteilt

5 12 7 1 1 1 1 28

nach § 19 Abs. 1 AufenthG (Altfall – Hochqualifizierter 
ohne besondere Zuordnung nach § 19 Abs. 2 AufenthG) 
erteilt

2 10 7 11 16 10 14 11 17 98

nach § 19 Abs. 2 Nr. 1 AufenthG (Altfall – hochquali-
fizierter Wissenschaftler) erteilt

2 6 7 4 10 12 4 3 5 53

nach § 19 Abs. 2 Nr. 2 AufenthG (Altfall – hochquali-
fizierte Lehrperson) erteilt

3 3 2 2 2 4 2 1 19

nach § 19 AufenthG (Altfall – Hochqualifizierte) erteilt 8 19 23 12 31 32 74 70 106 375

nach § 19a Abs. 6 AufenthG (Altfall – Inhaber Blaue 
Karte EU) erteilt

3 3 3 2 6 1 4 8 15 45

nach § 19a Abs. 6 Satz 1 AufenthG (Altfall – Inhaber 
Blaue Karte EU nach frühestens 33 Monaten) erteilt

44 141 192 160 175 140 100 54 35 1.041

nach § 19a Abs. 6 Satz 3 AufenthG (Altfall – Inhaber 
Blaue Karte EU nach frühestens 21 Monaten) erteilt

32 128 167 132 179 87 71 46 21 863

nach § 19a AufenthG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 2 Bst. a) 
BeschV (Altfall – Blaue Karte EU, Regelberufe) erteilt

85 561 1053 1444 1639 1360 1141 927 768 8.978

nach § 19a AufenthG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 2 Bst. a) 
BeschV (Altfall – Blaue Karte EU, Voraufenthalt mit 
Blauer Karte EU, Regelberufe) erteilt

1 3 2 4 1 5 4 3 23

nach § 19a AufenthG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 2 Bst. b) 
oder § 2 Abs. 2 BeschV (Altfall – Blaue Karte EU, 
Mangelberufe) erteilt

53 338 539 855 1.068 876 676 546 455 5.406

nach § 19a AufenthG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 2 Bst. b) 
oder § 2 Abs. 2 BeschV (Altfall – Blaue Karte EU, 
Voraufenthalt, Mangelberufe) erteilt

1 4 3 2 10

Summe 1.758 5.247 4.727 3.500 3.304 2.652 2.213 1.769 1.503 26.673

Frage 23
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Martin Plum (CDU/CSU):

Welche gesetzliche Regelung zu Schutzmaßnahmen (www. 
handelsblatt.com/finanzen/banken-versicherungen/banken/ 
schutz-vor-geldautomatensprengung-volksbanken-und- 
sparkassen-erwaegen-verklebetechnik/29135048.html) erwägt 
die Bundesregierung im Hinblick auf die Sprengung von Geld-
automaten, und zieht sie dabei auch einen verpflichtenden Ein-
satz der Verklebetechnik zum Schutz vor Geldautomatenspren-
gungen durch die jeweiligen Betreiber der Geldautomaten in 
Betracht?

Über mögliche gesetzliche Regelungen wird die Bun-
desregierung im Lichte der Ergebnisse der Ende dieses 
Monats anstehenden Evaluierung des Umsetzungstandes 
der Maßnahmen entscheiden, die in einer Gemeinsamen 
Erklärung des bundesweiten Runden Tisches zu Geld-
automatensprengungen im Bereich der Prävention von 
Geldautomatensprengungen vereinbart wurden. Sollte 
die Evaluierung zeigen, dass die Gemeinsame Erklärung 
nicht ausreichend umgesetzt wird und die Maßnahmen zu 
keinen nennenswerten Verbesserungen geführt haben, 
wird das Bundesinnenministerium zügig im Kreis der 
betroffenen Bundesministerien über mögliche gesetzli-
che Änderungen beraten.
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Zu der Frage, welche inhaltlichen Regelungen ein sol-
ches Gesetz haben würde, können daher zum jetzigen 
Zeitpunkt keine Aussagen gemacht werden.

Frage 24
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff auf die Frage 
des Abgeordneten Norbert Kleinwächter (AfD):

Das „dreckige Spiel der AfD“ auf welcher Organisations-
ebene (etwa Bundestagsfraktion, Bundespartei, Landtagsfrak-
tion, Landesverband und/oder Ähnliches; bitte die jeweiligen 
Einheiten präzise auflisten) spiele zum einen derjenige mit, der 
„das Asylrecht antasten will“, und wie könnten zum anderen 
die politischen Forderungen der jeweils aufgelisteten AfD- 
Einheiten zum Asylrecht aus Sicht der Bundesministerin des 
Innern und für Heimat, Nancy Faeser, konkret umgeschrieben 
werden, damit sie keinem „Spiel“ – und schon gar nicht einem 
„dreckigen“ – gleichkämen und zugleich erlaubten, dass das 
Asylrecht angetastet wird (vergleiche: „Wer das Asylrecht an-
tasten will, spielt das dreckige Spiel der AfD mit“, www.welt. 
de/politik/deutschland/article245750470/Migration-Wer-das- 
Asylrecht-antasten-will-spielt-das-dreckige-Spiel-der-AfD- 
mit.html, zuletzt abgerufen am 8. Juni 2023, 12.30 Uhr)?

Die Äußerung der Ministerin steht für sich.

Frage 25
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff auf die Frage 
des Abgeordneten Petr Bystron (AfD):

Wie viele in Deutschland niedergelassene Ärzte wurden 
wegen angeblich gefälschter Coronaatteste bundesweit verhaf-
tet, und wie viele Durchsuchungen in Praxen und Privathäu-
sern gab es?

Der Bundesregierung liegen keine bundesweiten Zah-
len zu Festnahmen und Durchsuchungen im Zusammen-
hang mit der Ausstellung gefälschter Atteste, die zum 
Beispiel von der Impfpflicht oder der Maskentragepflicht 
befreien, vor. Die Zuständigkeiten für entsprechende Er-
mittlungen bzw. damit verbundene Maßnahmen liegen 
bei den Ländern.

Frage 26
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff auf die Frage 
der Abgeordneten Clara Bünger (DIE LINKE):

Wie ist es zu erklären, dass der Parlamentarische Staats-
sekretär bei der Bundesministerin des Innern und für Heimat, 
Mahmut Özdemir, auf meine Nachfrage zu der Antwort der 
Bundesregierung auf meine schriftliche Frage 53 auf Bundes-
tagsdrucksache 20/6668 mit Schreiben vom 25. Mai 2023 
bestätigte, dass der Bund auch weiterhin beabsichtige, die „er-
forderlichen Unterbringungsbedarfe für Rückführungsauf-
gaben“ in einem gemeinsamen Behördenzentrum mit dem 
Land Brandenburg zu decken (https://cms.clarabuenger.de/ 
uploads/Nachbeantwortung_BER_Geschwaerzt_0a207b518f. 
pdf), wohingegen die brandenburgische Landesregierung am 
17. Mai 2023 in der Antwort auf eine Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Tina Fischer erklärte, das geplante Behörden-
zentrum werde nach „gegenwärtigem Planungsstand kein 
Rückführungsgebäude der Bundespolizei enthalten“ (verglei-
che Drucksache 7/7748 des Landtags Brandenburg, www. 
parlamentsdokumentation.brandenburg.de/starweb/LBB/ 
ELVIS/parladoku/w7/drs/ab_7700/7748.pdf), was sich nach 
meinem Verständnis widerspricht, und in welcher Weise will 

der Bund „Unterbringungsbedarfe für Rückführungsaufgaben“ 
in dem geplanten Behördenzentrum decken, wenn dieses kein 
„Rückführungsgebäude“ enthalten soll?

Die Bundesregierung hält weiter an der in ihrem 
Schreiben vom 25. Mai 2023 geäußerten Auffassung, 
dass der Bund auch künftig beabsichtigt, die erforderli-
chen Unterbringungsbedarfe für Rückführungsaufgaben 
in einem gemeinsamen Behördenzentrum mit dem Land 
Brandenburg zu decken, fest.

Darüber hinaus kommentiert die Bundesregierung die 
Äußerungen einzelner Landesregierungen nicht.

Frage 27
Antwort

der Staatsministerin Dr. Anna Lührmann auf die Frage 
der Abgeordneten Clara Bünger (DIE LINKE):

Werden die Visaverfahren für gefährdete Afghaninnen und 
Afghanen nach jetziger Einschätzung der Bundesregierung 
wieder aufgenommen, und, wenn ja, was waren die Gründe 
für etwaige Verzögerungen, und welche Botschaften bzw. Be-
arbeitungsstellen werden an der Visumsbearbeitung und zu-
sätzlichen Sicherheitsgesprächen teilnehmen (vergleiche Ant-
wort der Bundesregierung auf meine schriftliche Frage 80 auf 
Bundestagsdrucksache 20/6390 und Antwort der Bundesregie-
rung auf meine mündliche Frage 36, Plenarprotokoll 20/99), 
und, wenn nein, wann beabsichtigt die Bundesregierung, die 
Visaverfahren wiederaufzunehmen, und betrifft die Einfüh-
rung des optimierten Sicherheitsverfahrens auch Personen, 
die im Rahmen von Landesaufnahmeprogrammen für afgha-
nische Staatsangehörige aufgenommen werden, sodass diese 
ihr Visumverfahren ebenfalls an der deutschen Botschaft in 
Islamabad durchlaufen müssten, und, wenn ja, bitte begründen 
und ausführen?

Im Rahmen der Verfahren zur Aufnahme von gefähr-
deten Afghaninnen und Afghanen werden die Visumver-
fahren schnellstmöglich wieder aufgenommen, sobald 
die dafür erforderlichen Voraussetzungen, wie die Etab-
lierung angepasster Sicherheitsverfahren, vorliegen. Die 
Bundesregierung rechnet noch im Juni damit.

An dem angepassten Verfahren sind die Visastelle der 
Botschaft Islamabad und Vertreterinnen und Vertreter der 
Innenbehörden beteiligt. Zu den Gründen für die vorüber-
gehende Aussetzung der Ausreisen und damit einher-
gehend der Visumverfahren hat die Bundesregierung 
sich bereits mehrfach geäußert.

Die Aufnahme über Landesaufnahmeprogramme er-
folgt im Wege einer anderen Verfahrensstruktur in der 
Regel in dem Drittstaat, in dem sich Antragstellende auf-
halten, sofern die Aufnahmeanordnung dies zulässt.

Frage 28
Antwort

der Staatsministerin Dr. Anna Lührmann auf die Frage 
des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE LINKE):

Auf welchen konkreten Erkenntnissen basiert die Aussage 
des Bundeskanzlers Olaf Scholz, dass es sich bei der mutmaß-
lichen Sprengung des Kachowka-Staudamms um „eine Ag-
gression der russischen Seite“ handle („Scholz: Russland 
wollte mit Staudamm-Sprengung Offensive aufhalten“, dpa 
vom 6. Juni 2023), während die USA und Großbritannien 
erklärten, noch keine Beweise dafür zu haben, wer für die 
Zerstörung des Staudamms verantwortlich sei (www. 
tagesschau.de/newsticker/liveblog-ukraine-mittwoch-246. 
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html#Wasserstand-in-Flutgebieten-weiter-angestiegen), und 
welche weiteren Erkenntnisse hat die Bundesregierung über 
die Ursachen für die Schäden des Staudamms?

Die Zerstörung des Kachowka-Staudamms ist eine 
Folge des völkerrechtswidrigen Angriffskriegs der Rus-
sischen Föderation gegen die Ukraine. Auch der General-
sekretär der Vereinten Nationen, Guterres, hat den Vorfall 
als Konsequenz der russischen Invasion bezeichnet. Die 
Ausführungen von Bundeskanzler Olaf Scholz beim Eu-
ropaforum des WDR am 6. Juni 2023 stehen für sich.

Frage 29
Antwort

der Staatsministerin Dr. Anna Lührmann auf die Frage 
des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE LINKE):

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung für ihr 
politisches Handeln (wie zum Beispiel weitere Waffenlieferun-
gen an die Ukraine oder diplomatische Bemühungen zur einer 
möglichst schnellen Beendigung des Krieges in der Ukraine) 
aus dem Umstand, dass der Ukrainekrieg allein im ersten Jahr 
120 Millionen Tonnen CO2-Emissionen-Äquivalente aus-
gestoßen hat (siehe dazu www.zdf.de/nachrichten/panorama/ 
klima-fussabdruck-ukraine-krieg-russland-100.html), und ver-
fügt die Bundesregierung über eine Position zu dem Umstand, 
dass der Wiederaufbau der Ukraine nach dem Krieg etwa 
50 Millionen Tonnen CO2 verursachen werden soll (ebenda), 
und, wenn ja, welche?

Die Bundesregierung hat die in der Fragestellung in 
Bezug genommene Medienberichterstattung zur Kennt-
nis genommen. Deutschland wird die Ukraine auch wei-
terhin politisch, finanziell, humanitär und militärisch un-
terstützen, solange es nötig ist – sowohl bilateral als auch 
im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit in der 
Europäischen Union, G7, NATO, den Vereinten Nationen 
und in anderen Formaten.

Seit Beginn des völkerrechtswidrigen Angriffskriegs 
der Russischen Föderation gegen die Ukraine am 24. Fe-
bruar 2022 setzt sich die Bundesregierung intensiv für 
dessen Beendigung ein. Hierzu steht die Bundesregie-
rung kontinuierlich im engen Austausch mit ihren Part-
nern. Aus Sicht der Bundesregierung ist die fortgesetzte 
Weigerung Russlands, der bindenden Entscheidung des 
Internationalen Gerichtshofs vom 16. März 2022 zu fol-
gen, seinen völkerrechtswidrigen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine einzustellen und seine Streitkräfte vollständig, 
unverzüglich und bedingungslos von ukrainischem Ter-
ritorium zurückzuziehen, das zentrale Hindernis für einen 
möglichen Friedensschluss. Aus Sicht der Bundesregie-
rung ist es allein an der Regierung der Ukraine, über 
Aufnahme, Zeitpunkt, Format und Inhalt möglicher Ver-
handlungen mit der Russischen Föderation über eine 
friedliche Lösung zur Beendigung des völkerrechtswid-
rigen russischen Angriffskrieges zu entscheiden.

Nach Beendigung des völkerrechtswidrigen Angriffs-
kriegs der Russischen Föderation gegen die Ukraine wird 
aus Sicht der Bundesregierung ein Wiederaufbau der 
Ukraine zwingend erforderlich sein. Dieser erfordert ei-
nen sozial, wirtschaftlich und ökologisch nachhaltigen 
Ansatz, der die verschiedenen Interessen berücksichtigt.

Frage 30
Antwort

der Staatsministerin Dr. Anna Lührmann auf die Frage 
der Abgeordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE):

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung (auch nachrich-
tendienstliche) über die Bewaffnung der Neonazi-Miliz „Rus-
sisches Freiwilligenkorps“ mit Militärmaterial aus NATO- 
Staaten (www.washingtonpost.com/national-security/2023/ 
06/03/nato-weapons-russia/), die zusammen mit der „Legion 
Freiheit Russlands“, laut Presseberichten „vom ukrainischen 
Militärgeheimdienst aufgestellt, bewaffnet, ausgerüstet, be-
zahlt und unterstützt“ (www.spiegel.de/ausland/ukraine- 
dauerbeschuss-auf-die-region-belgorod-kiews-gefaehrliche- 
ablenkungsmanoever-a-5c0f8b0a-f968-4f9e-80b5-  
d2ebe6fe41e9), ins russische Grenzgebiet der Region Belgo-
rod vorgedrungen ist und Wohngebiete unter Dauerbeschuss 
genommen hat, und inwiefern kann die Bundesregierung ge-
gebenenfalls ausschließen, dass auch aus Deutschland an die 
ukrainische Regierung gelieferte Waffen an Neonazi-Milizen 
weitergegeben werden?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im 
Sinne der Fragestellung vor.

Die Bundesregierung macht sich die in der Fragestel-
lung enthaltenen Tatsachenbehauptungen ausdrücklich 
nicht zu eigen.

Frage 31
Antwort

der Staatsministerin Dr. Anna Lührmann auf die Frage 
der Abgeordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE):

Welche konkreten Kenntnisse hatte die Bundesregierung am 
6. Juni 2023 über die russische Täterschaft bei der Zerstörung 
des Kachowka-Staudamms in der Ukraine, die der Bundes-
kanzler Olaf Scholz bereits am Vormittag des 6. Juni 2023 
beim „Europaforum“ des WDR (www.bundesregierung.de/ 
breg-de/themen/europa/kanzler-wdr-europaforum-2194542
und OTS, 6. Juni 2023) angenommen hat, während die US- 
Regierung am selben Tag betonte, keine gesicherten Erkennt-
nisse über die Hintergründe der Zerstörung des Kachowka- 
Staudamms zu haben (www.reuters.com/world/white-house- 
us-cannot-conclusively-determine-cause-ukrainian-dam- 
destruction-2023-06-06/), und der Premierminister des Ver-
einigten Königreichs, Rishi Sunak, am 7. Juni 2023 dem Sen-
der ITV erklärte, es sei noch nicht klar, ob Russland für den 
Dammbruch verantwortlich sei (Reuters, 7. Juni 2023)?

Die Zerstörung des Kachowka-Staudamms ist eine 
Folge des völkerrechtswidrigen Angriffskriegs der Rus-
sischen Föderation gegen die Ukraine. Auch der General-
sekretär der Vereinten Nationen, Guterres, hat den Vorfall 
als Konsequenz der russischen Invasion bezeichnet. Die 
Ausführungen von Bundeskanzler Olaf Scholz beim Eu-
ropaforum des WDR am 6. Juni 2023 stehen für sich.

Frage 32
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Benjamin Strasser auf die 
Frage des Abgeordneten Eugen Schmidt (AfD):

Inwiefern ist es dem Generalbundesanwalt beim Bundes-
gerichtshof nach Kenntnis der Bundesregierung möglich, Be-
lohnungen für die Aufklärung von Straftaten auszuloben, falls 
er die Ermittlungen führt bzw. an diesen beteiligt ist, bzw. was 
stünde der grundsätzlichen Möglichkeit einer Auslobung 
durch den Generalbundesanwalt gegebenenfalls entgegen 
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(www.generalbundesanwalt.de/DE/Generalbundesanwalt/ 
Unsere_Zustaendigkeit/Strafverfolgung/strafverfolgung-node. 
html)?

Dem Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof 
(GBA) steht es als Strafverfolgungsbehörde des Bundes 
im Rahmen der allgemeinen Ermittlungsbefugnis der 
Staatsanwaltschaft nach § 161 der Strafprozessordnung 
(StPO) grundsätzlich zu, eine Belohnung auszusetzen. Zu 
denken ist daran insbesondere bei Fahndungsmaßnahmen 
im Zusammenhang mit § 131a StPO. Dabei ist im Einzel-
fall eine Abwägung der Rechte des Betroffenen mit dem 
Strafverfolgungsinteresse vorzunehmen, wobei insbeson-
dere die verletzten Rechtsgüter, die sonstigen Aufklä-
rungsmöglichkeiten (sogenanntes Subsidiaritätsprinzip), 
das Übermaßverbot, der zu erwartende Aufklärungs-
gewinn und eine etwaige Gefährdung weiterer Ermittlun-
gen durch die Offenlegung von bereits gewonnenen Er-
kenntnissen zu berücksichtigen sind.

Ergänzend ist für den Zuständigkeitsbereich des GBA 
insbesondere die Gemeinsame Allgemeine Verfügung 
„Aussetzung von Belohnungen für die Mitwirkung von 
Privatpersonen bei der Aufklärung strafbarer Handlun-
gen oder der Ergreifung flüchtiger Straftäter“ des Bun-
desministers der Justiz vom 18. März 1988 zu beachten.

Frage 33
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Benjamin Strasser auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Martin Plum (CDU/CSU):

Beabsichtigt die Bundesregierung infolge des Urteils des 
Bundesgerichtshofs vom 27. April 2021 – XI ZR 26/20, wo-
nach Änderungen von Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
(AGB) einer Bank mittels einer Zustimmungsfiktion im Falle 
einer fehlenden fristgerechten Ablehnung nicht wirksam sind, 
eine Änderung der geltenden Rechtslage, und, wenn ja, bis 
wann beabsichtigt die Bundesregierung, dafür einen eigenen 
Regelungsvorschlag zu unterbreiten?

Sie sprechen mit Ihrer Frage zu dem Urteil des Bundes-
gerichtshofes (BGH) vom 27. April 2021 – XI ZR 26/20 – 
ein komplexes Thema an. Der BGH hat in dieser Ent-
scheidung die Zustimmungsfiktionsklausel einer Bank 
als unwirksam angesehen, weil diese Klausel es nach 
ihrem Wortlaut ermöglichte, die Zustimmung der Kunden 
insbesondere auch zu Änderungen zu fingieren, durch die 
das vertraglich vereinbarte Äquivalenzverhältnis von 
Leistung und Gegenleistung erheblich zulasten der Kun-
den verschoben wird.

Der BGH hat mit seiner Entscheidung auch nicht ge-
nerell Fiktionsklauseln in den Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen von Banken und Sparkassen für unwirksam 
erklärt. Deswegen prüft das Bundesministerium der Jus-
tiz aktuell sehr sorgfältig im Dialog mit allen Beteiligten, 
ob gesetzgeberischer Handlungsbedarf besteht und, wenn 
ja, wie eventuellem Handlungsbedarf entsprochen wer-
den könnte.

Frage 34
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Benjamin Strasser auf die 
Frage der Abgeordneten Gökay Akbulut (DIE LINKE):

Plant die Bundesregierung eine Anpassung der Vergütungs-
pauschalen für Verfahrensbeistände in familiengerichtlichen 
Verfahren, und, wenn ja, bitte Zeitplan und Höhe der geplanten 
Anpassung benennen, und trifft es zu, dass die Vergütungs-
pauschalen seit der Einführung im Jahr 2009 nicht angepasst 
wurden?

Dem Verfahrensbeistand kommt in bestimmten famili-
engerichtlichen Verfahren eine besonders wichtige Funk-
tion als Interessenvertreter des Kindes zu. Aus diesem 
Grund wurden in der letzten Legislaturperiode die Qua-
lifikationsanforderungen für Verfahrensbeistände ge-
regelt und insbesondere auch eine Fortbildungspflicht 
eingeführt.

Die Pauschalvergütung für den berufsmäßig tätigen 
Verfahrensbeistand wurde mit dem Gesetz zur Reform 
des Verfahrens in Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit im Jahr 2009 ein-
geführt und ist seitdem unverändert. Das Bundesministe-
rium der Justiz prüft derzeit, ob und wie den erhöhten 
Anforderungen an die Verfahrensbeistände und den ge-
stiegenen Lebenshaltungs- und Sachkosten seit 2009 
durch eine Erhöhung der Vergütung Rechnung getragen 
werden könnte. Die Länder sind in diese Prüfung ein-
bezogen.

Frage 35
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Hitschler auf die Frage 
der Abgeordneten Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Auf welcher Rechtsgrundlage kann die Bundesregierung 
ehemaligen deutschen Bundeswehrpiloten verbieten, zum Bei-
spiel chinesische Kampfpiloten auszubilden (siehe dazu: www. 
tagesschau.de/ausland/asien/ex-kampfpiloten-china-102. 
html), und welche Sanktionen können bereits heute oder sollen 
zukünftig bei Zuwiderhandlung angedroht werden (bitte auf-
listen)?

Ehemalige Soldatinnen und Soldaten können nach ih-
rer aktiven Dienstzeit bei der Bundeswehr zivile Beschäf-
tigungsverhältnisse eingehen. Berufssoldatinnen und Be-
rufssoldaten im Ruhestand sowie frühere Soldatinnen 
und Soldaten haben jedoch grundsätzlich bei der Wahl 
eines zivilen Beschäftigungsverhältnisses nach der akti-
ven Dienstzeit zu beachten, dass sie – wenn auch ein-
geschränkt – sogenannten nachwirkenden Dienstpflich-
ten unterliegen. Hierzu zählt neben der Verpflichtung 
zur Anzeige einer Tätigkeit nach dem Ausscheiden aus 
dem Wehrdienst zum Beispiel die Verschwiegenheits-
pflicht, wonach eine Soldatin oder ein Soldat auch nach 
dem Ausscheiden aus dem Wehrdienst über die ihr oder 
ihm bei Gelegenheit der dienstlichen Tätigkeit bekannt-
gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu be-
wahren hat. Verstoßen Berufssoldatinnen und Berufssol-
daten im Ruhestand sowie frühere Soldatinnen und 
Soldaten gegen nachwirkende Dienstpflichten, so gilt 
dies als Dienstvergehen.

Auf Grundlage der aktuellen gesetzlichen Regelungen 
werden für angezeigte Tätigkeiten nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses durch die zuständige Stelle im Bun-
desministerium der Verteidigung Interessenkollisions-
prüfungen unter Berücksichtigung der einschlägigen 
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Rechtsprechung durchgeführt, und die Aufnahme von 
Tätigkeiten wird untersagt, wenn dienstliche Interessen 
beeinträchtigt würden.

Daneben können auch strafrechtliche Tatbestände er-
füllt sein. So können Soldatinnen oder Soldaten beispiels-
weise auch den Straftatbestand der Verletzung des 
Dienstgeheimnisses nach § 353b des Strafgesetzbuches 
verwirklichen, wenn sie dienstlich bekanntgewordenes 
und geheimhaltungsbedürftiges Wissen nach dem Aus-
scheiden aus dem Wehrdienst preisgeben. Zudem kom-
men je nach Einzelfall auch eine Strafbarkeit wegen Ge-
fährdung der äußeren Sicherheit, wie zum Beispiel 
Landesverrat (§ 94 StGB), Offenbaren oder Preisgabe 
von Staatsgeheimnissen (§§ 95, 97 StGB) in Betracht. 
In diesem Fall würden die zivilen Strafverfolgungsbehör-
den tätig werden. Die Frage, ob eine Dienstpflichtverlet-
zung vorläge oder ein Straftatbestand erfüllt wäre, kann 
nicht pauschal beantwortet werden. Hier ist regelmäßig 
die Prüfung des konkreten Einzelfalles erforderlich.

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass es nicht 
hinnehmbar ist, wenn Beamtinnen und Beamte oder Sol-
datinnen und Soldaten sicherheitsrelevantes Know-how 
an Drittstaaten weitergeben, nachdem sie ihre Tätigkeit 
im Ministerium oder in der Bundeswehr beendet haben. 
Wir werden deshalb in Abstimmung mit anderen Ressorts 
prüfen, ob die bisherigen Gesetze und Regelungen, die 
ein solches Verhalten unterbinden sollen, nachgeschärft 
werden müssen, sowohl in dienstrechtlicher wie in straf-
rechtlicher Hinsicht.

Frage 36
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Hitschler auf die Frage 
der Abgeordneten Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

In welcher Anzahl sind der Bundesregierung Ausbildungen 
von chinesischen Kampfpiloten durch ehemalige Bundeswehr-
piloten bekannt (bitte auch den Zeitpunkt des Bekanntwerdens 
jeweils angeben – siehe dazu: www.tagesschau.de/ausland/ 
asien/ex-kampfpiloten-china-102.html), und in wie vielen Fäl-
len aus anderen Ländern, die nicht Mitglied der NATO sind, 
sind der Bundesregierung in den letzten fünf Jahren solche 
Ausbildungen bekannt geworden (bitte die Länder einzeln auf-
listen)?

Der Bundesregierung ist bekannt, dass China über ex-
terne Agenturen versucht, ehemalige NATO-Piloten als 
Ausbilder anzuwerben. Dies gilt auch für ehemalige deut-
sche Bundeswehrpiloten. Bitte haben Sie Verständnis da-
für, dass wir zu den Details der eingestuften Ermittlungen 
keine weiterführenden Angaben machen können.

Frage 37
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Hitschler auf die Frage 
des Abgeordneten Petr Bystron (AfD):

Wurde nach Kenntnis der Bundesregierung das „Russische 
Freiwilligenkorps“ von der ukrainischen Armee mit Waffen 
ausgerüstet, und waren darunter auch Waffen aus deutscher 
Produktion bzw. aus deutschen Waffenbeständen (auch Ring-
tausch; vergleiche www.zdf.de/nachrichten/politik/denis- 
nikitin-rechtsextremismus-ukraine-krieg-russland-100.html)?

Die Bundesregierung hat im Sinne der Fragestellung 
keine Kenntnis und nimmt nicht Stellung zu Waffenlie-
ferungen anderer Staaten.

Frage 38
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Hitschler auf die Frage 
des Abgeordneten Ingo Gädechens (CDU/CSU):

Wie hoch sind zum jetzigen Stand die für das Jahr 2023 
außerhalb des Einzelplans 14 im Bundeshaushalt veranschlag-
ten Verteidigungsausgaben nach NATO-Kriterien (bitte unter 
Angabe der absoluten Höhe der außerhalb des Einzelplans 14 
veranschlagten Ausgaben sowie der relativen Höhe bezogen 
auf die gesamten Verteidigungsausgaben), und wie teilen sich 
die Ausgaben außerhalb des Einzelplans 14 auf die übrigen 
Einzelpläne des Bundeshaushaltes auf (bitte jeweils einzel-
planscharfe Angabe mit absoluter Höhe der dort veranschlag-
ten Verteidigungsausgaben nach NATO-Kriterien)?

Die veranschlagten Verteidigungsausgaben nach 
NATO-Kriterien für 2023 außerhalb des Einzelplans 14 
betragen rund 9 500 Millionen Euro. Alle darüber hinaus-
gehenden Informationen sind von erhöhter sicherheits-
empfindlicher Relevanz und unterliegen daher als Ver-
schlusssache der Geheimhaltung.

Frage 39
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Thomas Hitschler auf die Frage 
des Abgeordneten Ingo Gädechens (CDU/CSU):

Meinte Bundeskanzler Olaf Scholz bei seiner Rede im Deut-
schen Bundestag am 27. Februar 2022 (Zitat: „Wir werden von 
nun an Jahr für Jahr mehr als 2 Prozent des Bruttoinlands-
produkts in unsere Verteidigung investieren“, Plenarprotokoll 
20/19), dass beginnend mit dem Haushaltsjahr 2022 die Ver-
teidigungsausgaben der Bundesrepublik Deutschland gemäß 
NATO-Definition über 2 Prozent des Bruttoinlandprodukts 
betragen sollten, oder ist dies eine Falschinterpretation dieser 
Aussage, und wurde diese Ankündigung seitdem vollumfäng-
lich umgesetzt, bzw. sieht sich die gesamte Bundesregierung in 
ihrem zukünftigen Handeln an diese Ankündigung des Bun-
deskanzlers gebunden?

Es ist beabsichtigt, ab dem Jahr 2024 die NATO-Quote 
zu erreichen.

Frage 40
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Edgar Franke auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Pilsinger (CDU/CSU):

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Pro-
blematik, dass der GKV-Spitzenverband aufgrund eines beste-
henden Schiedsspruches und der Regelungen in der Arznei-
mittelabrechnungsvereinbarung nach § 300 Absatz 3 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch im Zusammenhang mit der 
Verblisterung von Medikamenten nach mir vorliegenden Infor-
mationen auch nach diversen Gesprächen der Selbstverwal-
tung nach wie vor auf die Übermittlung der Chargenbezeich-
nung im Abgabedatensatz eines E-Rezepts besteht, was bei der 
Verblisterung einzelner Tabletten nach meiner Überzeugung 
nicht realistisch ist, und wie positioniert sich die Bundesregie-
rung zu meinem Vorschlag, es – etwa bei einem Regress – so 
zu regeln, dass der den Arzneimittel-Schlauchblister aus-
gebende Apotheker im E-Rezept das konkrete Blisterzentrum 
notiert, das die jeweilige Chargenbezeichnung konkret zurück-
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verfolgen kann, um schlussendlich die für 400 000 Patienten, 
deren Angehörige und deren Pflegepersonal entlastende Me-
thode der Arzneimittel-Blister nicht an sich zu gefährden?

Der Bundesverband Patientenindividueller Arzneimit-
telverblisterer ist bereits auf unterschiedlichen Ebenen an 
das Bundesministerium für Gesundheit herangetreten 
und hat den dargestellten Sachverhalt geschildert. Das 
Bundesministerium für Gesundheit hat den Sachverhalt 
bereits mit den Parteien der Arzneimittelabrechnungsver-
einbarung nach § 300 Absatz 3 Satz 1 Fünftes Buch So-
zialgesetzbuch erörtert. Nach Auffassung des Bundes-
ministeriums für Gesundheit besteht die Verpflichtung 
zur Chargendokumentation auch im Falle der Verbliste-
rung; einer alternativen Regelung bedarf es insoweit 
nicht.

Frage 41
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Edgar Franke auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Pilsinger (CDU/CSU):

Gibt es seitens der Bundesregierung aktuelle Überlegungen, 
den bestehenden Rechtsrahmen bezüglich der Verschreibung 
von medizinischen Cannabisprodukten (Arzneimittel) durch 
Personen im Besitz einer ärztlichen Approbation respektive 
eines Arztausweises dahin gehend enger zu fassen, um die 
nach meiner Kenntnis zunehmende Zahl aufkommender (und 
häufig auch werbender) Onlineplattformen für die entgelt- 
liche Bezugsmöglichkeit von Betäubungsmittelrezepten zum 
Erwerb von Medizinalcannabis als Selbstzahlerleistung 
(„Privatrezept“) – bestehend aus Wirtschaftsunternehmen, die 
ihrerseits Ärztinnen und Ärzte anstellen, die überwiegend 
keine Kassenzulassung besitzen bzw. auch nicht privatärztlich 
hauptberuflich arbeiten, somit unter (Aus-)Nutzung der ihnen 
gesetzlich verliehenen Legitimation ausschließlich Medizinal-
cannabisprodukte ohne Berücksichtigung anderer therapeuti-
scher Optionen, das heißt insbesondere sogenannter High- 
THC-Blütensorten, verordnen – einzudämmen, und wenn sol-
che Überlegungen derzeit nicht angestellt werden, wie will die 
Bundesregierung verhindern, dass, wie von mir befürchtet, der 
Schwarzmarkt für Genusscannabis nicht (weiter) durch sol-
che – atypische und einseitige – Verordnungswege mit hoch-
potenten Cannabisprodukten gespeist und pseudolegitimiert 
wird?

Zwischen Cannabis zu medizinischen Zwecken und 
Cannabis zu nichtmedizinischen Zwecken ist zu differen-
zieren. Cannabis aus einem Anbau, der zu medizinischen 
Zwecken unter staatlicher Kontrolle gemäß den Arti-
keln 23 und 28 des Einheits-Übereinkommens von 1961 
über Suchtstoffe erfolgt, ist ein verkehrs- und verschrei-
bungsfähiges Betäubungsmittel nach Anlage III zu § 1 
Betäubungsmittelgesetz (BtMG). Die Verschreibung 
von Cannabis unterliegt daher dem Rechtsrahmen von 
BtMG und Betäubungsmittel-Verschreibungsverord-
nung. Die Verschreibung kann ausschließlich zu medizi-
nischen Zwecken im Rahmen einer ärztlichen Behand-
lung erfolgen.

Voraussetzung hierfür ist nach § 13 Absatz 1 BtMG, 
dass die Anwendung begründet ist. Dies setzt insbeson-
dere voraus, dass eine Eingangsuntersuchung mit Diag-
nosestellung stattfindet und eine Indikationsstellung mit 
der Prüfung von Behandlungsalternativen erfolgt. Das 
Verschreiben entgegen § 13 Absatz 1 BtMG ist nach 
§ 29 Absatz 1 Nummer 6 Buchstabe a BtMG strafbar 
und kann mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe geahndet werden. Die Überwachung des Be-

täubungsmittelverkehrs bei Ärztinnen und Ärzten obliegt 
den zuständigen Behörden der Länder. Das Bundesminis-
terium für Gesundheit beobachtet die Entwicklung zu 
Cannabis als Medizin aufmerksam.

Unabhängig davon wird davon ausgegangen, dass zu-
künftig durch die gesetzliche Umsetzung der kontrollier-
ten Abgabe von Cannabis an Erwachsene zu nichtmedi-
zinischen Zwecken eine legale Zugangsmöglichkeit für 
Konsumentinnen und Konsumenten eröffnet wird.

Frage 42
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Oliver Luksic auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU):

Wie viele Kommunen haben gemäß dem folgenden Förder-
aufruf (https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/DG/ 
aufruf-zur-foerderung-von-beratungsleistungen.pdf?__blob= 
publicationFile) einen Antrag auf Beratungsleistung im Mai 
2023 eingereicht (bitte nach Bundesländern aufschlüsseln)?

Im Mai 2023 wurden insgesamt 61 Anträge auf För-
derung von Beratungsleistungen gemäß Gigabit-Richt-
linie 2.0 eingereicht. Eine Aufschlüsselung der einge-
reichten Anträge nach Ländern kann der nachfolgenden 
Tabelle entnommen werden. Bis zum 31. Mai 2023 
wurde kein Antrag auf Förderung von Infrastrukturpro-
jekten eingereicht.

Anträge auf Beratungsleistung Anzahl

Baden-Württemberg 5

Bayern 52

Berlin 0

Brandenburg 1

Bremen 0

Hamburg 0

Hessen 0

Mecklenburg-Vorpommern 0

Niedersachsen 0

Nordrhein-Westfalen 0

Rheinland-Pfalz 1

Saarland 1

Sachsen 0

Sachsen-Anhalt 0

Schleswig-Holstein 1

Thüringen 0

Summe 61
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Frage 43
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Oliver Luksic auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU):

Wie viele Kommunen haben gemäß der Richtlinie „För-
derung zur Unterstützung des Gigabitausbaus der Telekom-
munikationsnetze in der Bundesrepublik Deutschland“ vom 
31. März 2023 (GigabitRL 2.0) einen Antrag auf Förderung 
gemäß der Fast Lane (https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/ 
A n l a g e / D G / a u f r u f - z u r - f o e r d e r u n g - v o n -  
infrastrukturprojekten-fast-lane.pdf?__blob=publicationFile) 
im Mai 2023 eingereicht (bitte nach Bundesländern aufschlüs-
seln)?

Vor der Einreichung eines Antrags auf Förderung von 
Infrastrukturprojekten haben Kommunen ein Markt-
erkundungsverfahren mit einer Dauer von mindestens 
acht Wochen durchzuführen. Das Markterkundungsver-
fahren dient der Abgrenzung eines Fördergebiets von 
Gebieten, die eigenwirtschaftlich ausgebaut werden. 
Aufgrund der Frist von mindestens acht Wochen ist die 
Einreichung von Förderanträgen frühestens ab Ende Mai 
2023 zu erwarten.

Seit Veröffentlichung des Förderaufrufs am 3. April 
2023 wurden bis zum 31. Mai 2023 noch keine Anträge 
auf Förderung von Infrastrukturprojekten in Kommunen 
mit besonderem Nachholbedarf (Fast Lane) eingereicht.

Die Breitbandförderung unterstützt gezielt meist länd-
liche, weniger dicht besiedelte oder strukturschwache 
Regionen.

Frage 44
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Oliver Luksic auf die Frage des 
Abgeordneten Christian Hirte (CDU/CSU):

Wann ist nach Kenntnis der Bundesregierung mit einem 
Vorschlag der EU-Kommission für die Neuzulassung von 
Pkw mit Verbrennungstechnologie nach 2035 zu rechnen, 
wenn diese ausschließlich mit E-Fuels betankt werden, und 
was unternimmt die Bundesregierung konkret, um die EU- 
Kommission dabei zu unterstützen?

Am 28. März 2023 haben die EU-Mitgliedstaaten die 
Neuregelung der CO2-Flottengrenzwerte für Pkw und 
leichte Nutzfahrzeuge beschlossen. Im Zuge dessen hat 
die Europäische Kommission (EU KOM) auf Initiative 
des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr hin 
erklärt, dass sie sich für technologieneutrale Klimavor-
schriften einsetzt und den Erwägungsgrund 11 als Aus-
gangspunkt für entsprechende Gesetzgebungsinitiativen 
sieht. Die EU KOM wird daher eine Verordnung der 
Kommission zur Änderung der Typgenehmigungen für 
Fahrzeuge, die nachweislich und ausschließlich mit E- 
Fuels betrieben werden, vorlegen. Dieser Vorschlag 
wird aktuell innerhalb der EU KOM abgestimmt, und 
bis Juli 2023 wird die Vorlage im zuständigen tech-
nischen Ausschuss erwartet.

Die Erklärung der EU KOM, die Voraussetzung für die 
deutsche Zustimmung zur Revision der Flottenzielwerte 
war, sieht weiterhin vor, dass die EU KOM im Herbst 
2023 eine Delegierte Verordnung vorlegen wird, die dar-
legt, wie E-Fuels-only-Fahrzeuge mit den Flottenzielwer-
ten zusammenwirken.

Die Bundesregierung begleitet den vorgenannten Pro-
zess intensiv, insbesondere im Hinblick auf den Stand der 
Umsetzung. Die Bundesregierung hat die klare Erwar-
tung, dass die wesentlichen Schritte, die seitens der 
EU KOM angekündigt wurden, entsprechend zeitnah er-
folgen werden.

Frage 45
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Bettina Hoffmann auf die 
Frage des Abgeordneten Christian Hirte (CDU/CSU):

Wann wird die Bundesregierung den von den Fraktionen 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP geforderten (verglei-
che Bundestagsdrucksache 20/5830) Einsatz und Vertrieb pa-
raffinischer Kraftstoffe in Reinform ermöglichen und dazu 
eine Änderung der Zehnten Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes im Bundeskabinett be-
schließen?

Die Koalitionsfraktionen haben am 28. März 2023 be-
schlossen, dass die DIN EN 15940 in die Zehnte Verord-
nung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes aufgenommen wird. Zeitgleich soll die 
Förderung fossiler Kraftstoffe durch eine Änderung des 
Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetzes beendet wer-
den. Das BMUV und das BMDV arbeiten derzeit an der 
Umsetzung dieser Rechtsänderungen.

Frage 46
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Bettina Hoffmann auf die 
Frage des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka 
(AfD):

Sieht die Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz, nu-
kleare Sicherheit und Verbraucherschutz, Steffi Lemke, vor 
dem Hintergrund der aktuell durch ihr Ministerium veröffent-
lichten allgemeinen Warnung vor künstlicher UV-Bestrahlung, 
Anlass, den Betrieb und/oder die Nutzung von Sonnenstudios 
weiter einzuschränken (www.bmuv.de/themen/nukleare- 
sicherheit-strahlenschutz/strahlenschutz/nichtionisierende- 
strahlung/uv-schutz/uv-strahlung-in-solarien, zuletzt abge-
rufen am 22. Mai 2023)?

Das BMUV prüft derzeit Maßnahmen zur Verbes-
serung des Schutzes vor den schädlichen Wirkungen 
von UV-Strahlung aus Solarien. Dies umfasst auch Än-
derungen der UV-Schutz-Verordnung.

Mit der UV-Schutz-Verordnung haben wir ein Regel-
werk, das vor den schädlichen Wirkungen von künst-
licher UV-Strahlung schützt. Wegen der kontinuierlich 
steigenden Hautkrebszahlen ist es umso wichtiger, dass 
diese Schutzvorschriften eingehalten werden. Hier trifft 
die Betreiber/-innen von UV-Bestrahlungsgeräten eine 
große Verantwortung.

Zehn Jahre des Vollzugs haben gezeigt, dass Defizite 
bei der Einhaltung der UV-Schutz-Verordnung bestehen. 
So erhalten zum Beispiel trotz des Verbots in § 4 des 
Gesetzes zum Schutz vor nichtionisierender Strahlung 
bei der Anwendung am Menschen (NiSG) weiterhin 
Minderjährige Zugang zu Solarien. Zudem zeigen die 
Zahlen der absolvierten Schulungen für die Qualifizie-
rung des Fachpersonals, dass die Betreiber/-innen ihren 
Pflichten an dieser Stelle nicht vollständig nachkommen.
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(A) Frage 47 
Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Bettina Hoffmann auf die 
Frage der Abgeordneten Astrid Damerow (CDU/CSU): 

Welche konkreten Ergebnisse in Bezug auf den künftigen 
Schutz der Oder und die Vermeidung von Schadensereignis-
sen, wie dem Fischsterben im letzten Sommer 2022, hatten die 
Gespräche mit der polnischen Umweltministerin Anna Mo-
skwa am 7. Juni 2023? 

Die Gespräche zwischen Frau Bundesumweltministe-
rin Steffi Lemke und der polnischen Umweltministerin 
Anna Moskwa am 7. Juni 2023 in Slubice dienten im 
Wesentlichen dem Austausch zu den Schlussfolgerungen 
aus dem Fischsterben in der Oder im Sommer 2022 und 
zur Verhinderung eines erneuten Fischsterbens. Konkret 
hat sich Frau Bundesumweltministerin Lemke insbeson-
dere für die Stärkung der deutsch-polnischen Zusammen-
arbeit zur Erstellung eines Frühwarnsystems und die Re-
duzierung polnischer Salzeinleitungen ausgesprochen. 
Von polnischer Seite wurde die Fortsetzung der Zusam-
menarbeit zugesagt. Wasserrechtliche Genehmigungen in 
Polen würden überprüft; illegale Einleitungen seien ge-
stoppt worden. 
Darüber hinaus fand ein Informationsaustausch zu Ak-

tivitäten wie Untersuchungen und Maßnahmen auf natio-
naler Ebene statt. Das BMUV wird mit der polnischen 
Seite sowie dem für den Gewässerschutz an der Grenzo-
der zuständigen Land Brandenburg auf verschiedenen 
Ebenen in Kontakt bleiben und auch weiterhin auf die 
Verhinderung eines erneuten Fischsterbens hinwirken. 

(B) 
Frage 48 

Antwort 
der Parl. Staatssekretärin Dr. Bettina Hoffmann auf die 
Frage des Abgeordneten Björn Simon (CDU/CSU): 

Wie will die Bundesregierung bei den Verhandlungen zur (C)
EU-Verpackungsverordnung sicherstellen, dass das deutsche 
Mehrwegsystem in seiner bisherigen Ausgestaltung auch wei-
terhin Bestand haben kann (www.morgenpost.de/wirtschaft/ 
article238540715/bier-deutschland-mehrweg-eu-plan-
verpackung-brauereien.html)? 

Der von der Europäischen Kommission am 30. Novem-
ber 2022 vorgelegte Vorschlag für eine Verordnung über 
Verpackungen und Verpackungsabfälle enthält zum Teil 
ambitionierte Vorschläge, die zur Abfallvermeidung bei-
tragen können. Wir bewerten es positiv, dass die Euro-
päische Kommission in ihrem Vorschlag Mehrweglösun-
gen als eine wichtige Maßnahme zur Abfallvermeidung 
adressiert und erstmalig europaweit Mehrwegsysteme 
aufbauen will. 

Mit der Nutzung von Mehrwegverpackungen fallen im 
Vergleich zu Einwegverpackungen viel weniger Abfälle 
an. Deutschland übererfüllt die im Verordnungsvorschlag 
für das Jahr 2030 vorgeschlagenen Quoten für Getränke 
bereits heute. Die im Verordnungsentwurf verankerten 
Anforderungen an Mehrwegsysteme sind für zukünftige 
Mehrwegsysteme sinnvoll. 

Die Europäische Kommission hat betont, dass sie nicht 
beabsichtigt, etablierte Mehrwegsysteme zu gefährden. 
Sie stellt vielmehr in einer Presseerklärung klar, dass 
die Befürchtung, dass Mehrwegflaschen eingeschmolzen 
werden müssten, unbegründet sei, nennt das deutsche 
Pfandsystem einen Erfolg und ermutigt andere Mitglied-
staaten und Wirtschaftszweige, entsprechende Systeme 
einzuführen. 

Die Bundesregierung setzt sich bei den derzeitigen (D)
Verhandlungen des Verordnungsvorschlages auf europäi-
scher Ebene aktiv dafür ein, dass existierende Mehrweg-
systeme wie in Deutschland in der Verordnung angemes-
sen berücksichtigt werden. 
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